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Nie mehr als in der neueſten Zeit iſt nach Verwirk⸗ 
lichung des Vernunftsrechts thätig geſtrebt, gerungen, hoch⸗ 
herzig dafür gekämpft worden; und nie feindſeliger als 
eben heute hat die Schule gegen die Wahrheit oder 
Giltigkeit deſſelben Rechtes ſich erhoben. Die weit⸗ 
aus vorherrſchende Richtung der neueſten Rechtsgelehrten 
iſt dem Naturrecht abhold. Nur das poſitive und 
das hiſtoriſche Recht empfängt ihre Huldigungen; 
das Naturrecht wird in das Reich der leeren, unprakti⸗ 
ſchen Spekulationen, oder der Träume verwieſen. Hier 
parteiiſche Vorliebe für das Fach, deſſen Studium man 
ſeine Lebensmühe gewidmet, oder durch welches man 
Berühmtheit erlangt hat, dort die Macht der Gewohn⸗ 
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heit, die den Geiſt unvermerkt in den Kreis täglich ans 
geregter, handwerksmäßig erlernter und geübter Begriffe 
und Anwendungen bannt, hier alſo Ungeneigtheit, dort 
Unfähigkeit zur Erfaſſung der reinen Rechtsidee, und 
hiezu bei der Schaar der Nachbeter die knechtiſche Ver— 
ehrung für eines gefeierten Meiſters Wort, erklären die 
Verſchwörung der großen Mehrzahl der poſitiven Juri⸗ 
ſten gegen das Vernunftrecht. Aber auch in angeblich 
philoſophiſchen Werken — deren Verfaſſer jedoch 
meiſt die Rechtslehre nur an der Schwelle begrüßten, 
und darum, des eigenen Urtheils unmächtig, blos nach 
fremden Autoritäten ſprechen — finden wir gleich wegwer⸗ 
fende Urtheile gegen ein allgemein giltiges, reines Ver⸗ 
nunftrecht. Zur Befangenheit und Unkunde geſellt ſich 
ſodann nicht ſelten noch Unlauterkeit der Geſinnung. 
Das Vernunftrecht wird gehaßt, und darum verun⸗ 
glimpft, verdächtigt und herabgewürdigt von den Anmaf- 
ſenden und Selbſtſüchtigen, und von den feilen Wort⸗ 
führern derſelben, weil es gegen den Mißbrauch der Ge⸗ 
walt, gegen den Uebermuth der Privilegirten, überhaupt 
gegen das hiſtoriſche Unrecht den offenen Krieg führt, 
und weil mit jedem Anhänger, welchen es ſich gewinnt, 
ein Hoffnungsgrund mehr entſteht, daß es noch einſt zu 
der ihm gebührenden, von den Böſen gene Herr⸗ 
ſcaft gelange. % Hie % A 
Freilich trägt auch d die Beschaffenheit ic wir 
| dürfen wohl ſagen der meiſten, Theorien oder Syſteme 
des Vernunftrechts dazu bei, die weit verbreitete Gering⸗ 
ſchäzung deſſelben zu erklären, ja gewiſſermaßen zu recht⸗ 
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fertigen. Unklarheit, tönender Wortkram, Pedanterei, 
bare Träumerei, anmaßendes Diktat oder eitle Sophi⸗ 
ſtik, charakteriſiren nur zu häufig die Luftgebäude der 
ältern und neuern naturrechtlichen Schulen und Schrift⸗ 
ſteller; und dieſe Selbſt zerſtören wechſelfeitig, durch Auf 
deckung des Ungrundes ihrer Lehren, Einer des Andern 
Credit, und tödten dadurch endlich überhaupt den Glauben 
an ein wahrhaft wiſſenſchaftliches und giltiges Naturrecht. 

Wenn ich bei ſo niederſchlagenden Wahrnehmungen 
mich gleichwohl noch zu einem Verſuch erkühne, den Be⸗ 
griff und das Prineip des Naturrechts und feinen, Anz 
ſpruch auf Herrſchaft troz allem poſitiven und hiſto⸗ 
riſchen Recht in's Klare zu ſezen, ſtelle ich dadurch nicht 
dem Vorwurf der Anmaßung mich bloß? — Allerdings 
würde ich es thun, wenn ich dabei in einen Wettſtreit 
der Gelahrtheit, der Genialität oder des Tiefſinns mit 
ſo vielen gefeierten Vorgängern mich einzulaſſen gedächte. 
Allein ich glaube, das natürliche Recht liegt uns weit 
näher, als man bisher meinte; es iſt zu deſſen Er⸗ 
kenntniß nicht nothwendig, ja nicht einmal gut, die Tie⸗ 
fen einer geheimnißvollen Metaphyſik zu durchwandern, 
in den Streit aller philoſophiſchen Schulen ſich einzu⸗ 
miſchen, oder gar ein eigenes neues Syſtem zu erſchaf⸗ 
fen. Ob wir das Abſolute ergründen oder nicht ergrün⸗ 
den, ob wir es im Feuer oder Waſſer, in der Allheit 
oder in einem perſönlichen Gott, oder in der Ichheit, 
oder in der Identität alles Seyns zu ſuchen haben; 
oder ob überall, von Pythagoras und den ſieben Weiſen 
an, durch alle philoſophiſchen Schulen bis herab auf 
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Kant, Fichte, Schelling und Hegel, in irgend einem 
oder in welchem der aufgeſtellten Syſteme Wahrheit 
ſey oder nicht ſey — das kann, weil nur den Wenigſten 
und auch dieſen nur äußerſt ſchwer zugänglich, ja immer 
ungewiß und ſtets wiederkehrenden Zweifeln preis, nim⸗ 
mer von Entſcheidung für eine vernünftige Rechtstheorie 
ſehn. Welches Syſtem man immer in der ſpekulativen 
Philoſophie annehme oder verwerfe, und ob man eines 
oder keines annehme: das alles kann und ſoll auf die 
Rechtsſäze von keinem Einfluß ſeyn. Die Rechts⸗ 
wahrheiten müſſen zugänglich ſeyn auch dem gemeinen 
oder geſunden Menſchenverſtand; denn ſie for⸗ 
dern allgemeines Anerkenntniß und allgemeine 
Beobachtung. Auch müſſen ſie — ähnlich hierin den 
mathematiſchen Wahrheiten — die nämlichen blei⸗ 
ben, unter allem Wechſel und Zank der metaphyſiſchen 
Schulen. Denn an ſolchem Zanke Theil, oder auch nur 
genauere Kunde davon zu nehmen, iſt Niemand ſchul⸗ 
dig, auch nur Wenigen möglich; das Recht aber ſoll 
für Alle gelten und eine feſte — nöthigenfalls ſelbſt 
mit Zwang zu handhabende, alſo jeder Gefahr des Irr⸗ 
thums entrückte — Norm ihrer Wechſel-Verhältniſſe 
ſeyhn. Wohl mag es eine Verbindung oder einen Zu⸗ 
ſammenhang geben zwiſchen den Rechtswahrheiten und 
jenen höhern und höchſten Wahrheiten vom Abſoluten, 
von Gott, Natur, unendlichem Geiſt u. ſ. w. Aber 
dieſe höchſten Wahrheiten ſind ja ſelbſt noch nicht er⸗ 
kannt, daher auch jenes etwa beſtehende Verbindungs⸗ 
glied nicht. Wie es alſo damit immer beſchaffen ſey: 
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das Recht wird darum kein anderes, und der Weg, es 
zu finden, geht nicht durch die Irrſale einer ſpitzfindigen 
oder durch die hohen Regionen einer vom Ueberſchwäng⸗ 
lichen trunkenen Philoſophie; ſondern er hält ſich auf 
der lichten Ebene des geſunden een, und 
der Anſpruchloſeſte mag ihn wandeln. 

Uebrigens ſind — troz aller Verirrungen der 
Schule und troz des Streites um den lezten Grund 
alles Rechtes — dennoch die wichtigſten Wahrheiten deſ⸗ 
ſelben längſtens erkannt; und keine Dialektik wird ſie 
der Anerkennung und der Liebe der Verſtändigen und 
Guten wieder entwinden. Es handelt ſich alſo nicht um 
Aufſtellung ganz neuer Lehren, ſondern mehr um Läu⸗ 
terung, genauere Beſtimmung und wiſſenſchaftliche Ver⸗ 
bindung der bereits vorhandenen Anerkenntniſſe, um Auf⸗ 
hebung einiger folgenreicher Mißverſtändniſſe, um Be⸗ 
richtigung der auffallendſten Verkehrtheiten, um par⸗ 
teiloſe Verſtändigung über gemein Verſtändliches, 
zumal‘ aber um Feſtſtellung des Verhältniſſes zwiſchen 
natürlichem und poſitivem oder überhaupt hiſtoriſchem 
Recht, und um beſtimmte Zeichnung des dem erſten 
ewig, weil vernunftgemäß, angehörenden Gebietes. 

Hierin allein beſteht die Aufgabe, welche der Ver⸗ 
faſſer ſich geſezet. Aber er erkennt auch bei ſolcher Be- 
ſchränkung ihres Umfangs dennoch ihre Schwierigkeit und 
bedeutungsvolle Wichtigkeit, zumal für unſere große Zeit. 

Bei dem heut' allüberall, fo weit denkende, eivili— 
ſirte Menſchen ſind, tauſendſtimmig ertönenden Ruf nach 
Verbeſſerung des geſellſchaftlichen Zuſtandes, erſcheinen 
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als die erſten Fragen, deren Löſung noth thut und für 
Alles, was zu thun oder zu laſſen iſt, beſtimmend ſeyn 
muß, die zwei: Was fordert unbedingt Abſchaf⸗ 
fung oder Reform? und: wie iſt dieſer Forderung zu 
entſpreſſen „ unbeſchadet dem Recht?? — Beide Fragen 
gehören zwar allernächſt dem öffentlichen Recht an; 
aber Inhalt und Prineipien deſſelben können nicht be⸗ 
griffen werden ohne früheres Feſtſtellen und Anerkennen 
eines natürlichen Privatrechts, demnach ohne vor⸗ 
ausgegangene Verſtändigung über den Rechtsbegriff 
überhaupt, und über die Bedingungen einer 
rechtlich giltigen dein des urſprünglichen 
Nabtezußtandes. * 

Hiernach erſcheint das Vernunftrecht als e 
liche Propädeutik der Staatswiſſenſchaft, ja 
gewiſſermaßen als integrirender Theil derſelben; und es 
erhellt die Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit eines, die 
beiden, ſonſt von einander allerdings verſchiedenen, Dis⸗ 
eiplinen. zuſammenfaſſenden, d. h. auf einer ge⸗ 
meinſchaftlichen Hauptgrundlage befeſtigenden, 
Lehrſyſtems. 

Möge der — vom Verfaſſer wohl In Schüchtern⸗ 
heit, doch mit dem Bewußtſeyn redlichen Strebens nach 
5 Wahrheit und Gemeinbeſtem unternommene — Verſuch, 
das Lehrgebäude der Staatswiſſenſchaft ganz vorzugsweis 
auf der Grundlage des Vernunf trechts aufzuführen, 
eine wohlwollende und nachſichtige Aufnahme finden! | 

Er wird folder Nachſicht, zumal in Betreff man⸗ 
cher einzelnen, von der in der Schule vorherrſchenden 
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Lehre abweichenden, Meinung bedürfen; auch wird jede 
mit Humanität vorgetragene Berichtigung dem Verfaſſer 
willkommen ſeyn ). Indeß darf er verſichern, keine 
einzige Behauptung anders, als nach vorausgegangener 
aufrichtiger und ernſtlicher Prüfung und nach redlicher 
Ueberzeugung aufgeſtellt zu haben. Auch glaubt er feſt 
— mögen im Einzelnen der Irrthümer noch ſo viele 
ſeyn: — was die Hauptprineipien, nämlich Frei 
heit und Recht, und deren allernächſte und aller⸗ 
wichtigſte Grund ſäulen betrifft — da hat er die 


ewige Wahrheit ausgeſprochen, und wohl keine andere, 


als welcher die dem Geiſt der Zeit Zugebildeten längſt 
im Stillen huldigen, wenn ſie auch häufig u 
er Aa fih dazu laut zu bekennen. 

Doch gerade das laute Bekennen und Verkünden 
thut Noth in unſerer Zeit. Es iſt eine höchſt bedeu⸗ 
tungsvolle und verhängnißſchwere, eine Zeit alles durch⸗ 
dringender Gährung und den Keim der allerwichtigſten 
Geſtaltungen in ſich tragend. Was irgend dem Bürger 
und Menſchen theuer, koſtbar, heilig iſt, darüber wird 
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9 Dagegen fieht er einerſeits den Schmähungen, welche die Par⸗ 
| teiwuth h. z. T. unerſchöpflich von ſich giebt, oder wozu fie 


xnechtiſche Federn erkauft, anderſeits den Pasquillen, worin der 


Privathaß unter dem Schirm der Anonymität ſo leicht und fo 
gern ſich Luft macht, mit Gleichgiltigkeit oder Verachtung entge⸗ 
gen, wohl wiſſend, daß Beurtheilungen, welche ſolchen Stempel an 
der Stirne tragen, und durch deren bereitwillige Aufnahme einige 
teutſche Literaturblätter ſich herabwürdigen, bei verſtändigen und 


ehrliebenden Leſern nie dem Geſchmähten, ſondern nur dem Schmä⸗ 


henden ſchaden. 
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das Loos geworfen in unſerer Zeit, vielleicht für Jahr⸗ 
hunderte, ja vielleicht für immer. Denn die außeror⸗ 
dentlichen Verhältniſſe, welche jetzt vorliegen, die Be⸗ 
ſtrebungen, Kräfte, Intereſſen und Ideen, welche jetzt 
die europäiſchen Völker in ihrem innerſten Leben auf⸗ 
rühren, die ſind noch nie geweſen; und ſie werden viel⸗ 
leicht, wenn ein böſer Genius ihre a 
ſamkeit vereitelt, nie wiederkehren 
Freiheit und Recht ſind die Loſungsworte der 
heutigen Zeit. Nicht revolutionär, ſondern auf ge 
ſezlichem Wege ſollen ſie in's bürgerliche Leben geführt, 
zur Herrſchaft erhoben werden. Ohne geſezloſe Gewalt 
— weil widerſprechend wäre, das Recht durch Unrecht 
zu erringen — nur durch Erhebung, Befeſtigung, Läu⸗ 
terung der öffentlichen Meinung, und durch de⸗ 
ren ernſte, kräftige aber ruhige Verkündigung ſoll und 
kann das hohe Ziel erreicht werden. Vereinigung 
in Anſichten und Grundſäzen, gemeinſchaftliche 
Richtung der Gemüther und der geſetzlichen Beſtrebun⸗ 
gen nach einem und demſelben Punkt, iſt die erſte * 
dingung. | 
Darum foll Jeder, ob mit ferntönender Stimme 
redend oder nur vernehmbar im kleinen Kreis, die hohen 
Loſungsworte treu, liebend, mit aller ihm nur möglichen 
Kraft verkünden. Dieß iſt der Grundſaz, wornach ich 
rede und handle. Ich werde glauben, nicht umſonſt ge⸗ 
lebt zu haben, wenn mir gelingt, auch nur Einen oder 
Zwei für Freiheit und Recht zu erwärmen, oder in der 
von ſelbſt dahin genommenen Richtung zu bekräftigen. 
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Dieſelben werden wieder andere, und dieſe abermal an⸗ 
dere Freunde der guten Sache gewinnen. So wird, ob 
auch nur ein kleiner, Waſſerfaden in dem ſchwel⸗ 
lenden Strom der öffentlichen Meinung ſich bilden. Wenn 
aber Alle nach ſolchem Grundſaz handeln, dann wird 
bald der tauſend und tauſendſtimmige Ruf — ob in den 
erſten Elementen ſchwach — in ſeiner Vereinbarung mäch⸗ 
tig wie der Sturmwind brauſen. Nicht länger werden 
die Schranzen wagen, dagegen anzukämpfen und durch 
böſe Einflüſterungen die Fürſten zu täuſchen. Und wenn 
ſie auch wollten, ſie vermöchten es nicht mehr. Der 
Geiſt der Zeit, wenn er einmal lauter und hehr das 
ganze Volk durchwehet, wird auch die Fürſtenſöhne er⸗ 
greifen — die Edelſten hat er ſchon ergriffen — und 
ſie werden mit hohem Entzücken erkennen — die con⸗ 
ſtitutionellen Fürſten erkennen es ſchon jetzo — daß weit 
belohnender, edler, herrlicher iſt, freie Menf chen z u 
regieren, als über Knechte zu herrſchen. 


Geſchrieben im Jahr 1829, 


s ER Der Verfaſſer. nal 


Heßwort zur zweiten Auflage. 
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8 dieſer zweiten Auflage iſt die Hauptlehert, 
die da ohnehin nur auf einigen wenigen, dem gemeinen 
Menſchenverſtand mehr als der Schulweisheit angehöri⸗ 
gen Grundanſt chten beruht, durchaus unverändert geblie⸗ 

ben; ſo wie auch meine Ueberzeugung von ihrer im 
Ganzen unerſchütterlichen und ewigen Wahrheit. Nur 
einige in der erſten Auflage bei Einzelnheiten einge⸗ 
ſchlichene Ueberſehen ſind berichtigt, einige Unbeſtimmt⸗ 
heiten des Ausdrucks verbeſſert, einige Lücken ergänzt 
worden. — Und ſo übergebe ich das, von mir mit vor⸗ 
züglicher Liebe geſchriebene Buch abermal den Freunden 
des Vernunftrechts zur wohlwollenden Aufnahme. 


Oktober 1839, 


Der Verfaſſer. 
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8. 77. 


Bernunftrehts-Lehre. 


Allgemeine Einleitung. n RR 


§. I. 
Vorläufige Erinnerungen. 


— — 


Das Naturrecht oder reine Vernunftrecht iſt nach der Mei— 
nung Vieler nur leere Traͤumerei, und eitler Wortkram, eine 
unhaltbare Schultheorie ohne praktiſchen Werth und Bedeutung. 
Nur wirkliche, hiſtoriſche Verhaͤltniſſe und Einſezungen, nur 
Convention und Autorität ſchaffen das Recht, welches 
daher uͤberall nur ein beſonderes und poſitives iſt. 

Anderen dagegen erſcheint ohne Vorausſezung eines Natur⸗ 
rechtes, als unentbehrlicher Grundlage und Pruͤfſteins, daher 
fortwaͤhrenden Correctuxpunktes des poſitiven, dieſes lezte wie 
ein in freier Luft ſchwebendes Gebaͤude, oder wie ein Wort 
ohne Sinn, kein eigentliches Recht, ſondern entweder ein dem 
Recht durchaus gleichgiltiger, rein faktiſ cher Zuſtand, oder 
eine wirkliche Aufhebung des Rechts, d. h. ein abſolutes 
Unrecht, daher ohne wahre Giltigkeit, ob auch durch 
Zwang behauptet und alfo geltend. 

Das Vernunftrecht beſteht nach dieſer lezten Anſicht, welcher 
auch wir aus voller Seele beipflichten, nicht nur vor allem 


poſitiven; ſondern es iſt auch die Urguelle und Bedingung 
Rottecks Vernunftrechtslehre. I. 1 
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LEN i 
der Giltigkeit alles poſitiven, das erfie und Haupikriterium 

von deſſen Güte oder Verwerflichkeit, und daher auch nach 
Einführung deſſelben fortwaͤhrend thronend in geſezgebender 
und richterlicher Hoheit. 

Die Beweisfuͤhrung für dieſe, je nachdem fie wahr oder 
unwahr iſt, über den ganzen Werth oder Unwerth des Rechtes 
entſcheidende Lehre, kann erſt dann ſtatt haben, wenn wir in 
das Weſen der Rechtsidee und der derſelben entfließenden Rechtes 
geſeze werden eingedrungen ſeyn. Aber ſo viel iſt gleich bei der 
fluͤchtigſten Erwägung einleuchtend: eine Liebe für das Recht, 
eine Verehrung fuͤr daſſelbe, eine mit Innigkeit und Hinge⸗ 
bung ihm darzubringende Huldigung kann, wenn daſſelbe 
nichts anderes iſt, als eine Summe von Menſchenſazungen, 
son aufgekommenen Gebraͤuchen und, zufällig beſtehenden Eins 
richtungen, nichts als ein Gemengſel von Gutem und Schlech⸗ 
tem, Lobenswerthem und Verwerflichem, Wohlthaͤtigem und 
Heilloſem, durch Verabredung oder durch Machtgebot Vieler 
oder Weniger, aus lauteren oder unlauteren Gruͤnden, durch 
Ueberzeugung, Liſt oder Gewalt, zum wahren oder vermeinten 
Beſten Vieler oder Weniger, oder auch zur Niederdruͤckung der 
Meiſten oder Aller unter die Allgewalt und das Allrecht Eins 
zelner ins Leben Geführtem — eine Achtung für ſolch' ein 
Recht, ſagen wir, kann in der Bruſt eines vernuͤnftigen, edel⸗ 
ſtolzen Menſchen nicht aufkommen. Und doch iſt dieſe Empfin⸗ 
dung maͤchtig und vorherrſchend in der Bruſt aller Guten; und 
doch erkennen wir in der Liebe zum Recht, in der unaustilg⸗ 
baren Sehnſucht nach deſſen Herrſchaft, den Adelsbrief unſeres 
Geſchlechtes! — 

Jeder Verſtaͤndige erkennt demnach oder ahnet wenigſtens 
auch im poſitiven Recht eine heilige Grundlage, und eine hoͤhere 
als menſchliche Weihe, und nur dieſer iſt feine Verehrung zus 
gewendet. Dieſe Grundlage aber und dieſe Weihe iſt — Nas 
turrecht oder Vernunftrecht. Das poſitive iſt heilig, weil 
auf den Grund des Naturrechts gebaut, es iſt ehrwuͤrdig im 
Maß ſeiner Uebereinſtimmung mit dem ewigen Recht der 
Vernunft. Ohne ſolche Uebereinſtimmung gehoͤrt es blos zum 
ſchlechten Reiche der Gewalt. 

Zwei Maͤchte naͤmlich ſind es, welche ſich in die Herrſchaft 
der menſchlichen Dinge theilen: Recht und Gewalt; die eine, 
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welcher allein die Herrſchaft gebührt, und welcher ſie nach 
Möglichkeit zu verſchaffen, die Pflicht aller Menſchen und das 
Beſtreben aller Guten iſt; die andere, welche unaufhoͤrlich ſie 
der erſten zu entwinden ſtrebt, auch gar vielfaͤltig wirklich ent⸗ 
windet, und welche als Feindin der erſten furchtbar, als 
Alliirte unzuverlaͤßig und nur als ihre Dienſtmagd — wozu 
die Vernunft ſie beſtimmt hat — von Werth iſt; die eine, 
welche, wenn ſie auch niedergedruͤckt wird, gleichwohl ihren hohen 
Adel beibehaͤlt, ihre ſiegreiche Feindin in Verwirrung und ſtaͤte 
Furcht verſezt, und alle Guten als ihre gebornen Unterthanen 
beſizt; die andere, die natürliche Gebieterin aller Knechte, zu— 
gleich Hoffärtig, die Beſchraͤnkung durch Prinzipien verſchmaͤ⸗ 
hend, nach Alleinherrſchaft ſtrebend, jedoch, wenn triumphirend, 

gerade durch ihre Herrſchaft geſchaͤndet, und nur alsdann von 
Werth, wenn ſie der erſten dient. f 

Der erſten Macht nun allein huldigt die vom Ber 
nunftrecht ausgehende Jurisprudenz. Die gemeine, am poſi⸗ 
tiven klebende Juriſt erei froͤhnt ohne Unterſchied auch der 
zweiten. 


a — | 


F. II. 


0 ee einiger der Vernunftrechtslehre nöthigen Begriffe aus 
der allgemeinen, ſpekulativen und praktiſchen, Philoſophie. 


Die Vernunft⸗Rechtslehre ſezt die Hauptbegriffe aus der 
Pſychologie und Anthropologie voraus, d. h. alſo den Begriff 
von der Natur unſerer Seele, als desjenigen Weſens oder 
Vermoͤgens, welches in uns denkt, empfindet und will, 
und von den, ihrer doppelten — sinnlich vernünftigen — 
oder dreifachen — ſinnlichen, verſtaͤndigen und ver⸗ 
nünftigen Natur angehoͤrigen, einzelnen Vermögen, als dem 
niedern, mittlern und obern a. Erkenntniß⸗ b. Em⸗ 
p piu dung s⸗ und c. Begehrungs⸗Vermogen. Daher 
ſezt fie voraus — was die Erkennt niß betrifft — die Bes 
griffe von Anſchauung, Einbildungskraft, Gedäͤcht⸗ 
niß, Erinnerung; dann von Ver ſtand, Abſtraktlon 
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und Reflexion und endlich von der (ſpekulativen) Vernunft; 
weiter — in Bezug auf die Empfindung — von der ge— 
mein ſinnlichen und aͤußern, dann von der hoͤhern, ins 
nern und geiſtigen Empfindung und endlich von dem mora— 
liſchen Gefuͤhl (Luſt oder Unluſt an den von der Vernunft 
gebotenen oder verbotenen Handlungsweiſen); und ebenſo auch 
in der Leiter des Begehrens von dem ſinnlichen Begeh— 
ren und Verabſcheuen, von dem verſtaͤndigen Willen 
und endlich von dem freien Willen oder von der prakti⸗ 
ſchen Vernunft. — Uoeberall alſo, in der dreifachen Leiter, 
erſcheint die Vernunft — das Vermögen der Ideen — als das 
Hoͤchſte, als die Vollendung, und als diejenige Kraft, 
welche — eben weil eine und Grund-Kraft — überall nach 
Einheit, nach Uebereinſtimmung mit ſich ſelbſt, alſo nach 
Vermeidung alles Widerſpruchs, in allen Sphären 
ihrer Wirkſamkeit einzeln und zuſammengenommen noth⸗ 
wendig ſtrebt. 

Unter den Seelen vermoͤgen iſt für die Vernunftrechtslehre, 
als einen Theil der praktiſchen Philoſophie, ganz vorzuͤg⸗ 
lich das Begehrungsvermoͤgen wichtig und eine Vergegen⸗ 
waͤrtigung der hier vorkommenden Begriffe zumal fuͤr die Un⸗ 
terſcheidung des Rechtes von der Moral nothwendig. ü 

Das Begehrungsvermdͤgen iſt überhaupt das Vers 
moͤgen, ſich zur Hervorbringung oder Entfernung des Gegen— 
ſtandes ſeiner Vorſtellungen zu beſtimmen. Es iſt in dreifacher 
Stufe erkennbar. Auf der unterſten, als ſinnliches Bes 
gehren und Verabſcheuen, iſt es das Beſtreben, ange— 
nehme Empfindungen ſich zu erregen oder zu erhalten, unange— 
nehme von ſich zu entfernen oder aufzuheben. Es begreift alſo 
in ſich nicht nur die Empfindungen von gemeiner oder grob 
ſinnlicher Natur, ſondern auch jene von feinerer und edlerer. Der 
weſentliche Charakter iſt blos das Streben nach dem Ange— 
nehmen als ſolchem und gegen das Unangenehme als ſolches. 


= 


Auf einer hoͤhern Stufe, geleitet durch Einſicht, wird das 


Begehrungsvermoͤgen zum Willen, d. h. zu dem durch den 
Verſtand oder durch die Vernunft beſtimmten Begehren, 
welches naͤmlich durch die Vorſtellung eines Geſezes ſich 
ſelbſt zu beſtimmen vermag. Der Wille iſt hiernach das Bes 
gehrungsvermoͤgen, in fo fern deſſen innerer Beſtimmungsgrund 
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in den oberen Seelenver mögen — Verſtand oder Der 
nunft — angetroffen wird. Er iſt alſo das Vermögen, einen 
Zweck zu begehren, daher auch zu jenen Handlungen ſich zu 
beſtimmen, welche man als nothwendig fuͤr jene Zwecke erkennt, 
d. h. welche ein von uns erkanntes Geſez (Idee der Moͤglichkeit 
oder Nothwendigkeit) uns als ſolche darſtellt. Inſofern nun 
dieſe Zwecke ſich auf die Selbſtliebe beziehen, find es mates 
rielle oder ſinnliche Zwecke; und der Wille iſt, wenn er nur durch 
fie beſtimmt wird, blos ver ſtaͤn dig; find es aber reine Vers 
nunftzwecke, fo iſt er vernünftig, d. h. er ſteht alsdann auf 
der hoͤchſten Stufe des Begehrens, und iſt die praktiſche 
Vernunft ſelbſt. 


§. III. 


Nur der Wille vernünftiger Weſen kann als frei gedacht werden. Sein 
Geſez in das Moral⸗Geſez. 


Der Menſch, alſo ſagt allernaͤchſt die go. be Schule, 
fo lang er blos durch Selbſtliebe, d. h. durch Gefühle der 
Luſt oder Unluſt, uͤberhaupt durch einen — ob naͤhern oder ent⸗ 
ferntern, groͤbern oder feinern — Gegen ſtand des Begeh⸗ 
rungsvermoͤgens zum Handeln (Thun oder Unterlaſſen) beſtimmt 
wird, iſt nicht frei. Der Beſtimmungsgrund ſeines Willens 
liegt alsdann nur in äußern Eindrüden, und es findet 
keine wahre Selbſtbeſtimmung ſtatt. Die lezte kann nur 
gedacht werden als eine aus der innerſten Natur unſeres 
Selbſt, unabhängig von aller Erfahrung oder äußeren Eindruͤcken, 
hervorgehende Beſtimmung, d. h. blos als reine Vernunft 
mäßigkfeit. Nur wer der Vernunft gehorcht, nur wer allein 
durch die Form der Handlung, wornach ſie — abgeſehen von 
irgend einem empiriſchen Zweck oder Gegenſtand des Begehrungs— 
vermoͤgens — als einer rein vernuͤnftigen Geſezgebung entſpre⸗ 
chend erſcheint, beſtimmt wird, gibt ſich ſelbſt das Geſez des 
Handelns und iſt alſo I REDE 

So ſcharfſinnig dieſe Lehre iſt, fo befriedigt ſie doch den 
Zweifler nicht. Die moraliſche Zurechnung findet darin 
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keine Begründung. Denn wenn ich nicht frei handle, fo oft 
ich, einem Vernunftgebot zuwider, der Sinnlichkeit gehorche, 
wie kann man mir zurechnen, was ich dergeſtalt ohne Frei⸗ 
heit verbrach? — Ueberhaupt aber iſt Selbſtbeſtim— 
mung durch Sinnlichkeit nicht minder begreiflich als durch 
Vernunft. Beide gehören ja zu unſerer Natur; und auch 
wenn der Reiz aͤußerer Gegenſtaͤnde mich beſtimmt, handle 
ich gleichwohl nach einem innern Antrieb, d. h. nach der 
mir ſelbſt eigenen Luft oder Unluſt, ohne welche die Außen⸗ 
dinge für mich keine Bedeutung oder Werth hätten. Alſo nicht 
in dem Umſtand, ob mein Wille von außen oder von in⸗ 
nen beſtimmt wird, liegt der Unterſchied der Freiheit von 
Nichtfreiheit, ſondern darin, ob ſolche Beſtimmung mit Noth⸗ 
wendig keit oder nicht mit Nothwendigkeit ſtatt findet. 
Kann ich der Sinnlichkeit nicht widerſtreben, fo bin ich oh ne 
Schuld und, wenn ich der Vernunft aus Nothwendigkeit 
gehorche, ohne Verdi ſenſt. Der Begriff der (moraliſchen 
oder metaphyſiſchen) Freiheit beruht auf der Vorausſezung oder 
Vorſtellung eines von Sinnlichkeit und Vernunft verſchiede⸗ 
nen, d. h. dieſe beiden Vermoͤgen zwar beſizen den, nicht aber 
mit ihnen identiſchen, Weſens. Die — freilich uͤberſchweng⸗ 
liche und unbegreifliche — ſelbſtſtaͤndige Willenskraft | 
dieſes Grundweſens iſt die Freiheit. 

Hiernach liegt nicht in der Beobachtung des moralis 
ſchen Geſezes das Weſen der geforderten Freiheit, ſondern in 
der ſubjektiven Moͤglichkeit der Beobachtung oder Nicht⸗ 
beobachtung, d. h. alſo in dem, meiner ſelbſteigenen Willkuͤr 
zuzuſchreibenden, Beſtimmtwerden durch eine oder die andere 
Geſezgebung. in meiner als frei gedachten Wahl des 
Guten oder des Boͤſen. 

Die Möglichkeit einer ſolchen uns wirklich zu Gebot 
ſtehenden freien Wahl wird immer unbegreiflich und un⸗ 
erwieſen bleiben. Nur züm Glauben, zum Fuͤrwahrhalten 
deſſen, was das innerſte Selbſtbewußtſeyn uns ewig, trotz 
aller Dialektik der Schule, zuruft, koͤnnen wir hier unſere Zu⸗ 
flucht nehmen; und wohl einem Jeden, der ſein eigenes 
Handeln nach ſolchem Glauben einrichte! — Aber koͤnnen 
wir den Glauben auch von Andern fordern, oder koͤnnen wir 
Andere nach Ma ßgabe unſeres Glaubens behandeln? — 
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So viel mögen wir mit voller Ueberzeugung annehmen: 
Wenn der Menſch frei iſt, ſo konnte die ewige Vernunft 
(der weltregierende Gott) ihm ſolche Freiheit (Losgebundenheit 
von den Geſezen der Natur, oder die Macht, nach Willkuͤr 
den Naturzwecken auch zuwider zu handeln) nicht anders ers 
theilen, als in fo fern ein anderes Geſez feine Willkür 
beſchraͤnke. Dieſes audere Geſez, um den freien Willen 
(wenigſtens im allgemeinen) in uͤbereinſtimmender Richtung mit 
der ewigen Weltordnung zu erhalten, konnte kein anderes als 
ein von dem Wollenden ſich ſelbſt gegebenes, d. h. ein 
von dem Wollenden erkanntes und zwar als gut erkanntes, 
ihm daher imponirendes, Geſez ſeyn. Die Freiheit in einer 
vernünftigen Weltordnung ſetzt alſo ein den Freien gegebenes Ge— 
ſez der Vernunft voraus, das lezte jedoch kann auch 
gedacht werden Wu Freiheit, naͤmlich verbunden mit N 
thigung. 

Wir fagen alſo: Nur die Fahigkeit, das Vernunftgeſez zu 
erkennen und ſich darnach zu beſtimmen, macht geeignet 
zur Freiheit und derſelben wertb; doch iſt fie nicht identiſch 
mit ſolcher Freiheit. Einem Geſchlecht von Vernunftloſen 
— ſo wie einem Geſchlecht von Teufeln — konnte freilich 
von einer vernuͤnftigen Weltregierung die Herrſchaft uͤber die 
Erde nicht anvertraut werden; und nur in dem Maße der 
Lebenskraͤftigkeit einer theoretiſchen und einer praktiſchen Vers 
nunft kann jene Herrſchaft ſtatt finden. Ein Geſchlecht von 
Vernunftloſen muß durch ſinnliche Triebe (durch den In⸗ 
ſtinkt) zur Geſezmaͤßigkeit genoͤthigt, ein Geſchlecht von 
Teufeln durch uͤberwiegende Gegenkraͤfte (figuͤrlich durch die 
Bande der Hör) überwältigt werden. Aber auch ein 
Geſchlecht von Engeln oder von Heiligen, welchen un⸗ 
moͤglich waͤre, anders als nach dem Vernunftgeſez zu han— 
deln, würde als unfrei erſcheinen; und Freiheit im ſtrengſten 
Sinne kann nur als Eigenſchaft von Weſen gedacht werden, 
welche gleichmaͤßig des Erkennens und Befolgens verſchiede— 
ner Geſezgebungen faͤhig, daher zur ſelbſteigenen Wahl zwi⸗ 
ſchen denselben berufen find. 

Der Menſch nun, in welchem wir einerſeits eine Abhaͤngig— 
keit von Reizen der Sinnlichkeit (uͤberhaupt von ſelbſtſuͤchtigen 
Trieben) und andererſeits eine Faͤhigkeit, reine Vernunftideen 
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zu faſſen und durch ſie beſtimmt zu werden, erkennen, der 
Menſch gebört offenbar von Seite des Willens nicht minder 
als von jener des Erkennens zwei weſentlich verſchiedenen Na⸗ 
turen an, einmal der nie dern (phyſiſchen), ſinnlichen, 
in welcher ihn das Geſez der Nothwendigkeit (mittelſt der 
Triebe, die — ſeyen ſie groͤber oder feiner — von außen an⸗ 
geregt werden und von welchen Er Selbſt ſich keine Rechenſchaft 
zu geben weiß) ähnlich dem Thiere beherrſcht oder zu beherr⸗ 
ſchen ſtreht, und dann der höheren, uͤberſinnlichen, wo⸗ 
von der Geſezgeber, die Vernunft, ihm ſelbſt einwohnt, 
deren Geſezgeber alſo nicht minder als Untergebener er if} 

In dieſer Vernunftmäßigkeit, als einer Verwandtſchaft zur 
Gottheit, oder zu der das Weltall beherrſchenden Kraft, erkennt 
der Menſch den Adel ſeines Geſchlechts, ohne Unterſchied ob er 
ſie als ein ohne ſein Zuthun erhaltenes Geſchenk betrachte, 
oder als eine ihm als ſelbſtſtaͤndiger Perſoͤnlichkeit einwohnende 
Urkraft, alſo ohne Unterſchied ob die Unterwerfung unter ihr 
Geſez als Nothwendigkeit erſcheine oder als freier Ent⸗ 
ſchluß. Jedenfalls iſt er durch ſeine Vernunftmaͤßigkeit ber 
rufen zur Geſezgebung oder mindeſtens Geſezverkuͤn⸗ 
digung für. frei Handelnde und für ſich ſelbſt. Natuͤr lich — 
ja, nach der Stimme unſeres Selbſtbewußtſeyns wohl noths 
wendig — iſt jedoch die Annahme der Freiheit, d. h. der 
dem Menſchen zuſtehenden freien Wahl zwiſchen beiden Geſez⸗ 
gebungen (jener der Sinnlichkeit und jener der Vernunft) in allen 
Fallen, wo wahres Handeln (Aktivitaͤt im Gegenſaze bloſer 
Paſſivität) ſtatt findet. 

Unſere Verachtung oder unſer Abſcheu gegen unvernünftig 
oder vernunftwidrig Handelnde (ſeyen es Andere oder wir ſelbſt) 
wird durch das Geſagte erklaͤrt und gerechtfertigt. 

Wenn der Menſch boͤſe handelt, und alſo den Trieben der 
Sinnlichkeit das Vernunftgebot opfert, ſo entſagt er ſeiner edle⸗ 
ren Natur und ſeiner geſezgebenden Wuͤrde, alſo der Genoſſen⸗ 
ſchaft der zur Freiheit Gebornen oder der Freiheit Wuͤrdigen; 
er geſellt ſich den Thieren bei, welche, ſelbſt willenlos, hin⸗ 
gegeben ſind der Macht eines ihnen unbekannten aͤußern Geſezes, s 
oder den Teufeln, d. h. den Abtruͤnnigen vom ſelbſterkannten 
Geſez, vermeſſenen Stoͤrern der Weltordnung, durch aberwizigen 
Widerſpruch mit ſich ſelbſt und mit der Vernunft. Das Thier, 


9 
als welches ii was es ſeyn foll oder ſeyn kann, erfäbrt blos 


Nichtachtung; aber der ſich ſelbſt herabwuͤrdigende, der unter 


I: Geſchlecht hinunterfallende Menſch erzeugt Verachtung 


e eder geſteigert Abſcheu. 


Hat er es freiwillig, rein willkürlich gethan? — 
Hat er daher Strafe verdient? — Ich weiß es nicht. 
Dieß weiß nur Gott; aber ich glaube es. Zur Erklaͤrung 
des Abſcheu's oder der Verachtung aber gehört ſolche Ans 
nahme nicht nothwendig. Denn dieſe moͤgen ſchon daraus fließen, 
daß der Anblick eines, unter die von uns ideal erkannte 
Menſchheitsſtufe herabgeſunkenen Menſchen, uns die ſchau⸗ 
derhafte Ahnung der Moͤglichkeit eines eigenen Hinunterſinkens 
gibt, oder daß uns ſolches Hinunterſinken als ein — gleichviel 
ob willkuͤrlicher oder unwillkuͤrlicher — Verſuch (oder wenig— 


ſtens als eine dahin abzielende, ſolchen Effekt drohende Begeben⸗ 


heit) erſcheint, das Geſchlecht ſelbſt, zu welchem wir gehd⸗ 
‚ren, herabzuwuͤrdigen. Unſerm ſtolzen Bewußtſeyn wird dadurch 
gewiſſermaßen der Krieg erklärt; wir fuͤhlen, daß wir Selbſt 
allen Werth verloren, wenn ſolche Handlungsweiſe allgemein, 


d. h. für unſere Gattung charakteriſtiſch wäre, und vertheidi⸗ 


gen alſo unſere Wuͤrde, indem wir durch Verachtung und Ab— 
ſcheu den Verlezer oder Sünder aus unſerer Gattung ee 
ſchließen oder zu entfernen trachten. 
Nicht anders iſt's mit der Selbſtverabſcheuung. Der 
Vernunftmaͤßigkeit mir bewußt, ſehe ich, als Sünder, mich 
plotzlich ins Reich der Thierheit, ja unter das Thier, 
herabgeſunken. Die Vergleichung dieſes Zuſtandes mit dem früs 
hern oder mit dem beharrenden Bewußtſeyn meines Berufs und 
meiner Faͤhigkeit zu Beſſerem, verurſacht mir nothwendig Eckel, 


Abſcheu, Leid, Angſt u. ſ. w. — Aber ob ich Strafe vers 


dient habe, weiß ich nicht, glaube es jedoch (wiewohl ſchon 


die Selbſtverachtung eine herbe Strafe if). Ich zuͤrne wohl 
gegen mich ſelbſt: aber die Idee der moraliſchen Straf⸗ 


würdigkeit iſt üͤberſchwenglich und unerweislich, 
jedenfalls kein menſchliches Gericht hier zu richten berufen 
oder faͤhig. 

Daszjenige Geſez nun, welches uns die Vernunft, alſo jeder 
Vernünftige ſich ſelbſt, gibt, durch deſſen Beobachtung allein 
des Menſchen höhere Natur geoffenbart, und Harmonie in fein 
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Wollen und Handeln gebracht werden kann — ift das Moral 
geſez. Eine wahre Verpflichtung durch daſſelbe, d. h. 
eine Verantwortlichkeit für deſſen Nichtbeobachtung kann 
nur unter der Vorausſezung der Freiheit des Handelnden 
gedacht werden. Es wird daher dargeſtellt als das Geſez für 
die innere Freiheit des Menſchen, als der Canon 
der praktiſchen Vernunft.) Alleinige Geſezgeberin 


*) Wenn man die innere Freiheit für identiſch mit der Herr⸗ 
ſchaft der praftifchen Vernunft erklärt, ſo iſt allerdings das Mo» 
ralgeſez (das Diktat der praktiſchen Vernunft) nichts anderes, als 
das Geſez für die innere Freiheit, oder auch die notd⸗ 
wendige Vorausſezung zur Annahme einer ſolchen Freibeit. 
Sezt man jedoch das Weſen ſolcher Freiheit in die Abweſenheit 
der Nothwendigkeit, alſo in die dem Handelnden jeweils 
mögliche, ſelbſteigene Wahl zwiſchen Thun oder Laſſen; ſo iſt das 
Sittengeſez nur eine Beſchränkung ſolcher Freiheit und die 
Bedingung der Vereinbarlichkeit derſelben mit einer vernünftigen 
Weltordnung. Nach dieſer lezten Anſicht aber — welche die unſ⸗ 
rige iſt — erſcheint es nicht als Geſez für die innere Freiheit, 
d. h. es iſt nicht gegeben um dieſe zu realiſiren, fondern um 
fie zu zügeln. Es findet daher jene Freiheit ſchon vor, und 
ſezt ihr blos eine vernunftmäßige Schranke. Sein Weſen beſteht 
im Verbieten oder Gebieten, alſo mehr in Aufhebung 
als in Gewährung der Freiheit. Ganz anders beim Rechts⸗ 
geſez, gedacht als Geſez der äußern Freiheit. Dieſe 
äußere Freiheit — der größtmögliche Kreis des ſelbſtgewollten Wirkens 
nach außen und im Verhältniß zu Anderen — kann nur gezeichnet, 
dieſe Freiheit alſo nur realiſirt werden durch das Rechts⸗ 
geſez. Dieſes Rechtsgeſez iſt alſo ganz eigens das Ge⸗ 
ſez der (äußern) Freiheit; denn es will eben dieſelbe ver⸗ 
wirklichen und ihr die gedenkbar größt mögliche Ausdehnung 
geben. Das Moralgeſez dagegen will die ſchon vorhandene 
oder vor ausgeſezte (innere) Freibeit beſchränken oder mit 
einer vernünftigen Weltordnung vereinbarlich machen; ja es iſt, 
in ſo weit es gebietet oder verbietet, wirklich ein Gegen⸗ 
ſaz der Freiheit. Hieraus wird klar, daß bei der, durch unzählige 
Wiederholung faſt zum Gemeinplaz gewordenen Lehre: die Moral 

gebe das Geſez für das innere und das Recht für die äußere 

Freiheit der Menſchen, einige Zweideutigkeiten und Miß verſtändniſſe 
obwalten, welchen, in Bezug auf unſere Theorie, zu begegnen, 
dieſe Bemerkungen hinreichen mögen. 
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iſt hier dieſe, dem Einzelnen einwohnende praktiſche Vernunft, 


und eben ſie iſt auch alleinige Richterin, als Gewiſſen. 


Nur der Handelnde ſelbſt (oder Gottes Stimme in ihm, nams 
lich die Stimme der Vernunft) fordert die Beobachtung des 
Geſezes, nur ſich ſelbſt oder Gott iſt er dafür verantwortlich. 
Wohl moͤgen wir theoretiſch oder wiſſenſchaftlich erkennen, 
was Anderen in der Vorausſezung, daß ihnen wie uns die 
praktiſche Vernunft einwohne, in der Regel oder überhaupt mo⸗ 
raliſch geboten oder verboten ſey: ob aber ſolche Vorausſezung 
richtig und mehr noch, ob nicht in konkreten Faͤllen durch triftige 
Aus nahmsgruͤnde die Verpflichtung aufgehoben, oder ob 
nicht die erſcheinende Regelwidrigkeit der aͤußern That, durch 
Guͤte der verborgenen Geſinnung, oder durch ein ſchuldlos 
irrendes Gewiſſen, geheilet ſey? — dieß vermag nur der 


Ewige zu erſchauen, nimmer ein menſchliches Gericht. Der 


Vernunft allein alſo, und zwar der in jedem Einzelnen lebenden 
Vernunft bleibt die Geltendmachung ihrer Gebote uͤberlaſ— 


ſen. Menſchliche Anſtalten dürfen hier nur auf eine Pflege 


der ſittlichen Geſinnung gehen, nicht aber auf Zwangsgebot oder 
Zwangsvollſtreckung. Ein moraliſches Geſez kann nur jenes 
ſeyn, das Ich ſelbſt mir gebe. — 

Ueber das Prinzip oder uͤber die Prinzipien des Moral⸗ 
geſezes laͤßt ſich ſtreiten; und vielfach von einander abweichend 


ſind hier die Syſteme der Gelehrten ſo wie die Schwaͤrmereien 


der Ungelehrten. Aber die Verirrungen der Schule ſo wenig 


als die Verkehrtheiten der Schwaͤrmer werden dem Vernunft⸗ 


geſez bedeutenden Abtrag thun. Der allen Unbefangenen eins 
wohnende Takt bewahrt vor Anſteckung; und ſelbſt die Ge— 
lehrten, wenn fie auch, jeder feine Theorie verfechtend, die wis 
derſprechendſten Grundſaͤtze aufſtellen, kehren doch, aufgeſchreckt 
durch die Stimme der gefunden Vernunft, beim Weiterſchreiten 
meiſt wieder auf den Pfad der Wahrheit zuruͤck, und leiten mit 
glücklicher Inconſequenz aus den widerſprechendſten Prinzipien 
ganz uͤbereinſtimmende Folgerungen ab. Mehr die Un lau⸗ 
terkeit der Geſin nung als die Falſchheit der Lehren iſt zu 
fürchten. Aber auch die Unlauterkeit beſchraͤnkt ſich — einigen 
Einfluß des Beiſpiels abgerechnet — auf den Unlautern ſelbſt. 
Ich kann tugendhaft ſeyn trotz der Unlauterkeit von Tauſenden. 
Ja, auch die Unlautern fuͤhrt die Stimme des Moralgeſezes, 
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wenigſtens in einzelnen Fallen, zur Pflicht; und in jedem eins 
zelnen Tugendhaften, ja in jeder einzelnen pflichtgemaͤßen That 
feiert jenes Geſez ſeinen Triumph. 


Tr 


= 


* 


F. IV. 
Uebergang zum Rechtsgeſez. 


Nicht alſo beim Rechts-Geſez. Daſſelbe fordert die 
gleichmaͤßige Anerkennung aller in Wechſelwirkung Stehenden, 
und es wird nur erfuͤllt durch allſeitige d. h. wechſelſeitige 
Beobachtung. Die Huldigung Einzelner genuͤgt ihm nicht; 
dem Ausſpruch des Gewiſſens, der Autorität der praktiſchen 
Vernunft, vertraut es ſich nicht. Es will gehandhabt, durch 
Zwang geltend gemacht werden, und verliert ſeine Be⸗ 
deutung durch das Aufgeben der Herrſchaft. 

Durch die Theorie von der Moral, gewoͤhnlich als Geſez 
der innern Freiheit gedacht, ſind wir alſo noch nicht auf 
den Boden des Rechts gelangt; Neſes letzte erheiſcht eine 
eigene Deduktion. 

Zwar unter den moraliſchen Geboten, d. h. den reinen 
Vernunftgeboten für die Selbſtbeſtimmung des Menſchen, lautet 
eines und cin ſehr heiliges alſo: „Ehre das Recht des 
Andern!“ d. h. „beleidige Niemanden, laſſe Jedem 
das Seinige!“ oder welche ſinnverwandte Formeln man 
ſonſt noch aufſtelle. Aber dieſes Gebot, die Tugend der Ge⸗ 
rechtigkeit einſchaͤrfend, oder vom Laſter der Ungerechtig⸗ 
keit abhaltend, wird verſtaͤndlich nur durch Heraustreten 
aus den Grenzen des eigentlich ethiſchen Gebietes, 
d. h. durch Kenntnißnahme von etwas, das an und für ſich 
demſelben nicht angehört, fondern eine eigene Lehre fuͤr ſich 
ausmacht, nämlich durch Kenntnißnahme vom Recht. Die 
Pflicht der Gerechtigkeit bezieht ſich auf das Recht, aber 
lehrt es nicht kennen; ſo wie z. B. die Pflicht, ſeine Ge⸗ 
ſfundheit zu erhalten, dieſe Geſundheit wohl zum unmittel⸗ 
baren Gegenſtand hat, aber darum die Lehre von der Geſund⸗ 
heit und von den Mitteln ſie zu erhalten keineswegs als der 
Moral angehörig betrachten macht, ſondern ſie fortwaͤhrend 


EN 


TI 


als geſonderte Disciplin, bei welcher die Moral 


blos ſich Rathes erhole, oder beſtimmte Richtung empfange, 


gelten läßt. *) 


Was iſt das Recht? — Wir richten die Frage an den 
gefunden Menſchenverſtand, und erwarten demnach eine Aut 
wort, welche weder aus den Irrgaͤngen einer dunklen Meta: 
phyſik, noch aus den hohen Regionen des Ueberſchwaͤng lichen 
ſtamme. Das Recht iſt fuͤr alle Menſchen, und der wahre 
Rechtsbegriff kann jener nicht ſeyn, welchen kaum aus Zehntau— 
ſenden Einer zu erfaſſen oder zu ertraͤumen vermag; 

„HBeleidige Niemanden, laſſe Jedermann das Seinige,“ 
— find negative, d. h. verbietende Geſeze; fie ſchließen 
meine, von Natur freie, oder ungebundene und durch die Moral 
nur in Bezug auf meine eigene Veredlung oder Men⸗ 


ſchenwuͤrde gebundene, Wirkſamkeit von einem gewiſſen Ge— 
biete aus, welches wir das „Seinige“ des Andern heißen; 


worin alſo auch die Idee liegt, daß uns gleichfalls ein ſolches, 
für Andere unantaſtbare Gebiet zukomme, welches dann das 
Unfrige enthält; oder fie geben einſtweilen unſerer Thaͤtigkeit 
alles das jenige frei, was nicht das Seinige eines An— 
dern iſt. 
Dieſe ganz eigene Beſchraͤnkung und Freigebung, naͤmlich 
Entfernthaltung von dem, was an und fuͤr ſich nicht unmo⸗ 
raliſch, ſondern nur, weil einem Andern angehdrig, uns 


* 


5) Daß Geſundheit blos ein empiriſcher Begriff, Recht dagegen 
eine Vernunft⸗Idee iſt, wird der Wahrheit oder Richtigkeit 
des Gleichniſſes unnachtheilig ſeyn. Nicht alle Vernunft-Ideen 
ſind darum ſchon moraliſche Ideen; und es fol durch unfer 
Gleichniß blos fo viel angedeutet werden, daß ein moraliſches Ge⸗ 
bot, einen gewiſſen Zweck zu erſtreben, (irgend einen Begriff oder 
eine Idee zu realiſiren) gar wohl beſtehen kann, ohne daß die 
Moral ſelbſt ſich anmaße, die Mittel der Realiſtrung zu 
kennen oder anzugeben. Auch daß das Gebot, ſeine Geſundheit 
zu erhalten, ein bedingtes und mancherlei Ausnahmen un: 
terliegendes, dagegen das Gebot, das Recht zu ehren, ein unbe⸗ 
dingtes und aus nahmloſes iſt (welches Leztere jedoch einigen Zwei⸗ 
fel zuläßt) ſchadet der Anwendbarkeit unſers Gleichniſſes nicht; 
denn eine bedingte Pflicht, ſobald oder ſo oft die Bedingung zu⸗ 
trifft, tiſt nicht minder Pflicht als die unbedingte. 
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entzogen iſt, und die Freigebung alles desjenigen, was keines 
Andern — obſchon vielleicht an und für ſich (d. h. moraliſch) 
unerlaubt iſt, kann aus der Moral allein feine Beſtimmung 
keineswegs erhalten. Schon aus dieſer erſten oberflaͤchlichen 
Anficht erhellt das Daſeyn einer weitern Geſezgebung, welche 
wir die rechtliche heißen, und deren weſentliche Verſchieden⸗ 
heit von der moraliſchen. Wie finden wir fie auf?“) 

Die innere Freiheit, welche wir als noͤthige Bor- 
ausſezung einer anzuerkennenden wahren Verpflichtung 
durch das Moralgeſez annehmen, iſt eine bloſe Vernunftidee, 
deren Realitaͤt in keiner moͤglichen Erfahrung nachgewieſen wer— 
den kann, alſo nur Gegenſtand des Glaubens, nicht des 
Wiſſens iſt. Dagegen iſt die aͤußere Freiheit, d. h. das 
Vermoͤgen, nach Willkuͤr (ohne Unterſchied, ob dieſelbe 
durch Vernunft oder Sinnlichkeit beſtimmt werde, alſo im mo⸗ 
raliſchen Sinne frei oder unfrei zu nennen ſey) in der Außen⸗ 
welt thaͤtig zu ſeyn, alſo das Vermoͤgen, unſeren Willen zu 
vollziehen (ohne Unterſchied, ob der Wille ſelbſt — innerlich 
— frei oder unfrei ſey), oder das Gewollte wirklich zu erſtre⸗ 
ben, ein Erfahrungsbegriff, deſſen Realität keinen Zwei⸗ 
fel leidet, d. h. ſo gewiß iſt, als unſer Daſeyn. Auch die 
mancherlei Hemmungen, welchen ſolche Freiheit unterliegt 
(ſey es durch die vernunftloſe Natur oder durch Menfchen, fin 
es durch Entgegenſezung oder durch Noͤthigung) ſind Data der 
Erfahrung, welche, eben als Gegenſaz jener aͤußern Freiheit, 
das Weſen der lezten noch anſchaulicher machen. Uns allen 
endlich wohnt das Verlangen bei, die Grenzen unſerer aͤußern 
Freiheit moͤglichſt weit aus zudehnen, weil wir in ihr die 
Bedingung der Realiſirung unſeres naturnothwendig auf Gluück— 
ſeligkeit (Befriedigung unſerer Beduͤrfniſſe und Wuͤnſche) 
gerichteten Strebens erkennen, ja nur in dem Maße uns 
gluͤcklich fühlen, als wir jener aͤußern Freiheit uns erfreuen, 
d. h. als wir thun oder laſſen koͤnnen, was wir wollen. Auch 
zur Realiſirung moraliſcher, d. h. durch Pflicht gebotener 


) Vgl. Hermes XIV. S. 86. ff. die Anzeige von Troxlers philoſ. 
Rechtslehre, als deren Verfaſſer ich mich hier nenne, um mir das 
Recht zu wahren, die dort aufgeſtellten Anſichten als 5 me i⸗ 
nigen auch bier auszuſprechen. 


j 


” 
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Zwecke, verlangen wir äußere Freiheit; doch hier minder un⸗ 
bedingt, weil die Pflicht aufhört, wo keine Moͤglichkeit 
der Erfüllung iſt, und weil auch im Kerkergrab und unter des 
Peinigers Hand die Tugend Lalſo die innere Freiheit) ſich 
behaupten, ja glorreich bewähren kann. 
Die äußere Freiheit, — vorerſt blos als faktiſcher 
Zuſt and betrachtet — kann auf mancherlei Weiſe beſchraͤnkt 
werden. Geſchieht es durch Kräfte der willenloſen Natur 
oder der unvernuͤnftigen Geſchöpfe, fo behaupte ich fie 
ohne Bedenken, fo gut ich kann. Ich hebe den mir begegnen⸗ 
den Widerſtand auf durch das Uebergewicht meiner phyſiſchen 
oder intellektuellen Kraͤfte, und kenne keine andere Grenze mei— 
ner Beherrſchung der Auſſenwelt, als eben das Maß meiner 
Kraft und die Richtung meiner ſelbſteigenen Willkuͤr oder Wil— 
lensbeſtimmung. Es bringt auch niemals dieſer Kampf der 
Kräfte eine weſentliche Disharmonie oder Störung der Welt— 
ordnung hervor; denn die Natur ſelbſt behauptet unwiderſtehlich 

die Herrſchaft ihrer allgemeinen Geſeze; und der Menſch — 
einige fuͤr's Ganze wenig bedeutende, vermeſſene oder wahn— 
witzige Gegenbeſtrebungen abgerechnet, — unterwirft ſich, wol— 
lend oder nicht wollend, der, dem Mißbrauch ſeiner Freiheit 
die Mete ſeigliche Grenze ſezenden, phyſiſchen Nothwendigkeit, 
oder wird auch, hier durch natuͤrliche Triebe, dort durch das 
moraliſche Geſez, von naturwidrigem Beginnen abgehalten. 

Aber die Hemmung der aͤußern Freiheit kann auch ſtatt 
finden durch Mitmenſchen, und da tritt ein anderes Ver— 
balmiß ein. In dieſen andern Menſchen, von welchen ich mich 
umgeben ſehe, erkenne ich bei der erfcheinenden Gleichfoͤr⸗ 
migkeit nicht nur ihrer Koͤrpergeſtalt, ſondern auch ihres im 
Thun und Laſſen, Begehren und Verabſcheuen u. ſ. w. ſich 
aͤußernden Geiſtes mit dem meinigen nothwendig Meines 
gleichen, d. h. Weſen von derſelben innern und aͤußern 
Natur, wie die meinige iſt. Von meinem Selbſtbewußtſeyn der 
Vernunftmaͤßigkeit, und von meiner im Glüdfeligkeitstricb wurs 
zelnden Forderung aͤußerer Freiheit unabtrennlich iſt alſo auch 
das Anerkenntniß gleicher Vernunſtmaͤßigkeit und gleicher For— 
derung in allen Andern; d. h. ſo wie mein Selbſtbewußtſeyn 
fi) dahin ausſpricht, „ich will äußerlich frei ſeyn,“ oder „ich 
will tbun und laſſen können, was mir gutduͤnkt (inſofern nicht 
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phyſiſche Unmöglichkeit oder etwa auch das moralifche Geſez 
mir entgegenſtehen:“) fo ſpricht ſich auch dieſelbe Ueberzeugung 
für alle andern aus: „auch alle andern Menſchen wollen aͤußer⸗ 
lich frei ſeyn, oder wollen thun und laſſen koͤnnen, was ihnen 
gutduͤnkt.“ Aber dieſe beiden Saͤze, was ich ſofort erkennen 
muß, ſtehen mit einander im Widerſpruch, indem meine 
(durch nichts anderes als durch das Maß der phyſiſchen Kraft 
und etwa durch das moraliſche Geſez beſchraͤnkte) äußere Frei⸗ 
heit mit der gleich unbeſchraͤnkten Freiheit aller Andern nicht 
zuſammenbeſtehen kann, ſondern eine die andere gegenſeitig 
aufhebt oder zernichtet. Die Vernunft alſo (die von 
der egoiſtiſchen Stimme im Innern des Einzelnen wohl zu 
unterſcheidende, die naͤmlich nach ihrem Begriff Allen gemein⸗ 
ſchaftliche, daher nothwendig Al le, nicht blos Einen im 
Aug’ habende Vernunft) kann es nicht ſeyn, welche eine To 
unbedingte aͤußere Freiheit verlangt; und ſo wahr ich alſo 
vernünftig bin, und ſo wahr die in allen Menſchen lebende Ver⸗ 
nunft dieſelbe iſt: ſo nothwendig iſt für mich und für alle 
Vernuͤnftigen eine Beſchraänkung jener Freiheitsforderung auf die 
Bedingung des Nichtwiderſpruchs bei ihrer allfeitigen 
Erhebung und Gewaͤhrung. Die Aufhebung des Widerſpruchs 
zwiſchen den Saͤzen: „Ich bin aͤußerlich frei,“ und: „auch 
Du biſt und alle andern ſind aͤußerlich frei,“ erſcheint dem⸗ 
nach als eine von der Vernunft nothwendig ſich geſezte Aufgabe, 
und ihre Loͤſung iſt — das Recht. 

Dieſe Aufgabe — die unmittelbare Folge des Selbſterken⸗ 
nens und des Erkennens Anderer, gewiſſermaßen die logiſche 
Nothwendigkeit, den Saz: „ich bin aͤußerlich frei,“ oder: „ich 
will äußerlich frei ſeyn; ich will jede Hemmung meiner 
aͤußern Thaͤtigkeit nach Kraͤften entfernen“ — ſo zu faſſen, daß 
die in allen Menſchen lebende Vernunft ihn, ohne in Wi⸗ 
derſpruch mit ſich ſelbſt zu gerathen, wirklich ausſprechen koͤnne, 
erhaͤlt neben dieſem allernaͤchſt liegenden, und einſtweilen rein 
theoretiſchen oder logiſchen Intereſſe, ein noch eindringlicheres 
und praktiſches, ſobald die Reflexion ſich auf die nothwendigen 
Folgen einer unbedingten aͤußern Freiheit Aller richtet. 

Die Thiergeſchlechter unter einander ſelbſt zerſtoͤren 
ſich nicht, und zwar die friedfertigen oder die derſelben Art 
ſchon wegen des Juſtinkts, die unter ſich feindſeligen aber 
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wegen des durch die Natur bewirkten Gleichgewichts ihrer vers 

ſchiedenen Angriffs- und Vertheidigungsmittel (hier Kraft, dort 
Liſt, dort Schnelligkeit oder andere Eigenſchaften und Lagen). 
So auch im Kampf der Naturkraͤfte oder Elemente unter ſi ch 
oder auch gegen den Menſchen hat die Natur ſelbſt und ums 
mittelbar dafuͤr geſorgt, daß ihre allgemeine Harmonie, der 
Entwicklungsgang und die Fortdauer ihrer Gebilde, nimmer ges 
fiört, oder jede theilweiſe Störung durch die aus eben derſelben 
hervorgehende Gegenkraft (durch beſtändiges Gleichgewicht zwi⸗ 
ſchen Action und Reaction) wieder aufgehoben werde. Aber im 
Streit der Menſchen mit Menſchen nicht alſo. Die Begierlich— 
keit des Menſchen hat keine Grenzen. Die Schaͤze aller Zonen 
ſtillen die Habſucht des Raͤubers nicht; und der Eroberer, 
welcher die Voͤlker bis an's Ende des Erdkreiſes ſich unterworfen 


‚hätte, würde verlangend noch hinaus nach andern Welten bliden 


Hiedurch wird Jeder zum Feind aller Andern und der Une 
feindung Aller preis. Die Natur allein rettet ihn nicht. Kein 
Inſtinkt ſaͤnftigt feine Feinde; die praktiſche Vernunft 
ſollte es thun, aber manche hören fie nicht:. Auch kein Gleich— 
gewicht der Kraft ſchuͤzt ihn; denn die Kräfte der Intel— 
ligenz find unermeßlich, und es gibt Superioritäten in ſolcher 
Intelligenz, die unwiderſtehlich machen. Auch hat Jeder die 
Kraft aller Andern wider ſich, und iſt verloren, ſobald Mehrere 
vereint ihn angreifen. Es iſt alſo im Zuſtand ungeregelter 


Wechſelwirkung der Menſchen fuͤr Alle die Freiheit zernichtet, 


nach welcher Alle verlangen, und mit ihr die Gluͤckſeligkeit, deren 


Bedingung jene iſt. Eine wechſelſeitige Vertilgung, alſo Ent⸗ 


völkerung, oder ein wechſelſeitiges Fliehen, alſo ein Aufheben 
aller Geſelligkeit, ſomit aller Humanität, ja eine ſelbſt die Fort— 
dauer des Geſchlechts unmoͤglich machende Iſolirung der Mens 
ſchenthiere, iſt die unausbleibliche Folge ſolches Verhaͤltniſſes. 
Der vernünftige Menſch, ja ſchon der verſtaͤndige und em— 


pfindende Menſch, zurüͤckſchaudernd vor dieſem Bild, und die 


Nothwendigkeit einer freundlichen Wechſelwirkung und 
eines geſelligen Zuſtandes der Menſchen durch's innerſte Selbſt— 
bewußtſeyn und durch das erfahrene Naturbeduͤrfniß wechſelſei— 
tiger Hilfeleiſtung erkennend, fordert, weil er in der phyſiſchen 
Natur kein Heilmittel findet, die Vernunft auf zur Abhilfe. 


Die Vernunft lehnt auch die Aufforderung nicht ab, und zeigt 
Rotteck 8 Vernunftrechtslehre. I. 
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die Abhuͤlfe in der aufgeftellten Idee des Rechts, d. h. in der 
auf mögliche Allſeitigkeit bedingten, alſo dadurch bes 
ſchraͤnkten, aͤußeren Freiheit; (d. h. fo, daß nicht jede all⸗ 
ſeitig moͤgliche Beſchraͤnkung, ſondern jede allſeitig moͤgliche 
Zulaſſung das Ziel ſey). Nach dieſer Idee wird die Freiheit 
von Jedem, jedoch nur in dem Maße anzuſprechen ſeyn, 
als ſie ohne Benachtheiligung der Freiheit aller Andern ſtatt 
finden kann, ſo naͤmlich, daß Jeder zwar die Freiheit fuͤr ſich 
ſelbſt behaupte, aber dieſelbe Freiheit auch allen Andern ge⸗ 
waͤhre. Aller Freiheitsgebrauch alſo, welcher, nach 
ſeinem Begriff, ohne Widerſpruch mag behauptet 
und gewaͤhret werden, waͤre hiernach recht, und 
welcher nicht, wäre unrecht. 

Man konnte zwar meinen, auch ohne Verweiſung auf ſolche 
Rechtsidee möchte die Vernunft im Stande ſeyn, den Wis 
derſtreit der äußern Freiheit in der Wechſelwirkung der Mens 
ſchen aufzuheben, naͤmlich durch Einſchaͤrfung der moralis 
ſchen Gebote der Liebe, der Geduld, der Maͤßigung u. ſ. w. 
Allein bei genauerer Betrachtung zerfaͤllt ſolcher Glaube. Denn 
fuͤr's erſte iſt das moraliſche Geſetz keiner Handhabung oder 
aͤußern Geltendmachung empfaͤnglich; es kann Niemand ges 
zwungen werden zur Erfuͤllung. Auch weiß ich nicht ein⸗ 
mal, wie viel z. B. Liebe oder Langmuth wirklich Pflicht für 
Dich ſey, nur dein eigenes Gewiſſen kann daruͤber entſcheiden. 
Wie kann ich alſo etwas Beſtimmtes von Dir fordern? — 
Sodann giebt es tauſend und tauſend Faͤlle, wo mir moraliſch 
nicht nur erlaubt, ſondern ſogar geboten iſt, mich in einer 
gewiſſen Sphaͤre der aͤußern Freiheit zu behaupten, ſey es der 
Selbſterhaltung oder der Erhaltung meiner Familie willen, ſey 
es uͤberhaupt der Bewahrung eines Wirkungskreiſes fuͤr mora⸗ 
liſche Zwecke willen, ſey es endlich zur Behauptung meiner 
Wuͤrde als Perſon. Meine Pflicht des Nachgebens im Streit 
kann daher in der Regel gar nicht erkannt werden ohne vorherige 
Erkenntniß des Rechtes; und auch die froͤmmſten, friedfer— 
tigſten und tugendhafteſten Menſchen beduͤrfen ſolcher Erkennt— 
niß; und endlich iſt die Vorſtellung, daß zwar ein Theil der 
Menſchen, nämlich die moralifch Geſinnten, die Gutmuͤthigen, 
Geduldigen, Friedfertigen, ſich der Beleidigung der Andern ent— 
hielte, daß dagegen ſie ſelbſt aller Verlezung und Mißhandlung 
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von Seite dieſer Andern preis wären, abermals empdrend für 
die Vernunft. Das Moralgeſez allein alſo giebt uns 
durchaus keinen genuͤgenden Troſt, und die Zeichnung der 
Rechtslinie, oder die Aufſtellung eines reinen Rechts prin⸗ 
zips zur Beurtheilung der verſchiedenen moͤglichen oder wirklichen 
Arten des Freiheitsgebrauches wird nicht entbehrlich ge⸗ 
macht durch das Moralgeſez. 


§. V. 
| Pein des Rechtsgeſezes. 


Unter Recht zucht man durchgängig ei eine aͤußerlich gil⸗ 
tige (d. h. Geltung anſprechende oder wirklich in Geltung ger 
ſezte) Regel oder Norm fuͤr die Ordnung der außern Wech⸗ 
ſelwirkung der Menſchen. Eine ſchlechterdings ungeordnete 
oder keiner Ordnung unterſtehende Wechſelwirkung nennen wir 
einen rechtloſen Zuſtand. 

Aber weder die Ordnung an und fuͤr ſich, noch die Gel⸗ 
tung an und für ſich, erfchöpft das Weſen des Rechtsbegriffs; 
ſondern es gehört dazu noch ein Drittes, naͤmlich die Vers 
nunftmäßigkeit der Ordnung und die Vernunftmaͤßig⸗ 
keit der Handhabung oder Geltung. 

Wo die Vernunftmaͤßigkeit fehlt, da iſt die etwa geltende 
Ordnung ein faktiſcher Zuſtand, nicht aber ein wahrer 
Rechtszuſtand. 

Es gibt unzaͤhlige geltende Ordnungen, welche der Ver⸗ 
nunftmäßigkeit ermangeln und ſomit dem wahren Recht wi⸗ 
derſprechen, alſo nicht ſelbſt das Recht feyn koͤnnen. 
Nicht aus ihnen kann hervorgehen, was Recht iſt; ſondern 
aus der Rechtserkenntniß muß hervorgehen, welche faktiſche Zus 
Rande, zugleich wahre Rech ts zuſtaͤnde find. 

Jene Beſchaffenheit der faktiſchen Zuftände oder wirk— 
lich beſtehenden (oder auch bloß theoretiſch gezeichneten oder in 
Vorſchlag gebrachten) Ordnungen, wornach dieſelben als ver— 
nunftgemäß, d. h. wenigſtens der Vernunft nicht unge⸗ 

Ad 
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maß und hie durch erſt als wahre Rechts-Ordnungen zu 
erkennen ſind, macht alſo das innerſte und eigentlichſte Weſen 
des Rechtes aus. Ein Forſchen nach dieſem innerſten Weſen 
iſt unerläßlich, es iſt die Aufgabe der Vernunftrechts⸗ 
wiſſenſchaft. 

5 Worin kann nun die Vernunftmaͤßigkeit einer aͤußerlich 
giltigen, d. h. der Handhabung oder Geltendmachung 
vernuͤnftigerweiſe empfaͤnglichen Ordnung der Wechſelwirkung 
der Menſchen beſtehen? 

Es gehoͤrt dazu die objektive, ſtreng allgemeine 
und evidente Giltigkeit des Prinzips, worauf ſie 
gebaut wird, alfo Unabhaͤngigkeit deſſelben von allen willfürs 
lichen oder blos fubjektiven Zwecken, und. felbft von 
moglicher Meinungsverſchiedenheit unter Vernuͤnftigen. 
Die Ordnung ſoll naͤmlich geeignet ſeyn zur allſeitigen 
Handhabung, und muß daher auch der allſeitigen Aner⸗ 
kennung (von Seite der Vernuͤnftigen) gewiß ſeyn; (es muß 
ihre Nichtanerkennung als eine Aeußerung der Un vernunft 
oder Vernunftwidrigkeit mit Evidenz erſcheinen). Hiezu 
iſt nun kein Saz, der einen Zweck verfolgt, geeignet. Denn, 
wenn dieſer Zweck ein willkuͤrlicher ift, fo iſt eine Webers 
einſtimmung Aller zu deſſen Erſtrebung undenkbar; aber 
auch wenn er ein nothwendiger waͤre, namentlich wenn das 
Sittengeſez den Zweck zu verfolgen befoͤhle, ſo iſt doch ge— 
wiß, daß nicht alle Verſtaͤndigen auch moraliſch ſind, und 
daß nur freie Beobachtung des Sittengeſezes, nicht aber er⸗ 
zwungene demſelben entſpricht. Auch kann es uͤber die Taug⸗ 
lichkeit der Mittel zu einem Zweck immer Streit geben, 
und die Entſcheidung ſteht dann immer blos dem Handelnden 
ſelbſt — entweder ſeiner Klugheit oder ſeinem Gewiſſen — zu. 
Das Recht dagegen ſoll einer Entſcheidung durch Andere un⸗ 
terliegen, und das naͤmliche fuͤr Kluge und Unkluge, für Ge⸗ 
wiſſenhafte und Gewiſſenloſe ſeyn. 

Das hier geforderte Prinzip der Ordnung muß weiter, 
weil hierin allein ſeine Bedeutung liegt, der Anwendbarkeit 
auf die Wechſelwirkung mit Zuverlaͤßigkeit empfaͤnglich, und die 
Regel fuͤr alle moͤglichen Fälle ſolcher Wechſelwirkung in 
ſich enthaltend, d. h. alſo, weil eine ſo allgemeine Regel, die 
ſich auf die Zwecke der Handlungen bezoͤge, undenkbar iſt, 
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blos die bei allen Handlungen zu fordernde Form ange⸗ 
bend ſeyn. 2 

Wenn wir kein dergeſtalt beſchaffenes Princip auffinden; 
ſo muͤſſen wir Verzicht leiſten auf ein Vernunftrecht, alſo 
überall auf das Recht, weil ja dieſes eine vernünftige 
Ordnung ſeyn ſoll, und weil kein anderes der allgemeinen 
Anerkennung empfaͤnglich und daher zur äußern Giltig⸗ 
keit oder Geltendmachung geeignet iſt. 

Wohl erkennen wir auch die moͤgliche Giltigkeit und die 
vernunftmaͤßige Geltung eines aus willkuͤrlichem Ueberein⸗ 
kommniß oder aus dem Willen eines Geſezgebers ger 
floſſenen Rechts. Aber die wahre Giltigkeit, d. h. Verbind⸗ 
lichkeit, weder des einen noch des andern kann begriffen werden, 
ohne ein vorausgehendes und ihnen als Grundlage 
dienendes Vernunftrecht, weil ohne daſſelbe Vertrag und 
Geſezgebung gar keine rechtliche Bedeutung haben, d. h. wohl 
einen faktiſchen Zuſtand, niemals aber einen Rechts z u⸗ 
ſtand, deſſen Handhabung naͤmlich auch gegen die Nicht⸗ 
wollenden zu rechtfertigen waͤre, hervorbringen koͤnnten. 

Das Vernunftprincip nun für das Recht, d. h. die fo, 
wie wir es fordern, beſchaffene rein vernünftige oberſte Rechts⸗ 
regel finden wir in dem formalen Vernunftgeſez der 
Uebereinſtimmung mit ſich ſelbſt, d. h. in der Vermeidung 
des Widerſpruchs. 

Recht iſt, was — unter vorausgeſezter Anerkennung der 
gleichen und groͤßtmoͤglichen aͤußern Freiheit Aller — ſich nicht 
widerſpricht; Unrecht iſt, was jener Vorausſezung und 
daher als allgemein gedacht, ſich ſelbſt widerſpricht. 

Zur naͤheren Begruͤndung oder Verdeutlichung dieſes Sazes 
dienen die nachſtehenden Betrachtungen: 

Die Einfuͤhrung formaler Principien in die Moralphilo⸗ 
ſophie wird vielſtimmig als ein Hauptverdienft des genialen 
Stifters der kritiſchen Philoſophie geprieſen, von Andern jedoch, 
und nicht ohne gewichtige Gruͤnde, fuͤr eine unhaltbare Neue— 
rung erklaͤrt. Auch kann man nicht laͤugnen, daß in Bezug 
auf die Ethik oder Moral im engeren Sinne die unbedingte 
Verwerfung materieller (auf einen Zweck gerichteter) obers 
ſter Prinzipien nicht eben befriedigend gerechtfertigt iſt. Denn 
auch bei Kants formalem Prinzip der Ethik: „Handle ſe, daß 


22 


die Maxime deiner Handlung ein allgemeines Geſez werden 
koͤnne,“ laͤßt ſich fragen: warum ſoll ich ſo handeln, oder 
worin liegt der Verpflichtung s grund dazu? Auch: woran 
erkenne ich, daß eine Maxime tauglich ſey fuͤr ein allgemeis 
nes geſezgebendes Prinzip? Und genuͤgt es mir nicht, daß mein 
Gewiſſen mir ein Gebot oder Verbot zurufe, ohne darum 
mir herauszunehmen, ein allgemeines Geſez fuͤr alle 
Menſchen aufzuſtellen? Iſt es nicht zu viel gefordert, (wenn 
auch nicht von der Wiſſenſchaft, doch von dem ſchlichten Ver⸗ 
ſtand des einzelnen Handelnden), daß er ſich bei jedem Thun 
oder Laſſen aufſchwinge bis zur geiſtigen Höhe einer all 
gemeinen Geſezgebung? 2 Wie kann er ſicher ſeyn, daß ſeine 
Maxime wirklich in ein Syſtem einer fuͤr alle Sinnlichver⸗ 
nuͤnftigen aufzuſtellenden Geſezgebung paſſe, und daß ſie in 
keinem Widerſtreit mit irgend einer andern vernünftig aufzuſtel⸗ 
lenden Maxime ſey? — Genuͤgt ihm nicht, in feine eigenen 
Maximen Harmonie zu bringen, d. h. ſich mit ſich ſelbſt in 
Harmonie zu ſezen, oder auch nur ein redliches Streben 
darnach zu haben? — Kaum iſt es ſogar möglich, auch nur 
das Lezte zu erringen; und die bei den Tugendhafteſten und 
Pflichtergebenſten gar oft wahrzunehmende Selbſtentzweiung und 
Gewiſſensangſt zeugen laut von wirklich vorhandener Colliſion 
von Pflichten, welcher kaum anders als durch den Grundſaz 
auszuweichen iſt: „Handle jedesmal nach dem Aus⸗ 
ſpruch deines Gewiſſens; nur ſtrebe zugleich auch red⸗ 
lich darnach, dein Gewiſſen vor Befangenheit und irrigem Ur⸗ 
theil zu wahren; ſuche dir alſo möglichft klare Erkenntniß zu 
verſchaffen vom Guten und Böfen, d. h. von den zu verfolgen⸗ 
den, und von den zu meidenden Richtungen. — Ein Grundſaz, 
welcher die Verfolgung von den deutlich erkennbaren, oder mit 
redlicher Ueberzeugung als ſolche erkannten Zwecken der Nas 
tur oder des Herrn der Natur allerdings in ſich enthaͤlt oder 
aufnehmen kann, und auch durchaus ungefährlich wird, ſobald 
man ihm — als Hemmung etwa ſich regender ſchwaͤrmeriſcher 
oder fanatiſcher Tendenzen — die Schranke des Rechtes oder 
des Rechtsgeſezes (welches zu ehren ohnehin die offen⸗ 
barſte Pflicht gebeut) gegenuͤberſtellt. 

Wir ſagen dieſes, um dem unndthigen Streit auszuweichen 
mit den Anhangern Kants, deſſen e Geiſt wir ſonſt vielfach 
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die innigſte Huldigung zollen. Aber, möge in Bezug auf das 
oberſte Prinzip der Ethik die kritiſche Philoſophie (oder was 

irgend für eine fonft) die Wahrheit lehren oder nicht lehren: 

auf die Rechts⸗Philoſophie, oder auf die Erkenntniß des Ver⸗ 
nunftrechts, hat dieſer Streit keinen Einfluß. 

Das Prinzip des Rechtes namlich iſt jedenfalls und was 
immer fuͤr eine Bewandtniß es mit jenem der Moral habe, — 
rein formal; denn bei ihm ſind Inhalt, Idee und Form 

eines und daſſelbe, naͤmlich Abweſenheit oder Aufhebung 
des Widerſpruchs zwiſchen der aͤußern Freiheit des Einen 
mit jener aller Andern. 
| Das Recht fordert nicht nur, fondern beſteht ganz 
eigens in dieſer Abweſenheit des Widerſpruchs. Denn es beſtimmt 
keineswegs, was von Seite Einzelner geſchehen ſoll oder 
was für Einzelne raͤthlich iſt, ſondern was für Alle moͤglich 
iſt, d. h. was ohne Widerſpruch als Regel gedacht werden 
oder was allſeitig geſchehen kann; es beſtimmt keineswegs, 
was ich thun, ſondern was ich den Andern gewähren oder 
zulaſſen muß, und für ſolches allſeitige Zulaſſen oder Ges 
wahren kann es für Handelnde, die ſich gegenfeiig als Ihres— 
gleichen erkennen, kein anderes Prinzip geben, als jenes der 
Gleichheit, demnach der moͤglichen Wechſelſeitigkeit, 
d. h. der Abweſenheit des Wider ſpruchs bei der wechſel⸗ 
ſeitigen Geſtattung. 

Das Recht verfolgt an und fuͤr ſich keinen Zweck, ſondern 
es iſt blos die ſpekulative Idee einer vernuͤnftigen (d. h. 
vom Widerſpruch freien) Ordnung der Wechſelwirkung aͤußerlich 
gleicher Weſen. Die Moral hat die Wuͤrde des Handelnden, 
die Klugheit fein Gluck zum Zweck. Die Vernunftmaͤßigkeit 
der moraliſchen Grundſaͤtze und der Klugheitsregeln beſteht alſo 
in ihrer Uebereinſtimmung mit dem vorgeſezten Zweck und daher 
auch in ihrer Uebereinſtimmung unter einander ſelbſt. Sie heben 
dergeſtalt den Widerſpruch des Handeluden (oder feiner 
Maximen) mit ſich ſelbſt auf; doch beſteht ihre Weſenheit nicht 
eben in ſolcher Aufhebung, ſondern in der Verfolgung ihrer 
Zwecke. Das Recht aber will nichts und befiehlt nichts; 
ſondern es ſagt blos aus, was moͤglich oder gedenkbar 
iſt: es iſt alſo blos eine Wahrheit, d. h. eine Abweſen⸗ 
heit des Widerſpruchs. Auf dem mir vermoͤge der Rechts⸗ 
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idee freiſtehenden Gebiete kann und darf ich handeln oder unters 


laſſen, wie meine Willkuͤr — oder wie das Moralgeſez und 


die Klugheit mich beſtlmmen; aber mein Gebiet iſt nicht größer 
und nicht kleiner, als ohne Widerſpruch auch allen Andern mag 
eingeraͤumt werden. 

Die Rechtsidee entſteht aus dem Gefühl des Beduͤrf— 
niſſes und der Ahnung der Moͤglichkeit eines Friedens— 
ſtandes zwiſchen mir und den Andern. Die Bedingung 
des Friedens wird ſofort theoretiſch erkannt; fie beſteht 
namlich in dem, von der (nothwendigen, d. h. mit Aufrichtig⸗ 
keit von mir gar nicht abzulaͤugnenden) Anerkennung des An⸗ 


dern als Meinesgleichen unabtrennlichen, Anerkennen, 


daß, was mir gegen den Andern erlaubt iſt, auch ihm gegen 
mich muͤſſe erlaubt ſeyn koͤnnen, und daß hinwieder der Andere 
nichts von mir zu fordern oder gegen mich ſich zu erlauben 
habe, was er nicht auch mir gegen ſich erlaubt. Die Verein— 
barung meiner Freiheit mit jener aller Andern iſt ſonach die 
Grundidee des Rechts, und ſein Weſen beſteht ganz allein in der 
(d. h. die Rechtswiſſenſchaſt hat kein anderes Ziel oder Geſchaͤft 
als die) Aufhebung des Widerſpruchs zwiſchen den beiden (von 
mir nothwendig anzuerkennenden, weil auf dem innerſten Selbſt— 
bewußtſeyn ruhenden) Saͤzen: „Ich din frei,“ und „alle 
Anderen ſind gleichfalls frei.“ 

Es iſt nach dem bisher Geſagten klar, daß die aͤußere 
Freiheit, deren Regulirung der rechtlichen Vernunft zuſteht, 
keineswegs das ganze Gebiet unſerer nach auſſen gehenden Thaͤ— 
tigkeit umfaßt, d. h. daß das Rechtsgeſez keineswegs in alles 
aͤußere Handeln Vernunftmaͤßigkeit zu bringen hat, ſondern 
blos in das Gebiet der von den Menſchen wechſelſeitig 
oder allſeitig ſich zu gewaͤhrenden (zuzugeſtehenden) 
Freiheit. Mein eigenes aͤußeres Handeln, in ſo fern ich 
blos auf mich ſelbſt ſehe, unterſteht dem Moralgeſez, wie 
uͤberhaupt alles Handeln; das Recht dagegen hat nicht das 
Handeln als ſolches, ſondern nur die Wechſelwirkung 
als ſolche, alſo das Verhaͤltniß einer Handlungsweiſe zur 
äußeren Freiheit Anderer im Auge. Das Recht beſtimmt 
alſo nicht eigentlich oder unmittelbar die Noth wendig keit 
des ſelbſteigenen Thuns oder Unterlaſſens, (denn 
dieſe Nothwendigkeit, in ſo fern ſie aus der Vernunft fließt 
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oder erkannt wird, iſt die Moralität;) fondern es beſteht in 


der vernunftmaͤßigen Nothwendigkeit des Zulaſſens eines 


fremden Thuns oder Laſſens oder auch Seyns, d. h. in dem 
dem Andern zukommenden Anſpruch auf ſolches Zulaſſen. 


So wie uͤbrigens unter dem Rechtsgeſez einerſeits nicht 
alle äußern Handlungen, ſondern nur die auf die Freis 
heit Anderer ſich beziehenden ſtehen: alſo unterſtehen ihm an⸗ 
derſeits auch innere Handlungen, (namentlich Willen s⸗ 
beſtim mungen) wofern ſie naͤmlich aͤußerlich erfenns 
bar ſind; jedoch gleichfalls nur bei vorhandener Beziehung auf 
die Freiheit Anderer. Die aͤußere Freiheit, von welcher 
die Rechtslehre ſpricht, iſt alſo durchaus nicht einerlei mit der 
Sphaͤre des aͤußern Handelns, ſo wenig als die innere 


Freiheit, welcher die Moral das Geſez gibt, einerlei mit 


innerem Handeln; ſondern innere Freiheit iſt das dem eins 


zelnen Handelnden eingeborne oder eigene Vermdͤgen der Selbſt⸗ 


beſtimmung; aͤußere Freiheit dagegen iſt die von Einem 
dem Andern gewaͤhrte, oder n Selbſt⸗ 


beſtimmung. 


§. VI. 


Recht, Gleichheit und (äußere) Freiheit ſind eines und Wache Aus⸗ 


druck des Rechtsgeſezes, 


Die bisherige Darſtellung zeigte, daß der Rechtsbegriff 
und die Idee einer vernuͤnftig geregelten, d. h. auf die Bedin⸗ 
gung der Vernunftmaͤßigkeit zuruͤckgefuͤhrten, aͤußern Freiheit 
eines und daſſelbe ſind, und daß ſolche Regulirung das Aner⸗ 
kenntniß der Gleichheit der in Wechſelwirkung Stehenden, dem⸗ 


nach die Möglichkeit einer allſeitigen Anwendung der Res 


geln, zum oberſten Prinzip hat. Es iſt hiernach unndthig, das 
Recht der Freiheit und jenes der Gleichheit noch eigens 


zu deduciren; beide ſind gegeben ſchon mit dem Begriff 


des Rechts, ja fie find identiſch mit ihm. Recht, äußere 


Freiheit in der Wechſelwirkung, und Gleichheit ſind durch⸗ 
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aus gleichbedeutende Ideen und Begriffe, und die geſammte 
Rechtslehre iſt nur die Analyſe derſelben. 

Zwar koͤnnte Einem einfallen — und manche Feſſezungen 
des hiſtoriſchen Rechts würden ſolchem Einfall zur gar eins 
dringlichen Unterſtuͤtzung dienen — die Ordnung der Wechſel— 
wirkung duͤrfte auch ohne Gleichheit, z. B. durch Aufſtel⸗ 
lung einer Regel bewirkt werden, wornach die Einen Alles 
oder doch mehr als die Uebrigen zu fordern, und die An⸗ 
dern Alles oder noch mehr als jene zu dulden haͤtten? — 
Aber wir antworten darauf: allerdings kann faktiſch eine 
Ordnung dieſer Art eingefuͤhrt und behauptet werden;“) allein 
die Vernunft ſagt ſich los von ihr, und es iſt dieſelbe alſo 
keine rechtliche Ordnung. Sie koͤnnte es nur alsdann ſeyn, 
wenn die Verkuͤrzten ſelbſt in die Schmaͤlerung ihres Rechtes 
willigten (was jedoch — wenn es Vollbuͤrtige ſind — kaum 
denkbar ift, und jedenfalls nicht außerhalb der Summe der wirt 
lich Einwilligenden wirkſam wäre), oder wenn eine Rechtsver⸗ 
minderung oder Rechtsverwirkung durch beſondere That⸗ 
umſtaͤnde einträte, wovon jedoch der allgemein ſte Rechts⸗ 
begriff noch wegblickt. Die Vernunft hat bei Aufſtellung der 
Rechtsidee blos Menſchen, oder ſinnlich vernünftige Weſen übers 
haupt, vor Augen, und nimmt zwiſchen ſolchen durchaus Feis 
nen Unterſchied wahr. Die rechtliche Vernunft erlaubt 
Keinem etwas anderes, als was ſie auch allen Andern — ſey 
es nun ohne weitere Voraus ſezung als die des Daſeyns 
und des Zuſammenſeyns, oder unter Vorausſezung glei 
cher Umftände oder gleicher Fakten — erlaubt und (da 
ſie ſich ſelbſt nicht widerſprechen kann) erlauben mu ß. 

Keine andere Regel der Wechſelwirkung alſo iſt vernuͤnftig, 
als jene der Gleichheit; und man muß alſo entweder anneh⸗ 

men, daß die Wechſelwirkung der Menſchen keinen vernuͤnftigen 
Geſezen unterſtehe (d. h. annehmen, daß ich und alle Andern 
Hunvernuͤnftig ſeyen) oder man muß die Gleichheit erhalten und 


thaͤtig anerkennen. 
Die Gleichheit aber, welche das Rechtsgeſez anerkennt und 


*) Auch hier jedoch wird kaum vermeidlich ſeyn, daß wenigſtens die 
Privilegirten unter ſich, oder die Angehörigen einer Klaſſe un: 
ter ſich für Gleiche gelten. 
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fordert, beſteht in der groͤßtmdglichen Freiheit, welche 
ohne Widerſpruch Allen mag gewährt werden; und eben fo 
wenig ein kleineres Maß als ein größeres iſt vereinbar 
mit der Vernunft. Die Unvernuͤnftigkeit einer jenes Maß übers 
ſchreitenden Forderung liegt zu Tage. Denn ſobald ich fuͤr 
mich mehr begehre, als Allen zu gewaͤhren ohne Widerſpruch 
moͤglich iſt; ſo wird auch der Andere daſſelbe wider mich thun, 
weil er mir gleich iſt. Ich verliere demnach wieder eben 
fo viel als ich ſcheinbar gewann, ja weit mehr, weil gegen 
Alle, und widerſpreche zugleich mir ſelbſt, weil ich alsdann 
zugleich mehr und weniger Recht haͤtte als Du. Ja, eine 
Regel, wornach mir, und folglich auch Dir Alles erlaubt 
wäre, raubte mir alles Recht und unterwürfe uns lediglich 
den phyſiſchen Geſezen, hoͤbe alſo die Geſezgebung der Ver⸗ 
nunft wieder auf. Nicht minder unvernuͤnftig waͤre aber eine 
Rechtsregel, welche Jedem weniger als moͤglich gewaͤhrte. 
Denn die Idee des Rechtes geht eben auf die Sicherung oder 
Wahrung der Freiheit, in fo weit fie vernünftig moͤg⸗ 
lich iſt. Die Selbſtliebe und die reine Vernunft haben hier 
daſſelbe Intereſſe; und die lezte zumal ſieht ein, daß, wenn ich 
mich dieſſeits der Mittellinie der ohne Widerſpruch moͤglichen 
Freiheit halte, d. h. wenn ich mir weniger erlaube als moͤg— 
lich iſt, dieſes etwa wohl durch das moral iſche Geſez oder 
auch durch Klugheit geboten oder gutgeheißen, keineswegs 
aber durch das Rechtsgeſez diktirt werden kann. Denn, wenn 
es meine Rechtsſchuldigkeit waͤre, ſo koͤnnte der Andere mich 
dazu zwingen, und ſodann auch ich ihn zwingen, ſich ſelbſt 
auf weniger als das Mögliche zu beſchraͤnken, wornach ich, wie 
Er, zugleich weniger und mehr als das Moͤgliche bekaͤme, 
was widerſprechend und alſo abſurd iſt. 

Alſo nicht im wechſelſeitigen Ueberſchreiten der Mittellinie 
oder im Zuruͤckbleiben dieſſeits derſelben beſteht das Recht und 
findet die Vernunft ihre Beruhigung, ſondern in ſolcher Mit— 
tellinie ſelbſt, d. in derjenigen, welche die groͤßtmoͤg⸗ 
liche Freiheit gewaͤhrt. Nur hier hoͤrt der Widerſtreit der 
Kräfte und Anſpruche auf, und iſt dergeſtalt das Reich der 
vernuͤnftigen, harmoniſchen Wechſelwirkung. 

Die Bezeichnung jener Mittellinie, d. h. der Ausdruck 
des oberſten Rechtsgeſezes, lautet hiernach alſo: 
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Alle Handlungen find rechtlich, welche nach ihrem Begriff 
vereinbar find oder in Einklang ſtehen mit der gleichen und 
moͤglichſt größten aͤußern Freiheit Aller. Die ſolches nicht find, 
dieſelben ſind widerrechtlich. Ich darf alſo rechtlich (d. h. 
ich habe das durch die Vernunft mir in Beziehung auf 
Dich zugeſtan dene Vermoͤgen oder die von deiner Seite 
anzuerken nende Erlaubniß dazu), durch meine freie Thaͤtig⸗ 
keit mich ſelbſt und Alles in der Natur beſtimmen wie ich will; 
nur Dich darf ich nicht gegen deinen Willen beſtimmen. Und 
ſo darfſt auch Du dich ſelbſt und Alles in der Natur nach dei⸗ 
nem Gefallen beſtimmen, nur mich nicht gegen meinen Wil⸗ 
len. Unſere Wechſelwirkung muß daher dem Willen Keines 
entgegen ſeyn. 

0 Der Grund, aus welchem ich anerkenne, Dich nicht gegen. 
deinen Willen beſtimmen zu duͤrfen, beſteht darin, daß ich Dich 
als ein vernünftiges Weſen, d. h. als der mir geſezgeben⸗ 
den Vernunft gleichmaͤßig unterthan (naͤmlich der Erkenntniß 
und der Beobachtung ihrer Geſeze gleichmaͤßig fahig) achte. 
Ich fordere alſo und erwarte auch von deiner Seite dieſelbe 
Anerkennung. Beſtimmſt Du mich nun gegen meinen Willen, 
und leiſteſt mir ſonach jene Anerkennung nicht; ſo hoͤrt dadurch 
auch der Grund der meinigen auf, und ich kann mir dann auch 

eben ſo viel gegen Dich erlauben, als Du dir gegen ih 
erlaubt haſt. 

Wenn ich darf, d. h. wenn die Vernunft mir etwas (in 
Bezug auf dich) erlaubt, ſo kann dieſelbe Vernunft dir 
nicht erlauben, mich daran zu hindern, ſonſt widerſpraͤche ſie 

ſich ſelbſt. (Daß phyſiſche Kraͤfte mich hindern, iſt unbedenk⸗ 
lich, denn alsdann kann ich blos nicht.) Es iſt alſo auch ein 
wechſelſeitiges Hindern oder Zwingen, wiewohl es 
als eine Art von Gleichheit erſcheinen koͤnnte, doch der Ver⸗ 
nunft, und alſo der Rechtsidee, die da eine gleiche Frei⸗ 
heit, nicht aber eine gleiche Zernichtung derſelben fordert, 
entgegen. 
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F. VII. 
Si Abſolutes Recht. Objektives und ſubjektives Recht. 


Man unterſcheidet in der Schule — und die Unterſcheidung 
iſt nothwendig zum Verſtaͤndniß der Lehre oder zur Verhinde— 
rung von Mißverſtaͤndniſſen — das Recht im abſoluten 
Sinn von jenem, welches man das objektive und das fubs 
jektive nennt, d. h. von dem in Beziehung dort auf Hand— 
lungen und hier auf Per ſonen betrachteten Recht. 

Das Recht abſolut iſt die Idee des durch eine vernuͤnf⸗ 
tige Regel harmoniſch geordneten oder zu ordnenden Außern. 
Freiheitsgebrauches der in Wechſelwirkung ſtehenden Menſchen 
(überhaupt ſinnlich vernünftigen oder verſtaͤndigen Weſen), alfo 
eine Idee der Moͤglichkeit gewiſſer Handlungsweiſen der in 
Wechſelwirkung Stehenden unter Vorausſezung jener zu erhal 
tenden vernuͤnftigen Harmonie, oder auch die von der Ver⸗ 
nunft gegebene Regel fuͤr ſolche Ordnung, d. b. für die 
in Harmonie zu ſezende aͤußere Freiheit Aller. 

Jene Idee, demnach das abſolute Recht, iſt zugleich die 
Idee der Gleichheit, demnach die Idee der vernünftig moͤg⸗ 
lichen Allgemeinheit gewiſſer Handlungsweiſen oder Arten 
des aͤußern Freiheitsgebrauches. 

Das Recht, objektiv genommen, iſt die Eigenſchaft 
gewiſſer Handlungsweiſen, wornach ſie als jener von der Ver— 
nunft gegebenen Regel gemaͤß oder entſprechend erſcheinen. Alſo 
beſteht es eben in derjenigen Weiſe des Freiheitsgebrauchs, 
welche ſich vernuͤnftigerweiſe als allgemein giltige Regel 
denken laͤßt. 

Im ſubjektiven Siune iſt das Recht die Befugniß 
(oder die von der Vernunft dem Einen in Bezug auf den An— 
dern zugeſtandene Erlaubniß) zu ſolchen Handlungen oder 
Handlungsweiſen. Das Weſen des Rechtes beſteht hier alſo in 
einem Duͤrfen. i 

Die meiften, zumal neueren Definitionen des Rechts find 
in der Idee, welche durch fie ausgedruͤckt werden ſoll, mit der 
unfrigen übereinſtimmend, jedoch in Worten bunt verſchieden 
und vielfach davon abweichend, auch theils durch Unbeſtimmt⸗ 
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heit, theils durch Vermiſchung mit moraliſ chen Beſtimmun⸗ 
gen die Reinheit des Rechtsbegriffs wieder aufhebend. 


F. VIII. 


Ob zum Rechtsſyſtem auch Pflichten gehören? unterſchied zwiſchen 
Pflicht und e 


Faſt alle Rechtslehrer ) führen in ihren Syſtemen neben 
den Rechten auch Pflichten auf; aber es beruht ſolche Aufs 
führung auf barer Begriffsverwirrung, iſt Mutter von man⸗ 
cherlei Irrthuͤmern und laͤßt keine klare Rechtsanſicht auf⸗ 
kommen. 

Zur noͤthigen Verſtaͤndigung uͤber die hier zur Sprache 
kommenden Begriffe mögen die nachſtehenden Beſtimmungen 
dienen. Die vielfach verſchiedene Bedeutung deſſelben Wortes 
in den verſchiedenen philoſophiſchen Schulen erfordert durchaus 
eine ſolche Angabe des Sinnes, in welchem dergleichen Worte 
von dem, der irgend eine Theorie aufſtellt, gebraucht werden. 

Die zur Verdeutlichung unſerer Lehre allernaͤchſt nothwendi⸗ 
gen Begriffsbeſtimmungen ſind folgende: . 

Gefez iſt uns die Idee der Moglichkeit oder Roth 
wendi gkeit (eines Seyns oder) einer Veränderung und ins⸗ 
befondere einer Handlung oder Unterlaſſung ). Es iſt 
ein eigentliches Geſez, wenn es die abſolute, eine Re⸗ 
gel, wenn es die relative (auf einen willkuͤrlichen Zweck be⸗ 
| zogen) ER oder Möglichkeit ausfpricht. 


A 
* 


*) Nämlich mit alleiniger Ausnahme Fichte's. 8 

) Will man den Begriff des Geſezes auf die Verpf lichtun g/ 
d. h. alſo auf die Idee der (vernünftigen) Nothwendigkeit 
eines Handelns oder Unterlaſſens beſchränken, demnach die Ideen der 
bloſen Möglichkeit davon ausſchließen; ſo iſt eben für dieſen 
Begriff im Recht keine Heimath, und man muß alsdann, anſtatt 
von Rechts geſezen, nur vor Rechts ſäzen ſprechen. Wir faſſen 
unter dem Begriff Geſez Beides, das Gebot und die Erlaub⸗ 
niß zuſammen, lehnen übrigens durch dieſe Erklärung jeden Wort⸗ 
ſtreit von uns ab. 
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Ein moraliſches Geſez im engern Sinn iſt uns, rein 
im Kantiſchen Sinne, ein Saz, der einen kategoriſchen 
Imperativ enthält, oder die Idee einer rein vernuͤnftigen 
und abſoluten Nothwendigkeit oder Un moͤg lichkeit 

einer Willensbeſtimmung (oder auch der Abweſenheit beider?) 

ausſpricht. Im weitern Sinn, wornach man überhaupt die 
Beziehung auf menſchliche Handlungen, in ſo fern dieſelben durch 
ein Vernunft⸗Gebot oder durch eine Vernunft-Idee zu ber 
ſtimmen find, im Auge hat, find moraliſche Geſeze Ideen von 
Pflichten oder Rechten. Moraliſche Geſeze im engern Sinne 
werden auch ethiſche genannt. 8 

Ein Rechtsgeſez insbeſondere aber iſt die Idee der ver⸗ 
nuͤnftigen Moͤglichkeit (oder Nichtmoͤglichkeit) eines 
aͤußern Freiheitsgebrauches, bezogen auf die gleiche Freiheit aller 
Andern; alſo die Idee der Vereinbarlichkeit (oder Nichtverein⸗ 
barlichkeit) einer Handlungsweiſe mit der vorausgeſezten oder 
angenommenen gleichen Freiheit Aller. 

Moralität der Handlungen iſt ihre Beziehung blos allein 
auf die Beſchaffenheit der fie beſtimmenden Maximen. Le⸗ 
galität die Beziehung ihrer äußern Erſcheinung auf ein 
Geſez. 

Dürfen heißt: nicht durch Verbot gehindert ſeyn, d. h. 
etwas thun koͤnnen, ohne Widerſtreit mit einem (auf Hand» 
lungen ſich beziehenden, alſo entweder moraliſchen oder 
Rechts-, oder im weitern Sinn auch Klugheits-) Geſez. 

Sollen heißt: durch ein Vernunftgebot genoͤthigt ſeyn. 

Moraliſch (im engern Sinne) e iſt, was man 
nach dem Sittengeſeze darf. 

Moraliſch nothwendig iſt, was man foll. 


Rechtlich moͤglich iſt eine Handlung, welche dem Recht 
keines Andern widerſpricht. 

Rechtlich nothwendig iſt eine Handlung oder Unter⸗ 
laſſung, deren Gegenſaz dem Recht des Andern widerſpricht, 
alſo rechtlich nicht moͤglich iſt. (Hier iſt alſo die Handlung ſelbſt, 
d. h. ihr beſtimmter Begriff, bei der Moral dagegen die 
Maxime der Handlung zu betrachten.) 


Pflicht iſt die Nothwendigkeit eines Thuns oder Unter— 
laſſens nach einem moraliſchen Geſez. 
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Schuldigkeit iſt ſolche wothwendigker nach einem Re ch t s. 
geſez. 

Verbindlichkeit iſt das Gendthigtſeyn durch das mo⸗ 
raliſche oder durch das Rechtsgeſez. 


Nach dieſen Begriffsbeſtimmungen iſt wohl einleuchtend, 

daß das Rechts ſyſtem keine Pflichten in ſich enthaͤlt, und 
daß, wenn man ihm welche beimiſcht, es feine Lauterkeit vers 
liert. Zur Erlaͤuterung dienen noch folgende Saͤze: 
1) Das Recht an und fuͤr ſich iſt eine Erlaubniß, ein 
Dürfen, nicht aber ein Gebot oder ein Sollen. Ihm 
ſteht auch keine Pflicht gegenüber, ſondern hoͤchſtens cine 
Schuldigkeit, welche weſentlich verſchieden iſt von Pflicht. 

„Ich bin ſchuldig,“ heißt nur ſo viel, als: „ich habe 
zum Gegentheil kein Recht,“ oder ich kann (noͤthigenfalls und 
in der Regel) dazu gezwungen werden. Damit iſt noch nicht 
geſagt, daß ich auch eine Pflicht dazu habe, und jedenfalls 
iſt die lezte nur eine hinzukommende, und welche nicht 
ſo wie die Schuldigkeit auf das Recht des Anderen, ſondern 
auf das Erkenntniß dieſes Rechtes und auf die Moralität 
des Schuldners ſich gruͤndet. 


2) Zwar ſagt ſelbſt Kant, das Rechtegeſe laute alte: 
„Handle aͤuſſerlich fo, daß der freie Gebrauch deiner Willkuͤr 
mit der Freiheit von Jedermann nach einem allgemeinen Ge— 
ſeze beſtehen koͤnne.“ — Allein dieſes ſo gefaßte Rechtsgeſez 
heißt eigentlich nichts anders, als: „Handle ſo, daß Du das 
Recht des Andern nicht verlezeſt,“ und iſt alſo nicht felbfi 
das Rechtsgeſez, ſondern ſezt das lezte voraus, und iſt in 
jener Faſſung ein ethiſches Geſez. 

3) Eine Pflicht kann Niemand haben, ohne es zu wiſſen, 
wohl aber eine Schuldigkeit. Ich bin ſchuldig, Alles zu 
thun oder zu unterlaſſen, deſſen Nichithun oder Nichtunterlaſſen 
eine Verlezung des Freiheitsgebietes des Anderen wäre, d. h. 
ich bin ſchuldig, mich des Eingriffs in dieſes Freiheitsgcbiet 
zu enthalten. Aber bis wohin dieſes Freiheitsgebiet reiche, iſt 
mir oft unbekannt. Das Urtheil uͤber meine Pflicht ſtebt nur 
mir zu; uͤber meine Schuldigkeit koͤnnen Andere entſcheiden, 
und ſelbſt alsdann giltig entſcheiden, wenn mir ſelbſt die Schul⸗ 
digkeit nicht ein leuchtet. 
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4) Die Schuldigkeit involvirt blos einen negativen Ber 
griff; ſie iſt blos eine Verneinung des Rechts. Was 
nun dort ſeyn ſolle, ſeyn koͤnne, oder ſey, wo das Recht auf: 
hört — ob Pflicht, ob phyſiſche Noͤthigung (Zwang 
oder Gewalt) u. ſ. w. — daruͤber entſcheidet die Rechtslehre 
als ſolche nicht. Sie hat ihre Aufgabe gelöst durch Zeichnung des 
Rechts gebietes, als durch Ausſchlieſſung deſſen, was 
nicht Recht iſt. Selbſt wenn ſie vom Zwange redet, ſo 
nimmt fie ihn blos als ein Recht des Beleidigten auf, 
welchem ſie den Beleidiger, nach Maßgabe der Beleidi— 
gung, lediglich preis gibt. 5 

Es iſt nach allem dem nicht nur moͤglich, ſondern ſehr 


gut, d. h. die Reinheit der Lehre foͤrdernd, ein Rechts ſyſte m 


in lauter erlaubende Saͤze ohne Gebot oder Verbot zuſam⸗ 
menzufaſſen; ja es iſt, feiner innern Weſenheit nach, ein ſolches 
Syſtem nichts anderes, als ein Syſtem von Erlaubniſſen. 


§. N. 


Ob und in wie fern Rechte und Pflichten fich gegenſeitig aufeinander 
beziehen. 


Die Frage wird gewoͤhnlich bejaht, doch in ſehr verſchiede⸗ 
nem Sinne: 

a) Einige, die da das Recht von der Pflicht ableiten, kennen 
kein anderes Recht in engerer Bedeutung, als welches zugleich 
eine Pflicht ſey. Schon Martini lehrte alſo, und mehrere 
Neuere tragen, wiewohl mit anderen Worten, eine ähnliche Vers 
kehrtheit vor, oder müßten ſie vortragen, wenn fie ihrem 
aufgeſtellten Hauptprinzip des Rechtes getreu blieben. Von 
unſerem Standpunkte erſcheint jedoch ſolche Lehre als barer 
Unſinn. 
b) Andere ſagen wenigſtens; „Wozu ich eine Pflicht habe, 
dazu muß ich auch ein Recht haben,“ und ſolcher Saz dient 
zumal manchen Gewalthabern und den Jeſuiten trefflich zum 
beſchoͤnigenden Deckmantel ihrer offenen oder geheimen Eingriffe 
in die Freiheit der Voͤlker und Einzelnen. Dort aus der Pflicht 
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der Voͤlkerbegluͤckung, oder der Erhaltung des Weltfriedens oder 
des europaͤiſchen Syſtems, hier aus der Pflicht der Erhaltung, 
Vertheidigung und Verbreitung einer alleinſeligmachenden Reli— 
gion, werden Rechte abgeleitet, welche den feſt begruͤndeten 
wahren Rechten den Krieg erklaͤren, und jeder Freiheit den 
Tod drohen. Die Falſchheit des Sazes iſt jedoch einleuchtend. 
Da ich ein Recht habe, Alles zu thun, was nicht verboten (oder 
eigentlicher was nicht Unrecht) iſt, ſo habe ich es allerdings 
auch und noch mit größerer Evidenz zu dem, was geboten 
ift, und zu dem, was ich ſchuldig bin. Aber dieſes Recht 
habe ich nur in ſo fern, daß Niemand mich in deſſen Aus⸗ 
uͤbung ſtoͤren darf; woraus jedoch keineswegs folgt, daß 
derjenige, gegen welchen ich eine Pflicht (oder ſelbſt Schul⸗ 
digkeit) habe, verbunden ſey, ſich leiſten zu laſſen, was 
er etwa fordern koͤnnte. Auch kann die Frage, ob ich wirklich 
eine Pflicht zu etwas habe, oft nur alsdann bejaht werden, 
wenn vorher erhellt, oder erwieſen iſt, daß mir das Recht 
dazu gebuͤhrt. Denn auch pflichtmaͤßige, d. h. im Allgemeinen 
gebotene Zwecke duͤrfen doch nur durch Mittel, die dem Recht 
nicht entgegen ſind, erſtrebt werden; und ich kann ſelbſt zu 
mancher (bedingter, d. h. nicht ganz beſtimmter und ausnahms⸗ 
loſer) Pflichterfuͤllung das Recht verlieren. Es wäre daher 
in ſolchen Fallen petitio principii, aus der Pflicht das Recht 
erweiſen zu wollen. . 

c) Man ſagt auch: „Zu etwas Pflichtwidrigem kann ich 
niemals ein Recht haben.“ Aber dieß iſt falſch, weil Pflicht 
und Recht ganz verſchiedene Begriffe ſind, welche durchaus nicht 
in wechſelſeitiger Beziehung zu einander ſtehen, indem, was mir 
Pflicht ſey, der Andere gar nicht wiſſen kann, und nur Rechts⸗ 
verlezung (Störung der vernünftigen Harmonie der aͤußern 
Wechſelwirkung der Menſchen) nicht aber Immoralitaͤt ju⸗ 
riſtiſch unrecht iſt, mir aber das Recht zu Allem zuſteht, 
was nicht juriſtiſch unrecht iſt. 

d) Endlich ſagt man: „Meinem Recht entſpricht immer 
von Seite des Andern eine Pflicht;“ und dieſer Saz iſt im All⸗ 
gemeinen wahr, naͤmlich in ſo fern, daß einmal Allen die 
Verpflichtung (Schuldigkeit) obliegt, mich in der Ausuͤbung 
meines Rechtes nicht zu ſtoͤren, und ſodann noch eine beſondere 
Verpflichtung (Schuldigkeit) desjenigen, gegen welchen mir ein 
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beſtimmtes Recht zuſteht, demſelben durch Leiſtung oder Dul⸗ 
dung zu entſprechen. Aber, ob dieſe Verpflichtung in jedem 
Fall auch eine moraliſche (die da etwa zur freiwilligen, 
auch ungefordert, oder in jeder Lage, z. B. auch in der 
hoͤchſten Noth, darzubringenden Leiſtung verbaͤnde) ſey; darüber 
entſcheidet wenigſtens die Rechtslehre nicht. Auch wird nie⸗ 
mals ſolche moraliſche Pflicht unmittelbar aus dem Recht des 
Andern (welchem naͤmlich nur die Schuldigkeit entſpricht) 
ſondern blos aus der Erkennt niß der Schuldigkeit, demnach 
als Gerechtigkeitspflicht zu folgern ſeyn. Und endlich 
iſt manches im Allgemeinen vorhandene Recht, in Beziehung 
auf eine beſtimmte Perſon, durch die Einwilligung derſel— 
ben bedingt (z. B. das Recht, Dir Wohlthaten zu erweiſen) 
daher an und fuͤr ſich weder eine Schuldigkeit noch eine 
Pflicht demſelben gegenuͤberſtehend. 


F. X. 


Ob die Eigenſchaft, dem moraliſchen Geſeze zu unterſtehen, nothwendig 
ſey zur Unterwerfung unter das Rechtsgeſez? 


Die gewoͤhnliche Lehre ſagt: ja! Nach ihr beſteht gar kein 
weſentlicher Unterſchied zwiſchen dem Moral: und dem Rechts⸗ 
geſez; es ſind wenigſtens beide die Zweige eines gemeinſchaftlichen 
Stammes oder einer und derſelben Wurzel, naͤmlich der prak— 
tiſchen Vernunft, und die Eigenſchaft der rechtlichen 
Per ſoͤnlichkeit wird überall nur erkannt als Folge der mo⸗ 
raliſchen. Aber dieſe Lehre iſt falſch, denn: 

1) Die Eigenſchaft, dem Moralgeſez zu unterſtehen, iſt 
nichts anderes, als die Eigenſchaft des Willens, innerlich 
frei, d. h. beſtimmbar durch die bloße Vernunft, unabhaͤngig 
von aller Sinnlichkeit oder aͤußern Cauſſalitaͤt, oder vielmehr 
zur freien, d. h. aus einer Selbſtbeſtimmung hervorgehen⸗ 
den, Wahl zwiſchen Sinnlichkeit und Vernunft befaͤhiget zu 
ſeyn. Nun ſagt uns zwar unſer innerſtes Bewußtſeyn durch die 
Stimme des Gewiſſens und durch den Abſcheu gegen den Laſter— 
haften, daß der Menſch dergeſtalt frei, demnach dem Moral⸗ 
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gefez und ber moralifchen Zurechnung unterworfen ſey. Wir 


verachten wohl auch oder bemitleiden wenigſtens den anders 


Denkenden. Allein juriſtiſch erwieſen oder erkennbar, d. h. 
in unzweifelhafter Erſcheinung vortiegend iſt denn doch jene 
Moralitaͤt und innere Freiheit nicht. Im Gegentheil anerkennen 
die meiſten Philoſophen, daß fie unerweislich und ſelbſt une 
begreiflich ſey. Wer fie demnach als unbedingt noͤthige Vor— 
ausſezung fuͤr die Giltigkeit eines Rechtsgeſezes oder fuͤr die 
Anerkennung einer rechtlichen Perſoͤnlichkeit achtet, der macht 
das Rechtsgeſez, welches nach ſeiner Bedeutung und Weſenheit 
ein unumſtoͤßliches, gleich feſtes als evidentes ſeyn ſoll, abhaͤn⸗ 
gig von wankenden Schulſyſtemen, Poſtulaten, Gefühlen oder 
Offenbarungen, gibt feine Giltigkeit allen aufrichtigen oder vor 
geſchuͤzten Zweifeln preis, und raubt ihm feine Stetigkeit und 


ſeinen Boden. 


2) Zur Unterwerfung unter das Rechtsgeſez, d. h. zur Für 
higkeit, als Rechtsſubjekt geachtet und nach dem Rechtsgeſez 
behandelt zu werden, gehört bloß Erkenntniß fahigkeit 
des Rechts und Unrechts (d. h. des Nichtwiderſpruchs oder 
Widerſpruchs der verſchiedenen Arten des Freiheitsgebrauches 
mit dem gleichen Freiheitsgebrauche Aller), verbunden mit der 
Faͤhigkeit, durch irgend ein Motiv zur Beobachtung des 
Rechtes vermocht zu werden. Der bloſe Verſtand, oder die 
blos ſpekulative Vernunft genuͤgt zum Erkenntniß, 
und ſchon die Sinnlichkeit oder die Selbſtliebe kann als 
Motiv der Beobachtung dienen. Auch kann eine aͤußere 
Veranſtaltung das Recht geltend machen ohne Sittlichkeit 
der Handelnden. Das Rechtsgeſez iſt eine Wahrheit, einer 
mathematiſchen an Evidenz zu vergleichen, es kann nicht vers 
laͤugnet werden von dem Verſtaͤndigen, ſollte auch deſſelben Ver⸗ 
nunft nicht praktiſch, oder ſeine Willensnatur eine teufliſche 
ſeyn. Dagegen laͤßt ſich denken, daß ein dem Moralgeſez wirk⸗ 
lich unterworfenes und unterwuͤrfiges Weſen dennoch (ganz oder 
zum Theil) entbunden vom Rechtsgeſez, und untheilhaft feiner. 
Wohlthaten (rechtlich unvollbuͤrtig) ſey, wenn es naͤmlich etwa 
unfähig zum Erkennen der Rechte Anderer, oder durch 
unuͤberwindliche phyſiſche Zuſtaͤnde (z. B. Krankheit, Raſe⸗ 
rei u. ſ. w.) zu ihrer Verlezung angetrieben waͤre. 

3) Allerdings zwar wird die Wengen der Rechtsgeſeze, 
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d. h. das Nichtuͤberſchreiten der Rechtslinie, auch von der ethis 
ſchen Vernunft eingeſchaͤrft, und es liegt hierin die trefflichſte 
naturliche Gewaͤhrleiſtung für das Recht. Um nicht den Ges 
wiſſensvorwuͤrfen ſich auszuſezen, um nicht Selbſtverachtung und 
- den Abſcheu der Tugendhaften auf ſich zu laden, beobachtet 
man wohl auch ohne aͤußern Zwang das Rechtsgeſez. Allein 
die Wahrheit des lezten, als einer den Widerſtreit der unbe⸗ 
ſchraͤnkten aͤußern Freiheit Aller aufhebenden Regel, haͤngt darum 
nicht ab von der Moral, ſondern iſt fuͤr ſich beſtehend, und 
auch ohne Moral fuͤr alle Verſtaͤndigen erkennbar und objektiv 
giltig, ja ſelbſt der Geltendmachung oder Handhabung ohne 
praktiſche Vernunft, durch rein menſchliche Veranſt alt ung 
empfaͤnglich. | 
4) Daß die blos kuͤnſtlichen, oder fogenannten myftifchen 
Perſoͤnlichkeiten, namentlich die Geſammtperſoͤnlichkeiten, 
dem ethiſchen Geſeze nicht unterſtehen (d. h. als Geſammtper⸗ 
ſoͤnlichkeiten weder ſuͤndigen, noch tugendhaft ſeyn koͤnnen), iſt 
anerkannt und unbeſtreitbar (indem es keine Geſammt⸗Ge⸗ 
finnung gibt, und doch nur auf der Geſinnung die Mo⸗ 
ralitaͤt beruht). Dennoch unterſtehen fie dem Rechtsgeſez 
gleich den dem Moralgeſez unterworfenen einzelnen Menſchen. 
Es kann alſo auch bei den lezten dieſe Unterwerfung nicht der 
Grund oder das Weſen ihrer rechtlichen Perſoͤnlichkeit ſeyn. 
Nach dieſen Betrachtungen, welche uns an der weſentlichen 
Verſchiedenheit des Rechts von der Moral nicht 
laͤnger zweifeln laſſen, bleibt noch uͤbrig und erſcheint dabei von 
gleich hohem wiſſenſchaftlichem wie praktiſchem Intereſſe, jene 
Verſchiedenheit naher in's Auge zu faſſen, und eben das 
durch den wahren Begriff des Rechts moͤglichſt zu beſtimmen 
und zu verdeutlichen. Es zeigt ſich naͤmlich auch entgegen eine ſehr 
nahe Befreundung zwiſchen Recht und Pflicht, und wenig⸗ 
ſtens auf einem gewiſſen Gebiet eine beiden gemeinſchaftliche 
Herrſchaft. Wir, die wir uns als Rechtsſubjekte erkennen, d. h. 
die Stimme der rechtlichen Vernunft vernehmen, fühlen uns 
zugleich auch der moraliſchen unterthan; unſer Gewiſſen 
wirft uns Pflichtübertretung vor, ſobald wir ein Recht 
wiſſentlich verlezen, und manche Rechtswidrigkeiten ſind, auch 
abgeſehen vom Recht des Andern, ſchon an und für ſich 
immoraliſch (z. B. Treubruch, Nothzucht, Grauſamkeit u. ſ. w.) 
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Dieſe Umſtaͤnde erklären unſere Geneigtheit zur Vermiſchung 
oder Verſchmelzung der beiderlei Geſezgebungen. Bei jedem 
Nachdenken uͤber das Recht werden wir, wenn wir auch anfangs 
einige Unterſchiede aufgeſtellt haben, faſt unwillkuͤrlich wieder 
auf den moraliſchen Boden zuruͤckgerufen, ja, wir tragen ge⸗ 
wiſſermaßen eine heilige Scheu vor der voͤlligen Trennung 
des Rechts von der Moral. 

Dennoch iſt dieſelbe unbedingt nothwendig zur klaren 
Anſchauung des Rechts, zur Erkenntniß feiner Weſenheit 
und ſeines wahren Gebietes. Wer es (im Begriffe) nicht 
ganz lostrennt von der Moral, der treibt ſich im ewigen Wir 
derſpruch mit ſich ſelbſt herum, und verliert einerſeits für 
jenes allen feſten Boden, und andererſeits auch fuͤr dieſe das 
aͤchte Prinzip. 


§. XI. 


Unterſchied des Rechtsgeſezes von dem moraliſchen. 


Das Recht — wie wir ſahen — iſt die Idee der Verein⸗ 
barlichkeit oder des moͤglichen Zuſammenbeſtehens des 
dem Einen zu gewährenden (äußern) Freiheitsgebrauchs (oder 
der Freiheitsſphaͤre) mit dem gleichen Freiheitsgebrauch (oder 
der Freiheitsſphaͤre) aller Andern. Die Moral iſt die Idee 
der Uebereinſtimmung jedes einzelnen Handelnden mit 
ſich ſelbſt oder mit der Vernunft. Die Rechts⸗Geſeze 
find Regeln, welche die Realiſirung der Rechts-Idee, Moral⸗ 
Geſeze, welche die Realiſirung der Tugend⸗ oder Pflicht⸗Idee zum 
Gegenſtand haben. Zwiſchen beiden, wenn wir ſie unbefangen 
betrachten, erkennen wir die nachſtehenden Unterſchiede: 

1) Die Eigenſchaft einer Handlung oder Handlungsweiſe, 
wornach fie als recht, im Sinne der Jurisprudenz ) erſcheint, 


) „Recht“ (rectum) kann bekanntlich im weiten und im engen 
Sinne genommen werden. Im erſten bedeutet es überhaupt die 
Angemeſſenheit zu irgend einer Regel, alſo die Uebereinſtim⸗ 
mung mit einer techniſchen Vorſchrift nicht minder als mit dem 
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d. h. wornach fie rechtlich möglich oder erlaubt iſt, ſteht in 
gar keinem unmittelbaren Zuſammenhang oder Verhaͤltniß mit 
oder zu ihrer moraliſchen Eigenſchaft. Sie kann naͤmlich 
moraliſch entweder gleichfalls erlaubt oder aber verboten oder 
geboten ſeyn. Denn die Rechtmaͤßigkeit oder rechtliche 
Zulaͤßigkeit einer Handlung, wornach kein Anderer mich 
hindern darf, ſie zu begehen, entſcheidet nichts uͤber ihre Zu⸗ 
laͤßigkeit in Anſehung Meiner felbft, fie iſt hoͤchſtens eine 
Bedingung, nicht aber ein beſtimmendes oder genügendes 
Erforderniß zur lezten. 


2) Das Weſen der Rechts geſeze oder Rechtsſaͤze beſteht 
darin, daß ſie eine Erlaubniß ausſprechen. Sie geben einen 
gewiſſen Raum dem Handelnden frei, namlih in fo fern, 
daß fie keinem Anderen die Befugniß (rechtliche Erlaubniß) 
einraͤumen, ihn darin zu ſtoͤren oder einzuſchraͤnken. Sie druͤcken 
blos eine vernünftige Moͤglichkeit gewiſſer Handlungsweiſen 
vom Standpunkt ihres Verhaͤltniſſes zur gleichen Freiheit Aller 
aus. Das Sittengeſez dagegen gebietet oder verbietet, 
es druckt alſo den Gegenſaz der Erlaubniß, naͤmlich eine 
Noͤthigung oder Nothwendigkeit aus. Das Rechtsgeſez 
ſpricht: „Du darfſt,“ oder vielmehr: „Du kannſt“ (d. h. 
Du ſtoͤreſt dadurch die Ordnung der aͤußern Wechſelwirkung 
nicht); das Sittengeſez ſpricht: „Du ſollſt“ oder „Du 
darfſt nicht“ (alſo uberhaupt: „Du ſollſt thun oder unter⸗ 
laſſen“). 

3) Zwar wird auch oft in der Moral die Formel des 
Erlaubens gebraucht, ſo wie entgegen im Recht die For⸗ 
mel des Gebots oder Verbots. Aber ſolche Formeln ſind 
uneigentlich und heben das Weſen der verſchiedeneu Ge— 
ſeze nicht auf. Die Erlaubnißformel in der Moral: „Du 
darfſt,“ druͤckt blos die Abweſenheit des Verbots, ja 
im engern Sinn (wofern — was unter den Moraliſten ſtreitig 
iſt — ſolches reine Erlauben in der Moral jemals Plaz greifen 
kann) auch des Gebotes aus; ſie bezeichnet ein Freigeben, 


moraliſchen und mit dem Rechtsgeſez; im engern oder juriſtiſchen 
Sinne bezeichnet es blos die Uebereinſtimmung mit dem lezten 
Gustum). 
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eine Herrſchaftsentlaſſung. Auf dem dergeſtalt freigege— 
benen Raume mag dann das Geſez der Sinnlichkeit, d. h. 
der Neigung, der wie immer beſtimmten Willkuͤr, walten; 
die Moral macht keinen Anſpruch darauf. Ihre eigentliche 
Sprache alſo bleibt immer befehlend, (gebietend oder vers 
bietend). Im Recht dagegen iſt die Formel des Gebotes oder 
Verbotes im Grund nur eine Verneinung der Er⸗ 
laubniß des Nichtthuns oder Thuns, eine Ausſchließung 
aus dem Rechtsgebiet, eine Bezeichnung deſſen, was jenſeits 
der Rechtslinie gelegen, ſonach dem Recht ſelbſt nicht 
mehr angehoͤrig oder wenigſtens dem eigenen Rechte nicht, 
ſondern nur dem Recht eines Andern angehoͤrig iſt. J 


4) Darum ſind auch alle ſogenannten Rechtsgebote blos 
verneinend, d. h. fie find, wie immer man ſie ausdruͤcke, 
in dem oberſten und allgemeinen verneinenden Geſeze ent⸗ 
halten: „Verleze das Recht der Andern nicht!“ d. h. „es iſt 


Dir nicht erlaubt, in die Rechtsſphaͤre des Andern einzu⸗ 


greifen, es iſt Dir nicht erlaubt, (naͤmlich ohne Widerſpruch 
mit der gleichen Freiheit des Andern nicht moͤglich) dieſes 
oder jenes zu thun oder zu unterlaſſen.“ Die moraliſchen 
Geſeze dagegen, oder die Pflichten, welche von denſelben ab⸗ 
fließen, ſind theils bejahend, theils verneinend, oder viel⸗ 
mehr ſie ſind im Grunde alle bejahend, weil ſie einmal, 
welches beſonderen Inhaltes oder Ausdruckes ſie ſeyen, ſtets 
etwas Poſitives, naͤmlich die gute Geſin nung, die 
Willens beſtimmung durch die reine Vernunft 
fordern, und dann, weil ſie alle enthalten oder abzuleiten ſind 
in oder aus dem oberſten Moralgeſez: „Handle ſo, wie deine 
Wuͤrde als vernünftiges Weſen (oder ſage man, wie der Wille 
Gottes — oder welches andere Princip man ſonſt aufſtelle —) 
es fordert.“ - 


5) Das Rechtsgeſez richtet ſich nur an den Berechtig⸗ 
ten, (oder ein Recht Anſprechenden) d. h. hat nur Jenen 
im Auge, welchem es eine Erlaubniß ertheilt (oder vers 
weigert); das Sittengeſez dagegen richtet ſich an den Ber 
pflichteten, indem ſeine Weſenheit im Gebieten (oder 
Verbieten) beſteht. Im Rechtsgeſez hat ſelbſt ein Vers 
dot (wenn man eines in ſolche Formel kleidet), alſo ein eine 
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Verpflichtung oder Schuldigkeit ausdruͤckender Saz Bedeu⸗ 
tung nur durch Beziehung auf einen Berechtigten, um 
deſſen willen naͤmlich mir eine Erlaubniß verweigert wird; 
es iſt nichts anderes, als eine nothwendige Folge 
der dem Andern zukommenden Erlaubniß oder Be⸗ 
rechtigung. Eine Erlaubniß in der Moral dagegen hat 
Bedeutung blos durch Beziehung auf den Verpflichteten, 
welchem nämlich nun eine Erlaubniß ertheilt, oder eine Ent⸗ 
bindung von Pflicht zuerkannt wird. 


6) Darum geſchieht auch dem Rechtsgeſez vollkommen 
Genuͤge, wenn dem Berechtigten kein Eintrag ge⸗ 
ſchieht, d. h. wenn der ſeiner Willkuͤr zugeſprochene Raum 
unangetaſtet bleibt von den Uebrigen. Es koͤmmt dabei 
nichts darauf an, aus welchen Motiven dieſe Uebrigen ſich des 
Eingriffs enthalten. Nur die aͤußerliche That koͤmmt in 
Betrachtung; denn nur die Befriedigung des Berech⸗ 
tigten und hiedurch die Harmonie der aͤußern Wech⸗ 
ſelwirkung der Menſchen iſt Zweck oder Gegenſtand des 
Rechtsgeſezes. Das Moralgeſez dagegen, welches den 
Verpflichteten im Auge hat, will, daß der Pflicht auch 
mit der inneren That, d. h. mit der Geſin nung, ent 
ſprochen werde. Nicht die Bewirkung eines Effekts in der 
Sinnenwelt, nicht blos aͤußere Legalitaͤt, ſondern die 
innere Willens beſtimmung, alſo die Würde des 
Handelnden ſelbſt und im Allgemeinen das an DR 
Gute iſt fein Ziel. 


7) Das Moralgeſez, wiewohl die Wiſſenſchaft der 
Moral (oder auch die Religion) unablaͤßig es mehr zu vers 
deutlichen, zur allgemeinen Anerkenntniß zu bringen und ſeine 
gleichmaͤßige Beobachtung oder Anwendung zu bewirken ſucht, 
bleibt dennoch immer, was die Giltigkeit ſeiner ſpeciellen Ge— 
bote und Verbote oder was ſeine Anwendung auf die vorkom— 
menden einzelnen Falle betrifft, bedingt auf die ſubjektive 
Ueberzeugung des Handelnden, d. h. auf den Ausſpruch 
des Gewiſſens jedes Einzelnen. Ueber das, was mir 
Pflicht iſt oder nicht iſt, kann nur ich Coder der Richter über 
den Sternen) entſcheiden; und es mag bei vollkommener Gleich— 
beit der erſcheinenden Umſtaͤnde, je nach Verſchiedenheit 
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der nicht erſcheinenden, zumal aber nach Verſchiedenheit 
der Erkenntniß und des Gewiſſens des Handelnden, 
hier Pflicht und dort keine, oder hier Gebot und dort Verbot 
und bei einem Dritten keines von beiden (d. h. reine Erlaubniß) 
ſeyn. Daher kann mir nie eine Pflicht obliegen ohne mein 
Wiſſen, denn nur der Ausſpruch meines eigenen Ge 
wiſſens iſt ihr Grund; eine Verfaͤllung durch Andere 
(da dieſe mein Inneres zu durchſchauen unfähig find) iſt demnach 
undenkbar, und kein menſchliches Urtheil kann hier Giltigkeit 
anſprechen. Ganz anders die Rechtsſchuld. Dieſelbe 
kann mir obliegen auch ohne mein Wiſſen; denn das 
Recht des Andern iſt ihr Grund, und das Urtheil der 
Verſtaͤndigen kann darüber entſcheiden; denn es wird dieſes 
blos auf die erſcheinenden Umſtaͤnde gebaut. Ja, es 
iſt im Grund nur jenes ein wahres (ſtrenges, aͤußeres, 
zur Handhabung geeignetes) Recht, welches das Anerkennt⸗ 
niß der Verſtaͤndigen erhalten kann; und die Regel, 
wornach ſolche Anerkennung oder Entſcheidung geſchieht, 
iſt eine dem allgemeinen Menſchenverſtand einleuchtende, unbe⸗ 
ſtreitbare, ausnahmsloſe, daher ihre Anwendung auf die vor— 
kommenden Verhaͤltniſſe, ohne Unterſchied ob die Bethei⸗ 
ligten ſelbſt ihre Richtigkeit anerkennen oder nicht, einer ſo 
vollkommenen Zuverlaͤßigkeit empfaͤnglich, als uͤberall ein 
menſchliches Urtheil. | ' 


8) Darum findet auch die Handhabung des Rechts⸗ 
geſezes, d. h. deſſen Geltendmachung durch Zwang, ganz 
vernünftig ſtat.. Die Pflicht darf und kann nie erzwungen 
werden. Denn einmal erſcheint ſie nicht, und dann geht ſie 
nur den Verpflichteten ſelbſt an; einen Berechtigten 
kennt ſie nicht. Die Rechtsſchuld dagegen hat ihren 
Grund in dem Rechte des Andern, und iſt ſo evident 
als eben dieſes Recht; ſie kann alſo erzwungen werden, 

weil erſt mit der Leiſtung das Recht des Andern befriedigt 
wird. 

Anmerkung. Der zulezt aufgefuͤhrte Unterſchied wird 
zwar durchgaͤngig anerkannt, doch nicht in ſeiner wahren 
Bedeutung. Man ſagt wohl: Rechtspflichten ſeyen 
diejenigen, welche erzwungen werden koͤnnen, Zu 
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gendpflichten aber, welche nicht. Damit meint man 
dann den Unterſchied zwiſchen beiden klar genug bezeichnet und 
alſo das Weſen des Rechtsgeſezes im Gegenſaz des 
Moralgeſezes erklärt zu haben. Allein der Saz: „Rechts⸗ 
pflichten find diejenigen, welche erzwungen werden koͤnnen,“ 
iſt eine leere Tautologie, welche die Erkenntniß keineswegs 
erweitert, und ihre Erklaͤrung nur in einem hoͤheren Saze, 
der da naͤmlich das Weſen des Rechtes ausſpricht, finden 
kann. Die Erzwingbarkeit iſt eine natürliche Begleitung, 
nicht aber das Weſen der Rechtspflicht, ſie taugt nicht zur 
Begriffsbeſtimmung des Rechts. Aus ihrer Aufſtellung lernen 
wir jenes Weſen ſo wenig kennen, als uns z. B. das Weſen 
der Tugend erklaͤret wuͤrde, wenn man ſagte: „Tugend iſt 
diejenige Handlungsweiſe, welche ein gutes (ruhiges, ſelbſtzu— 
friedenes) Gewiſſen zur Folge hat.“ Der Saz wäre wohl 
wahr, aber einen deutlichen Begriff von der Tugend gaͤbe 
er nicht. Hier wie dort naͤmlich iſt die weitere Frage 
unvermeidlich: „welche Handlungsweiſen bringen denn ſolche 
Folge mit ſich?“ — Bei den Rechtspflichten (Schul⸗ 
digkeiten) nun zeigt es ſich, daß die Erzwingbarkeit nicht 
aus dem Umſtand, daß der Eine verpflichtet, ſondern aus 
jenem, daß ein Anderer berechtigt iſt, hervorgeht, daß 
alſo der Zwang nichts anderes iſt, als eine Vertheidigung 
oder Behauptung des mir zuſtehenden Rechts- oder Freiheits— 
gebietes, alſo blos die wirkliche Ausuͤbung meines Rechtes 
gegen die ſich ergebenden Hinderniſſe, und daß alſo das 
Weſen des Rechts und des Rechtsgeſezes in der Ertheilung 
von Befugniſſen oder Erlaubniſſen, nicht aber im 
Auflegen von Verpflichtungen beſteht. Die Verpflich⸗ 
tung des Schuldigen (Schuldners) inſofern ſie etwas weiteres 
iſt, als das bloſe „dem Zwang Ausgeſezt ſeyn“ („Ge⸗ 
zwungen werden koͤnnen“) fließt nicht mehr aus dem Rechts⸗ 
geſez, ſondern aus dem moraliſchen. 


/ 
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Unterſchied des Rechts von der Gerechtigkeit; und des äußeren vom 
innern Recht. 5 


Wenn das Recht ſich in Wahrheit weſentlich von der 
Moral oder der Pflicht unterſcheidet, ſo muß es ſelbſt von 
der Gerechtigkeit, als welche gleichfalls eine Pflicht, alſo im 
Weſen jeder anderen Pflicht aͤhnlich iſt, unterſchieden ſeyn. Und 
ſo verhaͤlt es ſich auch wirklich. Das Recht — die vernuͤnf⸗ 
tige Zuſammenſtimmung des aͤußerlichen Freiheitsgebrauches des 
Einen mit jenem aller Andern — iſt von der Gerechtigkeit 
— d. h. der Tugend, Jedem das Seinige zu geben oder zu 
laſſen — weſentlich verſchieden. Und zwar nicht nur im Prim 
zip, wornach Gerechtigkeitspflicht nur durch die Geſinnung 
— ein Inneres — erfuͤllt, der Rechtsſchuldigkeit aber ſchon 
durch die Leiſtung — ein Aeußeres — genug gethan wird, 
ſondern auch im Maß der Verpflichtung. Denn die Gerede 
tigkeit (worunter hier nicht die Handhabung des Rechts 
oder die parteiloſe Verkuͤndung deſſelben verſtanden wird, ſon— 
dern die aus Pflicht fließende Rechtsachtung und Enthaltung 
von Rechtsverlezung) fordert oft auch nach dem Gegenſtand 
ein Mehreres oder Anderes als das blos aͤußere, 
ſtrenge Recht, und iſt dergeſtalt mit dieſem alsdann im 
Streit. 

Das aͤußerliche Recht naͤmlich, d. h. das der Geſell⸗ 
ſchaft und der Zwangsgewalt zur Handhabung anvertraute, oder 
ſolche Handhabung zulaſſende gruͤndet ſich auf die Evidenz 
des Faktums oder auf die erſcheinenden Thatum⸗ 
ſtaͤn de, und für daſſelbe iſt alſo nicht, was nicht erw 
ſcheint. Auch unterſteht es dem Anerkenntniß der Ge⸗ 
ſellſchaft oder der Welt, allernaͤchſt auch — zumal im Staat 
— dem Urtheil des Richters. Ihm gegenuͤber (d. h. moͤglicher⸗ 
weiſe mit ihm im Streit, wiewohl die ſtete Harmonie beider 
hoͤchſt wuͤnſchenswerth iſt) ſteht das innere Recht und zwar 
in zweifacher Bedeutung. Subjektiv naͤmlich oder im 
moraliſchen Sinne, in welchem wir es hier betrachten, bes 
ruht es auf der Kenntniß oder Meinung des mit Anderen. 


1 
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in Wechſelwirkung Stehenden von den obwaltenden Thatum⸗ 
ſtaͤnden und vom Rechte des Andern; objektiv aber auf der 
wahren Beſchaffenheit der Sache und auf der ver— 
nünftig giltigen Norm der Entſcheidung. Dieſe lezte, fo 
wie die wahre Beſchaffenheit der That, iſt nur eine; die er⸗ 
ſcheinenden Thatumſtaͤnde aber, ſo wie das Urtheil der 
Menſchen, mögen verſchieden, alſo bald mit jener uͤberein⸗ 
ſtim mend, bald nicht uͤbereinſtimmend ſeyn. Die Grüns 
dung hiſtoriſcher Rechtsverhaͤltniſſe zumal und die Einfuͤh— 
rung poſitiver Rechtsgeſeze bringen haͤufig in der Sphaͤre, 
worin ſie gebieten, ſolche Disharmonie hervor, weßwegen man 
auch das Vernunftrecht überhaupt das innere (die Geh 
tung anſprechende) im Gegenſaz des poſitiven oder wirk⸗ 
lich, d. h. aͤußerlich geltenden, nennen kann. 

Die möglichft vollkommene Realiſirung des inneren Rechts 
in objektiver Bedeutung, d. h. des wahren Rechts iſt der 
Zweck aller poſitiven Rechtsgeſezgebungen und aller Rechtsan⸗ 
ſtalten; aber niemals und nirgend wird er vollſtaͤndig erreicht. 
Doch gilt in der Regel keine Berufung von dem, was derge— 
ſtalt aͤußerlich Rechtens iſt (auch formales Recht genannt), 
an das innere oder wahre Recht; d. h. fuͤr den auch durch ein 
ungerechtes Geſez oder einen ungerechten Urtheilsſpruch Ver— 
fällten wird die Beobachtung des Spruchs eine wahre 
Schuldigkeit und ſelbſt Gerechtigkeitspflicht. Meine 
eigene Meinung von der inneren Ungerechtigkeit des aͤußern 
Rechts eines Andern, wenn ſie auch auf beſſeres Wiſſen der 
Thatumſtaͤnde und auf die innigſte Ueberzeugung von der Wahr⸗ 
heit gewiſſer Rechtsſaͤze ſich gruͤndet, entbindet mich alſo in 
der Regel ſelbſt im Gewiſſen von meiner Verpflichtung nicht. 
Denn die Maxime, fein bona fide vermeintes, doch unerweis⸗ 
liches Recht durchzuſezen, wuͤrde Quelle oder Beſchoͤnigung eines 
ewigen und allgemeinen Krieges und der ſchamloſeſten Rech ts⸗ 
verlezungen werden (z. B. eigenmaͤchtige, zumal heimliche Eins 
griffe in fremdes Gut zur Compenſation des vermeintlich 
von deſſen Eigenthuͤmer erlittenen Unrechts). Dagegen wird 
der Gerechte Anſtand nehmen, oder vielmehr verſchmaͤhen, ſein 
aͤußeres Recht (in der obigen Bedeutung) auszuuͤben oder gel— 
tend zu machen, wenn es ihm Selbſt als Unrecht erſcheint, d. h. 
wenn er entweder geheime (dem Gegentheil oder dem Richter 


36 


unbekannte oder unerweisliche) Umſtaͤnde, welche das Rechts— 
verhaͤltniß andern, kennt, oder wenn er nach eigenen Rechte: 
prinzipien ſein — wiewohl aͤußerlich giltiges — Recht ver— 
werflich findet. 

Das Prinzip der Gerechtigkeit oder des inneren Rechts in 
ſubjektiver Bedeutung waͤre demnach: Thue (oder unter— 
laſſe) nicht nur jenes, was nach den erſcheinenden Thatumſtaͤn⸗ 
den dem aͤußern Rechte gemaͤß oder nach den jeweils geltenden 
poſitiven Geſezen Recht (oder Unrecht) iſt, ſondern was dieſes 
äußere Recht fordern würde, falls alle dir bekannten Um; 
ftände allgemein bekannt oder aͤußerlich erfcheinend, *) (denn dir 
find fie ja erſcheinend) oder wenn deine Rechtsuͤberzeugung 
zugleich die allgemeine oder die aͤußerlich geltende ware. Man: 
ches kann mir daher durch ſtreng aͤußeres Recht zugeſprochen 
werden, was ich ſelbſt mir nicht zuſprechen darf. Denn ich 
habe zwar ein aͤußeres Recht zu allem, was ich durch Vor⸗ 
lage meiner Beweiſe der verſtaͤndigen Ueberzeugung der Geſell— 
ſchaft oder des Richters als mir angehoͤrig darſtellen kann; ein 
inneres aber nur zu dem, was mir nach meiner Weberzeus 


2) Oft wird auch durch Verſchweigung der mir bekannten Thatum⸗ 
ſtände, oder durch Feſthalten an dem, aus den zufällig mangeln⸗ 
den oder vorliegenden Beweismitteln fließenden äußeren Recht, 
deſſen Ungrund ich gleichwohl einſehe, eine wirkliche — ſelbſt dem 
äußeren Gericht unterſtehende, alſo nicht blos ſfündhafte, 
ſondern verbrecheriſche Rechts- Verlezung begangen; d. h. ich 
erſcheine als Verbrecher gegen das äußere Recht, und kann als 

ſolcher beſtraft werden, ſobald ſpäter mein abſichtliches Verſchwei⸗ 
gen oder meine mala ſides an den Tag kömmt. Doch iſt's nicht 
eigentlich die immoraliſche Geſinnung, die mich alsdann 
ſtraffällig macht, ſondern blos der nun kundwerdende rechtswid⸗ 
rige oder das Recht verachtende Wille, als welcher — einge⸗ 
ſtanden oder aus der Handlung hervorgehend — ein nunmehr 
äußerlich erſcheinendes Faktum iſt, wodurch nicht nur 
der früher vorhanden geweſene Thatbeſtand verändert, und etwa 
die Berechtigung des früher als unberechtigt Erſchienenen darge⸗ 
than, ſondern zugleich eine entſprechende Rechtsverwirkung 
auf meiner Seite hervorgebracht wird. Die poſitiven Rechte 


jedoch ſind in dieſer Rückſicht PAPIER nachſichtiger oder laxer als 
das Naturrecht. 8 
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gung als mir gebührend erſcheint. Die Gerechtigkeit (Redlich— 
keit) unterwirft ſich daher in Anſehung des zu Leiſtenden 
willig dem Ausſpruch des aͤußern Rechts; in Anſehung des zu 
Fordernden aber folgt ſie der Stimme der eigenen Ueber— 
zeugung oder des Gewiſſens; d. h. ſie gewaͤhrt dem Andern 
mehr, und erlaubt ſich ſelbſt weniger als das ſtrenge 
aͤußere Recht; ſie nimmt alle Verpflichtungen des lezten 
auf ſi ſich, entſagt aber allen Befugniſſen, die fie nicht auch 
aus eigener Ueberzeugung als ſolche erkennt. 

Uebrigens iſt die Aeußerlichkeit des Rechts von der 

Handgreiflichkeit zu unterſcheiden. Nicht nur, was den 
Sinnen erſcheint, ſondern auch was dem Verſtand eine 
(ſogenannte moraliſche) Ueberzeugung gewaͤhrt, kann daſſelbe 
beſtimmen, und ich habe ein aͤußerliches Recht zu Allem, was 
ich durch Vorlegung meiner Beweisgruͤnde der moraliſchen 
Ueberzeugung der Uebrigen als mir angehoͤrig dar— 
ſtellen kann. (Dieſe objektive Beweiskraft alſo wird zum 
aͤußern Recht erfordert, die ſubjektive Ueberzeugung iſt 
dazu nicht hinreichend und auch nicht noͤthig.) 
Von dem innern Recht, im objektiven Sinn, in ſo 
fern es dem beſtehenden, d. h. poſitiv oder hiſtoriſch 
beſtehenden (welches wohl auch, obſchon in anderem Sinn als 
oben, das aͤußerliche genannt wird) entgegengeſezt wird, 
naͤmlich als wahres, vernuͤnftiges und ewiges, reden 
wir hier nicht ausfuͤhrlicher; ſondern wir haben vorzugsweis 
nur das (ohne Unterſchied, ob natuͤrlich oder poſitiv begruͤndet) 
erſcheinende, aͤußerlich erkennbare und erweisliche, 
im Gegenſaz des auf den wahren That beſtand ſich grüns 
denden oder nur dem Handelnden bekannten, betrachtet. 
Nur in ſo fern dieſer Handelnde jenes ewige Recht wirklich 
erkennt, kann ſeine Gerechtigkeitspflicht dadurch beſtimmt 
werden. Seine Verpflichtung wird dadurch gleichfalls ers 
weitert, ſeine Berechtigung verengt. Ob und unter 
welchen Bedingungen auch aͤußeres Recht, d. h. aͤußerlich 
rechtsgiltige Forderung oder Befreiung, aus jenen ewigen, rein 
vernuͤnftigen — mit dem beſtehenden Recht im Streit liegen— 
den — Prinzipien fließen koͤnne, wird an einem andern Ort 
unterſucht werden. 
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F. XIII. 1 
Das Rechtsgeſez gehört der ſpekulativen Vernunft an.) 


Bei fo unendlicher Verſchiedenheit zwiſchen dem 


moraliſchen und dem Rechtsgeſez, ja, da — wie oben 
gezeigt ward — das Rechtsgeſez anwendbar ſelbſt auf ſolche 
Perſonen iſt, welche dem lezten gar nicht unterſtehen (na⸗ 
mentlich auf blos ſinnlich-verſtaͤndi ge Weſen, dann aber 
auch — wenn es dergleichen gibt — auf heilige [aus innerer 
Nothwendigkeit immer nur das Gute wollende] Weſen); fo 
kann daſſelbe auch nicht von der praktiſchen Vernunft, 
als welche die moraliſche Geſezgeberin und nur dieſe iſt, 
abfließen; es kann nicht ein Vernunft⸗Gebot (weil in ſei⸗ 
nen Erlaubniſſen unzaͤhligemal widerſprechend dem moraliſchen 
alſo eigentlichen Vernunftgebot) ſondern blos eine ſpekula— 
tive Idee, eine theoretiſche Wahrheit ſeyn. 
Rechtsgeſeze (oder eigentlicher Rechts ſaͤz e) wären hiernach 
blos theoretiſche Lehrſaͤze über Möglichkeit oder Unmoͤg⸗ 
lichkeit gewiſſer Handlungsweiſen unter Vorausſezung einer here 
zuſtellenden gleichmaͤßigen aͤußern Freiheit Aller. Das Recht 


e) Es iſt zwar auch die Moral als Wiſſenſchaft der ſpeku⸗ 
lativen Vernunft angehörig und nur als wirkliches Geſez von 
der praktiſchen ausgehend. Allein beim Recht iſt auch das 
Geſez ſelbſt eine blos ſpekulative Idee, höchſtens eine 
techniſch praktiſche Regel zum Behuf der Realiſirung jener 
Idee, keineswegs aber eine Verpflichtung. Erſt die Moral 
verpflanzt es auf den Boden der Pflicht; ja ſie verpflanzt nicht 
eigentlich die Rechte, ſondern nur die denſelben entſprechenden 
Schuldigkeiten auf ſolchen Boden; von den Rechten ver⸗ 
wirft ſie ſogar manche, d. h. ſie verbietet ihre Ausübung. 
Die Moralwiſſenſchaft dagegen iſt die Analpſis des kat e⸗ 


goriſchen Imperativs, d. h. des Geſezes der praktiſchen 


Vernunft, oder die Anwendung auf die in der Erfahrung gegebe⸗ 


nen oder als möglich gedachten Fälle, alſo wirklich gebietend oder 


verbietend, weil entfließend dem allgemeinen moraliſchen Ge⸗ 
ſez oder Ausſpruch der praktiſchen Vernunft. Sie iſt alſo zugleich 
Wiſſenſchaft und Geſez dieſer praktiſchen Vernunft. 


* 
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zeichnete in Gemaͤßheit dieſer Vorſtellung in dem, durch den 
phyſiſch moglichen aͤußern Freiheirsgebrauch aller Einzelnen zu 
erfuͤllenden Raum ideale (d. h. a priori erkennbare, ja ſchon 
durch logiſches Geſez beſtimmte) Linien oder Schranken, jedem 
Einzelnen dadurch ein, dem aller Andern gleiches, Gebiet zu 
ſolchem Freiheitsgebrauch anweiſend. 

Ein vernuͤnftiges Rechtsſyſtem waͤre hiernach nichts 
anderes als eine ideale Geſellſchaftsordnung für die 
Menſchen, d. h. fuͤr ſinnlich vernuͤnftige, in Wechſelwirkung 
ſtehende Weſen, und zwar eine Ordnung, die ſich als die vers 
nuͤnftig allein mögliche, namlich unter der Form der Alk 
gemeinheit und Nothwendigkeit ſich ankündende, 
ausſpricht. 

Die Nothwendigkeit eines ſolchen Syſtems oder der 
darin aufgeſtellten Regeln iſt aber an und fuͤr ſich eine bloß 
intellektuelle (dem Verſtand ſich aufdringende, etwa der 
Nothwendigkeit logiſcher oder mathematiſcher Wahr: 
heiten analoge), keineswegs eine praktiſche, d. h. auch den 
Willen unterwerfende, oder zum Befolgen des Erkannten 
auffordernde. Das Rechtsgeſez ſtellt die Ordnung idealiſch auf; 
aber es bewirkt ſie nicht, ja, es befiehlt ſie nicht; 
ſondern es ſpricht nur Urtheile aus uͤber Moͤglichkeit 
oder Unmoͤglichkeit gewiſſer Handlungsweiſen, unter Vors 
ausſezung des Zwecks einer zu realiſirenden Harmonie in der 
Wechſelwirkung der Menſchen. Das Praktiſche, was etwa darin 
zu erkennen iſt, erſcheint wenigſtens nicht als mo raliſch 
praktiſch oder abſolut nothwendig, ſondern hoͤchſtens als tech⸗ 
niſch praktiſch, d. h. blos bedingt nothwendig. 

Das Rechtsſyſtem iſt hiernach eine bloße Wiſſenſchaft, 
und kann auf mehr nicht als auf Wahrheit ſeiner Saͤze An⸗ 
ſpruch machen, d. h. die rechtliche Vernunft iſt der ſpecula— 
tiven Vernunft, keineswegs der praktiſchen angehoͤrig. 
Wenn das Recht praktiſch werden, d. h. zur Verwirk⸗ 
lich ung gebracht werden ſoll; fo muß dieſes durch eine an⸗ 
dere Autorität geſchehen, welche es adoptire, und ſodaun 
befehlend verkuͤnde, oder auch handha be. 

Allerhoͤchſt nun geſchieht ſolche Adoption durch das Moral⸗ 
geſez oder die praktiſche Vernunft. Das Rechtsgeſez hat 


die Sphäre meiner moͤglichen aͤußern Freiheit neben und zwiſchen 
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den Sphaͤren der gleichen Freiheit aller Andern gezeichnet. Es 
ſagt: „dieſes oder jenes kann ft du thun oder laſſen, fordern, 
erzwingen u. ſ. w. unbeſchadet oder ohne Widerſpruch 
mit der gleichen Freiheit Anderer; dieſes oder jenes kann ſt du 
nicht thun oder laſſen ohne ſolchen Widerſpruch.“ Hoͤchſtens 
ſagt es noch: „Wenn eine harmoniſch geordnete Wechſelwir⸗ 
kung ſtatt finden ſoll oder gewollt wird, ſo muß dieſes oder 
jenes gewaͤhrt, gethan, unterlaſſen werden.“ — Nun tritt aber 
die Ethik, (die praktiſche Vernunft) auf, und ſpricht: 
„Du ſollſt eine harmoniſch geordnete Wechſelwirkung wollen, 
du darfſt nicht einer ſolchen Ordnung entgegenhandeln; 
beobachte daher das Rechtsgeſez.“ Solchergeſtalt verwandelt 
ſie nun das (rechtliche) „Muͤſſen“ in ein (moraliſches) 
„Sollen,“ das „Nichtkoͤnnen“ in ein „Nichtduürfen,“ 
das rechtliche „Können“ endlich in ein „Duͤrfen,“ leztes 
jedoch nicht unbedingt, ſondern nur bedingt; naͤmlich 
nur mit Vorbehalt des Verbotes (oder auch des Ge⸗ 
botes) aus anderen Gründen. 

Durch dieſe Adoption von Seite der praktiſchen Vernunft 
geſchieht allerdings ein großer Schritt zur Realiſirung des 
Rechtsſyſtems. Es wird dadurch wenigſtens fuͤr die Guten 
in praktiſche Giltigkeit oder Geltung geſezt. Doch freilich 
nur unvollkommen. Denn einmal iſt die Geneigtheit zur Pflicht⸗ 
erfuͤllung bei Vielen gar nicht vorhanden; Andere, ja die Meiſten 
ſind wenigſtens ſchwach; die Antriebe der Sinnlichkeit uͤberwaͤl⸗ 
tigen die Stimme der Pflicht. Ich habe alſo, auch wenn ich 
feſt entſchloſſen bin, die Rechte Anderer zu ehren, doch nie⸗ 
mals genuͤgende Sicherheit, daß auch hinwieder die mei⸗ 
nigen werden geachtet werden. Und dennoch bezieht ſich der 
ganze Inhalt des Rechtsgeſezes nur auf wechſelſeitiges 
Anerkennen und Beobachten; und es iſt daſſelbe auch fuͤr mich 
(theoretiſch wie praktiſch, d. h. ſowohl vom Standpunkt des 
Anerkennens als des Beobachtens) nur unter der Bedin⸗ 
gung wahr und giltig, daß auch die Anderen ſich ihm unter⸗ 
werfen. Gegen diejenigen, die mein Recht verachten, bin auch 
ich entbunden vom Rechtsgeſez, d. h. es hat dieſes keine Bedeu⸗ 
tung mehr, wo ihm die Wechſelſeitigkeit oder Allſeitigkeit der 
Geltung, wenigſtens des Anerkenntniſſes im Allges 
meinen, fehlt. Daher fordert die moraliſche Pflicht in Bezug 


51 


auf das Rechtsgeſez nicht mehr, als daß ich dem Andern die 
Beobachtung deſſelben anbiete, und mit thaͤtiger, ſelbſteigener 
Beobachtung ihm entgegenkomme. Zu ſolchem Entgegen⸗ 
kommen aber kann mich verſtaͤndiger Weiſe fchon die Vermu⸗ 
thung beſtimmen, daß der Andere — eine der meinigen im 
Allgemeinen gleiche Natur Offenbarende — auch gleich mir das 
Moralgeſez ehren, und alſo die Pflicht, ſich innerhalb der 
Rechtsſchranken zu halten, erkennen und (in der Regel) beobach⸗ 
ten werde. Wofern nun der Andere dieſer Vermuthung ent⸗ 
ſpricht, fo entſteht ſofort unter uns ein Rechts zuſtand, 
d. h. ein Verhaͤltniß einiger Garantie oder Sanktion des 
Rechtsgeſezes, welches jedoch nicht weiter reicht, als die Zahl 
der moraliſch Guten, und ſelbſt unter dieſen (indem r cd» 
liche Zweifel entſtehen koͤnnen über Rechtsſaͤze ſowohl als 
über die konkreten Rechte, und außerdem die Unlauterkeit 
allen Sterblichen nahe iſt) noch eine Fünftlibe Befeſti⸗ 
gung — nicht eben zum Behuf der Giltigkeit, denn gil⸗ 
tig ſind die Rechtswahrheiten von ſelbſt, wohl aber der voll⸗ 
ſtaͤndigeren Geltung — noͤthig hat. 

Eine ſolche Fünftlihe Befeſtigung oder überhaupt Eins 
ſchaͤrfung und Handhabung nun kann auch gedacht werden und 
ziemlich befriedigend wirkſam ſeyn unter Boͤſen, wofern 
dieſelben nur erkenntnißfaͤhig, und ſinnlicher Antriebe 
empfaͤnglich find. Die Verſtaͤndigen, ohne Unterſchied, ob boͤs 
oder gut, muͤſſen eine Einrichtung wuͤnſchen, welche wenigſtens 
von ihnen ſelbſt die Beleidigung abhalte, d. h. ihnen ſelbſt einen 
moͤglichſt großen Raum der äußern. Freiheit gewaͤhre, (ſollten 
ſie auch den geheimen Wunſch oder Vorſaz hegen, ſich ſelbſt bei 
guͤnſtiger Gelegenheit uͤber die Rechtsſchranken hinaus zu ſezen.) 
Sie werden daher zur Gruͤndung einer ſolchen Einrichtung gerne 
die Hand bieten, und die Guten werden ſelbſt die Pflicht 
erkennen, ſie ins Leben zu fuͤhren. Sobald aber die Einrich⸗ 
tung getroffen iſt, wird der rechtswidrige Wille jedes Einzelnen 
durch die uͤberwiegende Macht der Anderen in Schranken ge⸗ 
halten, und die allſeitige Beobachtung des Rechtsgeſezes, hier 
durch Furcht vor der Strafe, dort durch unmittelbaren ph y⸗ 
ſiſchen 3wang — wenigſtens in der Regel und fuͤrs Allge⸗ 
meine genügend — verbuͤrgt werden. 

So wie nun die kuͤnſtliche Einrichtung IM. Einfhärfung 


52 

und Handhabung des Rechtsgeſezes, d. h. die Geltendmachung 
deſſelben mittelſt menſchlicher Gewalt fortwährend und wefent, 
lich verſchieden bleibt vom Rechtsgeſez ſelbſt; alſo 
bleibt auch die praktiſche Vernunft, oder die ethiſche 
Pflicht, wiewohl ſie das Rechtsgeſez adoptirt, d. h. be⸗ 
fehlend verkuͤndet und mit einer Sanktion verſieht, dennoch 
ewig und weſentlich verſchieden von demſelben, und es ges 
hört demnach fortwährend das Recht f Be zur Domaine der 
ſpekulativen Vernunft. 


§. XIV. 
Natürliche Sanktion des Rechtsgeſezes. 


— 


So Ar HE ue übrigens, ja ſelbſt nothwendig zur 
vollſtaͤndigen Rechtsgarantie eine kuͤnſtlich e Einrichtung er⸗ 
ſcheint (alſo namentlich eine poſitive, mit aͤußerlicher Auto⸗ 
rität verkuͤndete Geſezge bung zur näheren Beeſt im mung 
oder Verdeutlichung und Einſchaͤrfung, und eine oͤf⸗ 
fentliche Gewalt zur Handhabung des Rechts); ſo iſt 
gleichwohl einige Sanktion deſſelben — auch fürs Allg e⸗ 
meine, nicht nur. für die Tugendhaften — ſchon natür⸗ 
lich vorhanden. Einmal floͤßt das moraliſche Geſez 
ſogar denjenigen, die es uͤbertreten, Ehrfurcht ein; und es 
geſellt ſich dazu die Furcht vor der allgemeinen Verach⸗ 
tung und dem Abſcheu, welche den Boͤſewicht, wenn er als 
ſolcher erſcheint, alſo namentlich den Rechtsverlezer, treffen. 


Eine Verworfenheit, welche gleichgiltig ſelbſt gegen dieſe Verach? 


tung waͤre, liegt nicht in der gewoͤhnlichen Menſchennatur; und 
ſelbſt der Verworfenſte mag in der ſichern Voraus ſicht, daß der 
Beleidigte ſein Rechtsgebiet, und zwar mit der durch das Be⸗ 
wußtſeyn des Rechts geſtaͤrkten Kraft und Entſchloſſenheit, ver⸗ 
theidigen, auch dem Beleidiger wohl Gleiches mit 
Gleichem vergelten werde, einen — wenn auch gemein 
ſinnlichen doch hier genuͤgenden — Abhaltungsgrund von 
Verlezung finden. Noch mehr! Er wird erkennen, daß, wenn 
der Andere ihm dergeſtalt vergilt, d. h. Uebles als Erwiederung 
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zufügt, er dabei die Billigung aller Verſtaͤndigen, und wahr: 
cheinlich auch die Huͤlfeleiſt ung der Rechtliebenden für ſich 
safe werde. Solche Vorausſicht iſt auch wohl begruͤndet; 
denn ſie ſtüzt fi ſich allernaͤchſt auf das den Menſchen natürlich 
einwohnende intellektuelle Intereſſe ſchon an der Wahr⸗ 
heit oder Vernunftmaͤßigkeit als ſolcher, und auf ihren 
Widerwillen gegen Unvernunft oder Un verſtand; 
welches Jutereſſe aber in der Rechtsſphaͤre noch unendlich ges 
ſteigert wird, durch den auch beim Anblick blos fremder 
Verlezung unvermeidlichen Ruͤckblick auf ſich ſelbſt. Nicht 
nur die einzelne That, ſondern die Maxime derſelben oder ihr 
allgemeiner Begriff ſtellt ſich mir dar, wenn ich eine 
Rechtswidrigkeit veruͤben ſehe, und ich fuͤhle mich mit beraubt 
und mit mißhandelt, wenn ſolche Unbild einem Andern wider⸗ 
faͤhrt. Daher meine Geneigtheit (nicht nur die moraliſche, 
auf Liebespflicht gegründete, ſondern ſelbſt die ſinnlich patho⸗— 
logiſche, aus Inſtinkt und Selbſtliebe fließende), dem ungerecht 
Angegriffenen beizuſtehen, und dergeſtalt die Herrſchaft des 
Rechts ſo viel an mir iſt, d. h. in dem Bereich meiner Kraͤfte, 
zu behaupten oder eee 


$. . 
Folgen der Rechtsübertretung. 


— — 


Wenn ich das Recht eines Andern verleze, ſomit über die 
Linie meines Rechtes hinausſchreite, ſo ſtehe ich ſelbſt eigentlich 
nicht mehr auf dem Boden des Rechtes: ſondern dieſes Recht, 
deſſen Zuruf ich nicht gehört, d. h. deſſen Erlaubniß ich über, 
ſchritten habe, ſpricht nun zum Andern: „Du kannſt 
den Eingreifenden zuruͤcktreiben, (nach Umſtaͤnden 
wohl auch ſtrafen); die Dir gegen ihn zukommende Erlaubniß 
iſt jezt in eben dem Maße erweitert, als der Beleidiger die 
ſeinige wider Dich uͤberſchritt, und die Gleichheit, die er zu 
deiner Beeintraͤchtigung ſtoͤrte, darfſt, d. h. kannſt Du mit 
Vernunft wieder herſtellen auf Unkoſten des Beleidigers!“ — 


Gt 
Pa, 


Die allgemeine Folge der Rechtsübertretung iſt alſo, daß 
der Uebertreter in eben dem Maße, als er Rechtsver⸗ 
lezer ward, hinwieder ſelbſt eine Rechtsverminderung 
erleidet. Jenes Maß aber iſt nach den Fallen verſchieden. Wenn 
er nämlich a) des Andern Recht ohne freien Willen (63. B. 
in Raſerei oder Unmuͤndigkeit) verlezt, ſo wird dem Verlezten 
oder Gefaͤhrdeten das Recht des Widerſtandes oder des, 
Zuruͤcktreibens mit jeder noͤthigen, doch immer verhaͤltniß⸗ 
maͤßigen Gewalt zuſtehen. Dem Mißbrauch dieſes Rechtes 
wird auch ohne poſitive Kautelen ſchon die Vorſtellung, daß der 
Verlezer gleichwohl gebornes Rechtsſubjekt und nur durch zeit⸗ 
liches Hinderniß außer Stand geſezt ſey, ſolche Eigenſchaft dar⸗ 
zulegen, und noch befriedigender die Moral oder Humanitaͤts⸗ 
pflicht ſteuern. b) Geſchah aber der Angriff bei vollem 
Verſtandesgebrauch, alſo mit Wiſſen und Willen, doch 
erkennbar oder moͤglicherweiſe ohne rechtswidrige Abficht, 
ſondern vielleicht nur aus ſchuldloſem Irrthum, ſo hat der 
Beleidigte oder Gefaͤhrdete mir zuvoͤrderſt meinen Irrthum zu 
benehmen, d. h. mir zu beweiſen, oder auf allgemein erkenn⸗ 
bare Weiſe darzulegen, daß ich Unrechtes verlange. Dann erſt, 
wenn ich dem erwieſenen Recht — ob auch mit noch 
möglicher bona fides — mich nicht unterwerfe, fängt mein 
Unrecht an, und daher iſt zulaͤßig, daß man mit Gewalt mich 
auf mein Rechtsgebiet zuruck werfe. Das Verfahren dabei 
kann man den natuͤrlichen Privat-Prozeß, oder gemeinen 
Krieg nennen. Weit ſchlimmer jedoch iſt meine Lage, wenn 
ich e) mala fide, d. h. mit dem erkennbaren Willen, 
Unrecht zu thun, den Andern verlezte. Denn alsdann habe 
ich eine Rechts verachtung geaͤußert, und erſcheine nicht 
blos als willenloſe Naturkraft oder Sache, die da mit Ge⸗ 
walt auf die Seite geſchafft werden kann, (wie oben lit. a.), 
auch nicht blos als Irrender, der da Belehrung oder 
Ueberzeugung anſpricht (wie lit. b.), ſondern als widerrecht⸗ 
lich Wollender, oder als Feind des Rechtes. Ich 
ſtelle dadurch eine dem Recht widerſtrebende Maxime 
auf, und verwirke dadurch, (nach dem Grundbegriff des 
Rechts, welcher die Gleichheit iſt) mein eigenes Recht. 
Es wird alsdann wider mich nicht blos Vertheidigung und 
Rechtsbehauptung, ſondern auch Wiedervergeltung 
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zulaͤßig ſeyn, d. h. ich werde durch mir nun widerfahrende 
(verhaͤltnißmaͤßige) Nichtachtung meines eigenen Rechtes ge: 
ſtraft werden koͤnnen. 


. XVI. 


Unvolltommenpeiten des ſtrengen Rechtsſyſtems. Heilung derſel ben. 


— 


Die Aufgabe des Vernunftrechts, den Widerſtreit der 
äußern Freiheit Aller zu heben, wird von demſelben, ſo ver⸗ 
vollkommt man ſich feinen Zuſtand denke, nie mehr als an: 
nähernd gelöst werden. Die Zeichnung der idealen Rechts 
gebiete für jeden der in Wechſelwirkung Stehenden wird hier 
dunkel oder durch Unbeſtimmtheit ſchwankend, und dort 
durch Schärfe der Abgraͤnzung zu allzunaher Berührung 
führend ſeyn. Dazu geſellen ſich die unvermeidlichen Schwie⸗ 
rigkeiten der Anwendung auf einen meiſt zweifelhaften Thats 
beſtand, und die nothwendigen Härten eines nur das 
Erſcheinende beruͤckſichtigenden Geſezes. Durch daſſelbe 
allein kann der Widerſtreit der Anſpruͤche nie voͤllig ge⸗ 
ſchlichtet, viel weniger die Summe der an die Vernunft fuͤr 
eine zu ordnende Wechſelwirkung überhaupt ergehenden For⸗ 
derungen befriedigt werden. Auch erkennt die Vernunft was ihr 
noch weiter obliegt, und hilft den Mängeln ihrer ſpekulativen 
Rechtsgeſezgebung durch das Sittengefez ab. 

Das Rechtsgeſez — blos auf Vermeidung des Widerſpruchs 
gebaut — muß viele, d. h. moͤglichſt weit gehende, Er⸗ 
laubniſſe ertheilen. Die gefaͤhrliche Naͤhe, in welche 
die Menſchen hiedurch gebracht werden, kann das Recht 
ſelbſt nicht wieder vermindern. Denn nothwendig faͤngt 
im Recht die Erlaubniß des Einen da an, wo jene des Andern 
aufhört ). Es kann alfo nur die praktiſche Vernunft 
es thun, durch ihr (in geeigneten Faͤllen) an jeden Einzelnen 


) Der ganze Sinn des (rechtlichen) Verbietens, d. h. Nichterlaubeus 
beſteht darin: „daß da eines Andern Erlaubniß ſep.“ 
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für ſich (nicht in Bezug auf eine Befugniß des Andern, 
ſondern in Bezug auf eigene Sittlichkeit) gerichtetes Gebot und 
Verbot: „Schreite nicht ganz bis an die außerfte Grenze 
des Rechts! Halte dich noch dieſſeits der Linie deiner ſtrengen 
Befugniß! Opfere der eigenen Pflicht, dem Frieden, der Liebe 
etwas auf von deinem aͤußern Recht.“ 

Alſo rufet zufoͤrderſt die Pflicht der Gerechtigkeit: 
„Beobachte (und zwar mit Liebe, ohne Noͤthigung oder Zwang) 
nicht nur das, aus den erſcheinenden oder offenkundigen That⸗ 
umſtaͤnden hervorgehende, ſtreng aͤußere Recht, ſondern auch 
jenes, was aͤußeres Recht wäre, wenn alle Dir bekann⸗ 
ten Umſtaͤnde erſchienen! Verſchmaͤhe den Vortheil, welchen 
das ſtrenge aͤußere Recht Dir gewaͤhrt, wenn Deine eigene 
Rechtsüͤberzeugung dagegen ſtreitet! u. ſ. w.“ Und dann, weil 
auch dieſes noch nicht genuͤgt zur vollen Befriedigung der Ver⸗ 
nunft; ſo verengt ſie noch ferner das eigene Rechtsgebiet, d. h. 
ſie mildert die Forderungen des ſtrengen Rechts durch das 
Geſez der Billigkeit und durch jenes der Liebe. Recht 
iſt alſo das Wenigſte was ich zu leiſten habe, und das 
Aeußerſte was ich fordern kann. Meine Forderung 
wird aber nach dem Geſeze der Ethik gemaͤßigt, d. h. die 
Sphaͤre meiner rechtlichen Erlaubniſſe wird verengt durch 
das innere Recht, ſodann durch Billigkeit und endlich 
durch Liebe. 

Von der Tugend der Gerechtigkeit, überhaupt vom 
inneren Recht, haben wir oben (S. XII.) geſprochen. Noch 
bleibt die Verdeutlichung des Begriffes der Billigkeit übrig. 
Die Pflicht der Liebe bedarf keiner Erklaͤrung. 


1 25 $. XVII. 
Insbeſondere von der Billigkeit. 


Die Tugend der Gerechtigkeit bezieht ſich immer auf 
das — ob auch aͤußerlich nicht erſcheinende, vielleicht vom po⸗ 
ſitiven Geſez verworfene, doch vom Handelnden ſelbſt erkannte, 

in TE eigenen N begruͤndete — Recht 
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des Andern. Die Gute (Liebe, Humanität) leiſtet 
durchaus frei, ohne Rechtsanſpruch des Andern. Zwiſchen 
dieſen beiden Tugenden in der Mitte iſt die Billigkeit; eine 
Milderung des ſtrengen aͤußern Rechts aus Gruͤnden, welche 
nicht blos aus ethiſcher Pflicht fließen, ſondern eine Ver⸗ 
wandtſchaft mit Rechts⸗Gruͤnden haben, d. h. auf erſchei⸗ 
nenden, dem Recht analogen — wiewohl unvollkommenen — 
Anſpruch des Andern ſich beziehen. Die Billigkeit nimmt 
daher an den Charakteren beider Geſezgebungen, oder wenig: 
ſtens beider Pflichten, jener der Gerechtigkeit und jener der 
Liebe, Theil; ja ſie geht, weil die Grenzlinien hier nicht ſcharf 
zu ziehen ſind, (da naͤmlich der unvollkommene Rechtsan⸗ 
ſpruch einmal ſehr ſchwach, alſo der Nichtigkeit, und das 
anderemal ſehr ſtark, mithin der Vollgiltigkeit ſich naͤhernd 
ſeyn kann) allmaͤhlig in die Gebiete beider uͤber. Zur Ver⸗ 
deutlichung des Unterſchiedes der Billigkeit, zumal von der 
Guͤte, moͤgen die nachſtehenden Vergleichungspunkte dienen. 

Die Güte (oder Liebe) hat im Verhaͤltniß zu allen 
Menſchen ohne Unterſchied, d. h. ohne beſondere Bor 
ausſezung, ſtatt. Die Billigkeit ſezt ein beſonderes oder 
hypothetiſches Rechtsverhaͤltniß oder einen beſonderen faktiſchen 
Titel irgend eines dem Rechte aͤhnlichen Anſpruchs zwiſchen uns 
und demjenigen voraus, gegen welchen wir Billigkeit üben 
ſollen, d. h. ihr Begriff paßt nur auf die Wechſelwirkung 
zwiſchen Berechtigten und Verpflichteten. Ihr Prinzip beſteht 
dabei in thunlichſter Verwirklichung eines vernuͤnftigen Gleich⸗ 
maßes zwiſchen Forderung und Gegenforderung oder Leiſtung 
und Gegenleiſtung; (daher Aequitas.) 

Die Pflicht der Liebe bezieht ſich auf das Beduͤrfniß und 
auf die Wuͤrdigkeit der Perſon, welcher ſie erwieſen werden 
ſoll. Die Billigkeit auf die Natur und die Umſtaͤnde eines 
beſonderen Geſchaͤftes. 

Die Liebe iſt eine rein ethiſche Pflicht, und, ob der 
Fall ihrer Verbindlichkeit fuͤr mich vorhanden ſey, oder was 
und wie viel ſie von mir verlange, in der Regel nur mir 
ſelbſt erkennbar. Die Billigkeit iſt dem Rechte ver⸗ 
wandt, und — wofern das Faktum vorliegt — auch aͤußerlich, 
d. h. für Andere, erkennbar. Daher kann es auch Billig⸗ 
keits⸗Richter geben; ja auch die Richter des Rechts erſcheinen 
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als ſolche, fo oft ihnen das Geſez (oder bei Schiedsrichtern 
die Parteien) den Auftrag geben, ex aequo et bono zu ent⸗ 
ſcheiden. 

Die Liebe fordert mich auf zum Almofengeben. Die 
Billigkeit mag zur Ruͤckgabe des Empfangenen auffordern, 
wenn der Schenkende ſpaͤter verarmt. 

Die Liebe gebietet Schonung gegen den armen, zumal 
durch Ungluͤck verarmten Schuldner. Die Billigkeit findet 
ohne Unterſchied gegen den Reichen wie gegen den Armen ſtatt, 
je nachdem die Umſtaͤnde des Geſchaͤftes ſind. 

Der Aermſte mag gegen den Reichſten Billigkeit zu üben 
Gelegenheit finden; der der Wohlthaten kost tig iſt, iſt 
gleichwohl zur Billigkeit verpflichtet. 

Ich, armer Grundeigenthuͤmer habe einem reichen 
Mann meinen Acker verpachtet. Der Hagel zerſchlaͤgt die Saat; 
die Billigkeit fordert mich zum Nachlaß auf. Die Liebe 
wird mitunter dem Reichen verbieten, den Nachlaß anzunehmen. 
Im umgekehrten Fall wird zur Pflicht der Billigkeit noch 
jene der Liebe ſich geſellen. Ich verpachte den Acker und bes 
dinge die Tragung aller Laſten durch den Paͤchter. Nun bricht 
Krieg aus, und die Laſten werden uͤbergroß. Hier mag ſelbſt 
das Recht, aus dem Titel einer ſtillſchweigenden Ber 
dingung, eine Aenderung fordern, alſo die Billigkeit in 
Recht uͤbergehen. 


$. XVIII. 
Verhältniß des Vernunftrechts zum poſitiven. 


Wenn die Menſchen ſaͤmmtlich verſtaͤndig, auch dabei ges 
recht und billig waͤren, oder wenn es wenigſtens ein Mittel 
gäbe, ſich zuverlaͤßiger, d. h. rechtsverſtaͤndiger und rechtlieben⸗ 
der Richter zu verſichern, ſo waͤre das poſitive Recht 
faſt überflüffig. Durch die im Allgemeinen klaren und auch 
bei der Anwendung auf konkrete Faͤlle (ſobald die fuͤr die Ent⸗ 
ſcheidung bedeutenden Umſtaͤnde unbeſtritten vorliegen) nur gerin⸗ 
gen Zweifeln Raum gebenden Regeln des Vernunftrechts würden, 
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in der erſten Vorausſezung die Handelnden ſich hinreichend 
belehrt finden über das, was ihnen gebührt oder nicht gebührt, 
und in zweifelhaften Faͤllen wuͤrden Redlichkeit und Billigkeit 
zu friedlichen Vergleichen fuͤhren; in der zweiten aber wuͤrden 
die entſtehenden Streithaͤndel von den treuen und kundigen, ob 
auch blos nach dem Codex des Vernunftrechts urtheilenden, 
Richtern mit Zuverlaͤßigkeit und wahrer e ent⸗ 
ſchleden werden. Beide Vorausſezungen aber finden leider nur 
in poctifchen Träumen ſtatt; und fo entſteht, durch die Schlech⸗ 
tigkeit der Menſchen, nicht durch die Unvollkommen⸗ 
heit des Naturrechts, das Beduͤrfniß poſitiver, d. h. 
auf willkürlicher, entweder durch Convention oder durch 
Autorität entſtandener Feſtſezung ruhender, und ganz vor⸗ 
zugsweis geſchriebener Rechte. Der Buchſtabe des 
geſchriebenen Geſezes (wofern er namlich — was freilich allzu⸗ 
oft vermißt wird — wirklich klar und nicht mit andern Bud)s 
ſtaben im Widerſpruch iſt) laͤßt kein muthwilliges oder ver⸗ 
ſtelltes Beſtreiten ſeines Sinnes zu; er ſteuert ſonach den — 
aufrichtigen wie den vorgeſpiegelten — Zweifeln; er ſchneidet 
dem Unredlichen die liſtigen Ausfluͤchte, die heuchleriſchen Bes 
theurungen einer andern Rechtsuͤberzeugung ab, macht derge— 
ſtalt das Recht des Einen unabhaͤngig (oder minder Eur 
von der Moralität wie von der Einſicht der Andern, d. h. 
entruͤckt es der Gefährdung durch Unverſtand, Chikane 55 
Schurkerei. | 
Eben fo bei'm Richter: Das Vernunftrecht iſt eine 
bloſe Lehre. Solche Lehre iſt aber weſentlich frei, und es 
macht weder die Unkunde der wahren, noch das Aufſtellen 
einer falſchen Lehre (fo lange noch Aufrichtigkeit dabei denk⸗ 
bar iſt) rechtlich verantwortlich. Auch iſt's unvermeidlich 
— ſo evident die Hauptgrundſaͤze des Rechts ſeyen, — daß 
nicht mancherlei Verſchiedenheiten in ſubjektiven 
Anſichten bei der weitern Analyſe, d. h. bei Aufſtellung der 
partikulaͤren Regeln oder auch bei deren Anwendung auf konkrete 
Falle, entſtehen. Das Vorſchuͤzen folder abweichenden An: 
ſichten kann aber als trefflicher Deckmantel der Willkuͤr oder 
Parteilichkeit dienen. Der Richter, welcher an das Ver⸗ 
nunftrecht, d. h. alſo auch in Anſehung der Entſcheidungs⸗ 
Normen an ſeine ſubjektive Ueberzeug ung, gewieſen iſt, 
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kann den Parteien kein Vertrauen einfloͤßen. Warum ſollen fie 
gerade ſeiner Einſicht oder ſeiner Meinung, die wohl auch 
eine irrige oder befangene ſeyn koͤnnte, fi unterwerfen ?, und 
wer buͤrgt ihnen dafuͤr, daß er, der da unverantwortlich 
iſt (denn kaum je wird ihm zu beweiſen ſeyn, daß er gegen 
feine Ueberzeugung geſprochen), nicht durch Gun ſt 
oder Ungunft anſtatt durch Rechtsuͤberzeugung ſich werde be⸗ 
ſtimmen laſſen? 


Bor folder augenſcheinlichen Gefahr ſoll das poſitive 
Recht uns beſchuͤzen. Aber ſeine Nothwendigkeit oder Raͤth⸗ 
lichkeit iſt von dieſer Seite eher eine politiſche als ſtreng 
rechtliche; ja es zeigt ſich dabei, daß es ſeinen naͤchſten Zweck 
— Hebung der Ungewißheiten und Abhaltung der Willkuͤr — 
nicht einmal erreicht, wenigſtens niemals vollſtaͤndig 
erreicht, wohl aber ſtatt einer Gefahr oder eines Uebels 
ein anderes, und leicht noch groͤßeres ſezt, ja, daß es faſt in 
der Regel das wahre Recht, zu deſſen Schirm es eingeſezt 
ſeyn will, anfeindet und unterd ruckt. 


„Das Naturrecht“ — alſo ſagt man, um die Unentbehr⸗ 
lichkeit des poſitiven zu erweiſen — „iſt un beſtimmt; in 
ſeinen Schulen herrſcht vielgetheilte Anſicht und ewiger 
Hader.“ Wohl! aber iſt es viel anders mit dem poſitiven? — 
Beſtimmtheit zwar hat es in einige Raͤume gebracht, wo 
die Vernunft ſie auf allgemeine Weiſe nicht geben kann, 
(wie uͤber das Alter der Großjaͤhrigkeit, die Zeit der Verjaͤhrung 

u. ſ. w.) Aber Unbeſtimmtheiten in Menge find geblieben, 
und neue Zweifel, neue Streitigkeiten ſind ihm ent⸗ 
quollen. Zeuge deß ſind die endloſen Disputationen der 
gelehrten Juriſten, die unaufhoͤrlich ſchwellenden Waſſer der 
juriſtiſchen Literatur und die bunt verſchiedenen Entſcheidungen 
und Abſtimmungen der Richterkollegien und einzelnen Richter. 
Die Streitigkeiten uͤber poſitives Recht ſind dabei trocken, durch 
engen Gedankenraum widerlich, durch Feßlung der Vernunft 
betruͤbend, auch oft weit ſchwerer zu ſchlichten, als jene über 
das Vernunftrecht, alsdann vorzuͤglich, wenn, wie haͤufig der 
Fall iſt, wirkliche Widerſp ruͤche in der Geſezgebung ſich 
vorfinden. 


Dieſes Verhaͤltniß jedoch verdient eine naͤhere Betrachtung 
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— 


Im Naturrecht, als einem Syſtem von Wahrheiten, 


müſſen alle partifulären Regeln als enthalten in, oder abgeleitet 


von dem oberſten Rechtsſaz gedacht werden, und ſie gelten 
auch nur in ſo fern, als es wirklich ſo iſt. Im poſitiven 
Recht gelten ſie auch jenſeits dieſer Grenze, weil, was ihnen 
hier an vernünftigem Grunde mangelt, durch Autorität 
erſezt wird, auch in dieſem poſitiven Recht nicht blos aus der 
reinen Rechtsidee, ſondern noch aus verſchiedenen anderen 
Prinzipien — als der Convenienz, der Politik, der leichtern 
Beſtimmung ꝛc. — die Regeln entnommen werden. 

Der Grund der ſpeziellen Regeln iſt im Naturrecht 
ihr Zuſammenhang mit dem oberſten Saz: „nur jenes 
iſt Recht, was mit der groͤßt möglichen und gleichen Freiheit 
Aller keinen Widerſpruch macht.“ Im poſitiven Recht 
aber iſt bei Aufſtellung ſolcher Saͤze wohl auch — wenigſtens 
oft oder in der Regel — der Beweggrund des Geſez⸗ 
gebers jene allgemeine Idee geweſen, oder das Erkenntniß, 
daß die meiſten der durch ſolche ſekundaͤre Regeln umfaßten 
Falle hiernach auch der hoͤchſten gemäß entſchieden wuͤr⸗ 
den. Aber der Giltigkeits grund des Geſezes iſt im 
poſitiven Recht die Autorität, alfo der Wortlaut der 
Verfugung, welcher auch noch ſtatt findet, wo ein hoͤherer, 
Rechtsſaz dadurch beſchraͤnkt wird. Im Naturrecht gilt 
nur der hoͤchſte Rechtsſaz, und jede partikulaͤre Regel — als 
bloſer Lehrſaz — gilt nur in ſo fern ſie jenem angemeſſen, 
d. h. wahr iſt. Jeder einzelne Fall, worin das Lezte nicht 
ſtatt fände, kehrt dann unter die Beſtimmung des allgemei⸗ 


nen oder höheren Geſezes zurück. Hier derogirt alſo das 


€ 


fpezielle Geſez dem allgemeinen nicht, fondern dieſes jenem, 
weil jeder Fall, worin die Beſtimmung eines partikulaͤren 
Naturrechts⸗Sazes mit jener des hoͤchſten im Widerſtreit iſt, 
den Beweis gibt, daß der partikulaͤre Saz nicht richtig 
ausgedrückt war, und weil hier nie der Ausdruck, ſondern 


blos die Vernunft entſcheidet, nie die Mein ung oder 


Lehre, ſondern nur die Wahrheit gilt. 

Es muß alſo im Naturrecht immer Ausnahmen von 
partikulaͤren Rechtsſaͤzen geben, weil die Vollſtaͤndigkeit des 
Ausdrucks nur ſelten möglich iſt, und die meiſten Regeln nur 
auf das in den umfaßten Faͤllen Vorherrſchende, nicht 
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‚aber auf jedes dabei noch weiter Gedenkbare oder Mög⸗ 
liche Ruͤckſicht nehmen; und es iſt kein Fall zuverlaͤßig ent⸗ 
ſchieden, der nicht bis zum hoͤchſten Rechtsſaz zuruͤckge⸗ 
führe iſt. Es hat hier alſo in gewiſſem Sinn ein jeder Fall 
ſein beſonderes Geſez, in einem andern Sinn aber haben alle 
Fälle nur ein gemeinſchaftliches Geſez. 

Die Schwierigkeit der Aufſtellung von partikulaͤren Regeln 
leuchtet alfo ein. Denn fie ſtehen nur alsdann feft, wenn fie 
alle mit einander und mit dem oberſten Rechtsſaz harmoniren 
oder eines find. Da nun die Verſchiedenheit der Fälle 
unermeßlich oder unendlich iſt, und insbeſondere die Ueber⸗ 
gangspunkte einer Klaſſe von Fällen zu einer andern oft 
gar nicht und überall ſehr ſchwer zu erkennen oder zu be 
ſtimmen find; fo laſſen ſich faſt bei jedem Partikularſaz 
noch Faͤlle denken, auf die er nicht paßt, d. h. auf welche 
ſeine Anwendung ohne Widerſtreit mit dem oberſten Rechtsſaz 
nicht geſchehen kann, oder wo wenigſtens ſeine Anwendung in 
Concreto unzuverlaͤßig und ſchwankend iſt. Dagegen iſt, wo 
der einzelne Fall rein vorliegt, oder mit hinreichender Be⸗ 
ſtimmtheit gegeben iſt, die Entſcheidung durch das Natur⸗ 
recht immer moͤglich und alsdann evident. 

Umgekehrt verhaͤlt es ſich im poſitiven Recht. Die 
Aufſtellung von partikulaͤren Rechtsſaͤzen iſt leichter, weil 
die Autorität fie nach dem ganzen Umfang ihres Wortlauts 
feſthaͤlt, wenn auch vernunftgemaͤß mehrere Ausnahmen 
davon müßten ſtatuirt werden. Aber darum find auch Wis 
derſpruͤche bei der Subſumirung einzelner konkreter Faͤlle 
unter jene Regeln leichter moͤglich, ja kaum vermeidlich; und 
alsdann iſt die Entſcheidung, auch wenn der Fall rein vor⸗ 
liegt, oft unmoͤglich, weil widerſtreitende Autoritaͤten vorliegen, 
und kein hoͤchſtes oder allgemeinſtes Prinzip zur Schlich⸗ 
tung vorhanden iſt. 

Eine Unbeſtimmtheit im Naturrecht heißt alſo 
ſoviel: der Ausdruck, oder der Mittelbegriff der Zuſammen⸗ 
ſezung mehrerer oder mannigfaltiger Faͤlle unter eine partiell 
allgemeine Regel iſt noch nicht gefunden; oder auch: das 
Faktum iſt nicht vollſtaͤndig vorliegend, es iſt 
juriſtiſch nicht Alles erſcheinend, was zur Entſcheidung 
nothwendig waͤre (jenes von Seiten des Naturrechts⸗Lehrers, 
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dieſes von Seite des Naturrechts⸗Richters). Einen Wider⸗ 
ſtreit gibt es alſo im Naturrecht nicht. Im poſitiven 
Recht dagegen gibt es weniger Unbeſtimmtheiten, 
aber dagegen allzuleicht Widerſtreit. Denn willfürs 
liche Beſtimmungen koͤnnen ſi 0 gar leicht widerſprechen; 
Vernunftſäze nie. 


§. XIX. 
Vom hiſtoriſchen Recht. 


Alles poſitive Recht iſt zugleich hiſtoriſch, doch nicht um— 
gekehrt. Das hiſtoriſche Recht in weiterer Bedeutung faßt 
alſo das poſitive in ſich; aber es enthält noch ein Mehreres, 
naͤmlich nicht blos das con ventionelle und das durch 
anerkannte Autorität gegebene Rechtsgeſez, ſondern 
uͤberhaupt jedes faktiſch eingetretene oder beſtehende, doch 
jedenfalls als Recht anerkannte oder behauptete, Verhaͤltniß, 
ſodann nicht nur die beſtehenden Rechtsregeln, ſondern auch 
jeden für rechtmäßig geachteten konkreten Beſi z. 

Schon das poſitive Recht iſt unlauter, weil Beſchraͤnkt⸗ 
heit, Irrthum und Verkehrtheit bei deſſen Feſtſezung allzuoft 
den Stab fuͤhren. Das hiſtoriſche Recht im engeren Sinne 
jedoch iſt es noch weit mehr. Ja, die Unlauterkeit dieſes 
hiſtoriſchen Rechts theilt ſich faſt unausweichlich auch den po— 
ſitiven Geſezen mit, und laͤßt in denſelben die Herrſchaft des 
Vernunftrechts nicht aufkommen. 

Das hiſtoriſche Recht, wie Niemand verkennen kann, der 
auf die Rechtsgeſchichte der Voͤlker auch nur einen unbefan⸗ 
genen Blick geworfen, bildet ſich allmaͤhlig, durch den Gang der 
Ereigniſſe, durch klimatiſche Einwirkung und Landes beſchaffen⸗ 
heit, durch religioͤſen Glauben und Aberglauben, allzuoft aber 
durch troziges Anmaßen oder liſtiges Erſchleichen auf einer, durch 
gedankenloſe oder feige Nachgiebigkeit auf der andern Seite. 
Von einer wahren oder freien, durch Erkenntniß beſtimmten 
Einwilligung Aller iſt nirgends oder faſt nirgends die 
Rede, zumal bei u ganzer Rechtsbüͤcher, wor 
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ſelbſt ſie ſogar undenkbar ift, (es ſey denn in den mit dem 
Vernunftrecht uͤbereinſtimmenden Artikeln.) Der erſte Urſprung 
der hiſtoriſchen Rechte iſt großentheils oder groͤßtentheils rechts⸗ 
widrig. Rechts⸗Unkunde oder Rechtsverachtung 
oder blinder Zufall führen fie in's Daſeyn, Gewalt 
macht fie geltend. Die dergeſtalt entſtehenden Uebungen, Ge 
wohnheiten, Verhaͤltniſſe beſtimmen dann aber natuͤrlich auch 
die Meinung oder das Urtheil der Menſchen. Man haͤlt fuͤr 
nothwendig oder recht, was man von Kindheit an erfaͤhrt und 
ſieht, genießt, trägt und leidet; ja es erfcheint das von den 
Vorfahren uͤberkommene, das von Altersher beſtehende Recht 
ſchon dadurch ehrwuͤrdig; und kuͤnſtliche Einſezungen, von den 
durch jenes Recht Beguͤnſtigten geſchaffen, auch die Schrecken 
der Strafgewalt, unterdruͤcken den Muth, ja den Gedanken der 
Antaſtung. Alſo wird das naturliche Recht endlich völlig 
vergeſſen, und die Wenigen, in welchen noch daͤmmernd 
ſeine Erkenntniß oder ſeine Ahnung aufſtrebt, ſehen ſich, wenn 
ſie die Menſchen zu ſeiner Verehrung rufen, gleich heftig ange⸗ 
feindet von der Stupiditaͤt der Menge, wie von der Leiden⸗ 
ſchaft der Privilegirten. Die poſitive Geſezgebung, 
ſelbſt die ſogenannte Philo ſophie derſelben, bewegt ſich als⸗ 
dann nur in dem engen, von dem hiſtoriſchen Recht gezeichneten 
Kreis, und beſchränkt ſich darauf, einerſeits zu befeſtigen, 
zu ſanctioniren, durch genauere Beſtimmungen 
jedem Zweifel zu entruͤcken, was im Laufe der Zeiten aufge⸗ 
kommen, anderſeits zu zeigen oder zu erklaͤren, wie, d. h. 
auf welchen Wegen es gekommen, erſtarkt und zur jezigen 
Geſtaltung gelangt fen. - N 

Allerdings ſind manche hiſtoriſche Rechte auch vernunft⸗ 
rechtlich begruͤndet, demnach wahre Rechte. Andere dagegen 
ſtehen mit dem Vernunftrecht in unheilbarem Wid erſpruch, 
und dieſe moͤgen nimmer Anderes ſeyn, als faktiſche Uebungen. 
Noch andere, wiewohl etwa nach der Form der Einfuͤhrung 
mangelhaft, ſind einer nachfolgenden Heilung empfaͤnglich; aber 
alle, auch die rechtsgiltig eingefuͤhrten, unterliegen, in ſofern 
ſie auf der Einführung beruhen, auch wieder der Modifikation 
und der Abſchaffung. 

Die geſammte Geſchichte e Volkes und aller 
andern Voͤlker kann mein natuͤrliches Recht nicht aufheben. Ich 
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bin nicht einmal ſchuldig dieſe Geſchichte zu kennen; ja es ift 


mir ſogar unmdoͤglich. Selbſt den Rechtsgelehrten iſt es une 


möglich, fie vollſtaͤndig zu kennen: und wäre es ihnen auch 
moͤglich, ſo koͤnnte gleichwohl mein eigenes Recht durch ihre 


Studien keine Abaͤnderung erleiden. Mein wahres Recht 


alſo iſt unabhängig von der Geſchichte; und es gibt wohl bes 
ſondere hiſtoriſche Verhaͤltniſſe, Lagen und Umſtaͤnde; 
aber keine anderen wahrhaft giltigen hiſtoriſchen Rechte, 
als welche dem Vernunftrecht nicht widerſtrei⸗ 
tend ſind. | 
Das bunte Gemiſch hiſtoriſcher Rechte muß hiernach ges 
ſichtet und gelaͤutert werden durch das Vernunftrecht, damit es 
wahren Rechtsbeſtand erlange, und kein nationales oder partis 
kulaͤres Recht kann wahres Recht ſeyn, in ſo fern es dem 
allgemeinen, d. h. rein vernünftigen, abſolut wid er⸗ 
ſpricht. 8 | 
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$. XX. 


Ob das Vernunftrecht fireng allgemein, und alſo nur eines, oder 
aber nach Nationen und Zeiten verſchieden ſey? 


Iſt das Naturrecht überall und immer eines und daß 
ſelbe? Gebot es den alten Egyptern, Juden, Perſern, Griechen 
oder Roͤmern daſſelbe (d. h. wuͤrde es, wofern man es erkannt 
haͤtte, daſſelbe geboten haben) als den heutigen Teutſchen, 
Franzoſen und Britten? Spricht oder ſprach es mit gleicher 
Zunge zu den Horden der Wuͤſte und zu den hochverfeinten 
Voͤlkern der civiliſirten Welt? zu Jagd- oder Nomaden⸗Voͤlkern, 
wie zu ackerbauenden und handeltreibenden, zu Caͤſars und 
Tacitus Teutſchen, wie zu jenen in Carls M., in der Hohen— 


ſtauffen, in Luthers und in der gegenwärtigen conftitutionellen 


Zeit? — Haben Samojeden, Hindus und Neger, Chineſen, 
Neuſeelaͤnder und Nordamerikaner, Unterwaldner und Pariſer, 
Tuͤrken, Ruſſen, Braſilianer und das Volk von Hayti, Feuer— 
laͤnder, arabiſche Beduinen und die Palaſtbewohner an der 


Themſe wirklich ein und daſſelbe Naturrecht? 
Rotteck's Vernunftrechtslehre. I. f 5 
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Wir ſtehen keinen Augenblick an zu antworten: Ja! Sie 
haben ein und daſſelbe Vernunftrecht, fo wie fie eine und dies 
ſelbe Logik oder Mathematik haben, wie wohl fie nicht gleich, 
mäßig die Geſeze beider erkennen, und nicht auf dieſelben Ges 
genſtaͤnde ſie anwenden. Unter Naturrecht naͤmlich verſtehen 
wir keineswegs blos das auf Menſchen oder Voͤlker, die ſich 
noch in dem ſogenannten Natur- oder unciviliſirten Zu⸗ 
ſtande befinden, anwendbare; auch nicht das aus den faktiſchen 
Verhaͤltniſſen, Lagen und Schickſalen der Voͤlker nat urg e⸗ 
maͤß ſich bildende, ſondern das allgemeine und ewige 
Vernunft⸗Recht, d. h. dasjenige, welches — ohne Unter⸗ 
ſchied der Bildungsſtufen und unabhaͤngig von poſitiver Auto⸗ 
ritaͤt — einzig und allein auf den nothwendigen Aner⸗ 
kenntniſſen der Menſchen vernunft beruht. Es gibt 
nur ein Vernunftrecht, wie nur eine Vernunft, wiewohl 
ihr Licht bald mehr bald weniger verfinſtert erſcheint, und das 
concrete Ergebniß ihrer allgemeinen und ewigen Diktate 
nach der Verſchiedenheit der beſonderen Verhaͤltniſſe und Lagen 
gleichfalls verſchieden iſt. 

Ueberall und immer hat eben der Menſch das Recht 
zu Allem, was nicht das Recht Anderer verlezt, 
und uͤberall iſt die Gleichheit das Grundgeſez der rechtlichen 
Wechſelwirkung. Es hat alſo Jeder — wann immer und 
uͤberall — gerade ſo viele angeborne Rechte, nicht mehr und 
nicht weniger, als jeder Andere, und dieſelben erworbenen oder 
veraͤnderten Rechte, als jeder Andere, unter Vorausſezung glei⸗ 
cher, den urſpruͤnglichen oder abſoluten Rechtszuſtand rechtlich 
aͤndernder Fakten, haben wuͤrde. Keiner kann weder an ur⸗ 
ſpruͤnglichen, abſoluten oder angebornen, noch an (vollguͤltig 
und privatrechtlich) erworbenen Rechten eine Verminderung er⸗ 
leiden, es ſey denn mit ſeinem eigenen Willen, oder aber durch 
Rechtsverwirkung; keiner kann Rechte erwerben, welche im Wi⸗ 
derſtreit mit ſchon fruͤher vorhandenen Rechten Anderer ſtaͤnden, 
und der Rechtszuſtand eines Jeden gruͤndet ſich allernaͤchſt und 
unbedingt auf ſeine eigene Perſoͤnlichkeit und ſeinen eigenen 
rechtlichen Willen, bedingt aber oder mittelbar theils auf den 
rechtlichen Willen anderer Einzelner, theils auf jenen einer 
Geſammtheit. 

Es wird hiernach Jeder mit ganz gleichem Recht der per⸗ 
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ſoͤnlichen Freiheit und Unabhängigkeit geboren und mit ganz 


gleichem Recht auf Sachen, die keines Andern ſind; endlich 


auch im Staat mit ganz gleichem Anſpruch auf diejenige Theil⸗ 
nahme an geſellſchaftlichen Rechten und Pflichten, welche einers 
ſeits feiner natürlichen Befähigung dazu, anderſeits der vom Ges 


ſammtwillen ausgegangenen rechtskraͤftigen Beſtimmung, gemaͤß iſt. 


Dießſeits wie jenſeits der Linie alſo, und in der alten 
wie in der neuen Welt ſind Sclaverei, Leibeigenſchaft, Raub 
und Unterdruͤckung — Unrecht; dieß⸗ wie jenſeits der 
Linie koͤnnen nur Unvollbuͤrtigkeit, Vertrag oder Verbrechen 
die Gleichheit des perfonlichen Rechtes ſchmaͤlern, dieß⸗ wie 
jenſeits der Linie iſt, wo eine geſellſchaftliche Verbindung bes 
ſteht, in der durch die Vernunft dem Geſammtwillen angewie⸗ 
ſenen Sphaͤre Recht, was dieſer Geſammtwille verordnet. Es 
ſtreitet daher nicht gegen die Gleichheit und Allgemeinheit 
des Vernunftrechts, daß z. B. bei anſaͤßigen Voͤlkern, wo 
weit und breit kein herrenloſer Grund mehr iſt, (d. h. wo alle 
Gruͤnde bereits im Eigenthum der Privaten oder des Staates 
find) keine Okkupation mehr durch einen Zuerſtkommenden 
gedenkbar, oder durch einen Andern zulaͤßig ſey; oder daß, 
wo auch nur Geſammtbeſiz einer Horde über einen Ber 
zirk, etwa zum Behuf des Weidens, beſteht, ohne ihren Willen 
uͤberhaupt keine Zueignung, ſelbſt nicht durch Anbau, geſchehen 
koͤnne; oder daß hier eine gemeinſchaftliche Benuͤzung und Be— 
arbeitung des Bodens oder eine ſonſt beliebig vom Geſammt— 
willen beſtimmte Verwendung der der Geſammtheit angehoͤrigen 
Gründe ſtatt finde; daß überhaupt die mannigfaltigſten Vers 
haͤltniſſe des Grundbeſizes und Anbaues, der Reichthums-Ver⸗ 
theilung, der Beſchaͤftigung und des Erwerbs und, daraus her— 


vorgehend, der verſchiedenen Volksklaſſen und Staͤnde u. ſ. w. theils 


faktiſch, theils geſezlich ſich bilden; oder daß, je nach dem Zuſtand 
der Kultur und der ſocialen Verhaͤltniſſe, hier die vaͤterliche Gewalt 
ausgedehnter, dort beſchraͤnkter, hier die Privatrache erlaubt, dort 
verpoͤnt, hier die Frauen mehr, dort weniger frei oder abhängig; 
hier die Geſellſchaftsgewalt in den Händen Weniger oder Vie⸗ 
ler, Aller oder eines Einzigen ſey. Alle dieſe verſchiedenen Ein⸗ 
ſezungen koͤnnen, je nach Umſtaͤnden, gut und wohlthaͤtig und 


nach Titel oder Form ihrer Gruͤndung dem allgemeinen und 


gleichen Vernunftrecht vollkommen entſprechend ſeyn. Aber ſie 
5 * 
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konnen demſelben auch widerſprechenz und alsdann find fie 
wohl faktiſch beſtehend oder geltend, doch rechtlich ungiltig. 
Eine allgemein giltige Norm ihrer Beurtheilung iſt en 
darum nothwendig, und auch vorhanden. 
| In der neueften Zeit hat ſich unter andern auch die gelt 
ſame Anſicht emporgethan und iſt ſelbſt von geiſtreichen Maͤn— 
nern vertheidigt worden, daß es zumal ein dreifach ver⸗ 
ſchiedenes Recht, nach den Kulturſtufen der Voͤlker oder nach 
den jenen Stufen entſprechenden Staatsverfaſſungen, gebe. 
Man redet da 1) von einem Staate der Sinnlichkeit, 
worin nothwendig oder naturgemäß der Despotismus (Sul 
tanismus) herrſche, ſodann 2) von einem Zuſtand des unre⸗ 
flektirten Glaubens, welchem die Hierarchie oder 
Theokratie entſpreche und endlich 3) von dem Zuſtand der 
Vernunftreife (oder des reflektirten Glaubens!), 
deſſen natürliches Recht der Freiheitsſtaat (Rechtsſtaat im 
engern Sinne) ſey. Aber dieſe — das hiſtoriſch ſich bil⸗ 
dende oder faktiſch vorkommende Recht (oder vielmehr 
nur Zu ſtand) mit dem vernünftigen, d. h. den Forderun⸗ 
gen der Vernunft entſprechenden Recht verwechſelnde — 
Anſicht — entquollen der Naturphiloſophie, deren Traͤu⸗ 
mereien nirgend weniger als im Felde des Rechtes und der 
Politik an ihrer Stelle ſind — erſcheint vor dem Tribunal des 
Verſtandes als unbedingt berwerflich. Denn: | 
1) Verlangen wir ja ein Recht, welches für alle in 
Wechſelwirkung Stehenden giltig ſey, ohne Unterſchied 
der Kulturſtufe, worauf ſich ein oder der andere Theil oder 
auch beide Theile befinden, und zwar ein Recht, welches ſchon 
vor dem Staat oder ohne den Staat die Giltigkeit auſpreche. 
Sollte das Recht von der Kulturſtufe abhaͤngen, wie könnte es 
ein Voͤlkerrecht geben, da die in Wechſelwirkung befindlichen 
Voͤlker auf deu verſchiedenſten Kulturſtufen ſtehen koͤnnen? — 
und eben fo, wie ein auf ein ganzes Volk paſſendes Pri vat⸗ 
recht, da ja auch die einzelnen Perſonen und Klaſſen deſſelben 
uͤberall auf vielfach verſchiedenen Kulturſtufen ſich befinden? 
2) Sodann fließt die Statuirung jenes dreifachen Rechts 
aus einer ſonderbaren Verwechslung deſſen was geſchieht, 
oder nach Naturgeſezen gewoͤhnlich ſich ergibt, mit dem, 
was nach Vernunftgeſezen geſchehen ſoll. Wenn man 
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für naturrechtlich erklärt, was ir den Einfluß na tuͤr⸗ 
licher Urſachen bewirkt wird, fo iſt auch die Menfchens 
freſſerei recht; denn fie geschieht, und fließt aus dem 
Kulturſtand der Menſchenfreſſer. Das Recht aber ift 
keine phyſiſche Kraft oder Caufalität, und auch nicht das 
Ergebniß oder Produkt einer ſolchen, ſondern eine Vernunft— 
idee, deren Realiſirung, troz aller widerſtrebenden phy- 
ſiſchen Kräfte, geboten, und deren Unterdruͤckung jedenfalls nicht 
Recht, ſondern der Gegenſaz des Rechtes iſt. 
3) Denn nimmer iſt etwas anderes Recht, als was der 
Vernunft entſpricht. Der Stand der Thierheit und Un⸗ 
muͤn digkeit der Voͤlker iſt hiernach entweder noch gar kein 

Rechtszuſtand, oder er iſt es wenigſtens nur inſofern, 
als er durch Vernunftgeſeze regulirt wird. Die Eintheilung 
des Naturrechts (Vernunftrechts) in das despotiſche, hierar— 
chiſche und freiheitliche iſt hiernach gleich abgeſchmackt als es 
z. B. die Eintheilung der geraden Linie in die ſehr 
krumme, weniger krumme und wahrhaft gerade ſeyn 
wuͤrde. Sultanismus iſt kein Recht, ſondern faktiſche Ge— 
waltsuͤbung; und Hierarchie iſt niemals auf Recht (es ſey 
denn, der Prieſter wuͤrde durch Vertrag oder Geſez zum Herr— 
ſcher ernannt, wornach er dann freiheitlich regierte), ſondern 
entweder blos auf freien — mithin weder Recht noch Schuldig— 
keit erzeugenden — Glauben, oder aber auf despotiſche 
Anmaßung gebaut. 

Anderer ſeltſamer Folgen, die aus jener Lehre fließen (wie 

3. B. daß nach ihr auch höher gebildete Individuen, wenn eben 
das Volk, welchem ſie angehoͤren, in der vorherrſchenden Erſchei— 
nung etwa noch ſinnlich oder im unreflektirten Glauben befans 
gen iſt, die uͤber ihnen waltende Despotie oder Hierarchie als 
Recht erkennen muͤßten, und daß der Zeitpunkt, wann ein 
anderes Recht anfange, durchaus nie erkennbar, und in der 
Uebergangsperiode von einem zum andern nothwendig ein 
widerſtreitendes Recht (alſo ein Unding) ſtatt finden 
müßte, u. ſ. w.) wollen wir hier gar nicht gedenken. Es wird 
ſich in der Staatslehre, bei der Ueberſchauung der ver— 
ſchiedenen Staatsformen, noch der Anlaß ergeben, auf die als 
Hauptarten aufgefuͤhrten despotiſchen und theokratiſchen Ver⸗ 
faſſungen einen pruͤfenden Blick zu werfen. 
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Noch eine andere Anſicht wird von Mehreren geltend ge— 
macht, die naͤmlich: daß zu einem wahren natuͤrlichen Rechts⸗ 
ſaz die Vernuͤnftigkeit zwar nothwendig gehoͤre, doch 
aber nicht hinreiche, fondern daß dazu noch die allge⸗ 
meine Uebereinſtimmung, der consensus omnium, Toms 
men muͤſſe. Bevor dieſer nicht vorliege, ſey eben der Saz blos 
ſubjektive Meinung. Auch dieſe Anſicht beruht auf Begriffes 
Verwechslungen. Der consensus omnium oder die Ueberein⸗ 
ſtimmung Aller kann gedacht werden entweder als ein bloſer 
Akt des Verſtandes, oder aber als einen des Willens. 
Im erſten Fall iſt jener Conſens bloſe Anerkennung, im 
zweiten aber Statuirung. Eines ſo wenig, als das andere 
iſt nothwendig für die Wahrheit und daher vernunftmaͤßige 
Giltigkeit des Naturrechts. Die Anerkennung iſt zwar fuͤr die 
Vernuͤnftigen die natuͤrliche Folge der Wahrheit eines Sazes, 
auch kann ſie als eindringlicher Beweis oder Ueberzeugungs⸗ 
grund von ſolcher Wahrheit dienen: aber die Wahrheit beſteht 
für ſich ſelbſt, unabhängig von jeder Anerkennung. Dieß gilt 
von natuͤrlichen Rechts-Saͤzen nicht minder als von mathe⸗ 
matiſchen und andern Wahrheiten. Freilich wird man ſich 
erfolglos auf ſolche Saͤze berufen, wenn nicht ihre Anerken⸗ 
nung, ob auch nicht allgemein, ſo doch in einer Geſellſchaft 
vor herrſchend, iſt. Dieſes wird aber der Fall ſeyn, wo 
irgend einige Verſtandesbildung in einem Volk herrſcht; ja die 
allgemeinſten und hoͤchſten Rechtswahrheiten leuchten auch dem 
ſchlichteſten Verſtande ein, oder ſind faſt inſtinktartig fuͤr ihn 
erkennbar. Aber jedenfalls iſt etwas nicht deßwegen Recht 
(oder Wahrheit), weil es als ſolches erkannt wird, ſondern 
es erwirbt ſich Anerkennung, weil es recht (oder wahr) iſt. 
Etwas ganz Anderes iſt der consensus omnium, betrachtet 
als Uebereinſtimmung des Willens Aller uͤber einen Rechts⸗ 
ſaz. Dieſer Wille naͤmlich kann wirklich etwas zum Rechte 
machen, was es ohne ihn nicht waͤre; aber eben darum iſt 
das dadurch geſchaffene Recht nicht natuͤrliches, ſondern 
poſitives, (conventionelles oder geſezlich ſtatuir⸗ 
tes.) Das auf einfacher Anerkennung (ohne Vertrag) be⸗ 
ruhende, oder doch von ihr eine wohlthaͤtige Bekraͤftigung em⸗ 
pfangende, Recht kann auch jenſeits des Kreiſes der An⸗ 
erkennenden geltend gemacht werden, eben weil es Wahr⸗ 
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5 heit ift und die Anerkennung blos als deren Beweis oder 
Einſchärfung erſcheint. Was bereits von vielen Verſtaͤndi⸗ 


gen als wahr anerkannt iſt, das mag ohne Bedenken als wirk⸗ 
lich wahr geltend gemacht werden auch gegen Jene, die das 
Anerkenntniß noch nicht ausſprachen. Was aber erſt durch die 
Vereinbarung des Willens zum Recht geſtempelt wird, das 
hat nur ſo weit Giltigkeit und rechtliche Geltung, als die 
Willens vereinigung reicht, mithin, wenn dieſelbe ſich durch Vers 


trag ausſprach, nur unter den Vertragſchließenden 


ſelbſt; und wenn durch das Organ eines Geſammtwil⸗ 
lens (d. h. durch die Autoritaͤt einer Geſellſchaftsge⸗ 


walt), nur fuͤr die Summe der ſolcher Gewalt (vermoͤge des 
Geſellſchaftsvertrags) Unterſtehenden. 

Der consensus omnium iſt hiernach als allgemeine 
Verſtandes⸗Anerkennung (wo waͤre auch eine ſolche 
ganz allgemeine zu finden?) fuͤr die Giltigkeit des natuͤrlichen 
Rechts unnoͤthig, und als vereinigter Wille nimmer ein 
natürliches Recht, ſondern blos ein poſitives erſchaffend. 

Gewoͤhnlich beruht uͤbrigens das poſitive Recht nicht ein⸗ 
mal wirklich auf einem allgemeinen Willens⸗Conſens; es 


iſt eine baare Dichtung, die ſolches im Staate vorausſezt. 


Wohl follte es blos durch den wahren Geſammtwillen ſtatuirt 
werden; aber in der Regel geſchieht es eben durch eine poſitiv 
eingeſezte oder auch blos faktiſch beſtehende Autorität, deren 
Ausfpräche als jene des Geſammtwillens geltend gemacht 
oder an deren Stelle geſezt werden, es aber nicht ſind. 
Ja, ſelbſt wo der wahre Geſammtwille ein Recht ſta⸗ 
tuirt, koͤnnen Tauſende nach ihrer Privatgeſinnung demſelben 
abgeneigt oder widerſtrebend ſeyn; aber die Geſellſchafts— 
(oder Unterthanen-) Pflicht macht ihnen auch Jenes zum 
Geſez, was die bloſe Majoritaͤt, als natürliches On 
gan der Geſellſchaftsgewalt (fo wie was irgend ein poſitiv 
eingeſeztes oder faktiſch beſtehendes Organ derſelben) ſta⸗ 
tuirt oder gewollt hat, ſo weit abweichend es ſey von ihrem 
eigenen, perſoͤnlichen Willen. 
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$. XXI. 
Gibt es ein praktiſch⸗giltiges Natur: ober Vernunftrecht. 


Schon die voranſtehenden Saͤze uͤber den Grundbegriff 
alles Rechts und uͤber das Verhaͤltniß des Vernunftrechts zum 
poſitiven, hiſtoriſchen und nationalen fuͤhren den Beweis von 
der objektiven und praktiſchen Giltigkeit des erſten mit ſich. 
Es iſt jedoch bei dem h. z. T. ſo vielſtimmig und von hochge⸗ 
feierten Stimmen ertoͤnenden Ablaͤugnen jener Giltigkeit noth—⸗ 
wendig, den unendlich wichtigen Streitpunkt zur moͤglichſten 
Klarheit zu bringen. Auch duͤrfte es nicht ſchwer ſeyn, die 
Mißverſtaͤndniſſe, welche vorzuͤglich dem Streit zum 
Grunde liegen, wenigſtens zum Theil zu heben, und die dem 
unbeſangenen Menſchenverſtand tief einwohnende Ueberzeugung 
von der Wahrheit und Heiligkeit des allem poſitiven vor⸗ 
angehenden, und durch lezteres nimmer zu verdraͤngenden Ver⸗ 
nunftrechtes gegen die Anfeindung uͤbermuͤthiger Gewalt nicht 
minder als gegen die Spizfindigkeit, Servilitaͤt und Verkehrt⸗ 
heit von Meiſtern und Schülern zu vertheidigen, und auf wif⸗ 
ſenſchaftlicher Grundlage zu befeſtigen. — 
| Hiezu wird zuvoͤrderſt die Beleuchtung der gewöhnlich ge⸗ 

gen unſere Lehre vorgebrachten Einwendungen oder Zweifel Dies 
nen. Man ſagt naͤmlich: | 

1) Die poſitiven Beftimmungen über die einzelnen Rechts⸗ 
verhaͤltniſſe ſind nach Orten und Zeiten aͤußerſt verſchieden 
und wandelbar, und erfreuen ſich dennoch einer gleichmaͤßig 
unbeſtrittenen Giltigkeit, wie immer ſie lauten. Es kann alſo 
kein Vernunftrecht geben, welches ihnen als Typus oder Richt⸗ 
punkt oder als Pruͤfſtein der Guͤte diente. Bei Sazungen im 
moraliſchen Gebiet wird ſolche Verſchiedenheit nicht ange⸗ 
troffen, ſondern herrſcht eine auffallende Uebereinſtim⸗ 
mung der Geſezgeber und Lehrer. Hier alſo mag man ein 
Vernunftgeſez, deſſen geheime Macht oder allherrſchende Auto⸗ 
rität ſolche Harmonie erzeugte, anerkennen; bei Rechtsverhaͤlt⸗ 
niſſen aber nicht. 

2) Es gibt auch kein einziges Rechtsverhältniß, d. h. keine 
einzige Sphaͤre oder Art des aͤußern Freiheitsgebrauchs, welche 
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das pofirive Geſez fich nicht unterworfen, und nach den wech⸗ 
ſelnden Lagen, Intereſſen und Zwecken der Geſezgeber gemodelt 
haͤtte und fortwaͤhrend modelte. Was bleibt alſo uͤbrig fuͤr 
das Vernunftrecht? Nicht nur die anerkanntermaßen blos durch 
poſitibes Geſez geſchaffenen Rechte, z. B. Erbrecht, Hypothek⸗ 
recht u. ſ. w., ſondern auch perſoͤnliche Freiheit und Eigenthum 
und Familien⸗ und gemein bürgerliche Rechte, alles, alles 
unterſteht der poſitiven Beſtimmung, Beſchraͤnkung oder Er— 
weiterung; und was jedesmal feſtgeſezt iſt, das gilt und wird 
fuͤr Recht geachtet. 

3) Hiezu kommt die Unbeſtimmtheit des ſogenannten 
Naturrechts, die anerkannte Unmoͤglichkeit der Entſcheidung 
tauſenderlei Fälle und Klaſſen von Fallen aus blofer Vers 
nunft. Nicht minder 

4) die unzuserläßigkeit der Regeln auch fuͤr jene 
Faͤlle, wo man eine Entſcheidung zu geben ſich im Stande 
glaubt, und die Neuheit der vermeinten vernunftrechtlichen 
Wiſſenſchaft, von welcher Griechen und Roͤmer (die lezten 
doch die Schoͤpfer der Rechtswiſſenſchaft) kaum eine Ahnung 
hatten, und die, auch nach Aufſtellung ihres Begriffs in der 
neuen Zeit, meiſt nur Zweifel, Widerſpruch und Hader uͤber 
Princip und Folgerungen geboren hat, und auch in der neues 
ſten Zeit noch ſolchen Widerſtreit der Meinungen gebiert. Sie 
ſcheint hiernach beſchraͤnkt auf bloſe Subjektivitaͤt der 
Entſcheidungsnormen, da doch von einem wahrhaft gik— 
tigen Rechtsgeſez die Objektivitaͤt gefordert wird. 

5) Endlich die praktiſche Nichtgeltung des Natur⸗ 
rechts, ſelbſt in jenen Sphaͤren oder Verhaͤltniſſen, wo ſeine 
angeblichen Regeln noch mit einiger Uebereinſtimmung aufge— 
ſtellt werden, und zumal die praktiſche Nichtgeltung alles Rechts 
im Naturſtand, d. h. in dem der Staatserrichtung vorher— 
gehenden. Nur im Staat oder nach Errichtung der 
Staaten kann eine Handhabung des Rechts gedacht 
werden; ohne Handhabung aber iſt das Recht eine bloſe Traͤu— 
merci. Doch nicht einmal ſolche Traͤumerei würde ent 
ſtehen ohne den Staat. Der Naturſtand iſt ein recht⸗ 
loſer, d. h. der Erkenntniß, ſo wie der Handhabung 
des Rechts ermangelnder Zuſtand, das Naturrecht iſt alſo 
bloſe Chimaͤre. 
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Zur Widerlegung aller dieſer Einwuͤrfe möchte wohl ſchon 
die einfache Apellation an die gemeine Menſchenver⸗ 
nunft genügen, welche naͤmlich, wenn gefragt wird, ob es ein 
natuͤrliches oder Vernunftrecht gebe, mit Entruͤſtung ſich erhebt 
und entgegen fragt: „Gibt es wohl ein anderes als ein 
Vernunft⸗Recht? — Oder iſt nicht wenigſtens die Ueber⸗ 
einſtimmung (d. h. der Nichtwiderſpruch) mit demſelben 
die unerlaͤßliche Bedingung eines wahrhaft giltigen oder 
rechts beſtaͤndigen poſitiven Rechts?“ — Doch wir wollen, 
weil genaue Verſtaͤndigung hier Noth thut, die einzelnen Ein⸗ 
wuͤrfe geſondert beleuchten. 

Nr. 1 wird ſchon durch die naͤchſtliegende Betrachtung ent⸗ 
kraͤftet, daß das Weſen der Rechtsgeſeze im bloſen Erla u⸗ 
ben (oder für moglich Erklaͤren) beſteht, jenes der Moral⸗ 
geſeze dagegen im Gebieten und Verbieten. Von dem, 
was mir erlaubt iſt, kann ich abgehen, d. h. auf die Er⸗ 
laubniß verzichten oder ich kann ſie verwirken (und 
alsdann wird fuͤr die Uebrigen etwas Mehreres oder 
Anderes möglich, als urſpruͤnglich ſtatt fand) und es find 
daher unzaͤhlige andere Beſtimmungen, als welche 
ſchon naturlich giltig find, zu machen moͤglich; nur gel 
ten ſie nicht von ſelbſt; ſondern ſie ſezen ein Faktum vor⸗ 
aus, das ihnen den Urſprung gab. Im moraliſchen Ge⸗ 
biete dagegen kann mit Vernunft nimmer erlaubt oder ge⸗ 
boten werden, was durch die Vernunft verboten, und 
nichts verboten werden, was durch dieſelbe geboten iſt. 
Sazungen ſolcher Art (dergleichen es uͤbrigens allerdings 
gibt) würden nicht mehr moraliſch, ſondern immoras 
liſch ſeyn. 

Hiedurch wird auch der Einwurf Nr. 2 entkraͤftet. Was 
immer für Abaͤnderungen des urſpruͤnglichen oder natuͤr⸗ 
lichen Rechts man ſtatuire, nimmer wird man dadurch die 
Wahrheit und Giltigkeit des lezten aufheben. Es iſt ſo wahr 
und ſo giltig, daß immer ein eigenes Faktum — aller⸗ 
naͤchſt Vertrag oder Geſez — nothwendig iſt, um es fuͤr 
eine Zeit oder fuͤr einen gewiſſen Kreis außer Kraft zu ſezen, 
und daß es ſtets von ſelbſt wieder auflebt, ſobald jenes 
Faktum aufhoͤrt oder ſeine Wirkſamkeit verliert. Auch reicht 
nicht jedes Faktum, welches ein natuͤrliches Rechtsgeſez 
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außer Herrſchaft ſezt, zur Aufhebung feiner Giltigkeit 


hin. Es muß naͤmlich ein rechtskraͤftiges ſeyn; es muß 


alſo namentlich der Vertrag, welcher die (conventionelle) 
Abaͤnderung ſtatuirt, vernunftrechtlich giltig, und eben 


ſo das poſitive Geſez einer rechtmaͤßigen (allernaͤchſt durch 


den Staatsvertrag gegründeten) Autorität entfloſſen, und in 
feinen Beſtimmungen nichts Widerrechtliches enthal— 
tend, d. h. es muß nach Form und Inhalt ein vernunft⸗ 
rechtlich giltiges Geſez ſeyn. Abaͤnderungen des urſpruͤng⸗ 
lichen Rechts, welche auf diefe Weiſe ins Leben traten, find 
hiernach nicht minder vernunftrechtlich, als das urſpruͤngliche 
Recht ſelbſt, und alſo kein Einwurf gegen das lezte. 

Sind jedoch ſolche Beſtimmungen nach ihrer Form oder 
nach ihrem Inhalt (insbeſondere wenn ſie hiernach, als einem 
vernünftigen Geſammtwillen entfloſſen, nicht koͤnnen 
gedacht werden) mit dem Naturrecht im Widerſtreit; ſo kann 
ihr aͤußeres Gelten (ja ſelbſt die daraus oft hervorgehende 
rechtliche Unmoͤglichkeit der Auflehnung wider dies 
ſelben) gleichwohl die ewige und objective Giltigkeit des durch 
ſie verdraͤngten Naturrechts nicht entkraͤften. Es bleibt naͤm⸗ 
lich, ungeachtet der faktiſchen und ſelbſt unter dem mißbrauch⸗ 
ten Titel des geltenden Rechtes behaupteten Unterdruͤckung, doch 


der vollgiltige Rechtsanſpruch aller Unterdruͤckten an die 


Geſammtheit oder an die Machthaber auf Abſchaffung der uns 
gerechten Geſeze; und es beſteht, dieſem Anſpruch gemaͤß, die recht⸗ 
liche Verpflichtung oder Schuldigkeit dieſer Machthaber zu ſolcher 
Abſchaffung. Es kann Faͤlle geben, wo ſolches Recht ſelbſt mit 
Zwang darf geltend gemacht, der ungerechte Zuſtand mit Ge— 
walt mag verbeſſert werden; und wenn auch in der Regel die 
ſes nicht ſtatt findet, ſo ruͤhrt das Hinderniß doch keineswegs 
von einer Ungiltigkeit des Rechtes ſelbſt, ſondern von an de⸗ 
ren Umftänden oder Verhaͤltniſſen her, die bloß eine zeit⸗ 
liche Unwirkſamkeit meines Rechtes hervorbringen. Im Staat 


insbeſondere hat man durch den Staatsvertrag die Verpflich⸗ 


tung gegen die Geſammtheit übernommen, mancherlei Uns 
recht, welches etwa von dem Oberhaupt, d. h. von der 
hoͤchſten Staatsgewalt, uns wuͤrde zugefuͤgt werden, ohne Ab⸗ 
wehr zu dulden, weil durch Auflehnung weit groͤßeres Unheil 
entſtehen muß. Die Befugniß zum Zwang iſt überhaupt nicht 
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der weſentliche Charakter des Rechts. Wohl ift fie die na 
tuͤrliche Begleiterin deſſelben; aber ſie kann unterbrochen, 
bedingt oder aufgehoben werden unbeſchadet des Rechts. 
Scheinbar iſt der von den vielen Unbeſtimmtheiten 
im Naturrecht (Nr. 3.) entnommene Grund zu deſſen Ver— 
werfung. Denn es laͤßt ſich nicht laͤugnen, daß fuͤr manche 
Verhaͤltniſſe, Geſchaͤfte oder Handlungen eine genaue, als Re 
gel giltige, Beſtimmung nicht durch die blefe Vernunft, fons 
dern nur durch poſitive Feſtſezung zu geben moͤglich iſt. 
Doch nicht bei den allgemeinſten Grundſaͤzen, ſondern blos bei 
den ſpezielleren Regeln, welche aus jenen abfließen, koͤmmt 
ſolche Unbeſtimmtheit vor, und dieſes nur darum, weil (vergl. 
oben F. XVIII.) es ſchwer und oft unmöglich iſt, für eine 
ganze Claſſe von Faͤllen eine allgemeine und adaͤquate Regel 
(einen fuͤr alle darunter begriffene Faͤlle gleich paſſenden oder 
giltigen Ausdruck) zu finden, und im Vernunftrecht immer 
nur die oberſte Regel entſcheidet. Dagegen kann jeder kon— 
krete Fall, wofern er nur vorliegt, vernunftrechtlich ent⸗ 
ſchieden werden, d. h. es iſt moͤglich, ihn durch ein Gericht 
(eine Anzahl verſtaͤndiger Maͤnner) welches blos an den 
Codex des Vernunftrechts — ohne alle poſitive Be— 
ſchraͤnkung — gewieſen waͤre, befriedigend für die rechtliche 
Vernunft zu entſcheiden. Und ſollten auch ſolche Richter ſich 
in ihrem Amt durch poſitiv aufgeſtellte Regeln erleichtert 
finden, fo. iſt es ja eben das Vernunftrecht, welches dieſes Mit— 
tel der Erleichterung angibt und giltig macht. Sollten jedoch 
auch nicht alle, ſo koͤnnen doch die meiſten und die wich⸗ 
tigſten Faͤlle ſchon nach dem Naturrecht entſchieden werden. 
Doch uͤber den Grad oder das Maß ſeiner praktiſchen An⸗ 
wendbarkeit wollen wir nicht ſtreiten. Nur auf die Sache, 
d. h. feine Anwendbarkeit überhaupt, kommt es uns an. 
Es gibt alſo ein natürliches Recht, ſo gut als es z. B. 
Arithmetik oder arithmetiſche Wahrheiten giebt. Alle ſolche 
Wahrheiten ſind noch nicht gefunden oder erwieſen vorliegend. 
Aber manche werden noch gefunden werden. Und ſo wenig 
man ſagen kann, es gebe keine Aufloͤſung fuͤr ein mathemati⸗ 
ſches Problem (zu deſſen Löfung namlich die beftimmen- 
den Data vorhanden ſind); ſo wenig kann man ſagen, es 
gebe keine natuͤrliche Rechtsentſcheidung fuͤr dieſen oder jenen 
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(hinreichend beſtimmten, d. h. juriſtiſch beſtimmten oder erfcheis 
nenden) Fall. Nicht die Unmoͤglichkeit der Entſchei⸗ 
dung nach dem Vernunftrecht — denn die Entſcheidung iſt 
immer möglich, ja meiſtens leicht — ſondern das (leider 
allzuwohl begruͤndete) Mißtrauen in die Redlichkeit 


der Richter laͤßt uns Verzicht leiſten auf die trefflichen ver— 


nunftrechtlichen Entſcheidungsnormen, und an deren Stelle die 
ſtets mangelhaften, für die einzelnen Fälle bald dieß⸗ bald 
jenſeits der wahren Rechtslinie ſchwebenden Regeln des poſiti— 
ven Rechtes ſezen. Es geſchieht dieß auch nicht nur in Des 
zug auf die Regeln des Rechtes uͤberhaupt, ſondern 
gleihmäßig auf jene, welche den Thatbeſtand oder den 
juriſtiſch giltigen Beweis betreffen. Mancher faktiſche Un 
ſtand, welcher der gemeinen rechtlichen Vernunft als erwies 
ſen erſchiene, wird durch das poſitive Recht als ſolcher nicht 
anerkannt, und dagegen durch ebendaſſelbe mancher fuͤr wahr 
erklaͤrt, welchem nach rein vernuͤnftigem Urtheil die Beglau— 


bigung fehlt. Seufzend weicht dann jedesmal das Vernunfts 
recht dem poſitiven; aber ſeinen Anſpruch auf Herrſchaft gibt 


es darum nicht auf. 

Dieſe Betrachtungen widerlegen gleichmaͤßig den Vorwurf 
der Unzuverlaͤßigkeit, wie jenen der Unbeſtimmtheit des 
Naturrechts. Wahr iſt's allerdings, daß weder die alten 
Griechen noch ſelbſt die Roͤmer ein Naturrecht gekannt 
haben (denn das jus naturale der lezten iſt bloſes Geſez der 
Thierheit; das jus gentium iſt allgemeine Menſchen⸗ 
moral und das jus civile poſitives bürgerliches 
Recht); daß dann auch ſeit der Wiederherſtellung der Wiſſen— 
ſchaften lange Zeit gar nichts, alsdann blos Verworre— 
nes, und weder von der Moral noch vom poſitiven 
Recht hinreichend Geſchiedenes unter dem Namen des Natur⸗ 
rechts gelehrt worden, und daß endlich noch in der neueſten 
Zeit Hader und Widerſpruch ſelbſt uͤber den Begriff des 
Naturrechts und noch mehr uͤber deſſelben einzelne Lehren herr— 
ſchen. Allein iſt dieſes doch ſelbſt mit der Moral, wenig 
ſtens zum Theil, alſo. Verworrene Begriffe, widerſprechende 
Lehren, unhaltbare Prinzipien, Verwechslung mit Klugheit, 
oder mit Gottesfurcht, oder mit Gefuͤhl ꝛc., haben fuͤr und 
für in den Büchern und Schulen der Moral geherrſcht. Gleich⸗ 
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wohl wird ihre Realitaͤt anerkannt, und wird ihr Anſehen 
durch die nimmer beſtechliche Stimme der gemeinen Menſchen— 
vernunft erhalten. Nicht anders beim Recht. Es iſt ſehr 
ſchwer, die Idee des Rechts durch eine ſchulgerechte Deduk— 
tion zu erlaͤutern, oder ſeinen Begriff in voller Beſtimmt⸗ 
heit dem Verſtande darzuſtellen; und viele Verſuche dazu 
ſind mißgluͤckt. Aber gleichwohl hat das Anerkenntniß des 
natuͤrlichen Rechtsgeſezes unter den Menſchen — hier ahnend, 
dort ins klarere Bewußtſeyn hervorgetreten, uͤberall aber als 
Prinzip der Beurtheilung menſchlicher Handlungen und 
Verhaͤltniſſe wirkſam — zu herrſchen fortgedauert, und es hat 
der Ausſpruch der unbefangenen rechtlichen Vernunft die Ver⸗ 
irrungen der Lehre nicht minder als die Thaten der Men⸗ 
ſchen zuruͤckgehalten oder geheilt. 

Darum iſt endlich auch unrichtig, was man von prakti⸗ 
ſcher Nichtgeltung des Naturrechts oder von der erſt im 
Staate moͤglichen Geltung, ja ſelbſt Erkenntniß eines 
Rechtes überhaupt klagt. Dieſen lezten Vorwurf zwar koͤnn⸗ 
ten wir ſchon durch die Betrachtung abwenden, daß die Frage: 
wie oder wann kam etwas zur deutlichen Erkenntniß der 
Menſchen oder zur aͤußern Geltung unter ihnen? ſehr ver⸗ 
ſchieden iſt von jener: welches iſt der lezte Grund der Er⸗ 
kenntniß, und das Fundament der Giltigkeit? — Auch die 
Arzneigelehrſamkeit, auch die Aſtronomie entſtunden 
erſt in Staaten; hat darum der Staat die Geſundheit von 
Beobachtungen gewiſſer Vorſchriften abhaͤngig gemacht, oder 
den Lauf der Sterne geregelt? — Die Wiſſenſchaft alſo 
iſt nicht daſſelbe wie die Wahrheit; jene iſt ein Erzeugniß 
der Zeit und der Menſchen, hat alſo einen Anfang und eine 
Geſchichte; dieſe iſt ewig und von ſelbſt beſtehend. Auch iſt 
die Befeſtigung, Gewaͤhrleiſtung oder Sicherſtel⸗ 
lung einer Sache, überhaupt die Geſchichte der Sache, nicht 
zu verwechſeln mit der Sache ſelbſt. Das Vernunftrecht 
waͤre wahr und giltig, wenn auch bis auf den heutigen Tag 
es noch nicht wiſſenſchaftlich bearbeitet, oder deutlich erkannt, 
oder durch menſchliche Anſtalten geſchuͤzt und durch poſitive 
Feſtſezungen vervollſtaͤndiget waͤre. Aber wir behaupten noch 
mehr: dem Naturrecht koͤmmt von ſelbſt und ohne alle kuͤnſt⸗ 
liche Veranſtaltung nicht nur Giltigkeit, ſondern auch 
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Geltung zu. Zwar nicht eine un verbruͤchliche Geltung, 
(welche man uͤbrigens auch fuͤr das Poſitive zu erringen 
nicht vermag) aber doch einige Geltung, und welche zur Bes 
gründung eines Rechtsverhaͤltniſſes genügt. Dieſes erkennen 
wir am deutlichſten beim Voͤlkerrecht, welches alle civiliſir— 
ten Voͤlker in ihren Wechſelverhaͤltniſſen anrufen; aber auch bei 
jedem andern Recht, indem uͤberall dem Rechtsveraͤchter nicht 
nur die allgemeine Verabſcheuung, ſondern auch der Wis 
derſtand der Andern droht. Man fühlt ſich natuͤrlich aufs 
gefordert, dem ungerecht Angegriffenen beizuſtehen, und den 
Verlezer niederzuwerfen. Alle Verſtaͤndigen ſind durch In⸗ 
tereſſe wie durch Naturgefuͤhl verbuͤndet wider den Ungerechten, 
weil dieſer ihnen Allen gefaͤhrlich, ja im Grund jede Verlezung 
des Einen mittelbar auch eine Verlezung aller Uebrigen iſt. 
Es gibt alſo ſchon von Natur nicht nur ein Recht, fondern 
ſelbſt einige Entſcheidung und einige Handhabung des 
Rechtes, jenes durch die in Allen ſprechende Menſchenver— 
nunft, die da — bei klarer Erſcheinung der Faͤlle — 
das giltige Urtheil ſpricht, und dieſes vermittelſt der, durch 
das Bewußtſeyn des Rechtes geſtaͤrkten, Kraft der unge⸗ 
recht Angegriffenen und ihrer Vertheidiger. 


5 
$. XXII. 
Fortſezung. 


Wird es wohl noͤthig ſeyn, nach dargethaner Grundlo— 
ſigkeit der wider das Naturrecht erhobenen Einwuͤrfe noch 
weitere poſitive Beweiſe fuͤr deſſen Realität oder Giltig⸗ 
keit aufzuſtellen? — Einige Andeutungen wenigſtens mögen uns 

erlaubt ſeyn: N . 
Es gibt ein Vernunftrecht, d. h. eine Regel fuͤr den Ge— 
brauch der aͤußern Freiheit der in Wechſelwirkung Stehenden, 
welche eine eigene, für ſich beſtehende und oberſte, d. h. von kei⸗ 
ner andern abgeleitete, ſondern vielmehr allen andern, welche 
etwa dafuͤr moͤchten aufgeſtellt werden, zum Pruͤfſtein dienende 
iſt. Nicht das Gefuͤhl, nicht die Moral, nicht die Sitte oder 


80 


das Herkommen, nicht das poſitive Geſez koͤnnen ſolche Regeln 
ſeyn; vielmehr unterwirft das Naturrecht dieſe alle 
ſeinem oberſten Urtheilſpruch, d. h. die rechtliche Vernunft 
erkennt nach den ihr allein ein wohnenden Prinzi⸗ 
pien über Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit (Angemeſſenheit 
oder Nichtangemeſſenheit zum Recht) aller aͤſthetiſchen, ſenti— 
mentalen und ſelbſt moraliſchen Gefuͤhle, aller Sitten und Ge— 
brauche, aller pofitiven Geſeze und Inſtitute. 

Ohne Annahme eines ſolchen Vernunftrechts iſt gar keine 
poſitive Feſtſezung als Recht gedenkbar, fondern blos 
als rein faktiſcher Zuſtand. Denn Vertrag und Auto⸗ 
rität, welche das poſitive Recht ſchaffen, find nichts, wenn 
der vern unftrechtliche Boden ihnen mangelt. Alsdann 
gibt es keinen Unterſchied mehr zwiſchen einer rechtmaͤßigen und 
unrechtmaͤßigen Gewalt, ſo wenig als zwiſchen vertragsmaͤßigem 
und aufgedrungenem oder eingeſchwaͤrztem Recht. Alles iſt 
dann recht, was verordnet oder eingefuhrt iſt, und weil 
es ſolches iſt; ja es gibt keinen andern Begriff des Rechts 
mehr, als den des Eingefuͤhrten oder Verordneten. Jede For— 
derung einer Reform iſt alsdann Rechtsverlezung, und nur 
Zufall oder Gewalt ſchaffen das Recht. 

Alsdann iſt die Erhebung des Gemuͤthes für Pr 
Recht und gegen das Unrecht, die wir fonft als eine Eigen— 
ſchaft der beſſeren Naturen erkennen, nichts als gedan— 
kenloſes oder maſchinenartiges Anhängen an das Gr 
woͤhnte, oder als huͤndiſcher Eifer für den Willen des 
Herrn, d. h. des Gewaltigen, und zwar rein als ſolchen 
Willen, der da gehandhabt wird, nicht fuͤr einen im Dienſt 
der Vernunft ausgeſprochenen. 

Alsdann erſcheint die Tugend der Gerechtigkeit, deren 
Adel alle Guten verehren, in gar ſehr verringerter, ja faſt ver— 
nichteter Wuͤrde, naͤmlich als eine Tugend, blos das poſitive 
Recht, oder die bloſe Menſchenſazung zu achten und zu 
beobachten; und alsdann wuͤrde dieſe Tugend erſt im Staate 
entſtehen oder gedacht werden koͤnnen, während fie doch im Ge— 
gentheil in weit hoͤherem Glanze ſchimmert, d. h. noch weit 
nothwendiger, verdienſtlicher und edler iſt, wo keine aͤußere 
Rechtsanſtalt oder poſitive Einſezung beſteht, oder wo derſelben 
Wirkungskreis aufhört. Gibt es aber eine Gerechtigkeit auch 
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ohne poſitives Recht, fo muß es ein Vernunftrecht geben, 
weil die Gerechtigkeit keinen Begriff gibt ohne ein Recht, auf 
welches ſie ſich bezieht. 

Es gibt ein Vernunftrecht, weil ein rechtloſer Zuſtand 
kein menſchlicher iſt, und doch auch vor Gruͤndung poſitiver 
Rechte, oder jenſeits der Grenze ihrer Herrſchaft ein menſch⸗ 
licher Zuſtand gar wohl gedenkbar, ja gefordert ift 
Man kann ſich vorſtellen, daß eine Anzahl verſtaͤndiger, ja civi⸗ 


liſirter Menſchen aus verſchiedenen Landern ploͤzlich auf eine 


einſame Inſel verſchlagen würde, Unter ihnen iſt ſicherlich ein 


Rechtsverhaͤltniß, aber kein poſitives (weil ſie theils 
keines hinreichend kennen, theils keines gemeinſchaftlich wollen), 
ſondern das rein vernunft rechtliche. Und es if, wenn 


Streitigkeiten unter ihnen entſtehen, die Entſcheidung derſelben 
etwa durch gewählte Schiedsrichter (oder durch die Geſammt— 
heit) und nach Prinzipien des bloſen Vernunftrechts gar wohl 


moglich. 


Sodann wenn es kein Vern unftrecht gäbe; nach wel⸗ 
chen Rechten wäre der Fremdling zu behandeln, der da ohne. 
Vertrag oder Unterwerfung unter unſer poſitives Recht mit 
uns in Wechſelwirkung tritt? Auch wenn er wiſſentlich in 
unſer Land koͤmmt, unterwirft er ſich ſicherlich unſeren, ihm 
ohnehin meiſt unbekannten, Geſezen nur mit dem Vorbehalt der 
Nichtverlezung ſeiner natuͤrlichen Rechte. Und in der Regel 
beruft er ſich lediglich auf ſein natürliches Recht. Selbſt die 
Frage: welche von unſeren poſitiven Geſezen auf ihn dürfen 
angewendet werden, findet ihre Beantwortung nur im Ber 
nunftrecht. 

Es iſt gedenkbar, daß alle pofitiven Rechte auf 
einmal außer Wirkung geſezt, ja (z. B. durch einen Schihoangti 


| mittelft ER e felbft der genauen Erinnerung ent⸗ 


ruͤckt würden, In dieſem Fall (welchen idealiſch aufzuſtellen 
wohl erlaubt iſt) waͤre man dann wirklich rechtlos? — Wahr⸗ 
lich nein! ſondern man kehrte nur unter die unmittelbare Herr- 
ſchaft des Vernunftrechts zurück. 

Ein Vernunftrecht muß es um fo nothwendiger geben, da 
ſonſt gerade die allerwichtigſten Verhaͤltniſſe der menſch⸗ 


lichen Wechſelwirkung, d. h. deren Regulirung am allermeiſten 


Noth thut, ewig regellos bleiben würden, Es find dieſes 
Rottecks Vernunftrechtslehre. I. 6 
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die Verhältniffe des inneren Staats- und des äußeren 
Staaten-Rechtes. Für dieſe Verhaͤltniſſe des offentlichen 
Rechtes (welche zugleich die unentbehrlichſte Garantie alles 
Privatrechtes darbieten) kann nimmer das poſitive, ſondern nur 
das Vernunftrecht das Geſez geben. Im Privatrecht moͤgen 
ſelbſt unvernuͤnftige, oder der Vernunft minder entſprechende 
Geſeze ihre Giltigkeit behaupten durch die Autorität, welcher 
ſie entfloßen, und welcher zu gehorchen eine uͤbernommene und 
durch eine dͤffentliche Gewalt gehandhabte Verpflichtung der in 
Wechſelwirkung ſtehenden Buͤrger iſt. Aber in der Wechſelwir⸗ 
kung der Buͤrger mit der Regierung als ſolcher, ſo wie in jener 
der Völker mit Voͤlkern gibt es keine, über den etwa Streiten⸗ 
den waltende, gemeinſame poſitive Autorität, d. h. kei⸗ 
nen andern gemeinſamen Geſezgeber, Koͤnig und Richter, als 
nur die Menſchen vernunft. So viele poſitive Einſezungen 
man in's Daſeyn fuͤhre, ſo viele Vertraͤge man abſchließe: nie 
wird zwiſchen der hoch ſten Staatsgewalt und ihren Angehoͤri⸗ 
gen als ſolchen, ſo wie zwiſchen Staaten und Staaten ein 
anderes als das Verhaͤltniß des Naturſt andes, d. h. des 
außerbürgerlichen Zuſtandes, beſtehen. Die oberſte Staats, 
gewalt kann niemals Mitbuͤrgerin ihrer Unterthanen ſeyn; und 
Staaten zu Staaten ſtehen, ſo lange ſie nicht ihre Unabhaͤngig⸗ 
keit aufgeben, und ſich unter einander zu einem noch hoͤheren 
politiſchen Verein (Staatenſtaat oder Staatenſyſtem) verbinden, 
zu einander im reinen Naturverhaͤltniß. Alle Verträge 
zwiſchen denſelben gelten nicht mehr und nicht weniger, als eben 
Vertraͤge nach dem Naturrecht giltig ſind; und Vertraͤge 
über Rechtsſaͤze ſelbſt gelten keinen Augenblick langer als die 
Ueberzeugung der Paciscenten (oder das Urtheil der Verftändis 
gen) von deren Angemeſſenheit zur Vernunft. Was iſt der 
Inhalt des Staats vertrags? — Entſpricht eine beſtehende 
Conſtitution ſolchem Inhalt? Wird in Gemaͤßheit deſſel⸗ 
ben regiert? — Welche Mittel ſtehen den durch die Staats⸗ 
gewalt oder durch derſelben Organe gedruͤckten Einzelnen, welche 
Mittel den an politiſcher Einſicht herangereiften, doch zur Zeit 
noch wie unmuͤndig behandelten Voͤlkern rechtlich zu Gebot, um 
die Realiſirung des Staatsvertrages zu erwirken? — Von wel⸗ 
cher Kraft find Conſtitutions-Geſeze oder Verträge, wenn fie mit 
dem Staatsvertrag im anerkannten Widerſpruch ſtehen? Welches 
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fi nd unter wäs immer fuͤr einer Verfaſſung die rechtlichen 


Grenzen der oberſten Gewalt? — Sodann: wie weit 


erſtreckt ſich das Recht der Gebietserwerbung zu Land 
und zur See? — welches iſt die Grenze des Kriegs⸗ und 
des Sieges⸗Rechts? Darf, und in wie fern oder wie darf 
ein Staat ſich in die inneren, z. B. Verfaſſungsangelegenheiten 
des andern einmiſchen? — Alle dieſe Fragen und umzaͤhlige 
andere, deren Loͤſung von jener der erſten abhaͤngt, finden nur 
im Vernunftrecht ihre Beantwortung; das poſitive 
Staatsrecht findet ſeinen Boden wie ſeine Bedeutung, ſeine 
Garantie wie feine Heilung nur in ihm. 

Das Recht iſt alſo nicht erſt im Staat en tſt anden 
Wer das Gegentheil lehrt, der träumt, die ewige Natur habe 
die Menſchenſchoͤpfung unvollendet gelaſſen, und die 
Möglichkeit eines menſchlichen Daſeyns ſey erſt das Pro⸗ 
dukt einer menſchlichen Einſezung geweſen. So wie der 
einzelne Menſch nicht ohne Moral, ſo kann der mit oder 
neben Andern lebende Menſch nicht ohne Recht als Menfch 
gelten. Die Idee der Pflicht, die Idee des Rechts ſind 
im innerſten Weſen der Vernunft gegruͤndet. Sie zum klaren 
Bewußtſeyn bringen, ausbilden, durch Anſtalten beſſer ins Leben 
einführen, ihre Herrſchaft befeſtigen oder durch Einſezungen ges 
waͤhrleiſten, das kann der Menſch; aber ſchaffen kann er ſie 
nicht. Wer hat je behauptet, daß ohne Schulen keine Wiſſen⸗ 
ſchaft oder Wahrheit, ohne Kirche keine Religion oder Moral, 
ohne Akademien keine Schoͤnheit oder Geſchmack ſeyn wuͤrden? 
— Im Gegentheil: Schulen würden nicht ſeyn ohne Wiſſen⸗ 
ſchaft, Kirche nicht ohne Religion, Akademien nicht ohne natuͤr— 
liches Schoͤnheits⸗-Prinzip. So auch der Staat nicht ohne 
natürliches Recht. Der Menſch bringt, was zum menfchr 
lichen Daſeyn gehört, mit in die Welt: ihm iſt nur die Ent⸗ 
wicklung davon moͤglich und obliegend. Er kann ſeine Sinne 
durch Uebung und Hilfsmittel ſchaͤrfen, ſtaͤrken, erhalten; aber 
keinen neuen Sinn ſich geben; und ſo kann er auch keine Idee 
hervorrufen, die nicht urſpruͤnglich ſchon in ſeinem Innern lebt. 

Wahrlich! das Recht iſt keine Erfindung der Menſchen, 
ſo wenig als Tugend und Schönheit, oder als Moral 
und Religion; und ob auch das natürliche Recht zu feiner 
vollſtaͤndigeren Beſtimmung, Ergänzung und Sanktion der 
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poſitiven Einſezungen beduͤrfe — gleichwie auch die Religion 
(ſelbſt die Moral) bei der beſchraͤnkten Natur des Menſchen 
der Offenbarung (überhaupt des Poſitiven) und der Kirche 
bedarf, damit der Gottesfunke nicht erſticke oder verkannt werde; 
— ſo gibt es doch ein natuͤrliches Recht, und welches die 
alleinige Quelle und die Bedingung der Achtungswürdigkeit alles 


poſitiven iſt. “) 


4 
*) Unter den neueren Gegnern des Naturrechts iſt wohl der geiſt⸗ 
reichſte, gewandteſte, und eben darum, ſo wie durch das Gewicht 
feines Namens, der verführeriſch'ſte, Hugo, einer der anerkannten 
Hauptmänner der Rechts wiſſenſchaft, der gefeierte Verfaſſer der 
„Philoſophie des poſitiven Rechtes,“ durch welche das 
bisherige Naturrecht verdrängt werden ſollte. Viele Schüler, 
auch Viele, die ſich Meiſter nennen, haben ihm auf's Wort geglaubt, 
vielleicht gerade darum, weil es ihm nicht beliebte, mit einer ſchul⸗ 
gerechten Abhandlung wider unſere Wiſſenſchaft aufzutreten, ſon⸗ 
dern mehr nur mit Spott, mit gelegenheitlichen Seitenhieben, ver⸗ 


dächtigenden Anſpielungen, geringſchäzigen Ausdrücken und mit 


zuverſichtlich ausgeſprochenem (wiewohl unmotivirtem) 
Verwerfungsurtheil, oder vielmehr mit ſtets wiederholten Vo r⸗ 
ausſezung en von der Nichtigkeit des Naturrechts. 

Es iſt unſere Abſicht nicht, eine vollſtändige Kritik dieſes viel 
geprieſenen Hugo'ſchen Werkes zu ſchreiben, welches wir übrigens 
in mancher Rückſicht als höchſt lehrreich und verdienſtvoll anerken⸗ 

nen. Doch werden wir, im Intereſſe unſerer Wiſſenſchaft, nicht 
vermeiden können, wenigſtens gelegenheitlich, etwa in kurzen No⸗ 
ten, auf die das Naturrecht betreffenden Prämiſſen und Folge⸗ 
rungen der Hugo'ſchen Lehre einen Blick zu werfen, jenes, um 
ihre Haltbarkeit zu prüfen, dieſes, um aufmerkſam darauf zu ma⸗ 
chen, wohin ſie führe. Hier alſo allernächſt einige Hauptſtellen 
gegen das Naturrecht und — was, wie wir hoffen, genügen wird 
— nur ein paar Worte zu deren Beleuchtung: 

„Wir wären gewiß (alſo lehrt Hugo gleich in der Vorrede 
zu feiner, Rechtsphiloſophie) längſt zu einer gründlicheren und 
fruchtbareren Philoſophie des poſitiven Rechtes gekommen, wenn 
man nicht geglaubt hätte, ſchon eine zu haben, weil man die fo. 
höchſt einſeitige Todſchlagsmoral, die Rechtslehre ohne 
rechtlichen Zuſtand, dafür anſah.“ (Eine Vorſtellung vom Natur⸗ 
recht, in welcher der Verfaſſer ſich wohl zu gefallen ſcheint, da er 
fie gleich auf den erſten Seiten feines Buches wiederholt.) „Nicht 
Zwang überhaupt, ſondern Zwang im Staat und durch den 
Staat und nach vom Staat anerkannten Regeln iſt der Charakter 


F. XXIII. 
Von dem Werth und Gebrauch der Vernunfttechtswiſſenſchaft. 


. 


Den Werth des Vernunftrechts, als der ewig giltigen 
Grundregel fuͤr die Wechſelwirkung der Menſchen, und als 
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alles Juriſtiſchen. Die Frage, unter welchen Umſtänden Jemand 
den Andern nur mit gutem Gewiſſen (2) zwingen, d. h. alſo auch 
todſchlagen dürfe, gehört immer noch blos in die Moral, und die 
Abſonderung einer ſolchen Todſchlagmoral von der übrigen ſcheint 
die Zahl der Wiſſenſchaften höchſt unnöthig zu vermehren.“ (Aus 
unſerer Lehre geht hervor, daß hier ein großer Irrthum im Be⸗ 
griff vorwalte. Man fragt nämlich nicht: „wann kann ich mit 
gutem Gewiſſen den Andern zwingen?“ ſondern: „wann paßt 
mein Zwang in eine vernünftige, d. h. alſo allgemeine und gleiche 
Geſellſchaftsordnung? oder wann kann ich zwingen, ohne 
durch Statuirung des gleichen Rechtes für Alle die Wechſelwirkung 
der Menſchen oder die Freiheit der in Wechſelwirkung lebenden 
Menſchen zu ſtören?“ — Es kann leicht ſeyn, daß der mir juris 
ſtiſch erlaubte Zwang moraliſch mir gleichwohl unerlaubt 
fey. Davon weiß aber das Naturrecht nichts. Es hat es nicht 
mit dem Ein zelnen zu thun, wie die Moral, ſondern mit der 
Geſellſchaft, d. h. ſein Prinzip iſt nicht die Würde des Ein⸗ 
zelnen, fondern das Zuſammenſeyn und die äußere Freiheit Aller. 
Die Sonderung beider Lehren iſt alſo gut und nothwendig. Hugo 
könnte eben ſo wohl ſagen: „Wozu eine beſondere Moral des 
Effens und Trinkens?“ (Diätetik). In der Regel (wenn auch 
nicht immer) mag die Beobachtung der Diätetik auch moraliſch 
geboten ſeyn. Dennoch iſt die Diätetik kein Kapitel der Moral; 
denn dieſe befiehlt zwar die Bewahrung der Geſundheit, lehrt aber 
die Mittel dazu nicht kennen. Und ſo iſt's auch beim Recht, nur 
mit dem Unterſchied, daß die Pflicht der Rechtsbeobachtung eine 
allgemeinere und ſtrengere als jene der Geſundheitspflege iſt.) 
„Daß die Entſcheidungsart der Streitigkeiten durch Gewalt 
nicht vernünftig iſt, läßt ſich leicht einſehen. Sobald alſo auf 
irgend eine Art (?) eine Entſcheidung durch unparteiiſche 
Dritte zu Stande kömmt, ſo befiehlt die Vernunft, ſich ihr zu 
fügen.“ (Wornach entſcheiden aber jene Unparteiiſchen vor Ein⸗ 
führung einer poſitiven Regel? Nothwendig nach einer natür⸗ 
lichen oder rein vernünftigen. Wahrlich, wenn nicht eine ſolche 
Norm beſtünde, ſo wäre nicht eben unvernünftig, wer lieber zur 
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der einzig lauteren Quelle auch für alles poſitive Recht, dem⸗ 
nach als der erſten Bedingung der Humanitaͤt, erſt darthun zu 


Gewalt ſchritte. Uebrigens iſt Manches unvernünftig, was nicht 
eben widerrechtlich, alſo mit Zwang nicht zu hindern 
iſt; und endlich entſcheidet ja die Obrigkeit ſelbſt auch durch 
Gewalt, und warum iſt es nun vernünftig bei ihr?) — | 

„Der rechtliche Zuſtand in irgend einem partikulären Staate 
hängt davon ab, was als das Prinzip der gemeinſchaftlichen Thä⸗ 
tigkeit, des gemeinſchaftlichen Zwanges, den jeder Einzelne zu 
befürchten hat, angeſeben wird.“ — (Hiernach wäre auch die Er⸗ 
tödtung oder Schändung, welche unter einem Nero oder Commo⸗ 
dus ein Jeder und eine Jede zu befürchten hat, ein rechtlicher 
Zuſtand. Das Prinzip des Zwanges in der Despotie iſt der all⸗ 
gebietende Wille des Herrn, aber dieſes iſt nach unſerer Idee 
nicht Recht, ſondern vielmehr der Tod alles Rechts.) „Dieſes 
kann, wie Alles, was ſich auf vernünftige Weſen bezieht, nur eines 
von beiden oder höchſtens noch eine Miſchung von beiden 
ſeyn, entweder Zufall, d. h. Etwas, was blos unter Naturge⸗ 
ſezen ſteht, oder aber freier Entſchluß, Etwas, was auch unter 
Freiheitsgeſezen ſteht.“ (Allerdings! Alles, was den Menſchen 
begegnet, hängt vom Zufall oder von dem freien Entſchluß 
(unferer ſelbſt oder Anderer) oder von einer Miſchung beider 
ab; allein eben darum kann hierin nicht die beſondere Quelle des 
Rechtes liegen, denn es begegnet uns ja auch Unrecht und 
Unglück, und mit beiden iſt doch das Recht nicht identiſch.) 
„Von allen ſolchen Fällen (nämlich Beſtimmungsarten durch Zu⸗ 
fall oder freien Entſchluß oder durch eine Miſchung beider) iſt kei⸗ 
ner, bei dem nicht die Möglichkeit und ſogar die Wahrſcheinlichkeit 

von Irrthum, Unrecht (?) und Zweckwidrigkeit übrig bliebe.“ 
(Wenn aber, wie Hugo will, das Recht blos allein aus jenen 
Beſtimmungen hervorgeht, wie kann denn noch Unrecht dabei 
ſeyn, oder woran erkannt werden??) 

Aehnliche Säze leſen wir auch in der juriſtiſchen Ency 
klopädie von demſelben Verfaſſer: „Die Rechtswahrheiten, wel⸗ 
che in einem Staate gelten,“ (wir aber reden von denjenigen, 
welche in allen Staaten theoretiſch giltig find, und auch prak⸗ 
tiſch gelten ſollten) „find nicht a priori erkennbar, rein allge⸗ 
mein, nothwendig, gewiſſermaßen angeboren, wiſſenſchaftlich im 
firengen Sinne des Wortes; ſondern es liegt nur Etwas dieſer 
Art (2!) dabei zum Grunde, die Gewiſſenspflicht, es ſoll ein recht? 
licher Zuſtand ſeyn“ (über meine Gewiſſenspflicht kann nur 
ich allein richten), „und man ſoll ſich dieſem fügen, er ſey, wie 
gr wolle.“ (Hiernach gibt es — was auch der Verfaſſer anzuer⸗ 
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wollen, wäre faft. lächerlich. Schon aus dem Begriff des 
Vernunftrechts, d. h. des Rechtes in reinſter Bedeutung, er⸗ 


kennen die allerdings confequente Kühnbeit hat — keinen we 


fentlichen Unterſchied zwiſchen einem Räuberſtaat und dem beſt⸗ 


geordneten Gemeinweſen; es gibt alſo, wie wir hinzufügen, gar 
kein Prinzip der Beurtheilung eines Zuſtandes, ob der⸗ 


ſelbe nämlich ein rechtlicher oder widerrechtlicher ſey; es gibt näm⸗ 


N 


lich überall nichts Anderes als einen faktiſchen Zuſtand, und 


das Wort rechtlich hat ganz und gar keine Bedeutung.) 

„Die Rechtsſäze eines Volkes bilden ſich wie ſeine Sprache 
oder wie feine Sitten, oder vielmehr, da fie offenbar ein Theil 
von dieſen beiden find (?), wie feine übrige Sprache und feine 
übrigen Sitten. Glück und Umſtände, der Zufall, alſo, die Sache 
aus dem höheren Geſichtspunkte betrachtet, die von der Vorſehung 
herbeigeführten Begebenheiten, machen Verbindungen unter den Men⸗ 
ſchen, die beiſammen leben, und in jeder von dieſen wird das 
für Recht gehalten“ (aber iſt es darum auch Recht?), „was 


man gewohnt iſt, was die Obrigkeit“ (wie entſteht rechtlich eine 


ſolche ?) „entſchieden hat, res judicatae...., mores majorum, 
Herkommen, Gebrauch, bei uns eine Zeitlang Schlendrian, jezt 
Praxis“ (unſer Vernunftrecht verlangt, beſſeres zu ſeyn) 

„beſonders bei Denen, welche ſich mit dem Rechte vorzüglich be⸗ 


ſchäftigen!“ (mit einem Unding! oder welches erſt geſchaffen 


werden ſolll), „und welchen man zutraut, daß fie es verſte⸗ 
hen“ (woraus haben ſie denn ſolche Kenntniß geſchöpft, ſie, 
welche da das Recht erſt ſchaf fen follen?), „welche alſo in einem 
gewiſſen Sinne Stellvertreter des Volkes heißen können“ (eher, 
welche als die reineren Organe der Menſchen vernunft gelten 
können), „responsa prudentum,“ (dieß ſind doch wohl, wenigſtens 
in der älteſten Zeit, nur die Kundigen des Vernun ftrechts?) 
„worauf ſich die Ausdrücke beziehen: receptum est, vulgo respon- 
detur, hoc jure utimur etc. Damit kann ſich ein Volk Jahr⸗ 
hunderte lang begnügen, wie es Jahrhunderte lang 
ſpricht ohne Sprachlehre.“ (Allerdings! weil nämlich ſo⸗ 
wohl bei der Sprache, als beim Recht die natürliche Logik 
oder die allgemeine geſunde Vernunft ſchon vor dem Auf: 
kommen einer wiſſenſchaftlichen Bearbeitung ihre Herrſchaft 
äußert. Es gibt ein, allem poſitiven vorhergehendes, all⸗ 
gemeines oder reines Vernunftrecht wenigſtens eben ſo“ gut, als 
es eine, auf die ewigen Geſeze des Denkens gegründete, allge⸗ 
meine Grammatik gibt; und die erſte Bedingung der Voll⸗ 
kommenheit oder Güte eines beſonderen Rechtes wie einer beſon⸗ 
dern Sprache iſt die ing e mit gen allge 
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hellt feine Koſtbarkeit und Würde, Es if bier alfo blos vom 
Vernunftrecht als Wiſſenſchaft die Rede, in welcher Be⸗ 
ziehung es Vielen theils unnuͤz, theils ſelbſt ſchaͤdlich erfcheint, 
Wozu eine beſondere Wiſſenſchaft für ein Recht, welches ſchon 
dem gemeinen Menſchenverſtand einleuchtet, und als 
allgemeine Regel aller menſchlichen Wechſelwirkung auch ein⸗ 
leuchten muß? — Wird nicht durch die wiſſenſchaftliche Bear⸗ 

beitung und die davon unabtrennbare Syſtemſucht eine Spal⸗ 
tung in vielerlei Anſicht, alſo gerade nur Verworrenheit, Zank 
und Streit in das naturgemaͤß klare Gebiet gebracht? — 
Und iſt nicht endlich, ſo weit die Herrſchaft der eingefuͤhrten 
poſitiven Rechte reicht, dem bloſen Vernunftrecht alle An⸗ 
wendbarkeit benommen, und iſt nicht die Bearbeitung der po⸗ 
ſitiven Rechte die jezt allein noch übrige nuͤzliche Pflege des 
Vernunftrechts? 2 i 

Wahr iſt's, der gemeine Menſchenverſtand erkennt von 
ſelbſt die allgemeinſten und oberſten Rechtswahrheiten, und eine 
Art von Inſtinkt oder natürlichem Takt laͤßt auch Ungelehrte 
das Recht fuͤr die gewoͤhnlich vorkommenden Faͤlle finden. 
Doch nicht alſo bei mehr komplizirten Verhaͤltniſſen und 
Fallen. Da iſt das Auffinden des Rechts gar oft ſchwierig, 
die Anwendung der allgemeinen Rechtswahrheiten auf konkrete 
Streitſachen durch Zweifel getruͤbt; die Wiſſenſchaft allein 
gewährt alsdann die noͤthige Zuverlaͤßigkeit der Entſcheidung. 
Auch iſt allzuoft das Urtheil der Streitenden durch Befangen— 
heit der Selbſtliebe, jenes der Unbetheiligten durch Gewohn⸗ 
heit, Autoritaͤt und hiſtoriſches Recht getruͤbt. Die Wiffens 
ſchaft allein kann dem Urtheil eine ſichere Richtung und 
dem Ausſpruch eine feſte Begründung geben. Wer immer auf 
edle Bildung Anſpruch macht, wer immer ficher feyn will, in 
den mancherlei Verhältniſſen des Lebens ſtets auf der Linie des 
Rechtes ſich zu halten; wer ſich geeignet und wuͤrdig machen 
will, in Dingen des allgemeinen Menſchenrechtes eine Stimme 
zu führen, der mache ſich vertraut mit dem Vernunftrecht. 
Ohne deſſen Kenntniß hat ſelbſt die Geſchichte fuͤr ihn nur 
halben Werth; denn ihm mangelt eine leuchtende Hauptidee 
zum Verſtaͤndniß und zur Beurtheilung des Weltlaufs. Ganz 
beſonders wichtig fuͤr ihn iſt aber das Vernunftrecht in einer 
vom Drang nach Beſſerem bewegten, dabei jedoch vom heftigſten 
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Kampfe der Meinungen und Intereſſen erfchütterten Zeit. In 


unſerer großen Zeit, deren hoͤchſte Aufgabe nicht das geſchrie⸗ 
bene, ſondern das zu ſchreibende Geſez iſt, und die als 
leitender Hauptidee jener des Vernunftrechts zu huldigen bes 
rufen ſcheint, iſt es Keinem, der als vollbürtiger Menſch 
und Bürger — zumal als wuͤrdiger Bürger eines conſtitutio⸗ 
nellen oder Rechts⸗ Staates — ihr angehören will, erlaubt, Fremd⸗ 
ling in den Lehren jenes ewigen Rechtes zu ſeyn, deſſen Ein⸗ 
fuͤhrung oder Wiedereinfuͤhrung in die ihm gebuͤhrende Herr— 
ſchaft heut zu Tage die Loſung aller Verſtaͤndigen und Guten iſt. 

Es iſt wohl nicht zu fuͤrchten, daß die Verirrungen 
phantaſtiſcher oder in Schulſtaub vergrabener 
Lehrer unſerer Wiſſenſchaft bedeutenden Nachtheil bringen 
oder deren ſegensreiche Wirkung verringern werden. Von fo 
verſchiedenen Punkten man ausgehe, ſo vielfach verſchiedene Prin⸗ 
zipien man an die Spize der Syſteme ſtelle: immer fuͤhrt bei den 
der Anwendung naͤheren Saͤzen das allen Verſtaͤndigen einwoh⸗ 
nende Rechtsgefuͤhl den Lehrer von feinen Verirrungen zurüc auf 
den Pfad des geſunden Menſchenverſtandes, oder benimmt der 
Widerſtreit ſeiner Saͤze mit den Diktaten ſolches Verſtandes 
den erſten alle verfuͤhreriſche Kraft. Uebrigens iſt es ein grelles 
Mißverſtaͤndniß, das Lehrbuch eines Autors — und wäre 
ſein Name der gefeiertſte — mit der Wiſſenſchaft 
ſelbſt zu verwechſeln; und es verlieren dadurch die Sarkasmen 
Hugo's uͤber „Wolf's oder Nettelbladt's Naturrecht“ 
allen Stachel. Das Naturrecht hat keinen andern Codex als 
jenen der Menſchenvernunft. Es gibt kein „Natur 
recht Nettelbladt's,“ ſondern blos eine Schrift Nettelbladt's 
uͤber das Naturrecht. 

Bei ſo unlaͤugbarem hohen Werthe der Vernunftrechts⸗ 
wiſſenſchaft fuͤr alle Edlen und Gebildeten werden wohl die 


eigentlichen Männer des Rechts es geringer ſchaͤzen duͤr⸗ 


fen? — Werden fie zumal aus dem Titel, daß die allenthals 
ben beſtehenden poſitiven Geſeze ſeine Anwendbarkeit 
oder ſeinen praktiſchen Gebrauch aufgehoben haben, den Werth 
feines Studiums verkleinern dürfen? — 

Haͤufig thun fie es wohl; aber es iſt gleich betruͤbend als 
Erſtaunen erregend, daß es geſchieht! — Viele thun es ſogar, 
obſchon fie felbft dem Vernunftrecht ihre fchönften und tiefſt 
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gehenden Rechtsanſichten fchuldig find. Sie verkennen diefes 
aber, und ſchreiben mit gleich viel Verblendung als Undank 
etwa dem roͤmiſchen Recht oder auch einer ſogenannten Phis 
loſophie des poſitiven Rechtes zu, wovon die reine und 
erſte Quelle nur das Naturrecht iſt. Was ins beſondere jene 
Philoſophie der poſitiven Rechte betrifft, ſo kann ſie in nichts 
Anderem beſtehen als in einer vernuͤnftigen Beurtheilung einer— 
ſeits der Rechtlichkeit oder Widerrechtlichkeit, Zweck⸗ 
mäßigfeit oder Unzweckmaͤßigkeit, uͤberhaupt Güte 
oder Verwerflichkeit der verſchiedenen Geſezgebungen, und. 
anderſeits der Entſtehungs- oder Entwicklungsgruͤn de 
derſelben, woraus dann auch ihr Geiſt, oder ihre aͤchte Deus 
tung, hervorgeht. Das erſte Geſchaͤft iſt rein philoſo⸗ 
phiſch, das zweite iſt hiſtoriſch und philoſophiſch zu⸗ 
gleich. Die Philoſophie aber, welche hier beurtheilend auftritt, 
iſt allererſt und ganz vorzuͤglich das Vernunftrecht ſelbſt. 
Die Uebereinſtimmung oder Nichtuͤbereinſtimmung mit dieſem 
(theils abſoluten, theils hypothetiſchen) Vernunftrecht muß vor 
allem Andern in Erwägung kommen; und als dann erſt mag 
auch die Politik befragt werden: ob naͤmlich die (vernunft⸗ 
rechtlich zulaͤßigen) Modificationen des Naturrechts, die da ſta⸗ 
tuirt wurden, aus wohlberechneten (d. h. dem Gemeinwohl 
wirklich entſprechenden) Gruͤnden gefloſſen ſeyen oder nicht. Ja, 
die Politik ſelbſt hat auch wieder das Vernunftrecht, wenn auch 
nicht zum beſtimmenden, doch zum beſchraͤnkenden Prinzip; 
und ſo iſt uͤberall ohne dieſes Vernunftrecht keine Rechtsphilo⸗ 
ſophie moͤglich. Auch die hiſtoriſch-philoſophiſche Bes 
trachtung der poſitiven Geſeze bedarf allenthalben der Leuchte 
des Vernunftrechts, denn dieſes allein lehrt den nur zu haufig 
betretenen Abweg vermeiden, auf welchem man die Erforſchung, 
„wie etwas gekommen, oder wie ſeine Entſtehung oder Fort⸗ 
bildung aus natuͤrlichen, z. B. klimatiſchen, pſychologiſchen, 
u. ſ. w. Gründen zu erklaren ſey,“ ſofort auch als Recht⸗ 
fertigung des dergeſtalt Erklaͤrten haͤlt. Nur wer das 
Vernunftrecht deutlich erſchaute, wird den him melweiten 
Unterſchied erkennen zwiſchen dem, was hiſtoriſch natuͤr⸗ 
lich (d. h. erklaͤrbar, weil aus vorhandenen wirkenden Urs 
ſachen abfließend), und dem, was rechtlich natürlich (d. h. 
natur- oder vernunftrechtlich, naͤmlich den vernünf 
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tigen Rechtsprinzipien gemäß) ſtatuirt worden. 
(Vgl. oben §. XX.) 

Erſcheint nun nach dem Geſagten der groͤßere und wichti⸗ 
gere Theil der Rechts⸗Philoſophie als reine Ver 
nunftrechtswiſſenſchaft; fo wird der Streit um die 
Wichtigkeit der lezten zum bloſen Wortſtreit; und es kann we⸗ 
nigſtens die Anerkennung ihres theoretiſchen Nuzens, d. h. 
ihrer Unentbehrlichkeit für ein gruͤndliches Rechtsſtudiu m, 
nicht laͤnger verweigert werden. 

Nicht einmal der Begriff des Rechts iſt ohne Rechtsphi⸗ 
loſophie, d. h. alſo ohne Studium des Vernunftrechts, zu er⸗ 
faſſen. Alle blos poſitive Juriſterei läßt uns hier ohne Ber 
friedigung.“) 

So auch der Begriff von jedem einzelnen Rechts⸗Ge⸗ 
ſchaft oder Verhaͤltniß. Zwar kommen in den poſitiven Ned» 
ten, namentlich auch im roͤmiſchen, ſehr viele rein vernunftrecht⸗ 
liche Beſtimmungen daruͤber vor; (Dank dem Takt der roͤmi⸗ 
ſchen Juriſten, ihrer Conſequenz und ihrer viele Jahrhunderte 
hindurch fortgeſezten Mühe) Aber das Wahre iſt vielfach ums 
huͤllt und vermiſcht mit bloßen Fiktionen und rein will⸗ 


kürlichen Beſtimmungen und mit künſtlichen Heilungs— 


verſuchen der aus Barbarei, Aberglauben, Schlen⸗ 
drian oder aus politiſchen Inſtituten gefloſſenen Rechts⸗ 
unterdruͤckung oder Verunſtaltung. Wer aber das Vernunfts 
recht nicht an der Quelle ſtudirte, der erkennt nicht einmal das 
Wahre und Gute der roͤmiſchen Jurisprudenz, ſondern haͤngt 
mit gleicher Knechtstreue am Falſchen wie am Wahren; 
ja er wird unfaͤhig zu irgend einem ſelbſtſtaͤndigen, rein 
vernünftigen Urtheil über Rechtsſachen. 

Noch mehr! da fo viele Antinomien in den poſitiven (na- 
mentlich in den roͤmiſchen) Geſezen zu finden ſind, und durch 
die abweichenden Meinungen oder Theorien der neueren Rechts- 
lehrer die Verirrungen und die Zweifel noch vermehrt wurden, 


*) Man vergleiche z. B. die im römiſchen Recht aufgeſtellten Be⸗ 
griffe von jus (est ars boni et aequi. Fr. 1. pr. D. 1. 1.) und ju- 
risprudentia (est divinarum atque humanarum rerum notitia, 
F. 1. J. 1. 1.) und dann gar von jus naturale (quod 
natura omnia animalia docuit. pr. J. 1. 2.) mit den geläu⸗ 
terten Begriffen eines ächt wiſſenſchaftlichen Vernunftrechts! — 
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da ſelbſt vielfach ſtreitig iſt, ob, indem niemals das ganze roͤ⸗ 
miſche Recht angenommen ward, einzelne Beſtimmungen oder 
Grundſaͤze des roͤmiſchen Rechts unter die angenommenen oder 
ausgenommenen gehoͤren, oder auch welche von den vielerlei 
Geſezgebungen, die unter uns gang und gaͤbe ſind, im 
Colliſionsfall jedesmal entſcheide: fo iſt, um durch ſolches La— 
byrinth mit einiger Zuverſicht oder Selbſtbefriedigung geleitet zu 
werden, eine leuchtende Hauptidee nothwendig, und dieſe 
iſt abermal — das Vernunftrecht. Fuͤr die widerſprechend⸗ 
ſten Meinungen laſſen ſich Beweisſtellen in den Buͤchern der 
Juriſten finden; je mehr man allda nachſchlaͤgt, deſto größer 
wird das Chaos und des Gedaͤchtniſſes unfruchtbare Muͤhe. 
Schon zur Ueberſicht, mehr noch zum Verſtaͤndniß und zur Prüs 
fung oder Beurtheilung ſo divergirender Anſichten iſt das 
Vernunftrecht — der gelaͤuterte allgemeine Rechtsbegriff und die 
beſtimmten Begriffe von den einzelnen Rechtsverhaͤltniſſen und, 
Geſchaͤften — noͤthig; nur dadurch kann Einheit in die Er⸗ 
kenntniß oder Lehre kommen, und nur auf den Grund eines 
natürlichen Rechtsſyſtems laſſen ſich die vielen verſchie⸗ 
denen poſitiven Geſezgebungen ohne die Aufierfte Verwirrung 
eintragen und dem Gedaͤchtniß wie dem Verſtande bleibend ein⸗ 
praͤgen. Das Studium der poſitiven Rechte wird alſo weſent⸗ 
lich erleichtert durch jenes des Vernunftrechts; ja, dieſes allein 
verwandelt jenes aus einem mechaniſchen Gedaͤchtnißwerk in 
wahre Geiſtesnahrung und aͤchte Wiſſenſchaft. Noch nothwen⸗ 
diger, als zum Verſtaͤndniß der chriſtlichen (alſo poſitiven) Mo⸗ 
ral und ihres Geiſtes die philoſophiſche Moral, iſt zu 
jenem des poſitiven Rechtes das natürliche. 

Auch kann nur durch das Studium des natürlichen Rechts 
wahre Liebe fuͤr das Recht erzeugt werden, und edle Freude 
am juriſtiſchen Beruf. Ohne Vernunftrecht, ohne Veredlung 
des „Verordneten“ durch eine Vernunftidee, welcher die 
Verordnungen dienen, gibt's nur Juriſterei, knechtiſches 
Kleben an Buchſtaben und Formen, mechaniſches Arbeiten im 
Dienſte der Gewalt oder des Schlendrians, ohne Selbſtbefriedi⸗ 
gung, ohne Wuͤrde und Gemuͤthserhebung. Nur das Ver⸗ 
nunftrecht adelt die Jurisprudenz. 

Ohne Vernunftrecht bleibt die ganze Wiſſenſchaft des Ju⸗ 
riſten in ihrer Bedeutung und Brauchbarkeit beſ chränkt auf 
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das Land, worin gerade fein poſitives Geſezbuch gilt, oder 
auf die Zeit, worin es gilt. Mit dem Fuß uͤber die Grenze, 
oder mit dem Regierungsdekret, welches ein neues Geſezbuch 
einführt, hört dann alles fein Wiſſen und Wirken auf. Nicht 
alſo, wenn er das Vernunftrecht liebend in ſich aufnahm. 
Jedes poſitive Recht muß — mehr oder weniger — auf den 
Grund des natuͤrlichen erbaut ſeyn; wer mit dem lezten ver⸗ 
traut iſt, der lernt leicht alles nach Zeit und Ort erſcheinende 
Neue nach, und traͤgt alſo mit ſich einen Fond des Wiſſens, 
welcher in der neuen wie in der alten Welt, jenſeits wie vn 
ſeits der Linie, von Werth iſt. 

Das Naturrecht iſt alſo unendlich wichtiger und lehrreicher 
als Gajus, und ſein Studium fruchtbringender als (unbeſcha— 
det der gerechten Verehrung fuͤr die trefflichen Maͤnner ſey Die— 
ſes geſagt) alles rechtshiſtoriſche Wiſſen Eichhorns, Hug o's 
und Savigny's. Es iſt moͤglich, daß alle Codices verloren 
gehen; aber das Naturrecht kann nicht zu Grunde gehen. Sein 
Codex iſt in des Menſchen Vernunft. Auch gibt es Beſtim⸗ 
mung und Geſez fuͤr tauſend Verhaͤltniſſe, welche nicht im 
Codex ſtehen. Es ergaͤnzt daher allerwenigſt oder vervoll⸗— 
ſtaͤndi get das poſitive Geſez. | 


F. XXIV. 


Fortſezung. 


Mit der theoretiſchen Wichtigkeit des Vernunftrechts 
fuͤr die Jurisprudenz, alſo fuͤr eine nach Zweck und Bedeutung 
praktiſche Wiſſenſchaft iſt auch ſein praktiſcher Gebrauch 
vorerſt mittelbar gegeben. Aber es erhellt ſolcher (theils 
mittelbare, theils auch unmittelbare) Gebrauch noch aus vielen 
anderen Betrachtungen. 

Zwar iſt's dem Richter nicht erlaubt, gegen den Buchſta— 
ben des poſitiven Geſezes nach dem naturlichen Recht zu ent⸗ 
ſcheiden; allzu leicht koͤnnte die Berufung auf das lezte der 
Deckmantel der Unkunde oder der Partheilichkeit werden; auch 
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ſoll das für Alle vorhandene Recht nicht abhaͤngig ſeyn von 
ſubjectiven Anſichten eines Richters. Gleichwohl behauptet 
das Naturrecht einen hohen Werth ſelbſt im Felde der aus⸗ 
übenden Jurisprudenz. Denn: 

1) Iſt es, nach dem oben Geſagten, eine treffliche Quelle 
der Geſezes-Auslegung, weit reichhaltiger und oft zuver⸗ 
laͤßiger als ſelbſt die Rechtsgeſchichte; auch zuverlaͤßiger 
als die Analogie, da oft Analogien mit widerſtreiten⸗ 
den Geſezen vorhanden ſind. Uebrigens gibt daruͤber, ob eine 
wahre oder nur ſcheinbare Analogie vorhanden ſey, oft nur 
das Vernunftrecht Aufſchluß, und zwiſchen zwei Analo⸗ 
gien ſoll die mit dem vernunftmaͤßigen Geſez den Vor⸗ 
zug haben. Vernunftwidrige Geſeze, wiewohl fie buchftäblich zu - 
beobachten find, unterliegen wenigſtens einer deſto ſtren geren 
Auslegung. 

2) Schaͤrft das Studium des Vernunftrechts den rechtlichen 
Takt oder die juriſtiſche Urtheilskraft mehr als alle poſitive Ge⸗ 
ſezeskunde. 

3) Sind in jedem poſitiven Geſez buch Luͤcken, Unbes 
ſtimmtheit, Dunkelheiten, Mangel an Entſcheidung fuͤr unvor⸗ 
geſehene Faͤlle. Alsdann muß das Vernunftrecht dem Richter 
den Spruch diktiren, und des Sachwalters Waffe ſeyn. Meh⸗ 
rere Geſezgebungen (z. B. die oſtreichiſche) haben es auch aus⸗ 
druͤcklich als ſubſidiariſche Entſcheidungsnorm erklaͤrt; 
aber auch ohne ſolche Erklaͤrung würde ſolche Norm nothwen⸗ 
dig ſeyn, indem eine etwa eingeholte authentiſche Interpreta⸗ 
tion des poſitiven Geſezes nur fuͤr kuͤnftige Faͤlle wirkſam 
ſeyn kann. f | 

4) Uebrigens erſchoͤpft der Kreis des Civil» und des pein⸗ 
lichen Rechts den Begriff der ausuͤbenden Jurisprudenz nicht. 
Viele Verhaͤltniſſe gibt es im bürgerlichen Leben, wofür das 
Geſez theils gar keine, theils nur allgemeine Beſtimmungen ent⸗ 
haͤlt. Dieſelben koͤnnen nur geregelt werden durch das Ver— 
nunftrecht. Die Adminiſtrativ⸗ Gewalt zumal — welche 
fuͤr den Rechts zuſtand nicht minder wichtig als die Juſtiz IE — 
kann nicht in fo enge Schranken, wie die richterlichen Be 
hoͤrden gebannt werden. Was ſoll alsdann ihr Hauptprinzip, 
der Pol ihres Strebens oder wenigſtens die Controle ihrer Will— 
kür ſeyn, wenn nicht das Vernunftrecht? 
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5) Endlich ſtehen ja gerade die allerwichtigſten Ver⸗ 
haͤltniſſe der Bürger und der Voͤlker — jene des inneren 
Staats- und jene des äußern Staaten-Rechts — meiſt 
nur unter der Herrſchaft des Vernunftrechts. Zwiſchen Regie- 
rung und Volk beſteht, wie wir oben zeigten — ob auch ein En + 
ſtitutionsvertrag ihre wechſelſeitigen Anſpruͤche geregelt habe — 
dennoch in der Weſenheit und ewig blos der Naturzu ſtand 
und alſo das Naturrecht. Die Erklärung der aus der 
Conſtitutionsurkunde für beide fließenden Rechte, die Verthei— 
digung der Volksfreiheit, ſo wie der Regierungsgewalt iſt ohne 
Vernunftrecht ſchwankend und richtungslos; und bei der Btur⸗ 
theilung der Wechſelwirkung der Voͤlker führt — wie zahlreich 
auch die zwiſchen ihnen geſchloſſenenen Vertraͤge ſeyen — in der 
Hauptſache doch nur das Naturrecht den Stab. Der Tod 
alles Rechtes gerade in den allerwichtigſten Verhältniſſen wuͤrde 
alſo unausbleiblich die Folge ſeyn von dem Verſtummen oder 
von allgemeiner Nichtachtung des Vernunftrechts. Ohne ver⸗ 
nuͤnftiges Privatrecht iſt aber auch alles oͤffentliche uns 
verftändlich und unbegruͤndet. Jenes hat alſo auch von 
dieſer Seite eine hoͤchſt wichtige, ſchlechterdings nicht abzuleh⸗ 
nende (wenn auch hier nur mittelbare) Anwendung. 

So viel von der mannigfaltigen praktiſchen Anwendbarkeit 
des Vernunftrechts neben den beſtehenden poſitiven Geſezen. 
Noch bleibt aber als ganz vorzuͤglich edler Gebrauch ſein heil— 
ſamer Einfluß auf die zu gebenden oder zu verbeſſern⸗ 
den Geſeze übrig. Hier iſt es zumal, wo es, zwar in Vers 


bindung mit der Politik, doch im Widerſtreit dieſer vorangehend, 


ſeine edle Herrſchaft zu aͤußern hat. Bei Einführung neuer 
Rechtsbuͤcher oder Rechtsinſtitute, bei Abſchaffung von hiſtoriſch 
beſtehenden Rechtſamen, überhaupt von Gebrechen des Privat— 
wie des öffentlichen Rechts, bei Gründung neuer oder Verbefs 
ferung alter Verfaſſungs- und Regierungsſyſteme, bei Erlaſſung 
von Geſezen und Verordnungen in allen Zweigen der Verwal— 
tung, bei Conventionen über völkerrechtliche Grundſaͤze oder Ue⸗ 
bungen und bei dieſen Uebungen ſelbſt, da gebuͤhrt die Hauptent⸗ 
ſcheidung — fordernd, verbietend oder limitirend — nicht dem 
poſitiven Recht, nicht der Rechts geſchichte, nicht der 
berechnenden Politik, noch viel weniger der Willfür oder 
Machtvollkommenheit, ſondern — dem Vernunft 
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recht. Von der zahlenden Kraft ſeiner heiligen Stimme, von 
den Fortſchritten der dieſelben laͤuternden Wiſſenſchaft, von der 
Verbreitung, ja möglichen Allgemeinmachung feiner Lehren und 
endlich von der Einſchaͤrfung derſelben durch die Autoritaͤt einer 
lebenskraͤftigen öffentlichen Meinung haͤngt alles Heil der Voͤl⸗ 
ker und Staaten, die Verwirklichung aller patriotiſchen und hu— 
manen Wuͤnſche des Bürgers und Menſchen, die vernunftges 
maͤße Beſtimmung aller innern und aͤußern Verhaͤltniſſe des 
Staatslebens und hiedurch die Gewaͤhrleiſtung aller Jutereſſen 
der Einzelnen wie der geſammten Menſchheit ab. | 


F. XIV. 


f Eintheilung des Vernunſtrechts. 


Das Vernunftrecht (das von poſitiver Beſtimmung 
unabhaͤngige, oder vor aller poſitiven Beſtimmung guͤltige), d. 
h. das reine Vernunftgeſez für die aͤußerlich freie Thaͤtigkeit der 
Menſchen in Wechſelwirkung, iſt nur eines: aber unendlich 
mannigfaltig ſind die Lagen und Verhaͤltniſſe, Perſoͤnlichkeiten 
und Sachen, auf welche es anzuwenden koͤmmt, daher auch ent⸗ 
ſprechend zahlreich und mannigfaltig die einzelnen Rechtsſaͤze, 
welche ſolche Anwendung enthalten. Die Summe oder das Sy⸗ 
ſtem der auf irgend eine beſondere Lage (Zuſtand oder Ver⸗ 
haltniß) ſich' beziehenden Rechtsſäze bildet jedesmal ein eige⸗ 
nes oder beſonderes Recht, d. h. kann als Haupt- oder unters 
geordneter Theil des allgemeinen Vernunftrechts betrachtet 
werden. Auch kann man nach den Gegenſtaͤnden, nicht min⸗ 
der nach den Subjekten des Rechtes ſolche Theilung vors 
nehmen. 

Die einfachſte, klarſte und fuͤr den Vortrag natuͤrlichſte Ein⸗ 
theilung ſcheint die folgende — in den Hauptlinien laͤngſt auf— 
geſtellte — (hier nur etwas forgfältiger beſtimmte, und durch 
genauere Unterſcheidung dem Mißverſtaͤndniß entruͤckte) zu ſeyn. 

Man betrachtet zuvoͤrderſt die Menſchen — ohne alle 
andere Vorausſezung — blos als in Wechſelwirkung 
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ſtehend, und zeichnet das in dieſer Lage fuͤr ſie giltige, alſo ur⸗ 
ſprüngliche oder abſolute Recht, das Ur⸗Recht im 
ſtrengſten Sinn dieſes Wortes. 

Man zieht ſodann diejenigen Thatſachen, Verhandlungen 
oder Verhaͤltniſſe in Erwaͤgung, welche nach der Natur der 


Dinge (nach den Beduͤrfniſſen und Naturtrieben der Menſchen) 
ſich als faſt unausbleibliche Folgen irgend eines geſelli⸗ 


gen (noch nicht geſellſchaftlichen) Zuſammenlebens derſelben dars 


8 ſtellen, und ſonach die erſte Veraͤnderung des urſpruͤnglichen 


Rechtszuſtandes bewirken. Okkupation, Verträge und 
Rechtsverlezungen find ſolche Thatſachen, deren Eroͤrte— 
rung nach Gründen und Wirkungen das hypothetiſche Urs 
recht (im Gegenſaz des abſoluten) ausmacht. i 

Beide, das abſolute und hypothetiſche Urrecht zuſammen⸗ 
genommen, bilden das Privat⸗Recht in engerer Bedeutung 
dieſes Wortes, wornach es das Recht der Einzelnen unter 


ſich im Gegenſaz des geſellſchaftlichen (inneren und 


aͤußern) oder des offentlichen Rechts in weiterem Sinne 
darſtellt. (Eine erweiterte Bedeutung deſſelben nimmt ent⸗ 
weder alles vor oder außer dem Staat beſtehende oder ge⸗ 


denkbare, oder auch überhaupt das Recht juriſtiſcher Per- 


ſonen ſchlechthin — alſo abgeſehen von ihrer etwaigen 
Eigenſchaft als Geſammtheit, zumal als Staats⸗Ge⸗ 
ſammtheit — in ſich auf, faßt alſo auch den größeren Theil des 
aͤußeren Geſellſchaftsrechts in ſich, und iſt ſonach dem oͤffent⸗ 
lichen Recht im engern und eigentlichen Sinne entgegenge⸗ 
ſezt.) Dieſer erſte oder zunaͤchſtliegende Begriff von Pri vat⸗ 


recht bedarf jedoch noch einer viel genaueren Beſtimmung, zur 


mal wenn man ihn von dem des öffentlichen Rechtes ſcharf 
unterſcheiden oder demſelben entgegenſezen will. Es iſt daher 
beſſer, dafür einſtweilen nur den Namen des „außergeſell⸗ 
ſchaftlichen“ zu gebrauchen, oder aber es das reine Private 
recht zu heißen, leztes zumal darum, weil man von einem gleiche 
falls zu rechtfertigenden Standpunkt, auch das gemeine Gefells 
ſchaftsrecht zum Privatrecht zaͤhlen, und dieſes daher in das 
außergeſellſchaftliche und geſehlſchaftliche theilen kann, ja gewoͤhn⸗ 
lich theilt. 

Auch das Geſellſchaftsrecht (ohnehin ſchon im 
Vertrags⸗Recht enthalten, weil aus dem Geſellſchafts⸗ 
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Vertrag fließend) ja, was irgend für andere Rechte noch 
moͤgen gegruͤndet werden, koͤnnte man zum hypothetiſchen 
Urrecht zaͤhlen, weil es uͤberall kein anderes als das Urrecht 
gibt, und nur die beſondere Geſtaltung deſſelben durch ver⸗ 
ſchiedene Thatſachen in noch weitere Erwägung koͤmmt. Beſ⸗ 
ſer iſt es jedoch, gar kein hypothetiſches Urrecht auf⸗ 
zuſtellen, ſondern den Namen Urrecht bloß dem abſoluten 
zu gewaͤhren, das hypothetiſche Recht aber nach gewiſſen 
Hauptarten in eben fo viele Fächer — als in das außer, 
geſellſchaftliche, geſellſchaftliche, burger liche, end» - 
lich Staats- und Staaten⸗ oder oͤffentliche Recht — 
zu theilen. Von dieſen waͤre den zumal das lezte ein 
Hauptfach. 

Unter den das Recht ee e alſo ein hypotheti⸗ 
ſches Recht erzeugenden Thatſachen iſt naͤmlich keine wichti⸗ 
ger und folgenreicher als die Gruͤndung des Staates, d. h. 
die Schließung des bürgerlichen Geſellſchafts⸗Ver⸗ 
trags, wodurch nicht nur das fruͤher ſchon beſtandene Recht 
befeſtigt und gewaͤhrleiſtet, ſondern auch eine Quelle mancher anderer 
Rechte geoͤffnet wird. Die Darſtellung der im Staat, zumal 
in der Wechſelwirkung der Staatsgeſammtheit (oder ihrer Re⸗ 
praͤſentanten) mit deren Gliedern als ſolchen, vernuͤnftig giltigen 
Rechte, bildet daher einen zweiten Haupttheil des Ver⸗ 
nunftrechts, welchen man das Staats- Recht oder das dfs 
fentliche Recht im engſten Sinn, im Gegenſaz des ihm voran 
oder auch zur Seite gehenden Pri vat-Rechts heißt. 

Der Begriff des offentlichen Rechtes jedoch, als 
welcher, ganz allgemein aufgefaßt, die Wechſel wirkung ei⸗ 
ner Geſammtheit und ihrer Glieder als ſolcher 
zum Gegenſtand hat, paßt nach ſeinen weſentlichen Charak⸗ 
teren auch auf jede andere kleinere und ſogenannte Pri vat⸗ 
Geſellſchaft. Nicht das Staats, ſondern das Geſell⸗ 
ſchafts recht waͤre hiernach der eigentliche Gegenſaz des Pri⸗ 
vat⸗Rechts, und allerdings kann nur aus dem allgemeinen 
Geſellſchaftsrecht das Staatsrecht ſeine Prinzipien 
und Geſeze nehmen. 

Weil man aber gewoͤhulich mehr den Staat ober die buͤr⸗ 
gerliche Geſellſchaft dem ſogenannten Naturzuſtand, 
d. h. dem außer buͤrgerlichen, entgegenſezt, als das al lge⸗ 
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meine Geſellſchafts recht dem Privatrecht, und weil 
man unter Privatrecht faſt durchgaͤngig alles ſchon vor dem 
Staat oder ohne den Staat vorhandene Recht verſteht, ſo ſtellt 
ſich das gemeine Geſellſchafts-Recht als ein Mittel, 
ding zwiſchen Privat⸗ und Staats⸗Recht dar, welches 


nämlich den Charakter des offentlichen (aus dem Begriff 


der Wechſelwirkung zwiſchen einer Geſammtheit und ihren 


Gliedern fließenden) Rechts mit dem Staats⸗Recht, da⸗ 
gegen den Charakter des außer bürgerlichen mit dem Pri⸗ 


vat⸗ Recht gemein hat. Es eignet ſich daher zu einer geſon⸗ 


derten Behandlung, und bildet fuͤglich den Uebergang von dem 
Privat⸗ zum oͤffentlichen Recht im engſten Sinn, d. h. 
zum Staats⸗Recht. e 

So wie das gemeine Geſellſchaftsrecht in einer Beziehung 
— Darſtellung des Wechſelverhaͤltniſſes einer Geſammtheit zu 
ihren Gliedern — zum oͤf fentlichen, und in einer andern — 
als ein vor dem Staat oder ohne den Staat gedachtes Verhaͤlt— 
niß — zum Privatrecht gehoͤrt: alſo mag hinwieder das 
Staaten⸗ oder Voͤlkerrecht, je nachdem man einen Stand⸗ 
punkt nimmt, entweder zum Privatrecht — als die Wech⸗ 
ſelwirkung unter ſich unverbundener, d. h. zu einer Staatsge⸗ 
ſellſchaft nicht vereinter juriſtiſcher Perſonen — oder aber zum 
offentlichen Recht — weil dieſe Perſonen Staaten find, 
auch weil aus diefer Eigenſchaft einige Modifikation des gemei⸗ 
nen Privatrechts fuͤr ſie fließt — gezaͤhlet werden. Wer auf 
das Weſen ſieht, wird das Voͤlker oder Staaten-Recht, ſo 
wie überhaupt das aͤußere Geſellſchaftsrecht, zum Privat- 
recht zählen, wer aber mehr die Eigenſchaft der Rechtsſ u b⸗ 
jekte an und fuͤr ſich als die Beſchaffenheit der Rechte oder 
als die beſondere Natur der Wechſelwirkung im 
Auge hat, der wird es dem oͤffentlichen beigeſellen. 

Auf jeden Fall ſtellen ſich das allgemeine (namlich 
vom Staat noch wegblickende) Geſellſchaftsrecht, 
und das Voͤlker⸗ oder Staaten⸗ Recht, eben wegen 
ihrer doppelten (theils dem Privat-, theils dem oͤffentlichen 
Recht ſich anſchließenden) Natur als geeignet zur geſonder— 
ten Behandlung, wie eigene Rechtstheile oder Disciplinen, 
dar; und wir haͤtten hiernach vier Waupftefe des Vernunft⸗ 
rechts: 
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1) Das reine (abſolute und hypothetiſche) Privat⸗ Coden 
außergeſellſchaftliche) Recht. 
2) das allgemeine (von der Staatsgeſellſchaft wenn» 
de) Geſellſchaftsrecht; “) 
3) das Staatsgeſellſchafts-Recht, oder 00 (ine 
nere) Staatsrecht, (öffentliches Recht im engften Sinn). 
4) Das Voͤlker⸗ oder Staat enrecht (oder aus waͤr⸗ 
tige Staats recht).) 
| Es ift thunlich, durch Zuſammenwerfung der unter einem 
der oben aufgeſtellten Geſichtspunkte ſich naͤher beruͤhrenden Faͤ⸗ 
cher, dieſe vier Theile auf zwei — Privatrecht und df- 
fentliches Recht — zuruͤckzufuͤhren, und es kann hiernach 
dieſes auf zweierlei Weiſe geſchehen. Man kann naͤmlich 


) Dem gemeinen (außerbürgerlichen) Geſellſchaftsrecht werden auch 

das Familien⸗ Recht und das Kirchen⸗Recht (beide nämlich 
unter Abſtrahirung vom Staat betrachtet) füglich beizuzählen ſeyn; 
indem bei beiden wenigſtens etwas Geſellſchaftliches — wiewohl 
vermiſcht mit ganz anderen Verhältniſſen — vorkömmt. Ein voll ⸗ 
ſtändiges Familienrecht und ein vollſtändiges Kirchenrecht 

würde übrigens aus allen unſern aufgeſtellten Haupttheilen des 
Rechts, wenigſtens aus den drei erſten, ſeine Lehrſäze zu nehmen 
haben; weil bei beiden, neben den geſellſchaftlichen, auch manche 
privatrechtliche und ſtaatsrechtliche Verhältniſſe in Betrachtung 
kommen. 


**) Die von mehreren Schriftſtellern angenommene Eintheilung in das 
reine und angewandte Naturrrecht (nicht eben im Sinne Hof⸗ 
bauers, welcher unter jenem das unter vernünftigen We⸗ 
fen überhaupt, und unter dieſem das unter den Men ſchen 
giltige Recht verſteht, ſondern in der von Schmalz u. A. aufge⸗ 
ſtellten Bedeutung, wornach das reine Naturrecht die allge 
meinſten Rechtsnormen, das angewandte aber derſelben An⸗ 
wendung auf die faktiſch oder Hiftorifch unter den Menſchen 
beſtehenden oder aufgekommenen beſonderen Verhältniſſe ent⸗ 
hält) iſt zwar wiſſenſchaftlich begründet, jedoch nicht ſehr brauchbar 
für den Lehrvortrag; weil das reine Naturrecht — im ſtrengen 
und eigentlichen Sinn — bloß das abſolute Privat⸗ oder 
das Urrecht enthält, und daher das angewandte, als alles 
übrige umfaſſend, unverhältnißmäßig ausgedehnt und alſo einer 
weiteren Unterabtheilung, die dann mit der unſrigen ziemlich über⸗ 
einſtimmen wird, bedürftig erſcheint. 
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entweder Nr. 1 und 4, d. h. das natürliche Privat⸗ und 
das Voͤlker⸗Recht, da in beiden blos von der Wechſelwir⸗ 
kung unter ſich unverbundener Perſonen geredet wird, und 
das Völkerrecht im Grund blos die Anwendung des allgemei— 
nen Privatrechts auf die Verhaͤltniſſe der Voͤlker enthaͤlt, als 
einen Haupttheil betrachten, (Privatrecht der Individuen 
und der Voͤlker) und eben ſo aus Nr. 2 und 3, d. h. aus dem 
allgemeinen Geſellſchafts⸗ und dem Staatsrecht 
einen andern Haupttheil (oͤffentliches Recht, d. h. Lehre 
von der Wechſelwirkung einer Geſammtheit und ihrer Glieder) 
bilden; oder man kann Nr. 1 und 2, als die ſchon vor oder 
ohne den Staat denkbaren Rechte von einzelnen und von 
Geſammtheiten enthaltend, und hinwieder Nr. 3 und 4, die da 
beide den Staat vorausſezen, und nur einmal das innere, das 
anderemal das aͤußere Recht der Staaten darſtellen, zu ſolchen 
zwei Haupttheilen zuſammenſezen. Die erſte Zuſammenſtellung 
iſt wiſſenſchaftlich genauer und bedeutungsvoller, weil durch das 
Weſen beſtimmt; am zweckmaͤßigſten jedoch fuͤr den Vor⸗ 
trag, und den Grundſaͤzen einer guten Methode — die da 
gern vom Einfachern zum Zuſammengeſezten fortſchreitet, und 
immer vorausſchickt, was zum Verſtaͤndniß des Nachfolgenden 
nöthig iſt — am meiſten entſprechend ſcheint die oben bezeich⸗ 
nete Unterſcheidung und Folge der vier Theile. Denn das 
Voͤlkerrecht, oder Staatenrecht, obſchon im Weſen mehr 
dem Privat⸗ als dem oͤffentlichen Recht angehoͤrig, kann 
gleichwohl nicht dargeſtellt oder verſtanden werden ohne voraus⸗ 
gegangene Lehre vom Staat; und es iſt der Begriff vom 
Staat für die geſammte Rechtslehre fo wichtig und folgens 
reich, daß man fuͤglich die ohne Staat giltigen oder denk⸗ 
baren und die einen Staat vorausſezenden Rechte als zwei 
Hauptklaſſen von Rechten einander entgegenſtellt, wovon jede 
wieder eine beſondere (oben angedeutete) Unterabtheilung 
heiſcht, aber jedenfalls die erſtgenannte der zweiten in der Er⸗ 
klaͤrung vorhergehen muß. 

In dieſem dergeſtalt gerechtfertigten (dem naturlichen Stu⸗ 
fengang in der Erweiterung und Complizirung der Rechtsver⸗ 
haͤltniſſe folgenden, die Rechte nach den Hauptzuſtaͤnden 
der Menſchen ordnenden) Fachwerk des Vernunftrechts findet 
das bürgerliche Recht keine beſondere Stelle. Denn ent⸗ 


102 


weder verſteht man unter dieſem vieldeutigen Wort alle den 
Bürgern oder Staats angehoͤrigen (nicht eben als akti⸗ 
ven Gliedern der Staatsgeſammtheit, ſondern nur uͤberhaupt 
als im Staate lebend) zuſtehenden Rechte; und alsdann 
finden ſich ſolche Rechte in allen vier aufgeſtellten Haupt⸗ 
theilen unſerer Wiſſenſchaft zerſtreut enthalten (weil die Ur⸗ 
oder außerbuͤrgerlichen Rechte nicht verloren gehen, ſondern 
vielmehr befeſtiget werden durch den Eintritt in die buͤrgerliche 
Geſellſchaft, und weil der einzelne Bürger auch in der Wechſel⸗ 
wirkung der Voͤlker ſeine beſondere Perſoͤnlichkeit behauptet); 
oder man ſtellt die bürgerlichen Rechte den außerbür⸗ 
lichen, d. h. die einen Staat vorausſezenden den 
ohne denſelben begreiflichen entgegen, und alsdann iſt 
das buͤrgerliche Recht blos ein Theil des Staats-⸗Rechts. 
Ueberhaupt alſo erſcheint das bürgerliche Recht theils dem 
Privat- theils dem oͤffentlichen Recht angehoͤrig; er ſte⸗ 
res, inſofern es die auf ſel bſt ſtaͤndiger Baſis ruhenden 
Rechte des Einzelnen, die er alſo mitbringt in die buͤrger⸗ 
liche Geſellſchaft, oder doch ohne derſelben ausdruͤcklichen Willen 
(für ſich allein oder etwa durch Convention mit den ihn zu⸗ 
naͤchſt Umgebenden) erwerben mag, oder auch blos die durch 
die Vereinigung zur buͤrgerlichen Geſellſchaft modifizirten, 
mitunter auch neu geſchaf fenen Rechte der Einzelnen 
enthaͤlt, wo alſo blos das Verhaͤltniß der Wechſelwirkung ein⸗ 
zelner Buͤrger (als Einzelner oder als juriſtiſcher Perſonen 
ſchlechtweg) in Erwaͤgung koͤmmt; lezteres, inſofern der 
Buͤrger eigens als Glied der buͤrgerlichen Geſellſchaft 
betrachtet, demnach ſowohl fuͤr ſeine in dieſer Eigenſchaft 
ihm zuzuſchreibenden oder aufzulegenden oder zu modifizirenden 
Befugniſſe und Schuldigkeiten gegen die Mitbürger und 
gegen die Geſammtheit (buͤrgerliches Recht im engeren 
Sinn), als auch insbeſondere fuͤr ſeine Theilnahme an der Ge⸗ 
ſellſchaftsgewalt (auch politiſches Recht genannt) die 
Regel gegeben wird.“) Auch das poſitive buͤrgerliche Recht 


*) Annähernd ähnliche Begriffe, jedoch allerdings ſchwankend und der 
genaueren Beſtimmung ermangelnd, fiellt auch das Römiſche 
Recht auf. Hujus studii (nempe juris) duae sunt positiones, 
publicum et privatum. Publicum jus est, quod ad statum rei 
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heile dieſe 1 Eigenſchaft. Es iſt Privat⸗Recht, inſo⸗ 
fern es für das Verhaͤltniß der Bürger zu Bürgern etwas vers 
ordnet, weil es recht iſt; es iſt oͤffentliches Recht, wenn | 
etwas zum gemeinen Vortheil, d. h. der Erſtrebung des ge 
meinſchaftlichen Zweckes willen verordnet wird, d. h. alfo, wo 
etwas recht iſt, weil es verordnet worden. 


$. XXVI. 
Insbeſondere vom Privatrecht und öffentlichen Recht. 


Aber der Unterſchied zwiſchen Pri vat⸗ und oͤffentli⸗ 
chem Recht, den wir in Voranſtehendem beruͤhrt haben, for⸗ 
dert eine genauere Eroͤrterung. Das Intereſſe derſelben iſt 
nicht nur ein wiſſenſchaftliches, ſondern ein praktiſches, 
und zwar ein auf die allerwichtigſten Verhaͤltniſſe der Gegen⸗ 
wart und auf die verhaͤngnißreichſten Aufgaben fuͤr die Zukunft 
ſich beziehendes. 

Die Eintheilung in öffentliches und Privat» Recht ſoll kei⸗ 
neswegs ein bloſes Fach werk zum Zweck der leichteren Ueber⸗ 
ſchauung oder bequemeren Ordnung der Rechte etwa in einem 
Lehrgebaͤude ſeyn; ſondern eine auf den innerſten Grund 


der Rechte, d. h. auf das Prinzip ihrer Giltigkeit und 


ihres Fortbeſtandes, ſich beziehende Unterſcheidung. Von 
dieſem Standpunkt aus muß der von beiden Arten der 
Rechte aufzuſtellende Begriff — welcher freilich bei den Rechts⸗ 
lehrern in bunt verſchiedener Geſtaltung erſcheint — gewuͤrdigt 
und zur befriedigenden Beſtimmtheit gebracht werden. Nach 
Hugo (Lehrbuch des Naturrechts als einer Philoſophie des po⸗ 
ſitiven Rechtes $. 112 ff.) iſt die Eintheilung des Rechtes 
(oder der Gewalt, wie Er es nennt) in oͤffentliches und pri⸗ 


romanae spectat, privatum quod ad singulorum utilitatem.— — 
Publicum jus in sacris, in sacerdotibus, in magistratibus con- 
sistit. Privatum jus tripartitum est: collectum enim est ex 
naturalibus praeceptis, aut gentium aut eivilibus. Fr. 1. 8, 2. 
Digg. De justitia et jure. | 
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vates, d. h. das Anerkenntniß eines ſelbſtſtaͤndigen Privat⸗Rech⸗ 
tes, der Vernunft zuwider, und beſteht daher nur oͤffent⸗ 


liches Recht, d. h. welches auf dem Willen der Staats⸗ 


gewalt beruht und des allgemeinen Beſten willen ſta⸗ 
tuirt iſt, übrigens theils durch Zufall, theils durch freien 
Entſchluß (der Machthaber), theils durch eine Miſchung 
von Beidem beſtimmt wird. Nach H. v. Haller dagegen 
(Reſtauration der Staatswiſſenſchaft, u. a. Schriften) iſt alles 
Recht, auch alles Regierungs- und Staatsverwaltungs⸗Recht, 
ſo wie es einmal beſteht, wahres Pribatrecht der im Beſize 
Befindlichen, und überall kein Unterſchied zwiſchen ie 
offentlichen und Privat-Recht. 


Beide dieſe Lehren führen zu troſtloſen Saen denn: 


1) gibt es kein Privatrecht, ſo iſt die oͤffentliche Ge⸗ 
walt oder Souverainetaͤt allmaͤchtig, und ſonach durchaus 
kein Rechtszuſtand mehr gedenkbar, d. h. kein gegenuͤber dem 
Inhaber der Souverainetaͤt zu behauptendes Recht. Es iſt 
alsdann die unbeſchraͤnkteſte, alle Perſoͤnlichkeit der Staats buͤr⸗ 
ger zernichtende, Despotie der Staatsgewalt gerechtfertigt und 
befeſtigt; es gibt nicht eine Feſte mehr, in welche ſich der Ein⸗ 
zelne vor den Anmaßungen der Geſammtheit oder deren — 
mehr oder minder aͤchten — Repraͤſentanten, d. h. der conſti⸗ 
tuirten oder wie immer beſtehenden Gewalten, zuruͤckziehe, kein 
noli me tangere mehr fuͤr die Inhaber der Staatsgewalt. 


2) Gibt es aber kein oͤffentliches, d. h. von der Staats⸗ 


gewalt abhaͤngiges, ſondern uͤberall nur ein unantaſtbares Pri⸗ 


vuatrecht; fo ſtehen alle Mißbraͤuche und Unterdruͤckungen 


und die empoͤrendſten — wenn irgend einmal geltend gemachten | 


— Anſpruͤche der Kaſten und Einzelnen unerſchuͤtterlich feſt, und 

trozen der oberſten Gewalt, ſo wie dem Willen der Geſammt⸗ 
heit. Alsdann dauern alle Zunftrechte ſo lange, als nicht die 
Zunftgenoſſen ſelbſt ihre Abſchaffung begehren, und die 
Adelsprivilegien ſo lange, als nicht alle Adelichen die Hoch⸗ 
herzigkeit eines Noaille (in der Nacht vom 4. Auguſt) thei⸗ 
len, und alle Willkuͤrherrſchaft und Sultansgewalt ſo lang, 
als nicht alle Thronen mit Theſeuſſen oder Timoleons 
beſezt ſind. Ja, alsdann kann nicht einmal eine Veraͤnderung 
der Organiſation und der Amtsbezirke u. ſ. w. ſtatt finden 
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ohne Einwilligung des Amtsmanns und der Gemeinde, ge⸗ 
ſchweige eine Verbeſſerung der Conſtitutiobn. 

Das oͤffentliche Recht in weiterer Bedeutung iſt alles 
aus der Wechſelwirkung einer Geſammtheit und 
ihrer Glieder als ſolcher fließende oder auf ſolcher Wech⸗ 
ſelwirkung beruhende, d. h. ſolche Wechſelwirkung oder uͤberhaupt 
das Daſeyn einer Geſammtheit vorausſezende, Recht; im 
engeren Sinn hat es blos die Wechſelwirkung der Staats⸗ 
Geſammtheit mit ihren Gliedern, d. h. die aus ſolcher Wechſel⸗ 
wirkung (mittelbar oder unmittelbar) fließenden Rechte, im 
Auge. Für das Privat⸗Recht — wofern die Eintheilung in 
oͤffentliches und Privatrecht erſchoͤpfend oder einen Ge 
genſaz ausdruͤckend ſeyn ſoll — bleibt ſonach alles andere 
Recht, d. h. alles nicht auf jener beſonderen Art der Wechs 
ſelwirkung oder auf dem Daſeyn eines Staatsvereines be⸗ 
ruhende, uͤbrig. 

Aber es find auch: verſchiedene Beziehungen 
der Rechte auf jene Art der Wechſelwirkung denkbar, wovon die 
eine auf den Urſprung des Rechtes, die andere auf den Ge⸗ 
genſt and deſſelben und die dritte auf das Subjekt der Ber 
rechtigung geht. 

a) Nach der erſten Beziehung waͤre alles vom Staat 
gegründete, d. h. nur im Staate denkbare, oder die Ver⸗ 
fuͤgung einer Staatsgewalt vorausſezende — ohne Unterſchied, 
ob auf dem nothwendigen (durch den Staatsvertrag aus⸗ 
gedruͤckten) oder auf dem freien Willen der Geſammtheit 
ruhende — Recht (z. B. ſelbſt das Erbrecht, das Recht auf 
richterliche Hilfe u. ſ. w.) dem öffentlichen angehoͤrig. 

b) Nach der zweiten Beziehung wuͤrde alles die Ver⸗ 
waltung des Staates betreffende (z. B. den Beamten zuſtehende) 
und alles als Mittel zu deſſen Zweckerreichung eingeſezte 
(demnach ſelbſt das nach politiſchen Zwecken modifi⸗ 
zirte Privatrecht, zumal aber das Polizei⸗Recht), und 

c) nach der dritten alles der Staats geſammtheit 
als ſolcher und in der Wechſelwirkung mit den Staatsglie⸗ 
dern als ſolchen (ja ſelbſt nicht als folchen, oder auch mit 
Fremden, wofern nur überall die Staats⸗Geſammtheit 
als ſolche auftritt) zuſtehende, demnach auch alles von 
ihren Bevollmaͤchtigten, Organen oder Stellvertretern (auch 
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Ceſſionaren) in dieſer Sphaͤre ausgeuͤbte Recht ein oͤffent⸗ 
liches ſeyn. 

Von dieſen drei Beziehungen ſcheint die lezte die Win 
tigſte und eigentlich ſte. Auch find mit ihr die beiden erſten 
in der Regel verbunden. Dieſe dagegen ſind oft anzutreffen 
ohne die lezte. Alle drei ſchließen uͤbrigens auch privatrecht⸗ 
liche Charaktere nicht aus; in welchem Fall dann eine ge⸗ 
miſchte Eigenſchaft entſteht, d. h. ein und daſſelbe Recht 
in einer Ruͤckſicht als öffentliches und in der anderen als Pi 
vatrecht erfcheint. | 

Es ift von unendlicher Wichtigkeit, die Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen dieſen zwei Hauptgattungen der Rechte, und da, wo beide 
Eigenſchaften bei einem und demſelben Recht ſich vereinen, das 
einer jeden zuſtehende Gebiet mit moͤglichſter Deutlichkeit zu 
zeichnen. Der Unterſchied iſt weſentlich und unermeßlich fol⸗ 
genreich. Denn das Privatrecht ruht auf eigener Baſis, 
und iſt dem Staat nur zum Schuz oder zur Gewaͤhrlei⸗ 
ſtung anvertraut; das oͤffentliche Recht aber geht erſt her⸗ 
vor aus dem Staat, und beruht theils auf der Natur 
des ſtaatsbürgerlichen Vertrags, in welcher Ruͤckſicht 
es ewig und unveraͤnderlich (nur das Daſeyn oder die Fort 
dauer deſſelben Staates vorausſezend) iſt, theils auf dem 
freien Willen der ſtaats bürgerlichen Geſammtheit. 
Es iſt alſo in jedem Falle bedingt, theils auf die Ueber⸗ 
einſtimmug mit jener Natur, theils auf die Fortdauer 
deſſelben Staates und deſſelben Geſammtwillens: waͤh⸗ 
rend das Privat recht auf der Natur der einzelnen Men⸗ 
ſchen oder juriſtiſchen Perſonen überhaupt und auf 
dem alleinigen Willen der Berechtigten beruht, und 
ſonach unantaſtbar, ſo wie unabhaͤngig iſt von dem Willen 
der Geſammtheit. 

Indeſſen vermiſcht ſich ſehr oft bei einem ein demfelben 
Recht die Natur von beiden. Ein und daſſelbe kann in einer 
Beziehung ein Privatrecht und in der andern ein oͤffentliches 
ſeyn. Es kann z. B. nach dem Urſprung oder Gegen⸗ 
fand dem öffentlichen, und nach dem Subjekt dem Privat⸗ 
recht angehören, oder auch, wiewohl ſeltener, umgekehrt; ja es 
kann ſelbſt der Urſprung oder Gegenſtand vermiſchter oder ge⸗ 
doppelter Natur ſeyn, und das Subjekt in einer Beziehung als 
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gemein juriſtiſche Perſon und in der anderen als blofes Organ 
der Geſammtheit erſcheinen. So kann das Zehentrecht in 
Ruͤckſicht auf den unmittelbaren Erwerbstitel und z. B. 
gegen den Verkäufer privatrechtlicher Natur ſeyn, ohne deß⸗ 
halb ſeine oͤffentlich⸗rechtliche Natur gegen den Zehentpflich⸗ 
tigen zu verlieren. Ein aus einem Vertrag mit der Ge⸗ 
ſammtheit oder mit der Regierung fließendes — demnach als 
Vertrags⸗Recht dem Privatrecht angehöriges — Recht wird 
gleichwohl, wenn die Geſammtheit oder Regierung als ſolche 
den Vertrag ſchloß, an die ſtillſchweigende Bedingung der Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Staatsvertrag und mit der daraus fuͤr 
die Geſammtheit oder fuͤr die Regierung fließenden Schuldigkeit 
oder Bevollmaͤchtigung gebunden, und in dieſer Ruͤckſicht nach 
dem offentlichen Recht zu beurtheilen ſeyn. Ein urſpruͤng⸗ 
liches Privatrecht, z. B. das Zwangs: oder Vertheidi⸗ 
gungsrecht, das Erwerbsrecht, das Familienrecht, 
das Grundeigenthumsrecht u. ſ. w. kann von Staats⸗ 
wegen, d. h. aus politiſchen Gründen, modifizirt, beſchraͤnkt 
oder erweitert und in ſofern dieſes geſchah, oder nach Prin⸗ 
zipien des Staatsrechts geſchehen kann, in die Sphaͤre des 
offentlichen Rechtes gezogen werden u. ſ. w. 

In ſolchen Faͤllen wird oft vom Vorherrſchenden, oder 
von der aus irgend einem Standpunkt intereſſanteren Be⸗ 
ziehung die Benennung entnommen; aber immer bleibt auch 
der anderen Seite ihr Recht, d. h. die fuͤr das Privatrecht und 
die fuͤr das oͤffentliche Recht giltigen Prinzipien behaupten ihre 
Herrſchaft in eines jeden Sphaͤre oder Beziehung fort. 


$. XXVII. 
Fortſezung. 


Der Charakter ſolcher Herrſchaft iſt ſchon durch obige Be» 
trachtungen bezeichnet; indeſſen dienen dazu noch die nach⸗ 
ſtehenden Saͤze: 

Das Prinzip des privatrechts ie die äußere Frei⸗ 
heit aller Einzelnen, d. h. aller juriſtiſchen Perſonen; das 
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Prinzip des offentlichen das allgemeine Geſellſchafts⸗ 
recht und der Inhalt des bürgerlichen Vereinigungs⸗ 
vertrags. 

Da das Vertragsrecht in der Sphaͤre des Privatrechts 

liegt; fo iſt auch das oͤffentliche auf dem Grund des 
Privatrechts erbaut, und eigentlich nur eine durch den In— 
halt des bürgerlichen Vertrags beſtimmte oder begraͤnzte Abthei⸗ 
lung deſſelben. Es kann daher demjenigen Recht, aus welchem 
es entſtand oder auf welchem es beruht (in der Giltigkeit naͤm⸗ 
lich, ob auch nicht in der Geltung) niemals feindlich entgegen⸗ 
ſtehen; es muß dem Privatrecht dienen, nicht uͤber daſ⸗ 
ſelbe herrſchen. 
Der Umfang des Privatrechts iſt gleich der ganzen 
Sphaͤre der aͤußern Freiheit, d. h. der geordneten Le⸗ 
bensthaͤtigkeit oder Wechſelwirkung juriſtiſcher Perſonen; die 
Sphäre des offentlichen Rechts iſt umſchloſſen durch den 
bürgerlichen Geſellſchaftszweck. 

Dem oͤffentlichen Recht entfließen abermal Privat⸗ 
rechte (theils unmittelbar aus dem allgemeinen Inhalt des 
Geſellſchaftsvertrags, theils mittelbar aus Verfuͤgungen des 
Geſammtwillens.) Nur ſind dieſelben nicht ſo unbedingt 
oder ſelbſtſtaͤn dig wie die urſpruͤnglichen oder außerbuͤrger⸗ 
lichen Naturrechte, ſondern abhaͤngig: a) von der Fortdauer 
dieſes geſchloſſenen Wereins — in allen Dingen, welche ſchon 
durch dieſen beſtimmt ſind; b) von der Fortdauer deſſelben 
Geſammtwillens in allen jenen, die auf einer W 
Erklarung ſolches Willens beruhen. 

Es iſt hiernach das allgemeine buͤrgerliche Recht 
der Staatsglieder gegen einander und gegen die Geſammtheit 
zwar von dem offentlichen Recht abgeleitet oder 
eine Folge des buͤrgerlichen Vereins, aber nach Inhalt, Cha⸗ 
rakter und Subjekt gleichwohl Pri v atrecht, jedoch bedingtes, 
Privatrecht. 

Auch die Schuldigkeiten der Geſammtheit ge⸗ 
gen die Einzelnen involviren daher für. dieſe Lezteren Pri⸗ 
vatrechte, oder vielmehr: jene Schuldigkeiten entſprechen 
den durch den Geſellſchaftsvertrag bewirkten Privatrechten der 
Einzelnen; und oͤffentliche Rechte ſind ganz ſtrenge nur 
die Rechte der Geſammtheit als ſolcher, doch ohne 
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Unterſchied, ob unmittelbar von der Geſammtheit felbft, oder 
durch ihre Repraͤſentanten, Bevollmaͤchtigte oder Diener (oder 
uberhaupt von wem immer, doch nur aus Autoriſation 
der Staatsgewalt als ſolcher) ausgeübt. 

Beide Rechte, das oͤffentliche und das Privatrecht, ſind 
gleich heilig und unantaſtbar, ihre Verlezung auch jedes⸗ 
mal — hier mittelbar, dort unmittelbar — eine Kraͤnkung der 
ganzen Geſellſchaft. Aber die Art ihres rechtlichen 
Erloͤſchens oder Aufhoͤrens iſt verſchieden, nach der Ver⸗ 
ſchiedenheit des Grundes, worauf fie ruhen, oder der Sub» 
jekte, welchen fie eigentlich oder allerlezt angehören. 

Kein Recht kann, den Fall der Verwirkung ausgenommen, 
aufhoͤren ohne die Einwilligung des Berechtigten. 
Alſo kann auch kein wahres Privatrecht anders aufhoͤren, das 
her auch von Staatswegen nicht beſchraͤnkt oder aufge⸗ 
hoben werden, außer wo jene Einwilligung ſtattfand, nament⸗ 
lich alſo in Folge eines vorhergehenden allgemeinen Geſezes, 
wozu der Betheiligte ſelbſt feine Einwilligung gab oder vers 
nunftgemaͤß geben mußte. Ein oͤffentliches Recht eben fo 
dauert fort ſo lange als der Wille der Geſammtheit, 
und nur mit dem Willen der Geſammtheit kann es aufhören. 
Es dauert aber, wenn es blos dieſem Willen entfloſ⸗ 
ſen iſt, auch nicht laͤnger als ebenderſelbe faktiſch oder 
rechtlich fortdauert. Die Geſammtheit naͤmlich kann 
keinen rechtskraͤftigen Willen haben, als welcher dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag, der ſie in's Daſeyn rief, gemäß iſt, und ſie 
muß wollen, was derſelbe fordert. Sonach ſind alle von den 
Machthabern ausgehenden Erklaͤrungen ihres Willens (nämlich 
wenn in der Eigenſchaft als politiſche Geſammtheit 
und nicht ſchlechthin in jener als juriſtiſche Perſon ge⸗ 
handelt ward) bedingt an die Uebereinſtimmung mit 
dem Geſellſchaftsvertrag und an die fortdauernde 
Ueberzeugung der Machthaber von der politiſchen Guͤte 
des Bewilligten, d. h. alſo an den fortdauernden wahren 
Geſammtwillen. Sie koͤnnen daher nie ein unbedingtes Recht 
verleihen, ſondern nur ein bedingtes. Denn die Vollmacht, die 
jeder Verleihung zum Grunde liegt, erſcheint als uͤberſchritten 
und die Verleihung alſo unkraͤftig, ſobald dieſe als dem gemei— 
nen Weſen nachtheilig und daher dem wahren Geſammt⸗ 
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willen zuwider erſcheint. Nur die unmittelbar aus 
dem Geſellſchaftsvertrag, d. h. aus dem allgemeinen 
oder natürlichen Staatsrecht fließenden und daher auf dem 
nothwendigen Willen der Geſammtheit ruhenden Rechte 
der Bürger find fo unantaſtbar wie die reinen Pri vat⸗ 
Rechte, auf deren Boden ſie auch als Vertragsrechte 
(Artikel des Geſellſchaftsvertrags) allerdings ſtehen. So z. B. 
das Recht auf Staatsſchuz und richterliche Hilfe, das Recht 
auf geſellſchaftliche Gleichbeit vor dem Geſez und in Tragung 
der Staatslaſten u. ſ. w. 


Zur Erklaͤrung dieſer Lehre wollen wir noch Einiges bei⸗ 


fuͤgen: Der Wille der Geſammtheit, d. h. Richtung und Sphaͤre 
deſſelben, find beſtimmt durch den Geſellſchaftskontrakt, 
Was jenfeits des Staatszwecks liegt, iſt nicht mehr in 


ſeinem Bereich, und was gegen denſelben laͤuft, kann nie 


(wahrer oder giltiger) Geſammtwille ſeyn. Der (im Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag enthaltene) Unter werfungs vertrag (der 
Einzelnen gegen die Geſammtheit) und die ſolchem gemäß 


von der Geſammtheit gewiſſen Organen ertheilte Bevoll maͤch⸗ 


tigung bezeichnen ſonach den Kreis des (rechtlichen und allein 


giltigen oder moͤglichen) Geſammtwillens. Was die Staatsge⸗ 


walt innerhalb dieſes Kreiſes wirklich will, iſt eine Aus⸗ 
uͤbung ihres Rechtes, d. h. es iſt ihr in Ruͤckſicht aller 
übrigen Perſoͤnlichkeitenn erlaubt; in Anſehung derjenigen aber, 
welche zugleich ihr unterworfen ſind, bewirkt es Ver⸗ 
pflichtung. Welche Rechte nun einzelnen Staatsbuͤrgern oder 
Korporationen oder was immer fuͤr Perſoͤnlichkeiten nur ver⸗ 
möge dieſes Willens zuſtehen, d. h. alſo nur vermoͤge der 
für die übrigen Bürger durch ſolchen Willen bewirkten Wer⸗ 
pflichtung, dieſelben hoͤren augenblicklich auf, ſobald der 
Wille, auf welchem ſie beruhen, ſich aͤndert. Es find alſo 


keine eigentlich ihnen ſelbſt zuſtehende, oder vermoͤg eines 


gegen die Verpflichteten unmittelbar gehenden Titels 
giltige Rechte; ſondern nur Rechtſame, Gerechtigkeiten, 
Berechtigungen, oder wie man ſie ſonſt noch zum Unter⸗ 
ſchied von eigentlichen und ſelbſteigenen Rechten nennen mag. 
Die ſie ausuͤben, ſind nur die Stellvertreter der Staats⸗ 
gewalt oder des Geſammtwillens, in deſſen Namen allein oder 
durch deſſen Autoriſation allein die Ausuͤbung ſtatt findet. Bei 
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Aufhebung ſolcher Rechtſamen durch die Staatsgewalt geht nur 
der Wille des wahrhaft Berechtigten in Erfuͤllung; 
eine Beſchwerde dagegen zu erheben wäre unvernuͤnftig. 

Allerdings gibt es auch Berechtigungen des oͤffentlichen 
Rechts im weitern Sinn, welche unantaſtbar, d. h. ohne Ein⸗ 
willigung des Berechtigten nicht aufzuheben ſind. Und es ge⸗ 
hoͤren zu denſelben namentlich alle diejenigen, welche unmit⸗ 
telbar aus dem Staatsvertrag abfließen, und alſo allen 
Buͤrgern gemein ſind. Alle Sonderrechte dagegen, welche 
nur einigen Buͤrgern oder Klaſſen verliehen ſind, koͤnnen nur 
mittelbar aus dem Staatsvertrag, naͤmlich aus der durch 
denſelben bewirkten Unterwerfung aller Einzelnen unter den 
Geſammtwillen abfließen, folglich einzig aus dem, in der ihm 
gebührenden Sphäre erklaͤrten, Geſammtwillen. Nur die 
lezten gehören dem oͤffentlichen Recht im ſtrengſten Sinne 
an; denn nur die lezten ſind eigentlich Rechte der Ge⸗ 
ſammtheit. 

Bei Aufhebung ſolcher Rechte kann zwar den bisher Be⸗ 

rechtigten, je nach Umſtaͤnden, eine Entſchaͤdig ungsfor⸗ 
derung an die Geſammtheit (oder auch an einen Dritten, 
welcher die Rechte an ſie uͤbertrug) zuſtehen, in ſo fern ſie 
nämlich eine unter pri vatrechtlichem Titel geſchehene 
Uebertragung beweiſen. Doch geht ſolcher Entſchaͤdigungsan⸗ 
ſpruch die bisher Pflihtigen nichts an, und iſt überhaupt 
nur ein zufaͤlliges Nebenverhaͤltniß. 
Wollte man dagegen anfuͤhren, daß die Geſammtheit durch 
Statuirung der fraglichen Gerechtſame oder durch Uebertragung 
derſelben an gewiſſe Perſonen oder Klaſſen einen unwiderruf⸗ 
lichen Werzicht gethan habe auf die ihr ſelbſt urſpruͤnglich 
zugeſtandene Berechtigung, oder daß ſie eine ſelbſteigene 
Verpflichtung der Forterhaltung ſolcher Gerechtſame eingegan⸗ 
gen ſey, ſo waͤre darauf zu erwiedern, daß ſolche angebliche 
Verzichtleiſtung oder Verpflichtung niemals in anderem Sinn 
oder Maß auch nur angenommen werden, oder uͤber⸗ 
haupt rechtlich giltig ſeyn kann, als in ſo fern ſie dem 
Staatsvertrag, d. h. alſo der Sphaͤre der Unterwerfung oder 
der Bevollmaͤchtigung entſprechend iſt. 

Durch dieſe Eroͤrterung haben wir allerdings ſchon dem 
allgemeinen Staatsrechte vorgegriffen: allein die natürliche: 


* 
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Ideenverbindung und das praktiſche Intereſſe der moͤglichſt ge⸗ 
nauen Sonderung der Privatrechte von offentlichen mag ſolche 


Abſchweifung rechtfertigen. Wir werden in der Staatslehre 


noch oͤfters auf den hochwichtigen Gegenſtand zuruͤckkommen. 


$. XXVII. 
Geſchichte des Naturrechts. 


Das Naturrecht iſt ſo alt als die Menſchheit oder die 
Menſchennatur; aber die Wiſſenſchaft deſſelben iſt neu. 
Unter den alten Voͤlkern iſt das Vernunftrecht unter der 
allgemeinen Philoſophie und — wo ſelbſt dieſe nicht in wiſ⸗ 
ſenſchaftlicher Geſtalt erſcheint — in der Religionslehre, 
uͤberhaupt in Geſezen, Gewohnheiten, Sittenſpruͤchen ꝛc. mit⸗ 
enthalten, alſo weder dem Prinzip noch dem Gegenſtand nach 
als eigenes Fach erſcheinend. 


Nicht einmal die Griechen beben die Rechtswiſſen⸗ 


ſchaft — noch viel weniger das Vernunftrecht — zur eigenen 
Disciplin. Es war in der Politik mit begriffen. Doch er⸗ 
kannten einzelne Weiſe wenigſtens daͤmmernd das ewige Recht, 
ſelbſt da noch, wo ihm die poſitiven Geſeze ihres Volkes ent⸗ 


gegenſtrebten; ſie ſtellten die Autoritaͤt der Vernunft jener 


der Geſeze entgegen, und exhoben ſich namentlich wider die 
Sclaverei. (Vgl. Hugo II. 12.) Aber ſolche edle Stim⸗ 
men verhallten in dem vorherrſchenden Ruf der nur den po 
ſitiven Geſezen, und etwa der legislatoriſchen Klugheit, 
huldigenden Politiker, deren Domaine uͤbrigens weit mehr 
das oͤffentliche Recht als das Privatrecht war. 

Auch war es uͤberall mehr Ahnung oder Takt, was jene 
Wenigen zu einem Vernunftrecht hinzog, als klare Erkenntniß 
oder wiſſenſchaftliche Forſchung. Nicht einmal der Begriff 
des Rechts gelangte bei ihnen zur Beſtimmtheit und Reinheit. 
Selbſt die zwei beruͤhmteſten Weiſen, die Hauptlehrer der Phi⸗ 
loſophie für alle folgenden Zeiten — Platon und Ariſt o⸗ 
teles — erfaßten das Recht in ſeiner Weſenheit nich t. Dem 
Erſten iſt Gerechtigkeit die allumfaſſen de Tugend, oder 
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die moͤglichſt vollkommene Harmonie des Lebens und der Ge⸗ 
ſinnung mit den Ideen. Aus einem fo ganz allgemeinen Bes 
griff laſſen ſich freilich keine Rechts⸗Wahrheiten ableiten; es 
fordern dieſe ein naͤheres und deutliches Prinzip. Daher 
ſuchen wir auch in den beiden gefeierten Wesen Platons: vom 
Staat und von den Geſezen, nach aͤchten Rechts-Lehren 
vergebens. Seine Idee vom Staat iſt keineswegs die Rechts- 
idee, oder durch Recht sideen bedingt, fondern eine auf ſub— 
jektiver und ſchwaͤrmeriſcher Anſicht von einer vollkommenen 
geſellſchaftlichen Einrichtung gebautes Hirngeſpinſt, welchem er 
zumal alles Privatrecht — die Grundlage jedes andern 
Recht es — aufopferte. 

Auch Ariſtoteles, der Schüler und Gegner Platons, 
widmete der Politik — und in ſo fern auch dem Recht, da 
jene, im weitern Sinne genommen, auch dieſes in ſich ſchließt, 
— feine unermuͤdliche und wunderwuͤrdige Denkkraft. Aber ob» 
ſchon Er das an ſich Rechte vom blos politiſch Rechten 
unterſcheidet, ſo mangelt gleichwohl ſeinen Begriffen von beiden 
theils Praͤciſion, theils Wahrheit. Sein Begriff von der Ge⸗ 
rechtigkeit — als Tugend — iſt dem von den übrigen Tugen⸗ 
den gleich. Er ſezt ſie naͤmlich in die Mitte zwiſchen zwei 
Extreme: Unrecht thun und Unrecht leiden. Aber was 
iſt Unrecht oder deſſelben Gegenſaz, das Recht? — Hierauf 
antwortet der Weltweiſe nicht.... Dabei hat auch Er das 
Privatrecht nur einiger Seitenblicke gewuͤrdigt, und ſein 
öffentliches Recht theils nur vom hiſtoriſchen Standpunkt 
— als Aufzaͤhlung der Gebraͤuche, Inſtitutionen und Geſeze 
der verſchiedenen Völker — theils abermals nur von jenem der 
Klugheit (Zweckmaͤßigkeit, Güte ꝛc.) nicht aber vom wahr, 
haft rechtlichen oder juriſtiſchen bearbeitet. 

Bei den Römern erft iſt die Rechts-Wiſſenſchaft entſtan⸗ 
den, und auch rühmlichſt emporgekommen, beguͤnſtigt zumal 
durch den Umſtand, daß die Ausübung derſelben bei ihnen der 
fuͤr den Talentvollen faſt ſichere Weg zur Erlangung der hohen 
Staatsaͤmter war. Dieſe roͤmiſche Rechtswiſſenſchaft iſt 
auch keine andere als die natuͤrliche oder vernünftige ge⸗ 
weſen, wie aus ihrem Inhalt, aus ihrer Geſchichte, und 
ſelbſt aus ihrem Namen hervorgeht. Hugo, mit bemerkens⸗ 
werthem Selbſtverrath, hat die Unterſcheidung herausgehoben, 

Rotteck's Vernunftrechtslehre. I. 8 
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welche zwiſchen dem griechischen vonog, lex, und dem römi⸗ 
ſchen jus zu machen iſt (II. §. 9.). — Die Griechen kann⸗ 
ten nur Geſeze, alſo Poſitives, in Sachen des Rechtes; 


die Römer huldigten dabei auch der Vernunft, indem fie 


ſagen: Juris praegepta sunt haec: honeste vivere, alte- 
rum non lae dere, suum cuique tribuere. ($. 3. Inst. de 


justit. et jure; Pand. de reg. jur.) Collectum est jus priva- 
tum ex naturalibus praeceptis aut gentium aut ceivilibus 


(F. A. Inst. ibid.) Quod (jus) naturalis ratio inter omneshomi- 
nes constituit, id apud omnes peraeque custoditur, vocatur- 
que jus gentium, quasi quo jure omnes gentes utantur. 
Et populus itaque romanus partim suo proprio, partim com- 
muni omnium hominum jure utitur. (Ibid. de jure naturali$. 1. 
und uͤbereinſtimmend mit diefen noch mehrere andere Stellen.) 


Indeſſen ſind auch die Roͤmer zur deutlichen Erkennt⸗ 


niß des Naturrechtes keineswegs gekommen. Schon das Auf⸗ 


nehmen des „honeste vivere“ in den Begriff des Rechtes zeigt, 


daß fie zwiſchen rectum und jus tum nicht genug unterſchie⸗ 
den; und dann wurde, wis bei'm jus gentium das Recht von 
der Moral, fo bei dem jus civile das Vernunft⸗Recht von po⸗ 
ſitiver Feſtſezung großentheils verſchlungen oder uͤbe-waͤltigt. 


Doch hat die auf Rechtsgegenſtaͤnde gewandte For 
ſchung ſo vieler ausgezeichneter Geiſter unter dem roͤmiſchen 


Ir, 


/ 


Volk, und die fo viele Jahrhunderte fortgeſezte Bemühung 


derſelben das Vernunftrecht, ich moͤchte ſagen unabſichtlich, 
zu Ehren gebracht. Der geheime und ſtaͤte Geſezgeber, 
Com mentator und Richter in Rechtsſachen war eben die 


durch Philoſophie gebildete oder bekraͤftigte Menſchen⸗Ver⸗ 


nunft der roͤmiſchen Juriſten; und ſo kommt es, daß man 
im Roͤmiſchen Recht die meiſten Saͤze eines natuͤrlichen 
Privatrechtes wiederfindet ; ob auch vermiſcht mit bloß willkuͤr⸗ 


lichem, oder auch aus religidſen und politiſchen Vorurtheilen und 
Einſezungen abgeleitetem Formenwerk, und verunſtaltet durch 


einige engherzige Ideen über perſoͤnliche Freiheit und Civitaͤt. 


Die chriſtliche Religion — obſchon ſie das wahre 
Prinzip des Rechtes („Thue Niemanden, was Du nicht willſt 


Coder vernünftig wollen kannſt), daß man auch Dir thue ) 
oder wenigſtens der Gerechtigkeit, aufſtellt, ſchaͤrft dieſelbe 
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doch nur als moraliſche Pflicht ein. Ihr Zweck iſt Heilig 
keit, nicht die Ordnung der äußeren Freiheit. a 
8 Unſere Wiſſenſchaft alſo erhielt von den chriſtlichen Kir⸗ 
chenlehrern und Moraliſten keine Pflege, und in den nachgefolg⸗ 
ten barbariſchen Jahrhunderten konnte ſie noch weniger an's Licht 
erwachen. Die Scholaſtiker gaben leeren Wortkram oder 
phantaſtiſche Subtilitäten ; die Gloſſatoren des Romiſchen Rechts 
aber klebten am Buch ſtaben deſſelben, und ahneten den hoͤhe⸗ 
ren Geiſt nicht. Auch die nach dem Wiedererwachen der Lite⸗ 
ratur ſich emporſchwingenden beſſeren Philoſophen und Ju⸗ 
riſten, obſchon ſie, von ihrem Genius geleitet, in einzelnen 
Winken auf ein Vernunftrecht hindeuteten, oder die Maͤn⸗ 
gel der beſtehenden Geſezgebungen aus der Vergleichung mit ei⸗ 
nem ihnen dunkel vorſchwebenden Ideale erkannten und ruͤgten, 
gelangten doch zur deutlichen Erkenntniß und zur wiſſenſchaft⸗ 
lichen Begriffsbeſtimmung nicht. Selbſt Baco von Veru⸗ 
lam, welcher die Einſeitigkeit der abſtrakten Philoſophen ſowohl 
als der poſitiven Juriſten geißelte, hat gleichwohl nicht von eis 
nem Vernunftrecht, ſondern blos von einer allgemei⸗ 
nen Philoſophie der Geſezgebung und deren Vorſchrif⸗ 
ten meiſt aus der Erfahrung oder auch aus der natürlichen 
Billigkeit abzuleiten wären, einen vagen Begriff aufgeſtellt. 


6. XXIX. 
Nortſegung. 


Endlich erſchien Hugo Grotius, welchen die Schule nicht 
mit Unrecht als den Stifter oder Vater der Naturrechtswiſſen⸗ 
ſchaft verehrt. Zwar ſchon vor ihm, während des 16. Jahr⸗ 
hunderts, waren einige Schriftſteller, namentlich Oldendorp, 


Hemming und Winkler mit ſchwachen Verſuchen zur wife 


ſenſchaftlichen Behandlung des Naturrechts aufgetreten: aber da 

ſie das Rechtsgeſez, ohne naͤheres Prinzip, geradezu im Willen 

Gottes und in den ſolchen Willen verkuͤndenden zehn Geboten 

aufſuchten, ſo mußten freilich die Verſuche fehlſchlagen; und 

es möchten daher, ohne Nachtheil für die Wiſſenſchaft, jene 

Männer mit ihren Schriften * Vergeſſenheit zu Aachen ſeyn. 
8 * 


- 
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Das Werk Hugo Groo be dagegen (De jure belli et 
pacis, erſchienen allererſt in Paris 1625. 4.) nimmt eine blei⸗ 
bende Ehrenſtelle in der Geſchichte unſerer Wiſſenſchaft ein, 
als erſte, aͤcht wiſſenſchaftliche, wenn gleich noch vielfach man⸗ 
gelhafte, Bearbeitung des Rechtes der Vernunft. Allerdings iſt 
— wie ſchon der Titel beſagt (und auch feine frühere Schrift: 
mare liberum, kund thut) — mehr nur das Voͤlkerrecht 
A für welches freilich die rein vernuͤnftigen Prinzipien am unent⸗ 
behrlichſten ſind,) der Hauptgegenſtand ſeiner Lehre: aber ein 
natuͤrliches Voͤlkerrecht zu ſchreiben iſt unmoͤglich, wenn ihm 
nicht die Lehre vom Recht uͤberhaupt und vom Privatrecht ins⸗ 
beſondere zur Grundlage gegeben wird. Hug o Groot hat 
ſolche Forderung erkannt, und auch auf wenigſtens annahernd 
befriedigende Weiſe geloͤst. Er will fein Natur- oder Vernunft⸗ 
Recht von jedem willkuͤrlichen — ſowohl göttlichen als 
menſchlichen — Geſez unterſchieden wiſſen und gibt ihm zum 
Prinzip die Geſellig keit oder den geſicherten Zuſtand 
der Geſellſchaft. Zu bedauern iſt freilich, daß er bei Auf 
ſtellung der beſonderen Rechtsſaͤze gar oft ſeines eigenen Prin⸗ 
zips wieder vergißt und, anſtatt unmittelbar aus der Vernunft, 
aus Stellen der klaſſiſchen Autoren oder noch lieber aus Bibel⸗ 


ſtellen ſeine Beweiſe entnimmt. 


Bald nach Hugo Groot ſtellte Thomas Hobbes, im 
Entſezen vor den revolutionaͤren Ausſchweifungen, unter welchen 
damals ſein Vaterland, England, ſeufzte, fuͤr das innere Staats⸗ 
recht eine Theorie auf, (in zwei gefonderten Werken: Elemen- 
ta Philosophiae, sect. III. de cive. Paris 1642. und Levia- 
than, or concerning commonwealth. Lond. 4654) welche aus 
der, wenigſtens zum Theil richtigen, Anſicht von der bösartigen 
Natur der Menſchen oder von dem im bloßen Naturzuſtand 
faſt unvermeidlichen Stande des Krieges Aller gegen Alle die Noth⸗ 
wendigkeit des unbedingten Gehorſams gegen die beſte⸗ 
hende Staatsgewalt ableitet und alles Recht erſt im Staate 
entſtehen laͤßt. Nach dem heutigen Standpunkt der Wiſſenſchaft 


wiſſen wir den Abſcheu vor den Graͤueln der Anarchie zu 


vereinbaren mit der Liebe zur geſezlichen Freiheit. 

Aus den Regionen des oͤffentlichen Rechts, welches die 
beiden genannten Lehrer faſt ausſchließend angebaut hatten, ſtieg 
endlich Samuel Puffendorf herab auf den Boden des 
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Privatrechts, und betrat hiedurch den zur klaren Erkennt⸗ 
niß des oͤffentlichen allein führenden: Weg. Doch befriedigen 
feine, einſt hoch gefeierten, Werke (De jure naturae et gentjum 
LL. VIII. 1678 und De officio hominis et civis 1673) den 
heutigen Leſer nicht; obſchon fein Grundſaz der Gefellig 
keit, welchen er nicht nur wie Grotius der Form willen vor⸗ 
anſtellt, ſondern auch wirklich auf die einzelnen Rechts materien 
anwendet, einer, der gelaͤuterten Idee des Rechtes a e 
| Deutung empfaͤnglich iſt. 

Bis jezt waren Recht und Moral in einer die Reinheit bei⸗ 
der truͤbenden Verbindung oder Vermiſchung geblieben. Erſt 
Chriſtian Thomaſius, und mit mehr Beſtimmtheit fein 
Schuͤler, Nik. Heinr. Gundling und des lezten Zeitgenoſſe, 
Ephraim Gerhard, trennten das Recht — als die Lehre 
von den Zwangs pflichten — von der Mo ral, als der Lehre 
von Pflichten überhaupt, und vorzugs weis von den nicht er⸗ 
zwingbaren; wobei jedoch die Vorſtellung, als ſey die Rechts⸗ 
lehre nur ein Anderer Theil oder eine Enclave der Moral, 
natuͤrlich in Herrſchaft blieb. 

Gleichzeitig mit dem Naturrecht, und zum Theil demſelben 
freundlich die Hand bietend, haͤufiger jedoch in feindlicher Entge⸗ 
genſezung, W eite ſich die Philoſophie Sa pofitiven 
Rechts. 

Es war dc daß nicht die din Juriſten 
und Politiker bei ihren Forſchungen, bei ihrer Kritik der vor⸗ 
handenen Geſeze und bei ihren Beſtrebungen nach beſſern, die 
Anſpruͤche des Vernunftrechts wenigſtens im Zwielicht ers 
kennen, oder ihre verwerfenden Urtheile ſowohl als ihre Forde⸗ 
rungen auf jenes ewige und allgemeine Recht bauen ſollten. Al— 
lein die damals — bei noch nicht aufgefundenem wahren Prins 
zip — deſto auffallenderen Maͤngel des Vernunftrechtes, die aus 
der Vermiſchung heterogener Anſichten und Tendenzen, naͤm⸗ 
lich rationeller und empiriſcher, moraliſcher, juriftifcher und po⸗ 
litiſcher, nothwendig entſtehende Verwirrung und Unbeſtimmt⸗ 
heit, leiteten jene Denker (meiſtens zugleich Praktiker) zur Ver⸗ 
werfung des reinen Vernunftrechtes, und zur Aufſtellung einer 
aus allen jenen Prinzipien ſchoͤpfenden (ſogenannten) Phil o⸗ 
ſophie des poſitiven Rechtes, welche noch h. z. T, und 
hoffaͤrtiger als je, dem Naturrecht ſich entgegenſezt, anſtatt die⸗ 
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ſem Vernunftrecht als ihrer erſten Grundlage und auf jedem 
Schritt unentbehrlichen Leuchte zu huldigen. 

Mit Wohlgefallen hat Hugo die wegwerfenden urtheile 
uͤber das Naturrecht von Baco, Scaliger dem juͤngern, Schil⸗ 
ter, Leibniz u. a. angefuͤhrt, aber freilich dadurch nichts 


anderes bewieſen, als daß alle dieſe, wiewohl zum Theil 


große, Maͤnner den wahren Begriff des Veruunft-Rechtes nicht 
erfaßt, und die Maͤngel der zu ihrer Zeit darüber in den Sch u⸗ 
len herrſchenden Syſteme als jenem ewigen und heiligen Rechte 


ſelbſt einwohnend geachtet haben. Hieraus allein wird erklär 
bar, wie ſie die bloße Praxis, theils Empirie, theils Will⸗ 


kuͤr, alſo uͤberall das Zufaͤllige des hiſtoriſch oder phyſiſch Gege⸗ 


benen oder des durch Machtgebot Verordneten hoͤher ſezen konn⸗ 
ten, als die allgemeinen und nothwendigen Rechtswahrheiten, d. 


h. als die Diktate der reinen Vernunft. 

Zur Feindſeligkeit der politiſchen Praktiker gegen 
das Naturrecht geſellte ſich jene der ſtreng poſitiven Juri⸗ 
ſten (die da, nach deſſelben Baco's treffendem Urtheil, die 
Sklaven ihrer befonderen Geſezgebungen find und gebannt in 
derſelben engen Kreis „tanquam e vinculis sermoci- 
nantur “) und der Theologen, (welche in dem freien Auf⸗ 
ſchwung der Vernunft leicht eine Gefahr fuͤr ihren Kirchenglau⸗ 


ben erblicken.) Doch ſeine erbittertſte und gefaͤhrlichſte Feindin 


war von jeher die Gewalt, und jene Gelehrten, wofern ſie 
nicht im Solde dieſer Gewalt ſchrieben, waͤren bloß zu verachten 
oder zu bemitleiden geweſen. 

Insbeſondere aber hat das allgemeine offentliche Recht 
den Haß der Gewalt auf ſich gezogen, und der Streit zwiſchen 
dieſen beiden Maͤchten iſt noch unausgeglichen. Jede ſtrebt nach 
der Herrſchaft. Die Vernunft ſpricht ſie nur dem Rechte zu, 
und ſelbſt die Politik lehrt, daß nur die dem Recht dienende 
Gewalt edel und feſt ſey. Allein die engherzige Selbſtſucht und 
boͤſe Leidenſchaft uͤbertoͤnen jenen Ruf. Das Recht, als maͤch⸗ 
tigſtes Hinderniß der egoiſtiſchen Plane wird gehaßt werden von 
der Gewalt fuͤr und fuͤr. Die Gewalt fuͤhlt ſich eingeengt 
durch das Recht, und ſtrebt nach Uneingeſchraͤnktheit; alſo will 


ſie Fein anderes Recht, als welches von ihr felbft ausgeht. 


Indeſſen machte das Naturrecht, troz aller Anfeindung, die 


es erfuhr, dennoch bedeutende Fortſchritte, zumal durch die Be⸗ 
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engen teutſcher Schriftfteller, deren Streben nach grund 
licher Erkenntniß und Darſtellung der natürlichen Rechte nim⸗ 
mer ermuͤdete, und in den mannigfaltigſten Formen — freilich 
in keiner voͤllig befriedigend — ſich kund that. Einige derſel⸗ 
ben, wie die beiden Cocceji, Nettelbladt, u. A. ſuchten 
ihre Lehre ſo viel moͤglich dem poſitiven, zumal roͤmiſchen, 
Recht anzupaſſen oder die Beſtimmungen deſſelben als unmittel⸗ 
bar aus dem Vernunftrecht gefloſſen darzuſtellen. Andere nah⸗ 
men wohl einen hoͤheren, philoſophiſchen Schwung und 
bauten ihr Naturrecht auf einen ober ſten Grundſaz. Aber 
den wahren Grundſaz fanden ſie nicht auf, weshalb ſie bei 
ihren abgeleiteten Lehren nur muͤhſam und gezwungen ſich in 
Uebereinſtimmung mit dem geſunden Menſchenverſtand erhielten, 
ja nicht ſelten auch davon abwichen und durch die Divergenz 
ihrer Behauptungen den Charakter unſerer edlen Wiſſenſchaft 
verdaͤchtigten. Dahin gehören nicht nur diejenigen, welche, wie 
Claproth, Schmauß, Hommel u. A. das Naturrecht 
auf bloß ſubjektive Gruͤnde, namentlich auf die natuͤrlichen, 
theils bloß ſinnlichen oder thieriſchen, theils ſinnlich vernuͤnf⸗ 
tigen, nach Gluͤckſeligkeit ſtrebenden, Triebe bauten, ſon⸗ 
dern auch alle, welche zwar objektive, doch nur materielle 
— einen Zweck verfolgende — Prinzipien aufſtellten, ſey es 
nun, daß ſie wie Koͤhler, Achen wall, Heineccius, Mar⸗ 
tini u. A. den aus der Natur erkennbaren Willen Got⸗ 
tes, oder, wie zumal Wolf (in feinem acht Bände erfüllenden 
Naturrecht), Daries, Glafey, Baumgarten, Jakob, 
die Idee der Vollkommenheit oder der beſten Weltord⸗ 
nung an die Spize ihrer Theorien ſezen. Indeſſen finden wir 
doch im Einzelnen viel Treffliches in ihren Büchern; und es ers 
hoben ſich neben jenen Lehrern auch mehrere vom Syſtemgeiſt 
freiere, vom natuͤrlichen Takt mehr als von Schultheorien ges 
leitete Maͤnner, welche, wie Feder, Mendelsſohn, Garve, 
Eberhard, Schlettwein u. A. die ewigen Rechte des Men⸗ 
ſchen mit klarem Blick erſchauten und mit Waͤrme des Gefuͤhls 
in Schuz nahmen. Auch andere Schriftſteller, die nicht eben 
ganze Lehrgebaͤude des Naturrechts auffuͤhrten, ſchaͤrften deſſen 
einzelne Wahrheiten in vielgeleſenen Schriften ein, und mehrere 
edle Herrſcher verkuͤndeten ſie ſelbſt vom Throne herab. 

Unter den übrigen Nationen fand das Vernunfſtrecht, 
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zumal das Privatrecht, weit wenigere Bearbeiter. Die 
Politik dagegen wurde deſto eifriger und vielſeitiger behan⸗ 
delt, und daher erfreute ſich in ihrem Geleite auch das of fent— 
liche Recht einer etwas hoͤheren Cultur, wiewohl eben durch 
ſolche Beimiſchung ſeine Lauterkeit vielfach getruͤbt ward. Auch 
Fanatismus, da meiſtens aus kirchlichem Hader die Frei⸗ 
heits⸗Kaͤmpfe und Freiheits-Lehren entſprangen, verhuͤllte durch 
leidenſchaftliche Uebertreibung das wahre Recht; und in ſtreng wiſ⸗ 
ſenſchaftlicher Geſtaltung, in befriedigender Zurückfuͤhrung auf den 
Hauptgrund alles Rechtes, erſchien auch das oͤffentliche nirgends. 
Indeſſen waͤre ungerecht, der unter den Britten ſchon 
frühe hervorglaͤnzenden, Namen eines A lgernon Sidney und 
eines Lo ke, fo wie ſpaͤter Adam Smiths, und des Am e⸗ 
rikaners, Thomas Paine, unter den Franzoſen aber 
der ausgezeichneten Verdienſte eines Montes quieu (1648), 
dann der Oekonomiſten und Encyklopaͤdiſten, vor Ab. 
len aber des genialen Rouſſeau, um die Darſtellung und Bw 
hauptung der Menſchenrechte nicht ausdruͤcklich und lobpreiſend 
zu gedenken. Auch Italien hat durch feine Filangier i's, Bec⸗ 
cari a's u. A. auf ſchaͤzbare Weiſe Theil genommen an der das 18te 
Jahrhundert charakteriſirenden Aufhellung des Vernunftrechts. 
Seit der franzoͤſiſchen Revolution hat faſt überall 
in Europa das natürliche Staatsrecht eine eifrige Bearbeitung 
gefunden, und troz der Reaktion, welche mit allen Waffen des 
Schreckens und der Liſt gegen die liberalen Grundſaͤze ſich er⸗ 
hob, im Ganzen an Reinheit und Gruͤndlichkeit unendlich gewon⸗ 
nen. England jedoch, was mit ſeinem fruͤhern Ruhm einen 
auffallenden Contraſt macht, aber freilich erklaͤrbar wird durch 
die alldort waltende Ariſtokratie, hat hier nicht gleichen Schritt 
mit Frankreich und Deutſchland gehalten, ſondern iſt vielmehr 
zuruͤckgefallen. Die Vergleichung der vielgeprieſenen Schrift 
Burke's gegen die franzoͤſiſche Revolution mit Alger non 
Sidney's discourses concerning gouvernement mag als 
Maßſtab des Ruͤckgangs gelten; ſo wie im Gegentheil der geiſt⸗ 
volle Commentar des Grafen Destutt de Tracy über 
Montesquien’s esprit des lois den glänzenden Vorzug des 
neuen Frankreich vor dem alten im Felde des offentlichen 
Rechts bezeichnet. Nur im natuͤrlichen Privatrecht blieb 
auch Frankreich (ſo fleißig ſeine Praktiker das poſitive Ci⸗ 
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vilrecht und deſſen Geſezgebung bearbeiteten) — was wenig⸗ 


ſtens die Schule oder die reine Theorie betrifft — zurück; 


und von ſeinen Lehrern des Vernunftrechts ſind die meiſten noch f 
h. z. T. nicht viel weiter als Barbeyrac und Bourlamacqui. 


XXX. 
Fortſezung. 


/ 


In Teutfchländ dagegen begann mit Kant eine neue, 
alle früheren überſtrahlende Periode ſo wie uͤberhaupt fuͤr 
die Philoſophie, ſo auch insbeſondere fuͤr das Vernunftrecht. 
Durch die Einführung formaler Prinzipien in die Rechts⸗ 
lehre wie in die Moral iſt er der große Reformator beider 
Wiſſenſchaften geworden. Doch hat er den Bau, wozu er den 
trefflichſten Grund gelegt, nicht nur unvollendet gelaſſen, ſon⸗ 
dern ſelbſt, ſo weit er noch baute, es nicht tadelfrei gethan. 
Namentlich hat er das Recht nicht ſcharf genug von der Mos 
ral unterſchieden, was ſchon aus der Formel ſeines oberſten 
Rechtsgeſezes und aus der muͤhſamen, zum Theil geſchraubten 
Rechfertigung derſelben hervorgeht. Zwar ahnete er wohl den 
weſentlichen Unterſchied zwiſchen beiden Geſezgebungen; aber 
zur ganz klaren Erkenntniß gelangte er nicht, ſonſt wuͤrde 
er nicht Pfichten zum Inhalt beider gemacht, und ſein 
Rechtsgeſez nicht in die Formel eines Gebotes gekleidet haben. 
Dieſes Gebot naͤmlich: „Handle aͤußerlich ſo, daß der freie 
Gebrauch Deiner Willkuͤhr mit der Freiheit von Jedermann 
nach einem allgemeinen Geſeze zuſammenſtimmen koͤnne,“ — 


iſt nicht nur ſchon an und fuͤr ſich der Rechtsidee, welche 
ein bloßes Erlauben, eder eine vernuͤnftige Moͤglichkeit 


enthaͤlt, unangemeſſen (Vgl. Einl. §. VIII.) ſondern es paßt 
auch auf Billigkeit und Guͤte nicht minder als auf die 
Rechts pflicht (oder Schuldigkeit), und iſt daher jedenfalls zu 
weit fuͤr das Recht. Fuͤr die Moral aber iſt es zu eng, in⸗ 
dem es blos ein aͤußerliches Handeln fordert und von der 
Geſinnung wegblickt. Derſelben Unklarheit oder Unrichtigkeit 
des Begriffs entfloß auch die Adoption der Ulpian'ſchen Ein⸗ 
theilung der Rechtspflichten in das honeste vivere, neminem 


122 


laedere und suum cuique tribuere, wodurch die rein mora⸗ 


liſche Pflicht der Ehrbarkeit mit in das Syſtem der 
Rechts⸗Lehre aufgenommen, und dergeſtalt alle Grenzzeich⸗ 
nung zwiſchen beiden Geſezgebungen wieder verwiſcht wird. 


Was Kant hier zu wuͤnſchen übrig ließ, das hat Fichte, 


faſt gleichzeitig, gethan, d. h. er hat Rechte und Pflichten von 
einander ſcharf geſchieden und nur die erſten der Rechts⸗ 
lehre, nur die lezten der Moral zugewieſen. Zu bedauern 
iſt blos, daß er, um zu einem ſo nahe liegen den, dem geſun⸗ 
den Menſchenverſtande ganz deutlich vorſchwebenden Ziele zu 
gelangen, eine ſo weit ausholende, alle Spizfindigkeiten und 


grundloſen Tiefen der „Ich-Philoſophie“ zu Hilfe rufende, 


ja als Bedingung vorausſezende, Methode eiuſchlug. Hiedurch 


bat er theils feine Leſer von den dunklen Wegen, die er wan⸗ 


delte, abgeſchreckt, theils ſich ſelbſt, troz des Lichtpunktes, der 
ihm winkte, in mancherlei Irrthuͤmer verſtrickt. | 

Auf eine weit einfachere und leichtere Weiſe, durch faſt po⸗ 
pulaͤre Entwicklung des Rechtsbegriffs oder durch Verdeut⸗ 
lichung deſſen, was dunkel einem Jeden bei der Idee des 
Rechtes vorſchwebt, mag man zu demfelben Ziele gelangen, von 
welchem Fichte durch ſeine ungenießbare Methaphyſik ab⸗ 
ſchreckt, und man wird auch wohl nirgends einen feſten Bo 
den fuͤr das Recht finden als eben dort. 
Nach Kant und Fichte iſt noch eine bedeutende Zahl von 
Bearbeitern des Vernunftrechts aufgeſtanden, welche großentheils 
den Prinzipien des Erſten (dem Zweiten widerfuhr ſolche 
Anerkennung nicht) ausdruͤcklich huldigen, oder auch, wo ſie 
eine ſelbſteigene Richtung nehmen, doch eine Verwandtſchaft 
oder Ab ſtam mung ihrer Ideen mit oder von jenen der kri⸗ 
tiſchen Philoſophie darthun. Unter ihnen nennen wir mit be⸗ 
ſonderer Auszeichnung Schmalz *), deſſen Handbuch der 
Rechtspbiloſophie zur Verdeutlichung des Rechts⸗ 
begriffs und mancher Hauptlehren des Rechts einen weſentli⸗ 
chen Beitrag geliefert, und dergeſtalt unſere Wiſſenſchaft wirk⸗ 
lich vorangeführt hat. Freilich hat auch er, obſchon er 


*) Ungeachtet dieſer Anerkennung fagen wir gleichwohl uns unbedingt 
los von einigen ſpäter genommenen Richtungen des hier 
genannten Schriftſtellers. 
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richtig in der Idee der bloſen Moglichkeit das Weſen der 
Rechtsgeſeze erſchaute, dennoch, ſich hier ſelbſt widerſprechend, 
neben Rechten auch Pflichten daraus abgeleitet, und die 
Rechtslehre mit der Ethik als einer gemeinſamen 
Wurzel entſtiegen oder als die beiden Töchter der einen Mor 
ral betrachtet. | | 

Die Namen mehrerer anderer unter den neueſten Lehrern des 
Vernunftrechts, wie Stephani, Beck, Meiſter, Dreſch, 
Krug, Eſchenmayer, Gros, Poͤlitz, werden von den 
Freunden dieſer edlen Wiſſenſchaft mit gleich viel Verehrung fuͤr 
das Gemuͤth wie fuͤr den Geiſt jener trefflichen Maͤnner genannt. 
Wer ihre Werke ſtudirt, wird ſowohl aus den intereſſanten Ei⸗ 
genthuͤmlichkeiten jedes Einzelnen, als aus der gemeinſchaftli⸗ 
chen Richtung Aller nach dem Guten und Wahren reichen Stoff 
der Belehrung und des Genuſſes ziehen. Nur bei der Grun d⸗ 
anſicht vom Recht und von der Rechtsgeſezgebung, alſo auch 
bei der Aufſtellung des oberſten Rechtsprinzips, begegnet 
uns allenthalben dieſelbe Verpflanzung des Rechts auf den 
Boden der Moral, oder dieſelbe unzureichende Uns 
terſchei dung der Rechts⸗Geſezgebung von der ethiſchen, wor⸗ 
aus die meiſten Irrungen, Mißverſtaͤndniſſe und Widerſpruͤche 
in den naturrechtlichen Lehrſyſtemen fließen. Dahin gehört gleich⸗ 
maͤßig die Lehre, welche aus der Pflicht des Berechtig⸗ 
ten, wie jene, welche aus der Pflicht des dieſem Gegen⸗ 
uͤberſtehenden den Rechtsbegriff ableitet, noch entſchiedener 
aber jene, welche in dem Recht geradezu das ſittliche Ideal 
für den aͤußern freien Wirkungskreis der Menſchen, oder auch 
die Bedingung der Realiſirug des Sittengeſezes 
erblickt. Dahin gehoͤrt nicht minder die Lehre, welche das Recht 
das „Wahre im Guten“ nennt, oder welche es für das 
Produkt der Wechſel wirkung zwiſchen Vernunft und 
Sinnlichkeit erklaͤrt. 

Eine umſtaͤndlichere Beleuchtung dieſer verſchiedenen Lehren, 
die da ein eigenes Werk erheiſchte, kann hier nicht Statt fin⸗ 
den. Uebrigens ſcheint die allſeitige Werſtaͤndigung unter 
den aufrichtigen Forſchern nach vernunftrechtlicher Erkennt⸗ 
niß nicht ſchwer, vielmehr nahe liegend, ja in den wichtigſten 
der unmittelbar praktiſchen Lehren bereits erfolgt. Die 
nuͤchterne, klare, der Ueberzeugung der Verſtaͤndigen ſich auf⸗ 
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innerer Begruͤndung wie an Macht uͤber die Gemuͤther; und 


die vielfeitigen Anfeindungen, die fie in der neueſten Zeit, hier 
von knechtiſchen oder egoiſtiſchen Schuzrednern der Despotie 
und aller, auch der heilloſeſten, hiſtoriſchen Rechte, dort 
von beſchraͤnkten Froͤmmlern und Myſtikern erfaͤhrt, wird ihr 
wenig Schaden bringen. Auch wird ſie wohl der Verkehrtheit 
ſich erwehren, mit welcher die Schwindeleien der Naturphi⸗ 
loſophie ſie in der neueſten Zeit bedrohten. Die mit unſerer 
Wiſſenſchaft Vertrauten ſehen ein, daß jene Naturphiloſo⸗ 
phie nur zur Ungebuͤhr anf dieſem ihr fremden Gebiete zu 
walten begehrt; ſie ſehen ein, daß, wenn irgendwo, in der 
Sphaͤre des Rechts, ein feſter Boden nothwendig iſt, daß 
alſo davon alle ſchwankenden Begriffe, alle blos ſubjektiven Anſichten 
oder Traͤume, alle Poeſien ferne bleiben muͤſſen. Auch ers 
kennen ſie den weſentlichen Unterſchied zwiſchen Natur⸗ 
Geſezen und jenen der Freiheit, demnach die Undenkbarkeit 
einer Identitat beider. Wir bemerken hier nur eines: Alles 
in der Natur geſchieht geſezmaͤßig; ſelbſt die ihren (etwa 
erkennbaren) Abſichten zuwiderlaufenden Handlungen der Men⸗ 
ſchen macht dieſe Natur auf geſezmaͤßige Weiſe wieder gut, 
oder ſie bringt wenigſtens in Gemaͤßheit ihrer Geſeze unaus⸗ 
bleiblich die jenem Widerſtreben entſprechenden Wirkungen 
hervor. Aber im Reiche der Geiſter geſchieht nicht Alles geſez⸗ 


maͤßig. Ungeſezmaͤßigkeiten ſind nicht nur moͤglich, ſondern tauſend 


und tauſendmal wirklich. Es ſind alſo nicht dieſelben Geſeze. 

Alles alſo, was iſt und geſchieht, iſt wohl nach Natur⸗ 
geſezen entſtanden oder geſchehen; aber darum iſt noch nicht 
Alles vernünftig, oder den Vernunftgeſezen gemäß, 
was ift oder geſchieht. *) — 


*) Außer den in unſerer Geſchichte angeführten enthält die ir ch 
tur des Vernunftrechts noch eine Menge großentheils achtungs⸗ 
würdiger und ſelbſt hoch gefeierter Namen, deren Aufzählung, ſo 
wie die ihrer Werke, jedoch außer unſerem Zwecke liegt. Man fin⸗ 
det dergleichen wohlgeordnete Verzeichniſſe bereits in den meiſten 
naturrechtlichen Kompendien, namentlich bei Hufeland, Zeil⸗ 
ler, Meiſter, v. Gros u. a., welchen wir zur Vervollſtändi⸗ 
gung blos einige der aller neueſten Erſcheinungen noch beizufügen 
hätten. Dem Anbau des Vernunftrechts übrigens iſt ſelbſteigenes 
Nachdenken förderlicher als die vollzähligſte Bücherſammlung. 
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Natürliches Privatrecht. 
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Abſolutes Naturrecht. 9. 
0 i 


| §. 1. 
Von der juriſtiſchen Perſönlichkeit. 


Das abſolute Naturrecht hat zur Aufgabe die Regulirung 
der Wechſelwirkung juriſtiſcher Perſonen ſchlecht⸗ 
hin, ohne irgend eine naͤhere Charakteriſirung oder beſondere 
Vorausſezung. Es fragt ſich demnach hier vor Allem: was 
iſt eine juriſtiſche Perſon, oder was iſt juriſtiſche Perſoͤnlichkeit? 
Hugo (Philoſ. des poſitiven Rechts §. 40.) ſezt den 
zjiuriſtiſchen Charakter der Gattung und des Individuums in 
die „Thierheit,“ was jedoch — nach den daſelbſt vorkom⸗ 
menden Argumenten — kaum ſein Ernſt ſeyn kann. Die juri⸗ 
ſtiſche Perſoͤnlichkeit iſt Uns die Eigenſchaft, Subjekt von 
Rechten und Schuldigkeiten zu ſeyn. 

Welchen Weſen nun koͤmmt ſolche Eigenſchaft zu? — 

Unmittelbar und nothwendig ſchreiben ſich die⸗ 
ſelbe alle ſinnlich⸗ vernünftigen, alſo dem Moralgeſez 


198 


unterworfenen, Weſen zu, infofern fie untereinander in außer 
rer Wechſelwirkung ſtehen. Jede moralifche Perſon nämlich 
erkennt ſich als Selbſtzweck. In eines jeden Vernuͤnftigen Ge⸗ 
muͤth iſt ſolche Ueberzeug ung lebendig. Denn wer oder 
was ſollte ſonſt Selbſtzweck ſeyn? und wo iſt das Weſen, 
welchem er als Sache dienen ſollte? — Die Vernunft weiß 
hierauf keine Antwort und erkennt nothwendig das Weſen, 
welchem ſie einwohnt, als Selbſtzweck. 

Von dieſer meiner Ueberzeugung unabtrennlich — weil 
das Gegentheil die Vernunft mit ſich ſelbſt in Widerſpruch 
ſezen wuͤrde — iſt auch das Anerkenntniß der uͤbrigen Ver⸗ 
nuͤnftigen als gleichfalls Selbſtz wecke, d. h. das Bewußt⸗ 
ſeyn der Pflicht, ſie als Selbſtzwecke zu achten und zu be⸗ 
handeln, und auch die Erwartung, hinwieder von ihnen 
die gleiche Anerkennung zu erhalten. 

Fuͤr vernünftig aber, d. h. für mir in der Weſenheit gleich 
oder aͤhnlich, muß ich eben ſo nothwendig alle diejenigen achten, 
an welchen ich unzweifelhafte Spuren der Vernunftmaͤßigkeit 
wahrnehme; ja ich muß die Vernunftmaͤßigkeit vermuthen oder 
vorausſezen überall da, wo eine der meinigen ähnliche 
Koͤrpergeſtalt (oder die Aeußerung eines dem meinigen aͤhn⸗ 
lichen Lebens) mir entgegen tritt. 

Die Erkennbarkeit einer menſchlichen Natur in 
den mir erſcheinenden Weſen iſt fuͤr mich der Titel ihrer juri⸗ 
ſtiſchen Perſönlichkeit, und ein anderer Sinn liegt auch weder 
in Fichtes Lehre, daß das menſchliche Antliz, noch in 
jener von Gros, daß die aufrechte Geſtalt und die Faͤ⸗ 
higkeit zu artikulirten Tönen ſolche Urkunde ſeyen; 
nur iſt unſer Ausdruck allgemeiner ud darum den Spots 
tereien Hugo's (F. 40. Note 4) keinen Raum gebend. ) 


) Zum einfachſten oder allgemeinen Rechts verhältniß if die Unter⸗ 
ſcheidung der Individualität einer Perſon nicht nöthig. Ich 
bin auch mit individuell mir nicht Erkenn baren, als mit Un⸗ 
bekannten, oder mit in der Ferne oder im Dunkeln Stehenden, 
oder mit einer ganzen Maſſe von Menſchen u. ſ. w. im Rechts⸗ 
verhältniß. Nur die befonderen Rechtsverhältniſſe und mit 
beſtimmten Perſonen ſezen die Erkenn barkeit derſelben, 
d. h. die fortdauernde Ueberzeugung von der Identität einer 
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Die juriſtiſche Perſoͤnlichkeit oder der Anſpruch auf Aner⸗ 
kanntwerden als Subjekt von Rechten, erhaͤlt hiernach ſchon 
durch die praktiſche Vernunft oder durch das Mo ralgeſez, 
welches jene thaͤtige Anerkennung gegenſeitig befiehlt, eine 
vollkommene Giltigkeit oder praktiſche Bedeutung. Aber auch 
unter Weſen, welche dem Moralgeſez nicht unterſtaͤnden — 
etwa fuͤr blos ſinnlich verſtaͤndige Weſen — koͤnnte fie zur 
Giltigkeit gelangen entweder durch inſtinktartiges oder aus 
wohlverſtandenem Intereſſe, d. h. alſo aus Selbſtlie be, fließen⸗ 
des Streben nach Realiſirung der Rechtsidee, und zumal durch 
eine demſelben entſprechende künſtliche Veranſtaltung, 
(Sanktion durch geregelten Zwang.) Die Nothwendig⸗ 
keit oder phyſiſche Noͤthigung traͤte hier an die Stelle 
der moraliſchen Pflicht (auch unter moraliſchen Weſen muß ſie 
die Wirkung der leztern vervollſtaͤndigen,) und gewaͤhrleiſtete die 
wechſelſeitig gefordete Anerkennung. 

Mittelſt ſolcher kuͤnſtlichen Veranſtaltung koͤnnen endlich 
ſelbſt unverſtaͤndige, oder lebloſe oder blos ideale Weſen 
zu juriſtiſchen Perſoͤnlichkeiten werden, z. B. Stiftungen, Ge⸗ 
meinheiten, Ungeborne u. ſ. w. Auch kann durch fie die ju⸗ 
riſtiſche Unvollbuͤrtigkeit (geringere oder zeitlich gehinderte 
Faͤhigkeit zum Erkennen des Rechtsgeſezes, oder zu deſſen Be⸗ 
obachtung) geheilt werden, wie bei Kindern, Wahnſinnigen u. ſ. w., 
wodurch abermal der Kreis der juriftifchen Perſoͤnlichkeit ſich 
erweitert. 

Der allgemeine Charakter derſelben bleibt indeſſen immer: 


* „das Anerkanntwerden als Selbſtzweck“ und zu⸗ 


gleich „als ein auch zur gegenſeitig zu leiſtenden thaͤ⸗ 
tigen Anerkennung fähiges, — dazu natürlich oder kuͤnſt⸗ 
lich verbundenes — Weſen.“ Nicht eigentlich das „Sel bſt⸗ 
zweck⸗Seyn,“ ) ſondern das Anerkanntwerden als 


mir jezt erſcheinenden mit der früher erſchienenen Perſönlichkeit 
voraus; und da iſt nun freilich die individuelle Körperge⸗ 
ſtalt das zuverläßigſte oder untrüglichſte Erkennungsmittel. 

) Der Sentimentalität möchten wohl auch die Thiere — überhaupt 
alle empfin denden Geſchöpfe — wenigſtens zum Theil, (eben 
nach Maaß ihrer Empfänglichkeit für Luſt und Unluſt) als Selbſt⸗ 
zwecke gelten; auch verbietet die Moral jede muthwillige Peini⸗ 
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folcher durch Andere, die es gleichfalls find, und gegenfeitig 
dafür erkannt werden, macht jenen Charakter aus. 

Es iſt alſo meine juriſtiſche Perſoͤnlichkeit nicht eben die 
Folge meiner ethiſchen Perſoͤnlichkeit (d. h. moraliſchen 
Verantwortlichkeit, oder Eigenſchaft, als innerlich freier Urs 
heber von Handlungen betrachtet zu werden), wenigſtens nicht 
die nothwendige oder davon allein abhaͤngende Folge; (denn 
als moraliſche Perſon bin ich wohl Selbſtzweck; aber werde 
vielleicht noch nicht anerkannt als ſolcher). Sondern ſie iſt 
die Folge der, entweder aus der ethiſchen Perſoͤnlichkeit (Mo⸗ 
ralitaͤt) Anderer oder auch aus ſonſtigen Gruͤnden fließenden, 
Anerkennung durch jene Anderen; welche Anerkennung zwar 
der Regel nach als natürliche Pflicht dieſer Andern (voraus⸗ 
geſezt, daß auch ich ſie anerkenne) erſcheint; aber auch blos als 
freiwillige (etwa verſtaͤndig egoiſtiſche — aus Klugheit 
fließende) oder durch pathologiſches Gefuͤhl bewirkte, oder durch 
Fünftliche Veranſtaltung erzwungene oder verbuͤrgte Leiſtung 
gedacht werden kann. 

Was keine Perſon iſt, das iſt Sache, d. h. iſt nicht 
Subjekt von Rechten und Schuldigkeiten, wird nicht als 
Selbſtzweck geachtet, und kann ohne Verlezung des Rechtsge⸗ 
ſezes (doch wird die Moral mitunter eine Beſchraͤnkung auf⸗ 
legen) als Mittel zu unſern Zwecken beliebig gebraucht werden. 


F. 2. 


Form und Inhalt der Rechte. 
Rechtsgegenſtand. 


Bei jedem Recht kann einmal die Form und ſodann der 
Inhalt oder die Materie betrachtet werden. Nach der Form 
iſt jedes Recht nichts Anderes, als die Moͤg lichkeit des Zu⸗ 

gung oder zweckloſe Tödtung derſelben. Das Recht aber nimmt ſie 

nicht in feinen Schuz, weil fie unfähig find einer Erkenntniß 
ſeines Geſezes, und alſo des ſelbſteigenen een irgend end 
andern Perſönlichkeit. 
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ſammenbeſtehens irgend eines beſtimmten Freiheitsge⸗ 


brauchs oder einer Art deſſelben mit der gleichen und moͤglichſt 
größten Freiheit Aller. Der Inhalt des Rechts iſt ſodann 
dieſer beſtimmte Jtelbeit dane oder dieſe Art 
des Freiheitsgebrauchs ſelbſt. In lezter, naͤmlich materieller, 
Bedeutung wird das Recht bald objektiv bald ſubjektiv 
genommen, d. h. bald fuͤr den beſtimmten Freiheitsge⸗ 


brauch (nach feinem Begriff) oder die Handlung ſelbſt 


(nach ihrer Eigenſchaft) als rechtlich betrachtet, bald fuͤr die 
enz des Handelnden zu demſelben. 

In beiderlei Beziehung gibt es eigentlich nur ein Recht, 
d. h. jeder rechtliche Freiheitsgebrauch und jede Befugniß ſind 
enthalten in dem allgemeinen und oberſten Rechtsgeſez, 
welches in der aͤußern Wechſelwirkung ſinnlich vernuͤnftiger 
Weſen Allen Alles mit Ausnahme des ſich Widerſprechen⸗ 
den erlaubt. Es handelt ſich alſo in der Rechtslehre nur um 
die Anwendung dieſes allgemeinen Geſezes auf die beſonde⸗ 


ren Arten oder Fälle des e ee in der Wechſel⸗ 


wirkung mit Anderen. 
Die Summe alles Rechts beſteht hiernach in der Re⸗ 


gel: „Jeder darf thun was er will, inſofern er durch 


dieſes Thun dem gleich freien Willen Anderer 
keinen Eintrag thut.“ Die Grundregel bleibt alſo: 
„Jeder darf thun was er will“ (äußere Freiheit), und 
die Beſchraͤnkung iſt blos der gleich freie Wille der 
Uebrigen. Alſo wird die Beſchraͤnkung durch den Saz ausge⸗ 


druckt: „Keiner kann rechtlich gegen feinen Willen 


beſtimmt werden;“ jeder Wille alſo, der ſolches (thaͤtig) 
begehrte, iſt widerrechtlich. 

Dieſer Saz umfaßt alſo alle Rechte, ſowohl die, wicht 
man angeborne als welche man erworbene nennt; denn 
die lezten ſind in den angebornen mit enthalten, naͤmlich nur 
durch ſie erwerblich, auch im Weſen nicht verſchie⸗ 
den von ihnen. Ich habe im Grund nie ein anderes als das 
angeborne Recht oder das Urrecht, d. h. ich habe nie mehr noch 
weniger Recht als vereinbar iſt mit dem Recht aller Andern. 


Die Eintheilung in angeborne und erworbene (erwerb⸗ 


liche) Rechte iſt demnach keine andere als die in abfolute 


und hypothetiſche Rechte, wovon die Begriffsbeſtimmung 
9 4 
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Schon oben gegeben ward. (S. §. XXV.) Wir brauchen * 


dem daſelbſt Geſagten das Wort abſolut im ſtrengſten Sinn, 
d. h. jede vorausgegangene That, die da neue Rechte erzeugte, 
ausſchließend. 

Jede weitere Eintheilung der Rechte, namentlich auch die⸗ 
jenige, die nach deren Gegenſtaͤnden gemacht wird, gehört 
ſchon dem hypothetiſchen Recht an. Denn das abſolute 
(oder angeborne) Recht hat nur ei nen Gegenſtand, namlich die 
Perſon des Berechtigten ſelbſt. Dieſes erhellt aus 
nachſtehender Betrachtung. 


Recht iſt überall nichts anderes als die (abſolut oder hypo⸗ 


thetiſch von der Vernunft anerkannte) Befugniß, oder vernunft⸗ 
gemaͤße Ermächtigung, zu (aͤußern) Handlungen, deren 
Gegenſtand (auf welche naͤmlich die Handlung gerich⸗ 
tet iſt) an und fuͤr ſich fuͤr das Weſen des Rechts gleich⸗ 
giltig iſt. Ich darf eben thun, was ich will, ſo lang ich durch 
dieſes Thun nicht in Widerſtreit mit derſelben — d. h. unter 
denſelben Vorausſezungen ſtatt findenden — Befugniß 
aller Andern oder uͤberhaupt mit der groͤßtmoͤglichen gleichen 
Freiheit Aller komme. So lange ich alſo nur kann, was ein 
Jeder, ſo iſt die Handlung allein, was von meiner Frei⸗ 
heit oder Selbſtbeſtimmung abhaͤngt, und alſo dieſe Handlung 
allein der wahre Gegenſtand meines Rechtes. Es iſt dann kein 


Grund vorhanden, eine Eintheilung nach moͤglichen Gegen⸗ 


ſtaͤnden des Handelns (ob Perſonen oder Sachen ꝛc.) zu ma⸗ 
chen. Denn was daran mein Recht iſt, iſt blos allein die 


Handlung. Wenn ich aber auf etwas allein oder aus⸗ 


ſchließend zu wirken berechtigt bin, dann erſt iſt es Gegenſtand 
meines Rechtes geworden; da es vorhin, wenn uͤberhaupt Gegen⸗ 


ſtand eines Rechtes, der Gegenſtand des Rechtes von Allen war. 


Alſo iſt der Gegenſtand meines Rechtes nur das⸗ 
jenige, was allein und ausſchließend meinem Wil⸗ 


len rechtlich unterſteht. Urſpruͤnglich nun oder abſolut habe ich 


nur mich ſelbſt als Gegenſtand meines Rechtes, d. h. nur 


uͤber mich ſelbſt darf ich allein und ausſchließend gebieten, 


weil nur ich ſelbſt, oder meine perſoͤnliche Freiheit die Ein⸗ 
ſchraͤnkung der Freiheit aller andern iſt. Zu allen anderen, 
auf's Aeußere, d. h. auf das was nicht Ich iſt, gehenden 
Einwirkungen, habe ich nur ein gleiches Recht, wie alle 
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Uebrigen. Jene Dinge alſo, worauf ſolche Einwirkung geht, 
gehoͤren noch nicht meinem Recht an; ſondern dem Rechte 
Aller; fie find noch nicht Gegenſtand meines Rechtes 
geworden. 

Fuͤr die Gegenſtaͤnde des gemeinſchaftlichen Rechtes 
iſt keine Deduktion noͤthig; ſie koͤnnen nur beiſpiels⸗ 
weiſe, als moͤgliche Richtungen meiner freien Thaͤtig— 
keit aufgezaͤhlt werden. Der eigentliche Begriff des Rechtes 
und Rechtsgegenſtandes faͤngt erſt alsdann an, wenn von 
der Begraͤnzung der freien Thaͤtigkeit Anderer die Rede 
wird, worin der Begriff des Ausſchließens enthalten iſt. 

Alſo iſt es nur rechtliches Beduͤrfniß, die Sphaͤre des je⸗ 
dem Einzelnen gegenuͤber von Anderen zuſtehenden Rechtes, 
d. h. des ihm ausſchließend zuſtehenden zu zeichnen, weil 
nur ſolche Zeichnung noͤthig iſt, um die Harmonie der Wech⸗ 
ſelwirkung zu bewirken. Nicht die Gegenſtaͤnde meiner Thhaͤ⸗ 
tigkeit oder möglichen Kraftäußerung, ſondern die meines 
Rechtes — d. h. der mir in Wechſelwirkung mit Anderen und 
dieſelben ausſchließend zuſtehenden Thaͤtigkeit — ſind zu 
unterſuchen. 

Der angeborne oder urſpruͤngliche Gegenſtand meines Rech⸗ 
tes alſo iſt blos meine Perſon. Nur dieſe unterſteht allein 
und ausſchließend meinem Willen. Wenn ich demſelben etwas 
außer mir gleichfalls ausſchließend unterwerfen will, ſo muß 
Rein Faktum, ein Titel hinzukommen, wodurch jenes Aeußere 
— ob eine Sache, oder eine Perſon, ganz oder zum Theil — 
in die Sphaͤre meines perſoͤnlichen Rechtes hineingebracht wird. 

Die Art, wie dieſes geſchieht, gehoͤrt demnach zur Lehre 
von den hypothetiſchen Rechten; im abſoluten Recht 
kann weder von Rechten auf Sachen noch auf andere Pers 
f onen die Rede ſeyn; fondern blos vom Recht der ſelbſteige⸗ 
nen Perſoͤnlichkeit, und, was damit identiſch iſt, der 
t i 
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Der Menſch alſo hat (ſchon im abſoluten Naturzuſtand, 
aber eben darum auch in jedem nachfolgenden hypothetiſchen 
oder kuͤnſtlichen Zuſtand) das Recht der freien und gleichen 
Perſoͤnlichkeit, wovon etwa die Hauptaͤußerungen (nicht 
beſondere Rechte oder Rechtsgegenſtaͤn de, ſondern blos 
Richtungen oder Ausuͤbungsarten oder Beziehungen) die 
nachſtehenden ſind: 

1) Das Recht auf ſeinen Korp er, und auf deſſen Un⸗ 
verlezlichkeit, uͤberhanpt auf ſein ganzes phyſiſches Daſeyn, 
ſo lange es nicht auf Unkoſten des Weck Auen ſich be⸗ 
haupten will. | 

2) Das Recht jeder ſinnlichen und geitigen Lebens⸗ 
aͤußerung unter derſelben Beſchraͤnkung. Daher ins beſondere 
auch das Recht der ſelbſtgewaͤhlten Gottes verehrung. 5 

3) Das Recht der Erſtrebung beliebiger Zwecke, ver⸗ 
ſteht ſich ohne Eingriff in die Perſoͤnlichkeit oder Freiheit An⸗ 
derer, daher auch insbeſondere das Recht der Er werbung 
auf dem durch die beiden nachſtehenden Rechte bereiteten Wege. 

4) Das Recht des Gebrauches herrenloſer Sachen, 
daher auch das Recht der die Ausſchließung Anderer mit ſich 
fuͤhrenden Bemaͤchtigung, d. h. der Okkupation ſolcher Sa⸗ 
chen, nicht minder ihrer Wiederverlaſſung. 

5) Das Recht der freien Gedanken⸗Mittheilung 
(und rechtlichen Willenserklaͤrung) an Alle, welche ſie verneh⸗ 
men wollen; überhaupt der freien Wechſelwirkung mit 
jedem, der fie nicht ausſchlaͤgt, daher auch das Recht, ſich 
Anderen und Andere ſich zu verpflichten. 

6) Das Recht der Veraͤußerung, d. h. der unbedingten 
oder bedingten Verzichtleiſtung auf eigene Rechte, und das 
der Uebertragung ſolcher Rechte an Andere, die da ein⸗ 
willigen oder annehmen. 5 
7) Das Recht der Hindanhaltung jeder Herrſchaft, jedes 
Zwangs und jeder Beſchraͤnkung der perſoͤnlichen Freiheit, wo⸗ 
fern nicht ein beſonderer Rechtstitel (zumal Vertrag oder Be⸗ 
leidigung) irgend Jemanden dazu ermaͤchtigte. a 
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8) Das Recht der Sel bſtvertheidigung, uberhaupt 
der zwangsweiſen Behauptung aller Rechte gegen jeden An⸗ 
greifer und Beleidiger. ; 

Aus der Aufzählung dieſer, dem Urrecht der Perſönlichkeit 
unmittelbar entfließenden, oder vielmehr mit demſelben iden⸗ 
tiſchen, Rechte erhellt, daß nicht nur Todſchlag, Verwundung, 
koͤrperliche Mißhandlung, überhaupt Gewaltthaͤtigkeit jeder Art, 
Freiheitsbeſchraͤnkung, Gefangenhaltung, Entfuͤhrung u. ſ. w. von 
Einzelnen gegen Einzelne begangen, evidente Rechtsverlezungen 
ſind, ſondern daß, da im Staat die Urrechte nicht nur fort⸗ 
dauern, ſondern ſogar noch eine weitere Sanktion erhalten, 
auch alle von Seite der Staatsgewalt geſchehenden Bes 
ſchraͤnkungen oder Unterdruͤckungen jener Rechte (inſofern nicht 
aus dem Staatsvertrag eine Verzichtleiſtung auf dieſelben kann 
abgeleitet werden) denſelben Stempel des Unrechts, ja noch 
ſchwereren Unrechts tragen. Eine Menge wirklich beſtehender 
Geſeze oder Uebungen in der Juſtiz und Polizei, uberhaupt in 
allen Sphaͤren der Staatsverwaltung und noch auffallender die 
mitunter auch ohne Geſez oder gegen das Geſez vorkommenden 
einzelnen Gewaltshandlungen erſcheinen alſo ſchon nach dieſer 
erſten Anſicht in ihrer die rechtliche Vernunft empoͤrenden 
Geſtalt. 


* 


$. 4. 5 
Insbeſondere vom Recht der guten Achtung oder der Ehre. 


Die meiſten hier aufgefuͤhrten Rechte, nach ihrem Begriff 
wie nach ihrer Begraͤnzung, ſind klar und (theoretiſch) nur we⸗ 
nig beſtritten. Etwas anderes ſindet ſtatt in Anſehung einiger 
anderer Rechte, die man gleichfalls gewoͤhnlich als Urrechte 
aufführt. Sie ſind zumal: 

a) Das Recht der Ehre oder der guten 7 

b) Das Recht der Sicherheit. 

c) Das Recht auf Wahrheit. 

A) Das Recht der Ehre. Daſſelbe gibt mancherlei 
Zweifeln und Schwierigkeiten Raum. Eine Unermeßlichkeit 
bunt verſchiedener Faͤlle ſpricht hier die Entſcheidung an: wo 
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finden wir den Grundſaz, welcher giltig fey für alle? — Die 
Heiligkeit der Ehre fuͤr jeden rechtlichen Mann, ihre dem Werthe 
des Lebens gleich geſchaͤzte Koſtbarkeit, und das natuͤrlich gegen 
Ehrenkraͤnkung mehr als gegen jede andere Beleidigung ſich 
empoͤrende Gefuͤhl aller edelſtolzen Gemuͤther laſſen die allge⸗ 
meine Entſcheidung nicht zweifelhaft. Aber bei der Anwendung 


auf beſtimmte Faͤlle oder Verhaͤltniſſe treten mancherlei Beden⸗ 


ken ein. Man verwechſelt gar leicht die bloſe Nicht bezeu⸗ 
gung der Achtung mit wirklicher Verachtungsbezeu⸗ 
gung, oder die gemeine Ehre mit einer aus verſchiedenen 
Titeln etwa anzuſprechenden vorzuͤglichen, eben fo die ſchon 
im außerbürgerlihen Zuſtand zu behauptende mit jener, 
welche aus dem buͤrgerlichen Verhaͤltniß ſtammt. Auch 
ſcheint die Vereinbarung des eigenen freien Urtheils und auch 
der Gedankenmittheilung mit unbedingter Heilighaltung fremder 
Ehre ſchwer. Habe ich den Anderen beleidigt, wenn ich 
von ihm mit Wahrheit (oder ſelbſt aus un verſchulde⸗ 
tem Irrthum) Dinge ausſage oder Urtheile fälle, die ihn 
als minder achtungswerth oder gar als veraͤchtlich darſtellen? 
Und gibt es nicht ſchon natuͤrliche Mängel und dann zumal 


moraliſche Schlechtigkeiten, welche — wenn auch keine 


Rechtswidrigkeit begangen worden, alſo keine Rechts⸗ 
verwirkung ſtatt gefunden — den Anſpruch auf Achtung 
vermindern oder aufheben? — 

Das Recht auf Achtung — wenn wirklich vom ſtrengen 
aͤußern Recht und nicht etwa von bloſer Wuͤrdigkeit 
oder natürlichem Eindruck oder auch Billigkeit die 


Rede iſt — kann in nichts anderem beſtehen, oder von nichts 


anderem abgeleitet, alſo auch durch nichts anderes beſtimmt 
oder bemeſſen werden, als durch das Recht der Gleichheit. 
Die Anerkennung als juriſtiſche Perſoͤnlichkeit iſt 
an und fuͤr ſich eine Achtungsbezeugung; man iſt dieſelbe ſich 

gegenſeitig ſchuldig, thut aber ſolcher Schuldigkeit nur alsdann 
Genuͤge, wenn man ſich auch als gleiche Perſoͤnlichkeiten ans 
erkennt. Durch Verachtungsbezeugung thut man den Anſpruch 


auf eigenen Vorzug kund, und durch Schmaͤhung wird der 


Geſchmaͤhte nebenbei mit Verluſt oder Verminderung ſeines 
Gleichheitsrechts oder ſeiner juriſtiſchen Vollbuͤrtigkeit auch i in 
der Wechſelwirkung mit Anderen e 


ar 
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Das natuͤrliche Recht der Gleichheit kann indeffen verloren 
gehen oder beſchraͤnkt werden, und zwar, auch abgeſehen von 
buͤrgerlichen Einrichtungen oder von Beſtimmungen eines poſi⸗ 
tiven Rechtes, ſchon durch bloſe Verſchiedenheit in natürlichen 
Eigenſchaften und durch Rechtsverwirkung. 

Koͤrperliche und geiſtige Worzuͤge jedoch bewirken eine 
rechtliche Ungleichheit nie; wohl aber koͤnnen Gebrechen bei⸗ 
derlei Art eine ſolche hervorbringen. Der Schoͤnſte, Genievollſte, 
Tugendhafteſte ſeines Geſchlechts hat keinen rechtlichen Vor⸗ 
zug vor Andern — denn zur rechtlichen Perſoͤnlichkeit genügt 
die gemeine Vernunft maͤßigkeit, d. h. die Faͤhigkeit, das 
Rechtsgeſez und die Perſoͤnlichkeit Anderer anzuerkennen; und 
die Würdigung der koͤrperlichen und Geiſtesvorzuͤge kann nie⸗ 
mals Sache eines rechtlichen Urtheils ſeyn. Wohl aber koͤnnen 
Mängel von gewiſſem Grad oder Beſchaffenheit den damit 
Behafteten unter das Niveau der allgemein rechtlichen Gleich⸗ 
heit herab bringen. Der Krüppel, der Schwachkopf, der Uns 
polirte leiden keine Rechtsverminderung, und ſind des Rechtes 
der gemeinen Achtung theilhaft. Den Peſtkranken dagegen, ja 
den durch auffallende Eckelhaftigkeit meinen natuͤrlichen Lebens⸗ 
genuß Stoͤrenden, kann ich — wofern er nicht auf eigenem oder 
ſchon fruͤher innegehabtem Raume weilt, ſondern mir ſich naͤhern 
will, aus dieſer meiner Naͤhe weiſen; und den Wahnſinnigen, 
oder das Kind, den Vollberauſchten u. ſ. w. mag ich als wenig⸗ 
ſtens zeitlich Unvernuͤnftige und daher rechtlich Unvollbuͤrtige 
mit Ueberlegenheit behandeln. Dem Unſittlichen jedoch, 
d. h. dem gegen das Moralgeſez Suͤndigenden darf ich — 
ſo lang er nicht auch ein Recht verlezt — ob ich auch im 
Innern ihn verachte, die aͤußerliche gemeine Achtungsbezeugung 
nicht verſagen, wofern nicht die Unſittlichkeit bis zur Bruta⸗ 
lität — die da ſelbſt den Charakter der Vernunftmaͤßigkeit 
aufhebt — oder bis zum freiwillig erregten Skandal, welches 
wohl noch weit weniger als blos ſinnlicher Eckel zu ertragen iſt, 
anſteigt. Durch rechtswidrige Handlungen dagegen ver⸗ 
liert man allerdings das Recht auf gleiche Achtung, weil man 
dadurch freiwillig der Eigenſchaft, vollbuͤrtiges Rechts ſubjekt zu 
ſeyn, entſagt, und darum auch den Anſpruch, als ſolches ge⸗ 
achtet zu werden, aufgibt. 

Aus dieſen Betrachtungen, zumal aus derjenigen, welche 
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auch dem Schwachkopf und dem Sünder das Recht auf bie 
gemeine Achtung gewaͤhren, geht hervor: 

1) daß die mit ſtrengem Recht zu fordernde Achtung jeden⸗ 
falls en ſehr beſchraͤnktes Maß hat, und daß in der 
Regel, d. h. ohne Vorausſezung von Fakten, die ein beſonde⸗ 
res hypothetiſches Recht gruͤnden, eigentlich nur die poſitive 
Verachtungs⸗Bezeugung widerrechtlich iſt. 

2) Daß aber dieſe poſitive Verachtungsbezeugung gegen 
Jemanden, der nicht durch eigene Rechtsverlezung ſein Recht 
auf gute Achtung verwirkte, (oder auch jede, welche die Grenze 
ſolcher Verwirkung uͤberſchreitet) wirklich eine Rechtsverlezung, 
daher den Verachteten zur Abwehr berechtigend iſt. 

Unter den Begriff ſolcher Beleidigung (Injurie) gehört 
allernaͤchſt jedes dem Andern ins Geſicht geſagte gering⸗ 
ſchaͤzige oder demuͤthigende oder beſchimpfende Urtheil. 

Dann aber auch jedes oͤffentlich ausgeſagte Urtheil glei⸗ 


cher Art (weil, was Allen geſagt iſt, auch dem Betheiligten 


geſagt iſt), es ſey denn, das oͤffentlich ausgeſprochene Urtheil 
ergehe über ein öffentlich Geſchehenes, daher der öffentlichen 
Beurtheilung Anheimgeſtelltes. 


Vorzuͤglich ſchwer iſt die Beleidigung, wenn dem Andern . 


nicht nur phyſiſche oder moraliſche Fehler, ſondern Rechts⸗ 
widrigkeiten (und zwar mit Unwahrheit) zur Laſt ge⸗ 
legt werden (Verlaͤumdung im eigentlichen oder ſtrengeren 
Sinn), oder wenn die dffentliche oder geheime Verunglimpfung 
in der — erſcheinenden oder eingeſtandenen — Abſicht zu ſch a⸗ 
den, oder auch mit Uebertretung einer naͤheren, z. B. Amts⸗ 
Pflicht, zur Wahrhaftigkeit ſtatt fand. 

Wem Verachtung (in dem bezeichneten Sinn und Maß) 
bezeugt worden, der iſt beleidigt, und hat das Recht der 
Erwiederung, als der geeignetſten und gerechteſten Strafe 
(Wiedervergeltung “). Du haft dich über mich hinausgeſezt, 
haſt edler ſeyn wollen als ich; ich werde jezt auf dich herab⸗ 
ſehen, und das Geſez der Gleichheit auch gegen dich nicht 
mehr erkennen. (Dieſer Idee entſpricht auch die nach poſiti⸗ 


*) Welches der wahre Sinn des Wiedervergeltungsrechtes ter: iſt im 
Kapitel vom Zwangsrecht erklärt. 
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dem Recht mitunter dem Beleidigten zu leiſtende, dem Belei⸗ 
diger zur Strafe aufgelegte, Abbitte.) | 

Will er dieſes Recht nicht ausüben, ſondern vielmehr dem 
Beleidiger die Ehre erweiſen, ihn als ebenbuͤrtig (auch nach 
der Rechtsverlezung) zu erkennen, oder entſteht Streit daruͤber, 
ob die erwiederte Beleidigung nicht etwa das Maß der em⸗ 
pfangenen uͤberſchreite, oder will der Beleidigte es als zweifel⸗ 
haft betrachten, ob nach empfangener Beleidigung 
wirklich noch die eigene Ehre der des Gegners gleich ſey, (einer 
Art von Wiederherſtellung beduͤrfe,) oder vermag er einem 
dahin zielenden Vorurtheil vieler Menſchen nicht zu widerſtehen, 
und fordert aus einer oder der andern dieſer Urſachen den Be⸗ 
leidiger zum Zweikampf heraus — (d. h. ladet er ihn dazu 
ein, ohne — das Maß der gerechten Wiedervergeltung übers - 
ſteigenden — Zwang oder Noͤthigung) und der Andere 
nimmt die Einladung freiwillig an, ſo iſt vom Standpunkt 
des Naturrechts wenig dagegen zu erinnern, (volenti non fit 
injuria,) deſto mehr freilich von jenem der Moral und des 
Staatsrechts, nicht minder von jenem der allgemeinen Philo⸗ 
ſophie, welche da uͤber die Vorurtheile der Menge ſich erhebt 
und durchaus keine Beziehung kennt zwiſchen moraliſcher Wuͤrde 
oder auch aͤußerlicher Ehre, und Geſchicklichkeit oder Gluͤck in 
Hieb und Stich. 


% . 
Recht der Sicherheit. 


B) Das Recht der Sicherheit. Worin kann ſolches 
Recht beſtehen? — 

Sicherheit iſt derjenige Zuſtand, worin wir fuͤr uns, d. h. 
fuuͤr unſere Güter und Rechte, nichts zu beforgen haben. Ich 
babe allerdings das Recht, nach dieſem gluͤcklichen Zuſtand zu 
ſtreben; doch iſt daſſelbe an und fuͤr ſich kein beſonderes 
Recht, ſondern enthalten im allgemeinen Recht auf alle 
Handlungen, wodurch ich Niemanden beleidige. Alle belie⸗ 
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bigen Anftalten gegen Gefährdungen, nicht nur von Seite der 
willenloſen Natur, ſondern auch von Seite anderer Menſchen 
darf ich alſo treffen, ſo lange ich dadurch die Freiheit keines 
Andern ſtoͤre. Hieruͤber kann kein Streit ſeyn; doch iſt in ſo 
weit noch kein Recht der Sicherheit, ſondern blos ein Recht, 
nach Sicherheit zu ſtreben, alſo uͤberall kein anderes als das 
allgemeine Recht, nach ſelbſtgeſezten Zwecken durch Mittel, 
die nicht rechtswidrig ſind, zu ſtreben, zu erkennen. 

Aber man verſteht unter dem Recht auf Sicherheit 
noch ein Mehreres, naͤmlich ein Recht, von allen Andern 
zu fordern, daß ſie ſich der Bedrohung meiner Perſon 
oder meiner Rechte und Guͤter enthalten, wohl auch ein 
Recht, von denſelben eine eigene Sicherſtellung dach zu 
fordern. Gibt es ein ſolches Recht? 

Wer mich — durch Thaten, Worte oder auf irgend eine 
andere Weiſe — bedroht ), der thut eine Nichtkenntniß 
oder eine Nichtachtung meines Rechtes kund, und wird 


dadurch in eben dem Maße auch ſeines eigenen Anſpruches 


auf mein Anerkenntniß und auf meine Achtung ſeiner Rechte 
verluſtig. Ich darf alſo allen Zwang gegen ihn anwenden, der 
da nach dem allgemeinen Rechtsgeſez zur Abwendung von Be⸗ 
leidigungen nach Umſtaͤnden zulaͤßig iſt. 

Da alle meinem Urrecht entſprechenden Schuldigkeiten 
blos negativ — Enthaltung von deſſelben Verlezung — ſind, 
und jede poſitive Verpflichtung einen beſonderen Titel (oder 
Thatſache) vorausſezt, demnach nur hypothetiſchen Rech⸗ 
tes ſeyn kann: fo wird auch mein Recht auf Sicherheit, inſo⸗ 
fern es im Urrecht enthalten iſt, niemals auf poſitive Leiſtung 


oder eigentliche Sicherſtellung von Seite des Andern gehen 


können. Indeſſen gibt es wenigſtens zwiſchen Perſonen, die in 
naͤherer und fortwaͤhrender Wechſelwirkung ſtehen, eine Art der 

Sicherſtellung, die der Andere, ſobald ich ſie ihm anbiete, mir 
nicht verweigern kann, ohne mich wirklich zu gefaͤhrden, und 


*) Verſteht ſich, wer Handlungen vornimmt, welche nach dem Ur⸗ 
theil der Verſtändigen für wirkliche Bedrohungen gelten 
können, nicht aber wer mich blos nach meiner ſubjektiven 
Meinung bedroht. Meine Furchtſamkeit kann kein Rechts⸗ 
titel ſeyn zur Verengung der natürlichen Freiheits ſphäre des Andern. 
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alſo zu verlezen. Sie beſteht in dem Eintreten in ein buͤr⸗ 
gerliches Verhaͤltniß, d. in der Unterwerfung der wechſelſei⸗ 
tigen Anſpruͤche unter das Urtheil eines unparteiiſchen 
Gerichts oder einer Geſammtheit, und in dem Anerkennen 
einer öffentlichen Macht zur Handhabung und Vollſtreckung 
des Rechts. Da das eigene Urtheil in eigener Sache nothwen⸗ 
dig befangen, alſo unzuverlaͤßig iſt, und der Grundſaz, in der 
Wechſelwirkung mit Andern allein dem eigenen Urtheil zu fol⸗ 
gen, unvermeidlich zu Widerſpruͤchen, folglich zum Gegen⸗ 
theil des Rechtes fuͤhrt: ſo kann die Ernſtlichkeit oder 
Aufrichtigkeit der von Andern mir zu leiſtenden Anerken⸗ 
nung als Perſon nur durch Anbot oder Annahme eines buͤr⸗ 
gerlichen Verhaͤltniſſes (im weiteſten Sinn, d. h. eines 
durch eine oͤffentliche Macht geſicherten Rechts zu⸗ 
ſtand es) bewieſen werden. Geſchieht von keiner Seite ein 
Anerbieten, ſo iſt zwar in den Anſpruͤchen Beider noch die 
außere Gleichheit zu erkennen, und eine Widerrechtlichkeit 
im ſtrengen Sinne noch nicht vorhanden. Erbiete ich mich aber 
zur Gruͤndung eines wahrhaft geſicherten Rechtszuſtandes, und 
der Andere verweigert mir die Annahme: ſo maßt er ſich ein 
Mehreres an, als er mir zugeſteht; naͤmlich er will, daß 
ich, bei etwa entſtehendem Streit zwiſchen uns Beiden, mich 
ſeinem Urtheil unterwerfe; er aber will ſich dem meinigen 
nicht unterwerfen, (er widerſpraͤche ſich ja dadurch), und er 
ſpricht alfo eine Superioritaͤt über mich an, und bedroht 
mich durch ſolchen Anſpruch in allen meinen Rechten; wogegen 
ich, wenn ich weder ſein noch mein Urtheil, ſondern das von 
Dritten, Unparteiiſchen, als entſcheidend zu betrachten bereit 
bin, die einzig moͤgliche, einzig vernuͤnftige Gleichheit ihm an⸗ 
biete, und dergeſtalt den Ernſt meines i und Rechts⸗ 
ene darthue. 


§. 6. 13 b 
Von dem Recht auf Wahrheit. 


\ 


C) Ein Recht auf Wahrheit gibt es vorerft in dem 
Sinne nicht, als ob Jeder verlangen koͤnne, daß Alles, was 


— 
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wahr iſt, ihm geoffenbaret, oder auch, daß er an der Erfor⸗ 
ſchung deſſelben nicht gehindert werde. Das Erſte waͤre 
eine poſitive Leiſtung, die ich ohne beſonderen Titel von Nie⸗ 
manden fordern kann; und das Zweite kann nur inſofern 
gelten, als ich durch Mittel, die Niemandes Freiheit beeintraͤch⸗ 
tigen, nach der Wahrheit forſche. Aber alsdann iſt dieſes For⸗ 
ſchungsrecht kein eigenes oder beſonderes Recht, ſondern ent⸗ 
halten in dem allgemeinen Recht zu allen Handlungen, 
welche Niemandes Recht entgegenſtehen. 

Ein Recht, die Wahrheit zu ſagen, kann gleichfalls 
nicht unbedingt angenommen werden. Ich habe es nur inſofern, 
als ich dadurch nicht irgend ein Recht eines Andern (z. B. deſ⸗ 
ſelben Ehre, vgl. oben $. 4.) verleze; und es iſt daher wieder 


kein eigenes Recht, ſondern blos eine Ausuͤbungsart meines ale 


gemeinen Rechtes auf unbeleidigende Handlungen. 

Die eigentliche Frage iſt aber: habe ich ein Recht darauf, 
daß Andere mir nur die Wahrheit ſagen? d. h. werde ich bes 
leidigt, oder wird mein Recht verlezt, wenn mir eine Ren 
wahrheit geſagt wird? — 


Daß eine aus Irrthum fließende Unwahrheit a i 


Rechtsverlezung ſey, ſondern nur die wiſſentlich gefagte 
oder die Lüge, wird jedenfalls anerkannt. Die wirkliche Luͤge 


jedoch iſt meiſtens unerweislich, oder nicht erſcheinend und fuͤr's 


Recht alſo gar nicht vorhanden. Sodann ſind auch die erkenn⸗ 
baren oder erweislichen Luͤgen an und fuͤr ſich oder allernaͤchſt 
blos immoraliſch, keineswegs aber der äußern Freiheit Ande⸗ 
rer widerſtreitend, und alſo nicht widerrechtlich. Es muß 
daher etwas hinzukommen, was beſtimmten Luͤgen oder 
Gattungen derſelben den lezten Charakter gibt, und dieſes iſt 
der nach Umſtaͤnden, ja vielleicht in der Regel, zwiſchen den 
Redenden anzunehmende ſtillſchweigen de Kontrakt: „man 
wolle die Wahrheit ſagen.“ Ganz offenbar iſt ſolcher Kontrakt 
vorhanden, wenn erhellt, daß die Ausſage des Andern mich 
beſtimmen wird, z. B. wenn ich den Andern um den rechten 
Weg frage. Oft kann auch die Luͤge als Verhoͤhnung, dem⸗ 
nach als bezeigte Verachtung gelten, oft iſt fie ein Mittel 
des Betrugs oder der Beſchaͤdigung, und oftmals iſt fie auch 
Verlezung einer unter beſonderem Titel uͤberkommenen oder übers 
nommenen Pflicht. Im lezten Falle jedoch iſt nicht mehr von 
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dem abſoluten, ſondern von einem hypothetiſchen 
Rechtsverhaͤltniß die Rede. 5 | 
| Es ſcheint nach allem dem unnoͤthig, ein Recht auf Wahr⸗ 
heit als eigenes Recht ſchon unter den Urrechten aufzu⸗ 
fuͤhren, und daſſelbe moͤchte, gemaͤß den beiden vorangehenden 
HH. auch vom Rechte der Sicherheit und von jenem der 
guten Achtung zu behaupten ſeyn, als welche naͤmlich gleich⸗ 
falls, in ſo weit ſie als Urrechte ſtatt finden, ſchon durch das 
allgemeine Recht der Perſoͤnlichkeit und Gleichheit geſezt ſind. 


„ 
Von den Rechten der Unvollbürtigen. 


Wenn das Weſen des Rechts in der wechſelſeiti gen 
Anerkennung der Perſdnlichkeit beſteht, fo ſcheinen die Unvoll⸗ 
bürtigen, die da naͤmlich ſolcher Anerkennung meiner Per⸗ 
ſoͤnlichkeit gar nicht oder minder fähig find, wie die Kim 
der, die Unmuͤndigen, die Wahnſinnigen, die Vollberauſchten u. 
ſ. w. in dem Maße ſolcher Unfaͤhigkeit auch gegen mich a u⸗ 
ßer dem Rechtszuſtand oder Rechtsgeſez. Ich werde auch 
gegen ſie keine Schuldigkeiten haben, inſofern ſie keine gegen mich 
anerkennen, und etwa blos durch die Moral (Humanitaͤt und 
Liebe) von Verlezungen aͤhnlicher Art, als ich von ihnen befuͤrch⸗ 
ten muß, abgehalten ſeyn? — Eine Verminderung des 
Rechtszuſtandes (capitis deminutio) erleiden ſolche Perſonen 
allerdings; doch nimmer eine voͤllige Aufhebung. Ja! es 
kommen ihnen vielmehr einige ſchon natuͤrlich anzuerkennende 
Rechts wohlthaten gegen mich zu Gute, wodurch die 
geſtoͤrte Gleichheit der Wechſelwirkung moͤglichſt wieder herge⸗ 
ſtellt wird. ' 

Zuvoͤrderſt koͤnnen wir die Unvollbuͤrtigen niemals als Wer 
ſen betrachten, welchen die Vernunftmaͤßigkeit fehlt, ſondern 
nur als ſolche, bei welchen der Vernunftgebrauch zeitlich 
gehindert iſt. Der Charakter des Selbſtzwecks und der Per⸗ 
ſoͤnlichkeit koͤmmt ihnen daher allerdings zu; fie koͤnnen nim⸗ 
mer als Sachen behandelt werden. Nicht zum Behuf be⸗ 
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liebiger Befriedigung oder Zweckerſtrebung darf ich alſo auf 
ſie einwirken oder zumal Zwang wider ſie gebrauchen, ſondern 
blos zu meiner Sicherſtellung gegen die mir erkennbar von 
ihrer Seite zugehende Gefahr, oder hoͤchſtens zu Zwecken und 
durch Mittel, zu welchen, nach vernuͤnftiger Ueberzeugung, ſie 
ihre eigene Einwilligung geben wuͤrden, weun ſie fuͤr einen Au⸗ 
genblick fähig wären, eine yoldye mit Vernunft zu erklaͤren. 

Sodann koͤnnen Andere (alſo zumal der Staat) ſich der 
Unvollbuͤrtigen (oder Elenden) annehmen, und einerſeits dieſel⸗ 
ben gegen jede Unbild oder Verlezung ſchir men, anderſeits 
aber durch eigene Gewaͤhrleiſtung oder Hindanhaltung 
jeder mir etwa von ihrer Seite drohenden Gefaͤhrdung erſezen, 
was die Unvollbürtigen ſelbſt nicht vermögen, und dann auch 
durch Kontrakte, mit Dritten geſchloſſen, Guͤter und Rechte fuͤr 
ihre Vertretenen erwerben. 

Inſofern Lezteres micht ſtatt findet oder nicht geſchehen iſt, 
wird den Unvollbürtigen in eben dem Maß, als ihnen die Ein⸗ 
ſicht mangelt, auch die Fahigkeit, ſich gegen mich zu 
verpflichten, abzuſprechen ſeyn. Sie ſind alſo ſchon vernunft⸗ 
rechtlich gegen die ihnen etwa von meiner Seite drohende Ue⸗ 
berliſtung oder Uebervortheilung geſchirmt, und der irgend 
moglichen Gleichheit in der Wechſelwirkung theilhaft. 


§. 8. 


Von der Unveräußerlichkeit der Urrechte. 


Bei der Lehre von der Unveraͤußerlichkeit der Urrechte neh⸗ 
men wir auf Seite ſowohl Derer, welche ſie behaupten, als 
Jener, welche ſie laͤugnen, eine mannigfaltige Begriffsverwirrung 
wahr. Mit einiger Unbefangenheit und Beſonnenheit jedoch 
ſcheint es nicht ſchwer, zur ganz klaren Anſicht zu gelangen. 

Es ſtellt ſich vorerſt der unendliche Unterſchied dar zwiſchen 
Veraͤußerung der Rechte blos fuͤr ſich ſelbſt, und einer auch 
für Andere, namentlich für die Nachkommen, wirkſamen 
Veräußerung. N 

In Anſehung der erſten mag man anerkennen, daß fie faft 
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ausnahmslos udglich ſey. Es kann naͤmlich das Urrecht — 
im abſoluten Sinn die juriſtiſche Perſoͤnlichkeit, d. h. 
die Eigenſchaft, Subjekt von Rechten und Schuldigkeiten zu ſeyn, 
und in formaler Bedeutung, als das Recht zu allen Hand⸗ 
lungen, welche dem Recht keines Andern entgegen ſind — 
allerdings verloren gehen, und zwar allernaͤchſt durch Rechts⸗ 
verwirkung, nicht aber durch Kontrakt, weil eine dahin 
lautende Willenserklaͤrung als Wahnſinn erſcheinen und den Ans 
dern niemals zur Annahme berechtigen wuͤrde. Es kann jedoch 
auch durch Kontrakt oder durch Ueberladung mit Schuld 
wenigſtens wirkungslos werden, d. h. ſo, daß mir das 
formale Recht zwar die aber nur als in haltsleere 
Form. 4 
Hievon ware blos auszunehmen das Recht auf Er⸗ 
fuͤllung unbedingter Pflichten und Schuldigkeiten. 
Auf ein ſolches kann ich freilich guͤltig nicht verzichten, weil 
zumal meine Schuld auf das Seinige eines Anderen ſich 
bezieht, und weil bei Schuld oder Pflicht die Verzichtleiſtung 
wie die Annahme vernunftwidrig (ein Verſuch, zu machen, daß 
ich etwas, was ich thun ſoll oder muß, doch nicht thun 
duͤrfe oder koͤnne,) und demnach rechtlich Wi waͤre. 
Auch verwirken kann ich jenes Recht nicht, d. h. es kann 
mir zur Strafe nicht entzogen werden, *) weil 5 Strafe, 
von einem vernünftigen Gericht diktirt, nicht gegen das 
moraliſche Geſez anſtreiten darf, oder weil wenigſtens der Woll⸗ 
zug einer, dem ſtrengen Recht unmittelbar zwar nicht wider⸗ 
ſtreitenden, jedoch durch moraliſche Geſeze verbotenen Strafe 
(3. B. Verlezung der Ehrbarkeit an demjenigen, welcher die⸗ 
ſelbe gewaltthaͤtig an Andern verlezte) für Perſonen, welche. 
neben dem Rechtsgeſez auch dem ethiſchen unterſtehen, unmdͤg g⸗ 
lich iſt. 
Kath in dergeſtalt beſchraͤnkter Maß und Weiſe ſelbſt das 
formale oder allgemeine Recht der Perf oͤnlichkeit, verloren 


*) Freilich kann eine Strafe (z. B. Gefängniß oder Hinrichtung) Me 
x Erfüllung der mir ſonſt zuſtehenden Pflichten und Schuldig⸗ 
keiten unmöglich machen; aber dieſe blos faktiſche Verhin⸗ 
derung liegt nicht in der Intention der Strafe und hebt die 
Pflicht oder Schuldigkeit an ſich nicht auf. 
Rotteck's Vernunftrechtslehre. I’ 10 
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gehen oder wirkungslos werden, ſo iſt's noch klarer, daß die 
verſchiedenen darin enthaltenen einzelnen oder ma 
len Rechte dem Verluſt, theils durch Verzicht, theils durch 
Verwirkung, zum Theil auch durch entſtandene Un voll⸗ 
bürtigfeit unterliegen. Doch wird, damit der Verluſt wirk⸗ 
lich ſtatt finde, immer ein Faktum vorhanden ſeyn muͤſſen, 
welches denſelben rechtlich, d. h. gemaͤß eines Rechtsgeſezes, 
bewirkte. 8 | 

Solche Fakta nun koͤnnen, wenn es ſich um angeborene 
oder Urrechte handelt, nur fuͤr diejenigen Perſonen, bei 
welchen ſie ſtatt fanden, von Wirkung ſeyn; nur in Ruͤckſicht 
auf er werbliche Rechte kann — nach pofitio eingefuͤhrter 
Erblichkeit derſelben — die 1 ſich auf die Na ch⸗ 
1 om men erſtrecken. 

Es wird alſo ein Jeder mit ganz gleichen Rechten wie 
alle Andern geboren, d. h. ein Jeder bringt dieſelbe rechts 
liche Ausſtattung wie alle Anderen mit fih auf die Welt, naͤm⸗ 
lich, das Recht der freien Perſoͤnlichkeit und formalen 
Gleich heit, das Recht auf ſeine eigene Perſon, auf derſelben 
Thätigkeit und Kräfte, nicht minder das Recht der Erwerbung. 

Eine Verminderung dieſer Rechte kann fuͤr ihn nur aus 
einem vernunftrechtlich giltigen Titel hervorgehen, als freie 
Verzichtleiſtung, oder Verwirkung zur Strafe, oder eintretende 
naturliche Unvollbuͤrtigkeit, daher ins beſondere auch nur aus 
einem ſolchen poſitiven Geſez, zu welchem des Betheiligten eigene 
Zuſtimmung entweder wirklich vorliegt, oder aus vernünftigen 
Gründen vorauszuſezen iſt. 

Wenn durch, ein poſitives Geſez, ‚überhaupt durch einen 
Akt der Stäatsgewalt, eine Verminderung oder Aufhebung des 
Urrechts oder einzelner in demſelben enthaltener Rechte jenſeits 
der eben angedeuteten Grenze ſtatuirt worden, ſo iſt zwar die⸗ 
ſelbe, in ſo fern ſie gehandhabt wird, faktiſch geltend, aber 
ſie ie ermangelt des wahren Rechtsbodens, und ka ten nicht nur 
jeden Augenblick, ſondern ſie muß widerrufen werden, ſobald 
man ſolches erkennt. Die Bedruͤckten erleiden indeſſen blos eine 
faktiſche Unbild, niemals aber, ſo lange auch die Bedrü- 
ckung daure, eine giltige Rechts verminderung. 5 

Dieſe einfachen und ſonnenklaren Grundſaͤze ſind keines⸗ 
wegs blos muͤßige Speculation der Schule, ſondern ſie haben 
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eine hoͤchſt wichtige praktiſche Bedeutung. Sie beſchraͤnken 
zubvorderſt die rechtlich mögliche Giltigkeit irgend einer Vermin⸗ 
derung der angebornen Rechte auf das Vorhandenſeyn vernunft⸗ 
rechtlich giltiger und zwar perſoͤnlicher, d. h. auf die Be 
theiligten unmittelbar ſich beziehender, Titel, und ſezen der Wirk⸗ 
ſamkeit der Verzichtleiſtungen und Verwirkungen eine, aller⸗ 
naͤchſt der Moral angehoͤrige, aber mittelbar auch für das 
Recht beſtimmende Grenze. Sie fordern fuͤr jene Giltigkeit 
ferner die Vorlage oder den juriſtiſchen Beweis jener Titel, 
ſezen dieſelben alſo nicht voraus, ſondern ſtellen vielmehr 
eine allgemeine, fuͤr die urfpüngliche Freiheit und 
Gleichheit ſtreitende, Vermuthung auf. Sie begruͤnden 
eine höhere Acht ung der Menſchen und Bürger, machen die 
Staatsgewalt aufmerkſam auf die Grenzen ihrer Befugniß und 
fordern ſie zur moͤglichſt ſchnellen Zuruͤcknahme oder Heilung 
fruͤherer Uebertretungen auf. Sie zeigen zumal die ewige Un⸗ 
gerechtigkeit aller Erblaſten, welche nicht blos auf Sachen, 
ſondern auf Per ſonen ruhen, brechen alfo über jede Erb⸗ 
Hoͤrigkeit oder Pflichtigkeit, über Sclavenrecht, Hautariſtokratie 
und Kaſtenſyſteme den Stab, und weiſen den einzig rechtlich 
. möglichen Urſprung aller geſellſchaftlichen Ungleichheiten in dem 
ewig freien, d. h. nur durch das Rechtsgeſez befchränkten, 
Geſammtwillen nach. Sie reden zumal laut im Voͤlker⸗ 
recht, und übergeben den Uebermuth der Welteroberer, die Anz 
maßungen herriſcher Mutterlaͤnder, die tyranniſchen Diktate 


der Gewaltigen zur See wie zu Land, dem Mbfchen der 
Geſchlechter. a 


H. 9. 


Von der Sclaverei. 


Aber bei all' ihrer Evidenz, bei all' ihrer Uebereinſtimmung 
mit dem naturlichen Gefühl und dem ſchlichten Menſchenver⸗ 
ſtand nicht minder als mit den hoͤchſten Prinzipien der Wiſſen⸗ 
ſchaft, haben gleichwohl jene Grundſaͤze nicht nur Jahrtauſende 
hindurch die frechſte Niedertretung durch die Anmaßung der 

40 * 
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Starken, ja die traurigſte Vergeſſenheit durch die Entwuͤrdi⸗ 
gung der Gedruͤckten erfahren; ſondern es haben ſich, ſelbſt 
noch in den Tagen des hellauflodernden Lichtes der Freiheits⸗ 
Erkenntniß und der Begeiſterung fuͤr die Freiheit, beredte Ver⸗ 
theidiger der Sklaverei gefunden, welche mit Waffen des 
Scharfſinns wie der Gelahrtheit wider die Lehre von den un⸗ 
verlierbaren Menſchenrechten ſtreiten und die rechtliche Möglich 
keit aller hiſtoriſch gegebenen Inſtitute, insbeſondere auch jenes 
der Sklaverei, behaupten. al 15 

An ihrer Spize ſteht abermal der gefeierte Hugo, wel⸗ 
cher jedoch, gerade durch die aus ſeiner Lehre mit Conſequenz 
abgeleitete Vertheidigung der Sklaverei, die Charakteriſtik jener 
Lehre gegeben hat. 5 E ee 

Zwar unbedingt ſoll die rechtliche Moͤglichkeit der Skla⸗ 
verei nicht gelaͤugnet werden. Durch Rechtsverwirkung 
vorerſt oder zur Wiedervergeltung mag Einer in den Stand des 
Sklaven herabſinken. Wer etwa Andere ins Joch geſpannt hat, 
den mag man ohne Unbild hinwieder in daſſelbe ſpannen. Auch 
andere Mifferhäter mögen, je nach Beſchaffenheit ihrer 
Verbrechen, mehr oder minder vollſtaͤndig zu Knechten der 
Strafe oder zu Knechten der beleidigten Geſellſchaft werden. 
Auch blos buͤrgerliche Schuld, zumal muthwillig contra⸗ 
hirte, macht gerechtermaßen den Zahlungsunfaͤhigen (ob auch 
die Humanitaͤt hier eine Milderung gebiete) zum Knecht der 
Glaͤubiger. Und endlich iſt ſelbſt eine vertragsmaͤßige 
Knechtſchaft bis zu einem gewiſſen Punkt (ogl. oben F. 8. 
als rechtsgiltig denkbar. Aber alle dieſe Titel haben Bezug 
blos auf einzelne und beſtimmte Perſonen, und nimmer 
iſt aus ihnen eine Rechtfertigung für unmittelbar geſez⸗ 
liche oder angeborene Sklaverei zu entnehmen. Die 
Scheingruͤnde Hugo's moͤchte man kaum fuͤr ernſtlich vorgetra⸗ 
gen halten. . 

Wenn er zuvoͤrderſt aus dem Umſtand, daß die Sklaverei 
ſchon wirklich Jahrtauſende lang Rechtens geweſen, den 
Schluß zieht, ſie koͤnne Rechtens ſeyn, ſo vergißt er wohl, 
daß dieſes Argument eben ſo gut auch auf die Menſchenfreſ⸗ 
ſerei paßt; und er will vergeſſen, daß hier nicht nach 
dem gefragt wird, was poſitiven Rechtes ſeyn kann, 
(denn alles und jedes Schaͤndliche und Empoͤrende kann es 
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ſeyn), ſondern nach dem, was nach der Vernunft als wög⸗ 
lich erſcheint. 

Seine weiteren Betrachtungen aber, welche faſt allein eine 
Vergleichung der Sklaverei (oder des Looſes der Sklaven) mit 
andern an ihre Stelle tretenden Inſtituten des Privat- und 
des Öffentlichen Rechts, namentlich mit der Armuth (nach 
Hugo eine Folge des Inſtituts des Eigenthums) zum Ges 
genſtand haben, beruhen abermal auf hoͤchſt auffallender, ja 
kaum begreiflicher Begriffsverwechslung. Nicht einmal die Vor⸗ 
ausſezung, als ob die Armuth aus dem Inſtitut des Eigen⸗ 
thums fließe, iſt begründet; vielmehr wären wir ohne ſolches 
Inſtitut Alle arm, alſo ſelbſt der Möglichkeit; des Erwerbs 
durch freie Dienſte und auch der Hilfeleiſtung Anderer beraubt. 
Sodann iſt keine Armuth ſo bitter als die Erniedrig ung 
der Sklaverei; und jedenfalls geht fie nur aus Unglück oder aus 
ſelbſteigenem Verſchulden hervor, die Sklaverei aber aus Ge— 
waltthat und Rechts verachtung Anderer. Welche Wohlthaten 
mitunter ein guͤtiger oder auch nur kluger Herr ſeinen Sklaven 
erweiſe, welchen Entbehrungen oder welcher muͤhe- und gefahr⸗ 
vollen Arbeit zum Erwerb des Lebensunterhalts der arme Freie 
ſich unterwerfen muͤſſe, ja ſelbſt welche Verwilderung und Im⸗ 
moralitaͤt oft durch die Armuth erzeugt, welche Tugend und 
Geiſteserhebung dagegen bet einzelnen Sklaven (wie Epiktet) 
gefunden werde: dieſe Bemerkungen gehen alle entweder nur auf 
Vergleichung des Zuſtandes einer ganzen Klaſſe mit jenem 
einer andern, oder auf reine Zufaͤlligkeiten, die bei Einzel⸗ 
nen etwa vorhanden oder moͤglich ſind. Fuͤr die Rechtsfrage 
ſind ſie ohne alle Bedeutung; denn das Recht will die vernuͤnf⸗ 
tig moͤgliche Befriedigung Aller. Es beruhigt ſich nicht mit der 
Vorſtellung, daß nach einem gewiſſen Grundſaz Viele oder 
Einige, mehr oder weniger wahrfcheinlich, beſſer daran ſeyn wuͤr⸗ 
den, als nach einem andern, ſondern es nimmt Alle ſammt und 
ſonders in ſeinen Schuz; es opfert nicht Einen dem — ob auch 
evidenten — Wohl oder Intereſſe von Tauſenden, viel weniger einem 
blos imaginaͤren Ueberſchlag von Vortheil und Nachtheil Vieler oder 
Weniger auf, und es anerkennt nur ſolch ee Grundſaͤze, in welche 
alle Vernuͤnftigen ohne Ausnahme (alſo nicht nur die da⸗ 
durch Beguͤnſtigten, ſondern auch die dadurch etwa unmittelbar 
Benachtheiligten) einwilligen koͤnnen oder muͤſſen. Mag es ſeyn, 
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daß hier und da ein Sklave übler daran - wäre, wenn er 
die Freiheit beſaͤße: Tauſende dagegen ſind, die, waͤren 
ſie frei, darum nicht eben arm waͤren, ſondern ein glaͤn⸗ 
zendes Gluͤck haͤtten machen koͤnnen. Was ſoll alſo hier jene 
Rechnung? — 

Zudem erſcheint auf den erſten Blick Hugo's ueberſchlag 
als hoͤchſt unbegruͤndet, ja faſt phantaſtiſch. Nicht einmal 
die thieriſche und weit weniger die vernuͤnftige Natur des 
Menſchen kann in der Sklaverei, verglichen mit dem freien Zu⸗ 
ſtand der Duͤrftigen (die alleraͤußerſte Armuth etwa abgerechnet, 
welche aber auch ſtatt finden kann neben dem Inſtitut der 
Sklaverei,) ſich einen Gewinn verheißen; und die natuͤrliche 
(wenn gleich nicht abſolut nothwendige) Wirkung der Skla⸗ 
verei iſt die moraliſche Verſchlechterung des Knechtes, 
ja ſelbſt auch des Herrn. 

Wenn endlich Hugo gar von den ſchweren Staatslaften 
ſpricht, deren der Sklave enthoben ſey, und von den, die Skla⸗ 
verei an Haͤrte uͤbertreffenden, Bedruͤckungen und Leiden, welche 
noch ſonſt ſtatt finden: ſo wird man wohl zugeben, daß 
einerſeits ſelbſt die Sklaverei eine troͤſtende Seite hat, und 
daß es anderſeits außer den Sklaven noch andere Be⸗ 
druckte und Leidende gibt; aber man wird eine Rechtfer⸗ 
tigung der Sklaverei hierin nach den Regeln der Logik nicht 
erſchauen. 

Man wird aber ein völliges Verzweifeln an allem 
Recht, oder ein Aufgeben alles Begriffs von vernünftigem 
Recht (mithin auch die buͤndigſte Widerlegung der Lehre, aus 
welcher ſolche Folgerungen fließen,) in nachſtehendem Schluß⸗ 
ſaze Hugo's erkennen; „Es gibt einen Umſtand, unter welchem 
ſelbſt die Sklaverei als proviſoriſches Recht beſſer iſt als das 
Gegentheil, und dieſer beſteht darin, daß ein Staat nun einmal 
die Sklaverei als ein weſentliches Siu . poſitiven Rechtes 
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Bon den rechtlichen Entſtehungsgründen und Grenzen der Ungleichheit 
unter den Menſchen. 


* 


Es bleibt alſo — abgeſehen von natuͤrlicher Unvoll buͤr⸗ 
tigkeit, als Kindheit, Wahnſinn u. ſ. w. — unumſtoßliche 
und ewige Wahrheit, was die conſtituirende Nationalverſamm⸗ 
lung in ihrer beruͤhmten „Deklaration der Rechte des Men⸗ 
ſchen und Buͤrgers“ feierlich ausſprach: „die Menſchen werden 
frei und gleich an Rechten geboren,“ wiewohl der Nach⸗ 
ſaz, „und ſie bleiben frei und gleich“ theils auf Mißverſtaͤnd⸗ 
niſſen beruht, theils zu ſolchen fuͤhrt. 
| Die Menſchen alle werden frei (oder zur Freiheit) geboren; 
aber fie konnen ihre Freiheit in größerem oder kleinerem Maße 
verlieren, theils durch Rechtsverwirkung (oder auch durch 
eintretende natuͤrliche Unvollbuͤrtigkeit), theils durch Verzichtlei⸗ 
ſtung, im lezten Fall alſo durch einen Akt eben jener Freiheit, 
welche ihrer Aller naturliche Mitgift iſt. Ebenſo werden 
alle mit gleichen Rechten geboren, und eine Ungleichheit kann 
nicht anders entſtehen, als nach einem für Alle gleichmaͤßig 
giltigen Geſez, d. h. ein groͤßeres oder kleineres Maß von 
Rechten, als die urſpruͤngliche Gleichheit mit ſich bringt, kann 
Keiner auf andere Weiſe rechtlich erlangen, als welche auch fuͤr 
jeden Anderen dieſelbe Vermehrung oder Verminderung bewirken 
würde. Die Menſchen behalten alſo — den Fall der vollſtaͤndi⸗ 
gen Rechtsverwirkung (ſ. $. 8.) etwa ausgenommen — die 
formale Gleichheit immer bei, aber die materielle hoͤrt, 
nach dem natuͤrlichen Gange der Wechſelwirkung und der ge— 
ſellſchaftlichen Verhaͤltniſſe, ſehr fruͤhe und unausbleiblich auf. 

Es geſchieht dieſes theils unmittelbar nach dem Rechts⸗ 
geſez, theils durch die Verfügung eines Geſammtwillens, 
im erſten Fall alſo mit rechtlicher Nothwendigkeit, im zwei⸗ 
ten nach der — durch das Rechtsgeſez blos beſchraͤnkten 
— Willkuͤr einer Geſammtheit. 

Eben nach der urſpruͤnglichen und formalen Rechtsgleichheit 
aller (naturlich vollbürtigen) Menſchen kann Jeder ſein, aller⸗ 
erſt auf feine Perſon und feine (der Freiheit Anderer unnach⸗ 
theilige) Handlungen beſchraͤnktes Rechtsgebiet ſowohl verengen 
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als erweitern. Er kann durch Verwirkung oder durch Ver⸗ 
zichtleiſtung ſelbſt an jenen urſpruͤnglichen Rechten mancherlei 
Einbuße erleiden; und er kann das unter dieſen Rechten begrif- 
fene Recht der Erwerbung bald mit mehr bald mit weniger 
Eifer, Geſchicklichkeit oder Gluͤck ausüben, auch das Erworbene 
bald zu Rathe halten und aufhaͤufen, bald vergeuden oder ver⸗ 
lieren. Das dergeſtalt entſtehende verſchiedene Maß des Beſiz⸗ 
thums von Sachen aber veranlaßt gar leicht auch eine Ver⸗ 
ſchiedenheit an perſoͤnlichen Rechten. Der Arme, welcher 
wenig erwarb oder das Erworbene wieder verlor, wird, um zu 
leben, ſich dem Reichen gerne zu Dienſten verpflichten, und 
der Reiche wird in der Vermehrung ſeiner Dienſtleute einen er⸗ 
wünſchten Genuß finden. Der Unterſchied zwiſchen Armen und 
Reichen, Schuldnern und Glaͤubigern, Knechten und Herren iſt 
dergeſtalt ſchon naturrechtlich begründet, und eine faſt nothwen⸗ 
dige Folge der freien Wechſelwirkung zwiſchen urſpruͤnglich an 
Rechten Gleichen. 

Solche Unterſchiede muß auch das poſitive Recht (ob 
Convention oder Geſez) anerkennen und handhaben, weil die 
nothwendige Grundlage alles poſitiven Rechts das narürliche iſt. 
Auch nahere Beſtimmungen derſelben, zur Hebung der Zwei⸗ 
fel und zu vollkommenerer Realiſirung der Idee weſentlicher 
Rechtsgleichheit (wohin z. B. die beſonderen Rechte oder 
Rechtswohlthaten der Minderjaͤhrigen, der Weiber u. ſ. w. 
gehdren,) werden dergeſtalt ſtatt finden und in voller Har⸗ 
monie mit dem Vernunftrecht ſtehen. Aber es koͤnnen durch 
Verfuͤgungen eines Geſammtwillens noch andere Un⸗ 
terſchiede eingeführt werden, welche rein poſit iv ſind, d. h. 
nur mittelbar, naͤmlich nur mittelſt der naturrechtlich giltigen 
Autorität ſolches Geſammtwillens und nur bedingt auf die 
Fort dauer deſſelben, in wahrer Rechtskraft beſtehen, unter 
dieſer doppelten Vorausſezung aber gleichfalls voͤlligtunbedenk⸗ 
lich und mit der Lehre von der natürlichen Rechtsgleichheit 
durchaus nicht im Sireite ſind. Der Unterſchied zwiſchen Re⸗ 
gierenden und Regierten, Vornehmen und Gemeinen, 
Privilegirten und Nichtprivilegirten — ja ſelbſt das 
Erbrecht, in fo fern es nicht ſchon natürlich, als Conſolidirung 
eines Miteigenthums in der Perſon der Ueberlebenden, beſteht, 
— fließt aus dieſer Quelle. Wie weit aber ſolcher Unterſchied 
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ohne Verlegung der natürlichen Rechte gehen und ob oder in 
wie fern er jemals ein ſel bſt ſtaͤndiges Recht bewirken 
koͤnne, iſt nur aus der Lehre von der Natur des Geſammtwil⸗ 
lens überhaupt und insbeſondere jenes im Staate vollſtaͤndig 
zu erkennen. Einige Andeutungen darüber haben wir indeſſen ſchon 
oben (§. XXVII.) bei der Unterſcheidung des öffentlichen vom 
Privatrecht gegeben, und es genuͤge fuͤr jezt der einfache Saz: 
Solche Unterſchiede find rein politiſcher Natur, d. h. fie 
beziehen ſich auf die Erſtrebung des Geſammtzwecks, 
und koͤnnen daher von derjenigen Gewalt, welcher dieſe Erſtre⸗ 
bung anvertraut iſt, innerhalb der Grenzen ihrer Bevollmaͤchti⸗ 
gung rechtsgiltig ſtatuirt werden. Ihr Prinzip iſt alſo nicht 
Anerkennung, wie beim conventionellen Recht, welche 
aus dem rechtlichen Verſtande aller Einzelnen hervorgeht, 
ſondern Statuirung, welche dem rechtmaͤßigen Willen 
der Geſellſchaft entfließt. Alle materiellen Rechtsungleich⸗ 
heiten, deren Anerkennung als natürliche Folgerungen aus der 
urſpruͤnglichen oder formalen Rechtsgleichheit bei allen Ver⸗ 
ſtaͤndigen mag vorausgeſezt oder von ihnen gefordert werden, 
find rechtlich unbedenklich, oder ſelbſt rechtlich nothwendig. 
Alle politiſche Ungleichheiten, welche des Staatszwecks oder 
des gemeinen Beſten willen ſtatuirt, und dabei nicht im 
Mißpverhaͤltniß zu dem dadurch zu erreichenden Zweck, auch 
in Uebereinſtimmung mit dem geſellſchaftlichen Grundgeſez der 
möglichſt gleichen Vertheilung der Laſten oder Opfer ſind, 
in deren Statuirung demnach alle verſtaͤndigen Mitglieder 
des Vereins als ſolche, die unmittelbar Betheiligten mit 
eingeſchloſſen, ein willigen koͤnnen oder muͤſſen, find gleich⸗ 
falls gerecht und durchaus in keinem Widerſtreit mit der ur⸗ 
fprünglichen und formalen Gleichheit. Jene, die eigentlichen — 
auf Anerkennung beruhenden — Rechts ⸗ Ungleichheiten muͤſſen 
ſo lange fortdauern, als der vernünftige Grund des Anſpruchs 
der Berechtigten und demnach des Anerkenntniſſes der Ue⸗ 
brigen. Die blos ſtatuirten oder politiſchen Ungleich⸗ 
heiten dagegen dauern rechtlich nicht laͤnger als der — allein 
durch den Geſellſchaftsvertrag und durch Ruͤckſichten des gemei⸗ 
nen Wohls zu befiimmende — Geſammtwille der Ge 
ſellſchaft. Werden durch's poſitive Recht oder durch das poli⸗ 
tiſche Geſez noch andere Ungleichheiten eingeführt, als welche 
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dieſen Prinzipien entfprechen, oder langer erhalten, als, nach 
den Fortſchritten der Erkenntniß oder nach der Beſchaffenheit der 
Umſtaͤnde, dem Anerkenntniß der Verſtaͤndigen oder dem ver— 
nuͤnftigen Willen der Geſellſchaftsglieder gemaͤß iſt; ſo ſind ſie, 
bei aller aͤußerlichen Giltigkeit, dennoch vernunſtrechtlich uns 
giltig und daher ein blos faktiſcher Zuſtand. 


$. 11. 


Von der Colliſion und vom Concurs der Rechte. Lehre vom ſogenannten 
f Nothrecht. 


Jedes Recht iſt eine Wahrheit (nämlich eine ver nünf⸗ 
tige Moͤglichkeit). Eine eigentliche Colliſion von Rech⸗ 
ten, und ebenfo von Rechtsſaͤzen, (wofern bei dieſen die 
Faſſung oder der Ausdruck richtig iſt) kann alſo durchaus 
nicht gedacht werden. Wohl aber iſt — zumal im hyppothe⸗ 
tiſchen Zuſtand — ein Concurs von Rechten oder von Be⸗ 
rechtigten zu einem und demſelben Gegenſtand (ſey dieſer 
eine Sache oder eine Perſon) gedenkbar. Aber durch einen ſol⸗ 
chen wird das Recht der Betheiligten an und fuͤr ſich nie auf⸗ 


gehoben, ſondern nur ſeine Befriedigung entweder ganz oder 


zum Theil verhindert. Dieſe Verhinderung aber iſt fuͤr den 
Begriff des Rechtes ſo wenig benachtheiligend als irgend ein 
anderes, z. B. phyſiſches, Hinderniß. Wenn alſo z. B. der 
Eine Mehreren zugleich die Arbeit eines beſtimmten Tages zu- 
geſagt, oder die naͤmliche Sache verſprochen, oder ſie dem Einen 
vermiethet, dem Andern verkauft, wenn er Schulden uͤber ſein 


Vermoͤgen gemacht, oder neben den Schulden noch Rechts ver⸗ 


wirkung ſich zugezogen hat: ſo ſteht eben allen ſeinen Glaͤu⸗ 
bigern und allen, die er beleidiget hat, das volle Recht, wie 
es aus deſſelben Titel fließt, wider den Verpflichteten oder 
Beleidiger zu; und es iſt daſſelbe in voller Ausdehnung giltig 
in Anſehung aller Fremden. Aber es mag, nach Umſtaͤnden, 
unter den Berechtigten ſelbſt eine Art von Gemeinſchaft des 
Rechts oder der Forderung gegen den einen Schuldner ent⸗ 
ſtehen, demnach die Wirkſamkeit des Rechts fuͤr jeden Ein⸗ 


155 


zelnen beſchraͤnkt werden. Bei dieſer Gemeinſchaft wird wohl auch 
mancherlei (rechtlicher oder billiger) Vorzug des Einen oder 
des Andern eintreten, je nach Beſchaffenheit des — etwa fruͤher 
oder fpäter entſtandenen, oder vorgelegten, blos perfönlichen oder 
zugleich auch dinglichen, klarer oder minder klar vorliegenden — 
Titels ſeiner Forderung: aber gegen den Verpflichteten 
und gegen alle Fremden bleibt jedenfalls das Recht jedes Ein⸗ 
zelnen unvermindert. 
Der wahre Concurs entſteht jedoch nur nach Maßgabe 
der gleichzeitigen Erſcheinung oder Meldung der mehre⸗ 
ren Berechtigten. An und fuͤr ſich darf Jeder ſein Recht ohne 
Beſchraͤnkung ausuͤben, da er nicht ſchuldig iſt, zu wiſſen, 
daß ſein Schuldner auch noch Andern ſchulde, und uͤberhaupt 
die unter Anderen gepflogenen Geſchaͤfte ihn an und für 
ſich nicht beruͤhrend find. 

Die Frage, ob beim Concurs von Rechten das eine 
wohl ſtaͤrker, das andere ſchwaͤcher ſeyn koͤnne, (welche 
Frage unbedingt zu verneinen iſt, da uͤberall jedes Recht 
nur eine vernünftige oder ideale Möglichkeit ausdruͤckt, die 
Möglichkeit aber keine Grade kennt) iſt jedoch nicht gleichbedeu⸗ 
tend mit jener, ob auch alle Schuldigkeiten gleich heilig oder 
alle Rechts verlezungen gleich ſchwer ſeyen? — Das Recht 
mag treffend der geraden Linie verglichen werden. Es gibt 
keine Abſtufungen der Geradheit. Wohl aber gibt es groͤßere 
oder geringere Abweichungen davon, und ſo auch ein groͤße⸗ 

res oder geringeres — theils nach dem Objekt des verlezten 
Rechts, theils nach der Zurechnungsfaͤhigkeit des Verlezers zu 
ſchaͤzendes — Unrecht. 

Zu der Frage von der Colliſion der Rechte gehoͤrt auch 
die vielbeſprochene vom Nothrecht. Kann die Noth mir 
Rechte geben, die ich ſonſt nicht habe, namentlich das Recht, 
zum Zwecke der Selbſterhaltung auch in das Rechtsgebiet des 
Andern einzugreifen, zu meinem Gebrauche zu nehmen, was 
fein iſt, oder ſelbſt feine Perſoͤnlichkeit anzutaſten? — Wenn es 
ein abſolutes Recht der Selbſterhaltung gibt, ein ſol⸗ 
ches nämlich, welches dieſen Zweck zu feinem vollgiltigen Titel 
und daher keine andere Grenze, als die Zweckerreichung ſelbſt 
hat, oder wenn gar jenes angebliche Recht das Prinzip aller 
andern Rechte iſt (wie Mehrere lehren): alsdann freilich muß 
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ein Nothrecht anerkannt werden; und es muß mir alfo 
erlaubt ſeyn, nicht nur z. B. gegen verfolgende Feinde mit 
geraubter Waffe mich zu vertheidigen, oder ihnen auf geraubtem 
Pferde zu entfliehen, oder, wenn mir der Hungertod droht, 
einem Andern Brot zu ſtehlen oder zu rauben u. ſ. w., ſondern 
ſolche Lebenserhaltung ſogar auf Unkoſten eines fremden Lebens 
zu bewirken, z. B. beim Schiffbruch den Andern vom rettenden 
Brette wegzuſtoßen, dem gleich mir Hungernden fein leztes 
Stuͤck Brot zu nehmen u. ſ. w. Alsdann aber (und fo übers 
haupt, wenn man irgend einen Zweck zum Prinzip der Rechte 
aufſtellt,) iſt auch die Colliſion von Rechten unvermeidlich, 
und ſomit die Colliſion oder der Widerſpruch von Wahrhei⸗ 
ten, indem jedes Recht eine Wahrheit iſt. Alsdann aber gibt 
es ein Recht, Unrecht zu thun, oder eine Schuldigkeit, Unrecht 
zu leiden, und hat die Logik in der Rechtslehre keine Hei⸗ 
math mehr. 

Wir ſagen: Allerdings haben wir ein Recht, unſer Leben 
zu erhalten (wie uͤberhaupt vernuͤnftige Zwecke zu erſtreben), 
doch nur durch recht maͤßige, d. h. das Recht keines Andern 
verlezende, Mittel. Es iſt nicht eben nothwendig, daß man 
fein Leben erhalte, vielmehr iſt oft unmöglich, daß es ge⸗ 
ſchehe, mitunter phyſiſch, mitunter aber auch moraliſch 
oder rechtlich unmoͤglich; wohl aber iſt es immer moͤglich, 
daß das Recht beobachtet werde, und auch n oth wendig für 


die Vernunft, daß fie es fordere, weil fie fonft in Wider | 


ſpruch mit ſich felbft geriethe. 

Welcher Schiffbruͤchige alſo den andern vom rettenden 
Brette wegſtoͤßt, welcher Hungrige dem andern das Brot 
raubt u. ſ. w., der hat eben das Recht des andern verlezt, 
mithin widerrechtlich gehandelt, oder wenigſtens ohne 
Recht. Widerrechtlichkeit im ſtrengen Sinne ſezt naͤmlich 
Zurechnungsfaäͤhigkeit, d. h. widerrechtlichen Willen 
voraus; und es laͤßt ſich denken, oder ſchonend annehmen, daß 
Noth und Todesangſt augenblicklich den Vernunftgebrauch oder 
die Willensfreiheit hemmen und dem bloſen unuͤberwindlichen 
Inſtinkt die Herrſchaft geben. In ſolcher Vorausſezung iſt 
der Handelnde in jenem Augenblick gar kein Rechtsſubjekt oder 
nur ein unvollbuͤrtiges geweſen, mithin, obſchon er den Andern 
verlezte, doch nicht, oder nur weniger, ſtrafbar. In 
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andern Fällen, z. B. wenn der Fliehende den fremden Zaun, 
der ihn hemmt, zerreißt, oder ein Pferd von der Weide raubt, 
um ſchneller zu entkommen u. dgl., mag er auch etwa die zu 
vermuthende (zumal als verbunden mit Entſchaͤdigungs⸗ 
vorbehalt zu vermuthende) Einwilligung des Eigenthuͤmers 
zur Rechtfertigung anfuͤhren. Hat jedoch der lezte ſich ver⸗ 
‚neinend erklaͤrt, fo bleibt Jenem nur noch die früher bes 
merkte Entſchuldigung oder Schuldverringerung. 


Dre e / 


Hypothetiſches Privatrecht. 


Einleitung. 


§. 12. 


Von den erwerblichen Rechten überhaupt. 


Der Kreis meiner Rechte, wie er im abſoluten Zuſtand 
durch die Vernunft gezeichnet iſt, kann durch mancherlei Be⸗ 
gebenheiten erweitert oder auch verengt werden. Die Er⸗ 
weiterung des Kreiſes heißt Erwerbung; die Verengung 
geſchieht zumal durch Rechts-Verwirkung. Verwirkung 
naͤmlich iſt diejenige Verſchlimmerung unſeres Rechtszuſtandes, 
welche aus ſelbſtbegangener Rechtswidrigkeit hervorgeht; 
und nur dieſe Art von Verengung koͤmmt hier in beſondere 
Betrachtung, weil jene, welche in der Verpflichtung be⸗ 
ſteht, zugleich Erwerbung für Andere, daher fuͤglich unter 
dieſer Rubrik zu eroͤrtern iſt, jene aber, welche die Folge 
einer aus Gebrechen entſtandenen bloſen Unvollbuͤrtig⸗ 
keit iſt, meiſt ſchon im abſoluten Recht (als Recht der 
Vollbuͤrtigen in der Wechſelwirkung mit ee Unvollbuͤrti⸗ 
gen) dargeſtellt wird. 
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Es kann daher im hypothetiſchen Privatrecht nur von 
Rechts⸗ Erwerbung und von Rechts⸗Verwirkung die 
Rede ſeyn; ja die meiſten Lehrer ſchließen die lezte davon aus, 
und tragen ſie unter einer ganz beſonderen Rubrik vor. 

Die Erwerbung, als Hauptgegenſtand des hypo⸗ 
thetiſchen Rechtes, iſt, wie Schm alz (Rechtsphiloſophie $. 117) 
ſehr richtig und praͤcis ſich ausdruͤckt, „die Begebenheit, durch 
welche etwas außer dem Menſchen anfaͤngt, Gegen⸗ 
ſtand ſeines Rechtes zu werden, mithin anfaͤngt, von ihm 
allein beſtimmt werden zu koͤnnen.“ Sie kann, wie mit glei⸗ 
cher Klarheit der angefuͤhrte Schriftſteller darthut, nur in einer 
Verbindung des zu Erwerbenden mit unfrem Ur 
rechte beſtehen, d. h. „ſie muß eine ſolche Begebenheit ſeyn, 
welche eine Lage der Umſtaͤnde herbeifuͤhrt, welche es Anderen 
unmoglich macht, einen Gegenſtand zu beſtimmen, ohne zugleich 
unſer Urrecht zu verlezen.“ — Hiedurch unterſcheidet ſie ſich 
weſentlich von der bloſen Ausdehnung des uns faktiſch moͤg⸗ 
lichen Wirkens, indem jede — dem Rechte Anderer unnachthei⸗ 
lige — Aeußerung unſerer Thaͤtigkeit ſchon im Begriffe des 
abſoluten Rechtes enthalten iſt. Die ſolchergeſtalt beſtimmte 
Erwerbung iſt theils Erwerbung von Sachen, theils von 
perſoͤnlichen Anſprüchen oder Forderungen. Die 
erſte dehnt den Kreis meines Rechtes in Ruͤckſicht Aller, die 
lezte blos in Ruͤckſicht beſtimmter Perſonen aus. Nach 
Gegenſtand und Wirkung, folglich auch nach rechtlichen Prin⸗ 
zipien, findet hier alſo zwiſchen beiden eine weſentliche Vers 
ſchiedenheit ſtatt. 

Die Erwerbung von Sachen muß ſich auf einen von 
der Einwilligung aller Anderen unabhaͤngigen 
Titel gruͤnden; weil ſolche Einwilligung faktiſch nie zu erlangen, 
und ohne einen vorausgehenden Rechtsgrund auch nie 
vorauszuſezen iſt. Es muß alſo mein alleiniger Wille, ver⸗ 
bunden mit einer dieſem Willen Rechtskraft verleihenden That 
oder Begebenheit zu ſolcher Erwerbung genuͤgen. Eine 
ſolche That nennt man Zueignung. 

Die Erwerbung von Forderungen dagegen, d. h. von 
pofitiven Rechten gegen andere beftimmte Perſonen kann 
nur mit Einwilligung dieſer lezten geſchehen. Hier 
erſcheint demnach der Vertrag als Titel. 
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Die Rechtsverwirkung geſchieht abermal durch ein⸗ 
ſeitige That, naͤmlich des Rechtsverlezers, und eben darum 
bewirkt ſie unmittelbar noch keine Erwerbung (Vermehrung 
der Rechtsgegenſtaͤnde) für irgend einen Andern, ſondern 
fie gibt nur den faktiſchen Anlaß zur Ausübung des ſchon 
im abſoluten Recht begründeten Zwangsrechts. Das Recht 
auf Schadenerſaz kann hier nicht in Anſchlag kommen, 
da es ideal blos als Fortdauer des ſchon fruͤher beſtandenen 
Rechtes oder rechtlichen Beſizes erſcheint, und dem Beſchaͤdigten 
keine Vermehrung des Vermoͤgens, ſondern blos die Wie⸗ 
derherſtellung des widerrechtlich geminderten gewaͤhrt, zu 
konkreter Geltendmachung aber noch eines Vertrages (oder 
auch eines Urtheiles) bedarf. Die Rechtsverwirkung, als 
Erzeugerin einer theilweiſen Rechtloſigkeit, gibt alſo blos 
den darein Verfallenen nach Umſtaͤnden entweder Allen oder 
nur Einigen und Beſtimmten nach Maß der Verwir⸗ 
kung preis, und erweitert daher fuͤr die Lezten blos den Kreis 
ihres rechtlich moͤglichen Thuns, nicht aber ihres wirklich 
erworbenen, d. h. ihnen ausſchließend zuſtehenden, Rechtes. 

Drei Hauptgegenſtaͤnde ſtellen ſich hiernach fuͤr das hypo⸗ 
thetiſche Privatrecht dar: 

1) Eigenthum oder dingliches Recht. 

2) Vertrags oder Aeefsaliches Recht. 

3) Zwangs⸗Recht. 


— 


F te 


Erfies Kapitel. 
Von dem Eigenthum und dem Realrecht⸗ 


$. 13. 
Einleitung. 
Das Eigenthum iſt keine willkürliche Einſezung, ſon⸗ 


dern es iſt ein ſchon vernunftrechtlich begruͤndetes Recht, 
Wäre es dieſes nicht, fo Könnte dieſelbe Willkuͤr, die es ſchuf, 


A 
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es auch wieder aufheben, und alles Eigenthum waͤre dem⸗ 
nach abhaͤngig von der faktiſchen Anerkennung einer 
Geſammtheit oder ihrer Machthaber. 

Aber freilich! das Intereſſe einer e ce Be⸗ 
gruͤndung des Eigenthums iſt nicht identiſch mit ſolcher Be⸗ 
gründung ſelbſt. Die Aufgabe alſo iſt, zu zeigen, wie auch 
ohne Convention und Autorität die Entſtehung des Eigenthums 
zu begreifen ſey? — 

Von Natur aus ſind alle Sachen herrenlos und in 
dieſer Eigenſchaft der freien Benuͤzung eines Jeden preis. 
Wie kann nun dieſes urſpruͤnglich vorhandene Recht Aller auf 
Benuͤzung aller Sachen beſchraͤnkt oder aufgehoben, wie kann 
aus einer Niemanden oder Allen angehdrigen Sache (beide 
Begriffe ſind im Grund identiſch) eine mir eigene, d. h. mir 
ausſchließend angehoͤrige Sache werden? — 

Zwei verſchiedene Hauptlehren ertoͤnen hieruͤber in den 
vernunftrechtlichen Schulen. Nach der einen genügt die Ertl‘ 
rung des Willens, eine in Beſiz genommene Sache eigen 
haben zu wollen, demnach allernaͤchſt die Bezeichnung ſol⸗ 
cher Sache zur Erwerbung des Eigenthums. Nach der andern 
iſt dazu eine Formgebung nothwendig, d. h. eine wirkliche, 
namlich faktiſch geſchehene, bleibende Verknupfung der 
Sache mit meiner Perſoͤnlichkeit. 

Diäeerrjenigen Theorie, welche das Eigenthum aus dem Vers 
tragsrecht ableitet, gedenken wir hier nicht. Denn dieſelbe 
iſt gleich unhaltbar als ungenuͤgend, das lezte zumal darum, 
weil, wofern man auch einen (ſtillſchweigend geſchloſſenen) Theis 
lungs⸗ oder Anerkennungsvertrag annehmen wollte, gleichwohl 
noch die Frage zu beantworten bliebe: „welche Umſtaͤnde 
oder Erforderniſſe dazu gehoͤren, um ſolchen Vertrag auf 
irgend ein in concreto behauptetes Eigenthum anzuwenden?“ 
eine Frage, welche mit der von uns aufgeſtellten Hauptfrage 
faſt identiſch iſt. Aber auch voͤllig unhaltbar iſt jene 
Hypotheſe, weil der fragliche Vertrag als jedenfalls ein blos 
gedichteter im Vernunftrecht keine Stelle finden kann: ſo⸗ 
dann weil, wenn er auch irgend wo oder irgend wann geſchloſſen 
oder nach vernünftiger Vermuthung als geſchloſſen ange— 
nommen würde, dennoch feine Wirkung nie über die Pacis⸗ 
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cirenden hinaus ſich erſtrecken, demnach weder die dem Kreis 
der vertragſchließenden Fremden, noch auch die . 
genden Geſchlechter binden koͤnnte. 


$. 14. 
Innehabung, Beſiz „Eigenthum. 


Vor Allem ſcheint hier eine ſtrenge Begriffs beſtim⸗ 
mung oder eine genaue Unterſcheidung der verſchiedenen Arten 
oder Stufen der moͤglichen Verbindung von Sachen mit 
Perſonen noͤthig. 

Die niederſte Stufe iſt die bloſe Innehabung, d. h. das 
bloſe Faktum des Ausſchließens Anderer von phyſiſcher 
Einwirkung auf die Sache. Hier wird weder auf eine Abſicht 
des Innehabenden, noch auf einen Rechtstitel Ruͤckſicht genom⸗ 
men. Blos das Faktum waltet hier vor. Alſo habe ich das 
Fußbreit des Bodens inne, worauf ich ſtehe, oder das gefun⸗ 
dene, bei mir deponirte, von mir geraubte Gut u. ſ. w. — 
Die Steigerung des Verhaͤltniſſes geſchieht durch die Abſicht 
oder Intention des Innehabenden, die Sache mit Aus⸗ 
ſchließung aller Anderen zu gebrauchen, welche Abſicht oder 
Willensſtimmung jedoch eine ungerechte ſowohl als eine gerechte 
ſeyn, auch auf einen voruͤbergehenden ſowohl als auf einen 
dauernden Gebrauch gerichtet ſeyn kann. Die Innehabung, mit 
ſolcher Intention verbunden, nennt man Beſiz. Die hoͤchſte 
Steigerung erſcheint endlich im Eigenthum, worunter man 
das Recht zum fortdauernden Beſiz, d. h. zur fortdauern⸗ 
den Ausſchließung aller Anderen von einer Sache ver⸗ 
ſteht. Das Eigenthum enthaͤlt alſo den Beſiz, und dieſer die 
Innehabung in ſich, ſo wie uͤberall das Mehr das Weniger 
in ſich ſchließt. Daher wird auch vom Eigenthümer ge 
ſagt, daß er beſize, und vom Befizer, daß er inne habe; 
und es mag der Innehabende zugleich auch Beſizer, und die⸗ 
ſer zugleich auch Eigenthuͤmer ſeyn, ohne daß dadurch der 
weſentliche Unterſchied zwiſchen den drei Begriffen aufhöre, 


165 


Inzwiſchen gibt es auch mehrerlei Arten des Beſizes, 
insbeſondere den hier vorzuͤglich zu betrachtenden ſogenannten 
Ci vilbeſiz, welcher nicht blos die Abſicht, eine Sache aus⸗ 
ſchließend zu gebrauchen, ſondern auch die Intention, ſich 
als deren Eigenthuͤmer darzuſtellen, in ſich ſchließt, und 
welcher daher, wenn ſolche Intention rechts begründet iſt, 
dem wahren Eigenthum ſehr nahe ſteht; ſodann den bloſen 
Naturalbeſiz, welcher ohne die leztbemerkte Abſicht ſtatt 
findet, wie z. B. beim bloſen Nuznießer. Beide Arten koͤnnen 
nicht nur koͤrperlicher, d. h. mit ſelbſteigener Innehabung 
verknuͤpfter, ſondern auch Mental: Befiz ſeyn, d. h. ein ſol⸗ 
cher, welcher als rechtlich fort dauernd betrachtet wird, 
obſchon er phyſiſch wirklich nicht ſtatt findet, wie z. B. beim 
Deponenten, der ſeinen Beſiz mittelſt des Depoſitars 
erhaͤlt oder fortſezt. 

Endlich iſt bei allen dieſen Arten der redliche Beſiz vom 
unredlichen (der bonae fidei vom malae fidei Beſiz) zu 
unterſcheiden. Der erſte beſteht in der erſcheinenden oder ans 
zunehmenden Ueberzeugung des Beſizers von der Rechtsgil— 
tigkeit des Titels, unter welchem er beſizt oder beſizen will; 
der zweite in deſſen erſcheinender Wiſſenſchaft von der 
Rechts ungiltigkeit ſolches Titels, ja ſchon in dem er 
ſcheinenden Zweifel am Beſizrecht. 
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§. 15. 
Vernunftrechtlicher Entſtehungsgrund des Eigenthums. 


Wie kann nun uͤberhaupt ein rechtlicher Beſiz oder ein 
Beſizrecht, und wie kann Eigenthum vernunftrechtlich 
entſtehen? — Die Lehren von der vertragsmaͤßigen Theis 
lung und von der einſeitigen Anmaßung, welche ſeit 
Grotius und Puffendorf in mannigfaltiger Geſtaltung 
um die Herrſchaft in den Schulen rangen, ſind beide gleich 
nichtig; die erſte aus den ſchon oben bemerkten Gründen, die 
zweite aber, weil niemals ſchlechthin mein Wille, etwas 
1 5 zu haben, fuͤr Andere ein Geſez ſeyn kann, Weiden zur 

1 * 
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Ausſchließung dieſer Anderen noch ein Faktum nöthig iſt, 
welches jenen Willen als die Grenzen meines Urrechts 
nicht überſchreitend darſtellt, und in der Beſtim mung 
dieſes Faktums eben die hier vorliegende Aufgabe beſteht. 

Die wohl ſcharfſinnige oder vielmehr ſpizfindige Lehre 
Kants vom intelligiblen Beſiz (Beſiz noumenon), im 
Gegenſaz des blos empiriſchen (Beſiz phaenomenon) wird 
keinen unbefangenen rechtlichen Verſtand befriedigen; dagegen 
wird dieſer auf ganz nahe liegendem, vom klaren Tageslicht 
erhelltem, Wege die verlangte Aufloͤſung finden. 

Von Natur ſteht allerdings Allen ein gleiches, und alſo 
Keinem ein befonderes Recht auf was immer für Sachen zu. 
Aber jeder hat das im Urrecht enthaltene Recht, alle Sachen 
zu gebrauchen, welche noch im urſpruͤnglichen Zuſtand der 
Herrenloſigkeit ſich befinden. Er hat ſolches Recht vermoͤge 
ſeiner allgemeinen Berechtigung zu allen Handlungen, 
welche nicht in das Rechtsgebiet eines Anderen eingreifen, und 
es iſt, ſo lange nichts weiter als dieſes angeſprochen wird, noch 
von gar keinem dinglichen Recht, ſondern blos von dem 
Recht auf die eigene Perſon, d. h. von dem allgemeinen 
Rechte der Freiheit, die Rede. 

Aber durch die Ausuͤbung dieſes Rechtes kann faktiſch eine 
Verknupfung beſtimmter Sachen mit meiner Per⸗ 
ſoͤnlichkeit entſtehen und eben W das Eigenthum. 
Wie geſchieht dieſes? — 

Ich kann zuvoͤrderſt, ohne irgend Jemanden Unrecht zu 
thun, genießbare Sachen (die freien Gaben der Natur) ver⸗ 
zehren, und dadurch fuͤr immer alle Anderen davon aus⸗ 
ſchließen. Ich kann alſo auch eine zeitliche Ausſchließung 
hervorbringen durch irgend einen anderen, ohne Verzehrung 
geſchehenden Gebrauch. 

Die Ausſchließung aller Anderen von einer Sache, der 
wefentlishe Charakter des Eigenthums, erſcheint hiernach als 
bloſes Faktum, hervorgebracht durch eine nicht widerrecht⸗ 
liche Handlung. Vermoͤge meines Urrechts kann ich — und 
eben ſo koͤnnen ſolches alle Anderen — jede herrenloſe Sache 
ergreifen und beliebig benuͤzen; ich kann dann auch alle 
Anderen davon ausſchließen, ſobald oder inſofern die Art der 
Benuzung faktiſch ſolche Wirkung hervorbringt. 
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Darf ich die Sache augenblicklich benuͤzen, ja vers 
zehren: warum ſollte ich ſie nicht auch fuͤr eine kuͤnftige 
Benuͤzung oder Verzehrung in meine e ane und in 
Händen behalten koͤnnen? 100 

Allerdings darf ich ſolches, 1755 bie elt wodurch 
es geſchieht, heißt Befizergreifumg. Dieſelbe iſt hiernach 
der Akt, wodurch wir eine Sache in unſere phyſiſche Gewalt 
bringen, mit der Abſicht, alle Anderen davon auszuſchließen. 

Alle Lehrer (wiewohl zum Theil ohne Conſe quenz, 
verglichen mit ihren Prinzipien, auch meiſt ohne Erkenntniß 
des Grundes) fordern ſolche Beſizergreifung als erſte 
Grundlage des Eigenthums. Durch ſie — und hierin allein 
liegt ihre rechtliche Bedeutung — entſteht alſogleich eine wirk⸗ 
liche Verbindung der Sache mit meiner Perſoͤnlich⸗ 
keit (weil naͤmlich jezt faktiſch füg alle Anderen unmoͤglich 
if, der Sache ſich zu bemaͤchtigen oder fie: zu gebrauchen, ohne 
mir ſelbſt Gewalt anzuthun), aber freilich nur eine zeit⸗ 
liche Verbindung, eine von der Fortdauer des faktiſchen Be⸗ 
ſizes abhaͤngige, daher zum Eigenthum, welches auch ohne 
koͤrperlichen Beſiz oder nach Aufhoͤren deſſelben fortbeſtehen ſoll, 
(als intelligibler Beſiz nach Kant) 8 Was 
man alſo noch weiter dazu erfordert - 


Die Bezeichnung der Sache, als einer von mir in 


Beſt iz genommenen, kann hier nicht genuͤgen, wie ſcharfſinnig 


immer die Argumente ſeyen, welche die vielen Vertheidiger fol | 


cher Theorie dafuͤr aufſtellen. Denn die Bezeichnung, als 
ſolche, kann nur als Willenserklärung betrachtet werden 
oder von Bedeutung ſeyn. Demnach muͤßte, wer aus ihr das 
Eigenthum ableitet, wofern er conſequent ſeyn wollte, auch eine 
bloſe woͤrtliche Willenserklaͤrung für zureichend achten. Ja, 
er müßte: dann ſelbſt die Beſizergreifung für überflüf 
ſig auerkennen, weil ja auch ohne ſolche Ergreifung der 
Wille, etwas als eighragu haben, erklaͤrt werden kann. So⸗ 
dann wie weit reicht wohl die Wirkung einer Bezeichnung, 
J. B. eines auf einem Feld oder am Strande aufgeſteckten 
Pfahles? — oder welches waͤren die rechtlich zu zeichnenden 
Grenzen eines dergeſtalt okkupirten Grundes 2. Und wie? wenn 
Mehrere gleichzeitig ihren Willen des Habens erklaͤrten, oder 
demſelben Gegenſtand eine Bezeichnung gaͤhen? — Ueberhaupt 


— 


166 


iſt meine Wille und alſo meine Willenserklärung nur 
in der mir bereits angehörigen Rechtsſphäre ent⸗ 
ſcheidend. Ich habe Niemanden etwas zu befehlen, es ſey denn 
die Entfernthaltung von meinem Rechtsgebiet, naͤmlich die 
Nichtverlezung meiner Perſon und der mir bereits ange⸗ 


hoͤrigen, d. h. mit meiner Nurſon eden engen 


nen, Sachen. 

Alſo verbunden ſeyn, und bub bleiben mit mei⸗ 
ner Perſönlichkeit muß die Sache, wenn mir ein Realrecht 
darauf zuſtehen ſoll, d. h. wenn ſie ausſchließend mein 


ſeyn ſoll, fo wie ein Theil meines eigenen Koͤrpers. Durch 


die Beſizergreifung wird eine zeitliche Verbindung her⸗ 
vorgebracht; die Aufgabe iſt alſo: was muß geſcheben, um 
dieſe Verbindung fortdauernd zu machen auch ohne fort⸗ 
waͤhrendes phyſiſches Inn ea ben oder Feſthalten? 

Die Formgebung bedbirkt ſolche Fortdauer. Wir ver⸗ 


ſtehen unter ihr die auf eine Sache mit der Abſicht, ſie da⸗ 


durch zu unſerem ausſchließenden Gebrauche tauglich oder taug⸗ 
licher zu machen, oder auch nur ihrer hiezu habhaft zu wer⸗ 
den, verwendete Arbeit oder Kraft, inſofern dieſelbe 
der Sache Spuren eindruͤckt, welche bleibend und allgemein 
erkennbar ſind. Eine ſolche Formgebung erſcheint in der That 


als künſtliche Verlangerung des wahren Beſizes. Ich 


bin nicht losgetrennt von der Sache, in welcher die Aus 
fluͤſſe meiner Kraft, alſo meiner Perſoͤnlichkeit, erkennbar vor⸗ 
handen ſind. Ich habe ſie rechtlich noch eben ſo gut inne, als 
ob ich ſie in Haͤnden hielte. Wer ſie jezt wegnaͤhme oder (ohne 
meine Einwilligung) zu ſeinem Gebrauche verwendete, der 
wuͤrde meiner Perſoͤnlichkeit nicht minder Gewalt anthun, als 
wenn er die Sache mir aus den Haͤnden riſſe, als wenn 
er mich zwaͤnge, die Sache für ihn oder fur feinen Ge⸗ 


brauch hervorzubringen, oder zu verarbeiten oder herbeizuſchaffen. 


Zwiſchen beiden Theorien von denz Bezeichnung und von 
der Formgebung iſt kein Vergleich zu ſchließen. Denn 
wenn man mit Mehreren zur Erwerbung des Eigenthums 
eine ſolche Bezeichnung fordert, welche mit Muͤhe und Ar⸗ 
beit verbunden iſt, und der ganzen Sache allgemein erkennbare 
Merkmale ſolcher Bemuͤhung eindruͤckt, ſo iſt dieſe Bezeichnung 


zur wahren Formgebung geworden, und enthaͤlt alſo mehr, 


— 
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als in dem reinen Begriff der Bezeichnung liegt. Zwiſchen Ber 
zeichnung als ſolcher und Formgebung bleibt ewig der weſent⸗ 
liche Unterſchied, daß jene nur den Willen oder den Wunſch 
fortzubeſizen anzeigt, dieſe aber den wahren Beſiz im 
rechtlichen Sinne kuͤnſtlich forterhaͤlt. Dieſe allein alſo macht mein 
Recht aus, jene kann allenfalls als Beweis meines Rechtes 
dienen, daſſelbe aber keineswegs hervorbringen. 

Nach der lezten Bemerkung erſcheint demnach die Bezeichnung, 
wiewohl niemals ein Eigenthum erzeugend, gleichwohl von 
Rechtswirkung, infofern naͤmlich die von mir ausgegangene 
Formgebung zugleich Belehrung fuͤr den Anderen, alſo 


auch wahre Bezeichnung ſeyn, namlich eine Kenntlich⸗ 


machung der Sache, einmal uͤberhaupt als einer nicht herren⸗ 
lo ſen, und dann, je nach, Beſchaffenheit der Faͤlle, auch ins⸗ 
beſondere als einer gerade mir angehoͤrigen mit ſich fuͤhren muß, 
indem ſolche Kenntniß allein jede Erwerbung durch einen Andern 
(durch Aufhebung der bona fides) ausſchließt. Das lezte (die 
Kenntlichmachung als Eigenthum einer beſtimmten Perſon) 
wird zumal in Bezug auf die abgeleiteten Erwerbungs⸗ 
weiſen zur Sicherſtellung meiner Eigenthumsrechte noͤthig 
ſeyn, um namlich etwa einem Dritten, welchem die Sache 
durch einen Nichteigenthuüͤmer ‚übergeben würde, die Uns 
aa rechtlich unmoͤglich zu machen. 

In Gemaͤßheit dieſer Lehre iſt jedes Produkt der Kunſt 
und der gemeineren Arbeit, wofern nur der Stoff dazu ohne 
Unrecht in Beſiz genommen worden, ein unbeſtreitbares Eigenthum 
des Kuͤnſtlers oder Verarbeiters; nicht minder das auf der Jagd 
erlegte Thier, und auch das eingefangene und gezaͤhmte oder in 
eigenthuͤmlichem Behaͤltniß verwahrte (da auch das Einſchließen 
oder das in Verwahrung Nehmen eine Art der Formgebung iſt, 
und jedenfalls ſchon die rechtliche Ausſchließung aller Andern 
von meinem Behaͤltniß auch das darin Verwahrte in 


meinem Beſize feſthaͤlt), endlich auch der Grund und Bor 


den ſelbſt, inſofern er durch Anbau oder Ueberbau oder auch 
nur Einzaͤunung u. ſ. w. als durch mich formirt und alſo ver⸗ 
want mit meiner wesen erſcheint. 


9 75 ze 
g 24 
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§. 16. 
Grenzen des Okkupations⸗ und Eigenthumsrechts. x 


Alle Sachen, wofern fie herrenlos und der Beſizergrei⸗ 
fung und Formgebung empfaͤnglich find, koͤnnen zum Eigen⸗ 
thum gemacht werden, alſo auch die ſogenannten Sachen des 
unerſchoͤpflichen Gebrauchs, z. B. Brunnen, Bäche 
u. ſ. w. Doch ſind ſolche Sachen meiſt der Formgebung 
nicht empfaͤnglich, wie z. B. Licht und Luft, oder ſie ſind durch 
die Natur ſelbſt, d. h. durch das natürliche Beduͤrfniß, 
und den daraus nothwendig hervorgehenden Willen der Bethei⸗ 
ligten, zum Geſammteigent hum oder zum Geſammtge⸗ 
brauch der Bewohner einer Gegend beſtimmt, alſo nicht 
herrenlos im ſtrengen Sinn, und daher der Zueignung durch 
Einzelne nicht unterthan, z. B. eine auf einer Safel etwa 
einzig ſich vorfindende Quelle u. ſ. w. 

Mit dieſen Beſchraͤnkungen kann das Okapatienerecht ü. im 
Naturſtande durchaus nicht bedenklich oder fuͤr die Sicherheit der 
Coexiſtenz gefaͤhrdend erſcheinen. Denn einerſeits hat (freilich 
nicht die Bezeichnung, wohl aber) die Formgebung durch 
die natuͤrliche beſchraͤnkte Kraft der Einzelnen eine ſehr nahe 
liegende Grenze, und anderſeits kann, da es im Naturſtand 
kein Erbrecht gibt, eine ungemeſſene Anhaͤufung des Beſi⸗ 
zes auf wenigen Haͤuptern darin niemals ſtatt finden. Nur 
das poſitive Recht hat die großen Ungleichheiten des Ver⸗ 
moͤgens oder Beſizthums veranlaßt; doch auch eben dadurch 
eine unermeßliche Vermehrung des allgemeinen Reichthums be⸗ 
wirkt, und fuͤr jeden Einzelnen mancherlei im Naturſtand nicht 
vorhandene Quellen des Erwerbs, alſo der Subſiſtenzmittel ‚er: 
öffnet. Von dem freilich ausgedehntern Okkupationsrecht der 
Völker oder Staaten wird im Voͤlkerrecht gehandelt werden. 

Niemals aber koͤnnen Andere als körperliche Dinge 
okkupirt werden, folglich Eigenthum oder Gegenſtand eines 
dinglichen Rechtes werden. Bloſe Rechte, die da nur 
Gedankendinge ſind, bleiben hiernach ausgeſchloſſen von 
dem Begriff einer moͤglichen Okkupation oder eines Eigenthums. 

Daher gibt es auch Fein Gedanken-Eigenthum im ſtreng 


— 


169 


juriſtiſchen Sinn (wie man gern dem Schriftfteller in Bezug 
auf ſein Werk eines zuſchreibt), und iſt alſo der Nachdruck 
(fo niedertraͤchtig, unmoraliſch und ſchaͤndlich er jedem Ver— 
ſtaͤndigen und Ehrliebenden erſcheinen muß, und ſo viele Gruͤnde 
die politiſche Geſezgebung hat, denſelben poſitiv und unter 
Strafe zu unterfagen) gleichwohl nicht abſolut widerrecht⸗ 
lich, wenigſtens nicht als wirkliche Eigenthums-⸗Verle⸗ 
zung zu betrachten. Aber auch nicht als Verlezung von Ver⸗ 
trags⸗Rechten, weil der angebliche ſtillſchweigende Vers 
trag (oder die angeblich dem Kauf und Verkauf eines Exem⸗ 
plars ſtillſchweigend anhaͤngende Bedingung, daß daſſelbe nicht 
zu Veranſtaltung eines Nachdrucks ſolle benuͤzt werden), wor⸗ 
aus man ſolche Verlezung ableiten will, keineswegs ein wirk⸗ 
licher (weder ausdruͤcklicher noch ſtillſchweigender), ſondern 
blos ein gedichteter, mithin vernunftrechtlich gar keiner 
iſt). Vgl. auch $. 47 und dann in der „Sammlung meiner klei⸗ 
neren Schriften“ III. B. (Stuttgart 1829) die Abhandlung 
über den Buͤcher⸗ Nachdruck. (S. 330. ff.) | 
Die Dauer des Eigenthums iſt naturrechtlich beſchränkt 
auf die Dauer der wirklichen Verbindung der Sache mit 
einer Perſönlichkeit, demnach auf die Fortdauer des koͤrperlichen 
oder des Mental⸗Beſizes, welcher leztere zumal durch die 
kennbar gebliebene Form ſich erhaͤlt. Es iſt jedoch der Begriff 
der Form ein weit reichender, welcher nämlich auch das bloſe 
zu Tage Fordern oder Herbeiſchaffen einer Materie (3. 
B. eines, wenn auch gediegen angetroffenen, Metalls, und ſo 
auch das Einfangen eines Wildes u. ſ. w.) in ſich ſchließt, 
und nicht minder auf das bloſe Einſchließen oder Ver⸗ 
wahren im eigenthuͤmlichen Behaͤltniß paßt. Mit dem Auf⸗ 
Hören ſolcher Form, oder auch mit dem Aufhoͤren der Erkenn⸗ 
barkeit der Beziehung ſolcher Form auf eine beſti mmte 
Perſon, hoͤrt fuͤr den nicht mehr wirklich Beſizenden auch das 
Eigenthum oder wenigſtens deſſen rechtliche Sicherheit auf; 
d. h. es wird dadurch einem Andern rechtlich moͤglich, 
die Sache auch ohne den Willen des bropekigen Eigenthuͤmers 
. ſich zu erwerben. 

Hiernach wird auch die Frage: ob nach dem Naturrecht 
eine rei vindicatio ſtatt finde? — leicht zu beantworten ſeyn. 
Gegen den unredlichen Beſizer oder Erwerber findet ſie (und 
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neben ihr nach Umſtaͤnden auch die Schadloshaltungs⸗ 
Forderung) allerdings ſtatt, aber gegen den redlichen in der 
Regel, nich t. Zwiſchen Eigenthum und redlichem Beſiz iſt 
ohnehin nach dem Naturrecht nur geringer Unterſchied, und 
fakt iſſch kann ſelten der angebliche Eigenthuͤmer ein Mehreres 
beweiſen, als den redlichen Beſiz. Zwiſchen zwei gleich oder aͤhn⸗ 
lich Berechtigten behauptet aber billigerweiſe der ſpaͤter e — 
im wirklichen Beſiz befindliche — den Vorzug. Eine Lostren⸗ 


nung des jezt wirklich mit ihm verbundenen Gutes zum Be⸗ 


huf der Wiederverbindung deſſelben mit einem früheren Be 
ſizer durfte ſchwer zu rechtfertigen ſeyn, ſelbſt wenn auf beiden 
Seiten gleiche Umſtaͤnde vorlaͤgen. In der Regel jedoch wird 
derjenige, welcher den Beſiz verloren, ſich einer eigenen 
Unachtſamkeit oder Fahrlaͤßigkeit anzuklagen oder wenigſtens 
ein ihn 715 betroffenes Unglück zu verſchmerzen haben, 
während der redliche dritte Erwerber für. keines von beiden ver⸗ 
antwortlich iſt. Jedenfalls mußte der frühere Beſizer dem ſpaͤ⸗ 
teren redlichen Erwerber die Unkoſten der Erwerbung und 
alles andere Dar anliegen vergüten, um die ihm 
fruͤher angehörige Sache wieder zu erhalten; und es wuͤrde da⸗ 
durch in den meiſten Faͤllen die rei vindicatio ganz werthlos für 
ihn. Die bona ſides der Erwerbung iſt übrigens hier im 
ſtrengen Sinne zu nehmen; und außerdem mag, wenig⸗ 
ſtens in den Fällen einer von Seiten des Dritten geſchehenen u n⸗ 
entgeltlichen Erwerbung oder einer ihm dargebotenen, er⸗ 
weislich genügenden, Entſchadigung, der ehevorige Beſi izer 
oder Eigenthuͤmer aus dem Titel hoher Billigkeit, ja bier 
weilen ſelbſt des ſtrengen Rechts, die Zuruͤckſtellung verlangen. 

Nach dieſer Lehre erſcheint die Eroͤrterung der, in Anſehung 
der vom Nichteigenthuͤmer während. feines Beſizes bezogenen 
Fruͤchte und der aufgewendeten Unkoſten aufzuſtellenden, Grund⸗ 
fäze meiſt uͤberfluͤſſig. Die poſitiven Rechte haben „bier. für 
den alten oder wahren Eigenthuͤmer eine ſehr parteiiſche Gunſt 
geaͤußert; aber die vom Vernunftrecht nach Verſchiedenheit der 


Faͤlle geforderte Modifikation ſolcher Regeln geht aus den ehen | 


onfgpitelten Hauptſaͤzen meiſt von felbft hervor. i 

In Anſehung der Benuͤzung, feiner Sache (d. 5 der 
Verwendung derſelben zu beliebigen Zwecken) iſt der Eigen⸗ 
thuͤmer nach dem Begriff feines Rechts vollig frei. Er, darf 
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alle Andere unbedingt davon ausſchließen, darf ihnen daher auch 
den anſcheinend unſchaͤdlichſten Gebrauch verweigern, 
und er ſelbſt darf ſeine Sache gebrauchen und verbrauchen, wie 
er will, mit der einzigen Beſchraͤnkung, daß die Benuͤzungs⸗ 
weiſe unverlezend fuͤr die Perſon und fuͤr die Habe, d. h. 
fuͤr alle urſpruͤnglichen und erworbenen Rechte jedes Anderen ſey. 
Iſt ſie jedoch das lezte nicht, fo wird fie nicht eigentlich als Benuͤzung, 
ſondern rein als Verlezung rechtswidrig erſcheinen. So lange 
daher ein Akt blos als Benüzung fich darſtellt, ohne thaͤtigen 
Eingriff in fremdes Rechtsgebiet, fo iſt er zuläßig, ob auch daraus 
faktiſcher Nachtheil einem Andern erwachſe. Sobald aber 
jener Eingriff ſtatt findet, ſo kann aus dem Umſtand, daß der⸗ 
ſelbe bei Gelegenheit oder mittelſt der Benuͤzung meiner Sache 
geſchah, mir nicht zur Rechtfertigung dienen. Wer z. B. die 
von ſeinem Acker geleſenen Steine auf das Feld des Nachbars 
ſchafft, hat dieſen widerrechtlich beſchaͤdigt, wer aber auf dem 
eigenen Grunde ein Haus baut, welches Schatten auf den 
benachbarten Garten wirft, hat die Grenzen der erlaubten Benuͤ⸗ 
zung nicht uͤberſchritten. In den meiſten Faͤllen wird ſchon 
der geſunde Menſchenverſtand entſcheiden koͤnnen, ob Eines oder 
das Andere geſchehe; oft wird er jedoch poſitiver Regeln 
zur Hebung der Zweifel beduͤrfen; oder auch er wird zum Ver⸗ 
tragsrecht, d. h. zur Idee ſeine Zuflucht nehmen, daß wer 
freiwillig mit Anderen in's Verhaͤltniß der Nachbarſchaft tritt, 
ſtillſchweigend auf die mit ſolchem engern Verhaͤltniß un: 
vereinbarlichen oder dem wechſelſeitigen Intereſſe 
offenbar zuwiderlaufenden Beikgungbanten feines Grundes 
N w. Verzichte. 


$. 17. 
Vom Zuwachs und vom Miteigenthum. 


Der Zuwachs (Aceeſſion) im engern Sinn iſt die Ders 
bindung einer andern (herrenloſen oder fremden) Sache mit 
meiner eigenen, zumal eine ſolche, wornach es unmöglich. wird, 
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ſie wieder davon zu trennen oder zu gebrauchen, ohne meinem 
Eigenthum zu nahe zu treten. Im weiteren Sinn wird auch 
das Entſtehen oder Hervorgehen einer neuen Sache aus 
meinem Eigenthum darunter verſtanden, wiewohl ſolche neu 
entſtandene Sachen (z. B. die Fruͤchte meines Baums oder die 
Jungen meines Thieres), auch Überhaupt jedes Wachs t hum 
und jede veränderte Geſtaltung meiner Sache als ur⸗ 
ſpruͤnglich ſchon enthalten in ihr, oder zu ihren natuͤr⸗ 
lichen Eigenſchaften gehoͤrig, mehr nur dem Begriff der 
Entwicklung als des Hin zutretens Raum geben. Den 
Zuwachs theilt man ſodann noch ein in den na tuͤrlichen, 
künſtlichen und gemiſchten, und führt von jedem der⸗ 
ſelben noch mancherlei beſondere Arten auf. Tauſenderlei Ver⸗ 
haͤltniſſe oder Faͤlle laſſen ſich hier denken; ſie Are N von 
vergleichungsweis geringer Bedeutung. 
Das poſitive Recht hat uͤber den Zuwachs und eie ver⸗ 
ſchiedenen Arten eine Menge von Regeln aufgeſtellt, welche zwar 
groͤßtentheils auf vernuͤnftigem Grunde beruhen, d. h. fuͤr die 
Mehrzahl der durch ſie beſtimmten Faͤlle eine dem Vernunft⸗ 
recht entſprechende Entſcheidung geben, doch bei ausnahmsloſer 
Anwendung auch manchmal jenem Recht zuwider laufen. Es 
iſt hier, wie noch bei vielen Gegenſtaͤnden, das (oben F. XVIII. 
erdrterte) Verhaͤltniß des natuͤrlichen zum poſitiven Recht klar 
in die Augen fallend, und darum mag auch die Aufſtellung ſolcher 
ſpezieller Regeln fuͤglich dem poſitiven Recht uͤberlaſſen bleiben. 
Das Vernunftrecht kann nur im Allgemeinen ſo viel ſagen: 
Der Zuwachs, wofern er nicht durch eine widerrechtliche That 
des Eigenthuͤmers entſtand, faͤllt in der Regel demſelben theils 
unmittelbar zu, theils wenigſtens durch die jezt nur ihm recht⸗ 
lich moͤgliche Okkupation der hinzugekommenen Sache. Doch 
kann nach Umſtaͤnden auch Miteigenthum entſtehen, oder 
eine Schuldigkeit zur Schadlos haltung Desjenigen, welcher 
dadurch in Nachtheil verſezt ward. Gar oft jedoch wird zweis 
felhaft ſeyn, welche Sache als Hauptſache und welche als 
Nebenſache oder als hinzugekommene zu achten; und nicht durch 
allgemeine Regeln, ſondern nur durch Wuͤrdigung aller 
bei jedem konkreten Falle vorwaltenden Umſtaͤnde wird 
eine ohne poſitive Norm entſcheidendes 8 zu einer gerech⸗ 
ten Entſcheidung gelangen. | 1281 nm 
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Das Miteigenthum, d. h. das Mehreren gemein, 
ſchaftlich zuſtehende Eigenthum uͤber eine Sache kann, 
wie eben bemerkt worden, durch einige Arten des Zu wa ch⸗ 
ſes, z. B. durch zufaͤllige Vermiſchung der Sache zweier 
Eigenthuͤmer u. ſ. w. entſtehen. Es kann aber auch durch ges 
meinſame Erwerbung 6. B. Beurbarung) oder durch 
Vertrag (mit Uebergabe, d. h. Aufnahme in den Mitbeſiz) 
entſtehen. Immer beſteht feine Weſenheit darin, daß jeder 
Miteigenthuͤmer alle Fremden, kein Miteigenthuͤmer aber den 
andern von der Sache ausſchließen kann; woraus von ſelbſt 
folgt, daß, wenn einer der Miteigenthuͤmer (3. B. durch Tod) 
ermangelt, ſein idealer Antheil an der Sache den übrigen zus 
wachst, d. h. daß ſich das Eigenthum in der Perſon der oder 
des Uebrigbleibenden conſolidirt. 

Die Miteigenthuͤmer koͤnnen unter ſich Vertrage ſchlie⸗ 
ßen über eine Theilung der Sache ſelbſt (z. B. eines 
Grundes) oder ihrer Be nuͤzungsarten. Im erſten Fall 
jedoch hört — wofern ein geſondertes dingliches Recht auf 
die einzelnen Theile verliehen, d. h. mit ausſchließendem 
Beſi ze verbunden ward — das Miteigenthum auf; im 
zweiten Fall (wofern ein Geſammt⸗Beſiz noch kennt⸗ 
lich bleibt) werden die beſonderen Nuzungsarten nicht als 
dingliches, ſondern blos als perſoͤnliches Recht, und 
daher gegen Aus waͤrtige noch immer jeder Miteigenthümer 
als each tigt erſcheinen. 


$. 18. 


Vom Aufhören des Eigenthums. 


Das Eigenthum, wie wir ſchon oͤfter bemerkten, beruht 
auf dem Faktum der wirklichen Verbindung einer Sache mit 
einer Perſon, und hoͤrt alſo auf, ſobald ſolcher Grund oder 
ſolche weſentliche Vorausſezung ermangelt. Es geſchieht dieſes 
theils ohne Uebergang der Sache in das Recht eines Anderen, 
theils mit ſolchem Uebergang. 


A 
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Das Eigenthum hört ſchlechthin auf: 

a) Durch den Tod des Eigenthuͤmers, weil es im 
Naturſtand kein Erbrecht gibt, demnach die Verlaſſenſchaft 
des Todten ſofort zur herrenloſen Sache wird. (Die 
Conſolidirung des Miteigenthums in der Perſon der Ueber⸗ 


lebenden — wovon oben $. 17 — macht allein hier eine 


Ausnahme.) 
b) Durch den Untergang der Sache. ; 
ec) Durch das Aufhoͤren ihrer Form, weil dieſe allein | 


das rechtliche Band war, welches fie mit dem von ihr phyſiſch 


losgetrennten Eigenthömtt verknuͤpfte. Doch wird hier die Form 
in weiteſter Bedeutung genommen, d. h. fuͤr jede auf 
die Sache geſchehene und kenntlich gebliebene Einwirkung, alſo 
namentlich auch fuͤr die bloſe Habhaftwerdung derſelben, wo⸗ 
fern ſolche erkennbar nur durch Aufwendung von Muͤhe und 
Arbeit geſchehen konnte (vgl. oben §. 15 und 16). 

d) Durch den Verluſt des Beſizes, als der urſprüng⸗ 
lichen Verknuͤpfung der Sache mit meiner Perſon, und welche 
durch die Formgebung blos kuͤnſtlich oder idealiſch ver laͤn⸗ 
gert wird. Die Form jedoch ſelbſt gilt fuͤr den Beſiz, ſo lange 
auf irgend eine kenntliche Weiſe der Wille fortzubeſizen fort⸗ 
dauert, d. h. alſo, fo lange ein Mental⸗-Beſiz erkennbar bleibt. 
So beſize ich (mental) nicht nur die geliehene, deponirte Sache 
— mittelſt des Commodatars oder Depoſitars u. ſ. w. — fort, 
ſondern ich beſize auch die verlorene und die mir geſtohlene 
Sache noch, ſo lange ſie jedem verſtaͤndigen Finder oder Dritten 
als eine nicht abſichtlich weggeworfene, oder als einem noch Leben⸗ 
den angehoͤrig erſcheinen muß oder kann. Dagegen beſize ich die 
abſichtlich weggeworfene oder verlaſſe ne, und auch die mir 
— ohne Zuruͤckbleiben einer auf einen Eigenthuͤmer oder Men⸗ 
talbeſizer hindeutenden Spur — abhanden gekommene oder von 
mir phyſiſch losgetrennte Sache nicht mehr. So beſize ich na⸗ 
mentlich das ehedeſſen beurbarte oder eingezaͤunte ꝛc. Feld nicht 
mehr, wenn alle Spuren ſolchen Anbaues u. ſ. w. verſchwunden 
ſind; auch das ehedeſſen eingefangene Wild beſize ich nicht 
mehr, wenn es — ohne Spuren von Zähmung — mir wieder 
entlief. Ja, wenn ich es auch bezeichnet haͤtte, ſo gehoͤrt es 
nimmer mein, weil das Zeichen blos den Willen fortzube⸗ 
ſizen andeutet, ſolcher Wille aber nur in Anſehung der faktiſch 
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FR wirklichen Beſiz oder durch die Form) ſchoͤn oder noch 
mit mir verbundenen Sachen von rechtlicher Wirkung iſt. 

Freilich kann ich in ſolchen Fallen in den Beſiz und in 9 
Eigenthum zurücktreten, wenn mir nicht einſtweilen ein 
Anderer zuvorkam. Aber es hat dieſer Andere durch ſolche Be⸗ 
gebenheiten oder Umſtaͤnde bereits das Recht, jene Sachen zu 
okkupiren, erhalten, und eben darin beſteht das Aufhoͤren 
meines Eigenthums, d. b. meines Rechtes zur Ausſchlieſ⸗ 
ſung aller Anderen. 

Das bei dem Einen aufhöͤrende Eigenthum geht an einen 
Andern über: 

a) Durch einen dahin lautenden Vertrag, verbunden 
mit Ueber gabe; 

b) durch die von einem Andern bona fide (d. h. mit ver⸗ 
nünftiger Ueberzeugung von dem Rechte des Uebertragendeu oder 
von der Herrenloſigkeit der Sache) geſchehene Erwerbung 
oder Okkupation. 

c) Es fragt ſich: ob auch durch Verjährung? was zu 
einer weiter reichenden und auch andere als Eigenthumsverhaͤlt⸗ 
niſſe umfaſſenden Eroͤrterung Anlaß gibt. Dieſelbe moͤge hier, 
um Wiederholungen zu vermeiden, unter Einem nach den ver⸗ 
ſchiedenen Hauptgeſichtspunkten ſtatt finden. 


§. 19. 
Von der Verjährung. 


Verſteht man unter Verjaͤhrung den Verluſt oder die Er⸗ 
werbung eines Rechtes durch bloſen Verlauf einer beftimm; 
ten Anzahl von Jahren (oder überhaupt Zeit), fo gibt es frei⸗ 
lich im Naturrecht keine Verjährung. Doch duͤrfte dieſer 
Begriff zu eng ſeyn, und (aͤhnlich etwa der, niemals überhaupt 
nach beſtimmten Jahren, ſondern nur nach der bei jedem 
Einzelnen insbeſondere eintretenden Alters reife zu erkennen⸗ 
den, Großjährigkeit) eine im Allgemeinen zwar unbeſtimm⸗ 
bare, doch in concreto durch vernünftiges Ermeſſen zu ermit⸗ 
telnde Zeit dazu genuͤgen. 


176 


Doch auch nach folder Beſchraͤnkung mag (eben wie bei 
der Großjaͤhrigkeit) nicht eigentlich der Zeitverlauf als ſolcher, 
ſondern etwas durch denſelben Bewirktes den unmittelbaren 
Rechtsgrund einer Erwerbung oder eines Verluſtes darbieten. 

Zwar nach unſerer Lehre, welche gegen den bonne fidei 
Erwerber keine rei vindicatio für zulaͤßig erklaͤrt, und welche 
— hier uͤbrigens mit den Meiſten im Einklang — kein Erb⸗ 
recht anerkennt, erſcheint die Annahme einer Verjährung, weit 


minder nothwendig. Doch wird ſie auch in dieſer Pappel 


Vorausſetzung nicht ganz zu entbehren ſeyn. 

Fuͤr's Erſte naͤmlich kann durch Aufnahme in's Miteigen⸗ 
thum ein Analogon des Erbrechts aufgeſtellt werden; und dann 
gibt es Perſoͤnlichkeiten — insbeſondere die Voͤlker oder 
Staaten — welche nimmer ſterben, und deren Rechts- 
zuſtand daher ohne Annahme einer Verjaͤhrung, niemals der 
Feſtigkeit ſich erfreuen koͤnnte. 

Wir ſagen — ganz allgemein, demnach mit gleicher An⸗ 
wendbarkeit auf's oͤffentliche wie auf's Privatrecht — alſo: 

Un veraͤußerliche Rechte find eben darum auch unver⸗ 
jaͤhrbar. 

Angeborene Rechte, d. h. die allgemeinen ur echte, 
treten mit jedem Geborenen in's rechtlich gültige Daſeyn ein, 
und keine — ſelbſt tauſendjaͤhrige — Vergeſſenheit oder Unter⸗ 
druͤckung mag denſelben rechtlich Eintrag thun. 

In Bezug auf veraͤußerliche Rechte kann (ſollte auch 
in der Regel ſolches nicht ſtatt finden) durch den laͤngere Zeit 
anhaltenden Nichtgebrauch, oder durch die laͤngere Zeit fortdauernde 
Lostrennung des Eigenthuͤmers von einer Sache, einerſeits gine 
vollendete Trennung (wie bei dem in den Stand der 
Unkultur zuruͤckfallenden Grund) oder anderſeits eine bona fides 
bei dem neuen Erwerber entſtehen, und durch beides das 
Eigenthumsrecht des früheren Beſizers getilgt werden. 

Auch bei perſoͤnlichen Forderungen kann nach Umſtaͤn⸗ 
den aus dem laͤngeren Schweigen des Berechtigten gar oft eine 
ſtillſchweigende Verzichtleiſtung gefolgert, und dadurch 
der Verpflichtete entbunden werden. *) 


*) Hier wie dort iſt nun freilich die verlaufene Zeit nicht 
eigentlich der Titel, oder der unmittelbare Grund, ſon⸗ 
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Ob jedoch ein ſolches in conereto ſtatt finde, darüber wird 
freilich der Betheiligte nicht ſelbſt, ſondern nur ein durch freies 
Compromiß aufgeſtelltes Gericht oder in deſſen Ermangeln 
das erſcheinende Anerkenntniß einer Geſellſchaft (oder Geſammt⸗ 
heit der in naͤherer Wechſelwirkung N e zuberläßig ent⸗ 
ſcheiden koͤnnen. 

Die wichtigſten und dinlagchtendſten Beiſpiele von der Gil⸗ 
tigkeit der alſo beſtimmten Verjaͤhrung kommen freilich im 
Völkerrecht vor; doch auch im Privatrecht bleibt ihre 
Annahme oft nothwendig zur Befeſtigung des Rechtszuſtandes. 


. 20. 


Japan des Eigenthumorechts“ Kritik der gewöhnlichen Einthei⸗ 
g ö lungen eltern. 


Das Eigenthumsrecht iſt das auf das Faktum der Ver⸗ 
knuͤpfung einer Sache mit einer Perſon ſich gruͤndende Recht 
der Ausſchließung aller Anderen, das Proprietaͤts⸗ 
Recht und ſonſt nichts. Die freie Verfügung uͤber die 
Sache iſt davon die natürliche Folge, weil ich, wenn alle Ans 
dern rechtlich ausgeſchloſſen find von der Sache, Niemanden 
Unrecht thue durch was irgend für einen Gebrauch, dem 
ich von ihr mache. Die Gebrauchsarten ſind freilich ſehr 
verſchieden, je nach der Beſchaffenheit oder Eigenſchaft der 
Sache und nach den daraus fließenden, theils phyſiſchen 
theils moraliſchen, ja mitunter (wenn die Sache zugleich 
einige Perſoͤn lichkeit hat, oder auch wenn ich mich durch 
einen Vertrag zeitlich beſchraͤnkt habe) ſelbſt rechtlichen Be⸗ 
ſchraͤnkungen. Aber dieß geht niemals die Anderen — Aus⸗ 
geſchloſſenen — rechtlich was an. Es iſt daher unnuͤz und nur 


dern mehr nur die Erkenntnißquelle oder der mittel⸗ 
bare Grund einer Rechtserwerbung oder eines Rechts⸗Verluſtes. 
Doch wird, wenn man bloß deßhalb die Verjährung läugnet 
der Streit zum Wortſtreit. 


Rotteck's Vernunftrechtslehre. I. 12 
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zur Verwirrung führend, die Eigenthumsrechte nach den Gr 
brauchsarten einzutheilen, und zumal iſt die bisher gewoͤhnlichſte 
Eintheilung in 1) Proprietäts,, 2) Bendzungss, und 
3) Beſiz⸗Recht durchaus verwerflich. Denn: 1) Ein Pro 
prietätsrecht ohne Benuͤzungs⸗ und Beſizrecht iſt 
ein Unding. Wohl kann es gedacht werden ohne ph yſi⸗ 
ſchen Beſiz lörperliche Innehabung), nicht aber ohne den 
mentalen; und auch die zeitliche Veraͤußerung oder Gewaͤh⸗ 
rung der Nuznießung an einen Andern iſt eine von mir gewählte 
Gebrauchsart, welche zwar zeitlich, vermoͤge des Kontrakt⸗ 
rechts deſſen, dem ich ſie verlieh, nicht mehr abgeaͤndert werden 
kann, jedoch in Ruͤckſicht aller Uebrigen meine volle Frei⸗ 
heit jedes anderen Gebrauches durchaus unvermindert laͤßt. 
2) Eben ſo iſt ein Gebrauchs- und ein Beſizrecht, ohne 
Proprietaͤt, als wahres Real- oder Eigenthumsrecht undenk⸗ 
bar. Denn wenn der Nutznießer oder Beſitzer nicht auch ver⸗ 
aͤußern und verbrauchen oder zerſtoͤren darf wegen 
des bleibenden Rechts eines Andern, welcher dagegen 
ſolches darf“) (wenn auch etwa nur nach Erlöfchung des Nieß⸗ 
brauchs), ſo iſt jener gar nicht Eigenthümer und beſizt 
auch nicht im eigenen Namen, fondern bloß im Namen 
des Andern, und benuͤzt auch die Sache nur vermdͤge der 
Verguͤnſtigung des Andern, daher gleichfalls in deſſen Namen. 
Um ihn als Eigenthuͤmer oder auch nur als Miteigen⸗ 
thümer zu denken, muß man ihm ſelbſteigenen Be 
ſiz (d. h. das ſelbſteigene Recht der Ausſchließung Aller, 
den angeblichen Proprietaͤr mit eingeſchloſſen **), we 
nigſtens das Recht, gegen dieſen ſich im Mit beſiz zu be⸗ 
haupten, einraͤumen; auch muß der Gebrauch als Folge 


) Wenn dieſer Andere es gleichfalls allein nicht darf, ſondern blos 
durch Uebereinſtimmung Beider es geſchehen kann, ſo ſind dieſe 
Beiden Miteigenthümer, und hat alſo der Nutznießer noch 
etwas weiteres als den Nießbrauch, nämlich einen Antheil an 
der Proprietät. 

ze) Und zwar nicht bloß vermöge Kontrakt⸗Rechts, ſondern ver⸗ 
möge deffelben allgemeinen Rechts, wornach ich von mei⸗ 
ner Sache alle Fremden ausſchließe, d. h. vermöge eines Rechts, 
welchem eine allgemeine negative Verbindlichkeit Aller, nicht 
aber eine ſpezielle und poſitive eines Einzelnen entſpricht. 
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der Proprietät, d. h. des ſelbſteigenen Realrechts, 


nicht blos als ein vom Proprietaͤr verliehener, demnach 
a fremdem Recht abfließender, gedacht werden. Alſo nicht 


er Gebrauch an ſich, nicht der Beſiz an ſich (ob auch 
un Innehabung eine zeitliche Ausſchließung aller Andern be⸗ 
wirkend) find Eigenthumsrechte (beide konnen auch aus rein 
perſoͤnlichem Rechte fließen oder Nichteigenthuͤmern zu 


ſtehen), ſondern blos der vermoͤge meines Proprietäts 


rechts mir zuſtehende Gebrauch und Beſiz ſind es; es iſt 
alſo daran nichts enen, als nur die Pro⸗ 
diert, 2 


H. 21. 


Wie vielerlei Realrechte naturrechtlich giltig ſeyen? Fiktionen des poſiti⸗ 
n ven Rechts. 


Nach der bisherigen Ausführung iſt klar, daß das Real 
Recht, d. h. das ausſchließende, gegen Alle giltige, Recht 


auf Sachen, das Faktum der Verknuͤpfung ſolcher Sachen 


mit der Perſoͤnlichkeit eines Berechtigten vorausſezt, und ohne 


ſolche Verknuͤpfung naturrechtlich nicht ſtatt findet. Wenn oder 


in ſofern eine Sache mit meiner Perſoͤnlichkeit wirklich verbun⸗ 


den iſt, und alſo mir eben ſo gut angehoͤrt als ein Theil meiner 


ſelbſt (d. h. wenn Niemand ohne Verlezung meiner Perſoͤnlich⸗ 
keit ſie gegen meinen Willen fuͤr ſich nehmen oder gebrauchen 
kann), dann und nur dann habe ich auf ſie ein Real-⸗Recht. 
Dieſes Recht iſt hiernach nur eines, nämlich eben das Recht 
der Ausſchließung aller Anderen, d. h. das Eigen⸗ 
thum, worunter jedoch auch der Beſiz (d. h. das ſelbſteigene 
und volle Beſizrecht), welcher ein zeitliches Eigenthum 
iſt, dann das Miteigenthum, welches in der Mehreren ge 
meinſchaftlich zuſtehenden Befugniß der Ausſchließung aller 
Anderen beſteht, endlich auch die Servitut mit einge 
drückter Marke, welche naͤmlich nichts anderes iſt als Mit⸗ 
eigenthum über einen Theil der Sache, begriffen find. 
Alle anderen Realrechte, welche durch poſitives Geſetz aner⸗ 
12 * 
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kannt werden, find bloſe Fiktionen, rein willkürliche 
Einſezungen und daher fortwaͤhrend abhaͤngig von demſelben 
Geſammt-⸗Willen, der fie ſchuf oder in Kraft erhält. 

Es iſt (zumal, wenn de lege ferenda geſprochen wird,) 
von hohem Intereſſe, dieſe Lehre zur überzeugenden Klarheit zu 
bringen. Nirgends greller als hier erſcheint der Widerſtreit des 
hiſtoriſchen Rechts gegen jenes der Vernunft. 

Zuvoͤrderſt haben die Juriſten eine Unterſcheidung aufge⸗ 
ſtellt zwiſchen dem Recht auf die Subſtanz und jenem auf 
die Folgen einer Sache. (Eigenthumsrecht im aus⸗ 
nehmenden Sinn und Benuͤtzungsrecht, oder auch O bereigen⸗ 
thum und Nuzeigenthum.) Sodann haben ſie verſchiedene 
Arten der Benuͤzung unterſchieden und aus jeder einzelnen 
ein fuͤr ſich beſtehendes Realrecht gemacht. Sie haben endlich 
rein perſoͤnliche Rechte oder Forderungen, d. h. ſolche, deren 
Gegenſtand nicht einmal die Sache ſelbſt, oder eine moͤgliche 
Benuͤzungsart derſelben, ſondern eine poſit ive Leiſt ung ih⸗ 
res Beſitzers — oder auch eines Dritten — iſt, zu Realrechten 
geſtempelt, d. h. auf Grund und Boden radizirt. Ja, fie 
haben ſogar Sachen gewiſſermaßen zu Rechts⸗Subjekten ge⸗ 
macht, Rechte auf Perſonen und auf derſelben mannigfaltigſte Lei⸗ 
ſtungen als Appertinenz ſtuͤcke von Gründen dargeſtellt, 
und alſo — allen natuͤrlichen Rechtsbegriffen Hohn ſprechend — 
die Perſonen den Sachen, anſtatt dieſe jenen, unterworfen. 
Dieſe Rechtsdichtungen alle (mit Ausnahme vielleicht der ein⸗ 
zigen Hypothek, zu deren Statuirung naͤmlich vernünftige 
und allgemein nuͤtzliche Gruͤnde vorliegen) ſind zum einſeitigen 
Dienſt der Gewalt oder zur Unterdruͤckung der Schwachen 
gemacht, überhaupt zur Gunſt der Ariſtokratie, zur Er 
leichterung eines fortdauernden und moͤglichſt einträglichen ger o⸗ 
ßen Beſizthums. Sie bewirken eine Ausdehnung der natuͤr⸗ 
lichen Erwerbs⸗ und Beſizfaͤhigkeit uͤber alle Grenzen der Maͤ⸗ 
ßigung, demnach eine Verdraͤngung des gemeinen Rechts und 
des gemeinen Intereſſes zu Gunſten der Reichen und Starken. 
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„ 
Von dem Recht auf die Subſtanz oder vom Obereigenthum. 


— — — 


I. Was iſt das Recht auf die Subſtanz? Was iſt 
Subſtanz im juriftiihen Sinne? — Sie iſt nichts anderes 
als die Sache ſelbſt, d. h. dasjenige an ihr, was des Be⸗ 
ſizes und der Formgebung, d. h. der Verknuͤpfung mit meiner 
Perſönlichkeit empfaͤnglich iſt (alſo jedenfalls nur die ſinnliche 
oder materielle Erſcheinung der Sache, d. h. ihr Koͤr⸗ 
per). Das Recht auf die Subſtanz i ſt daher das Eigen⸗ 
thum ſelbſt, kein beſonderes — fuͤr ſich allein beſtehendes — 
Recht. Es enthält in ſich jede mögliche Benüzungs⸗ 
art der Sache, gleichwie hinwieder im vollen und ſelbſt⸗ 
ſtaͤndigen Benuͤzungsrecht auch das Recht auf die 
Subſtanz (denn auch die Zerſtoͤrung einer Sache, oder ihre 
Veraͤußerung ſind Benuͤzungsarten derſelben) begriffen iſt. 
Zwar kann geſchehen, daß ich einem Andern die zeitliche Benür 
zung der Sache geſtatte, (ſie ihm leihe, vermiethe, verpachte,) 
mir ſelbſt das Eigenthum vorbehaltend. Alsdann aber iſt das 
Recht auf die Subſtanz nichts anderes, als die Idee der, un⸗ 
geachtet der faktiſchen Lostrennung oder zeitlichen Beſchraͤnkung, 
gleichwohl rechtlich fortdauernden Verknupfung der Sache 
mit meiner Perſoͤnlichkeit, und zumal der Gegenſatz meines 
bleibenden, beharrlichen und ſelbſtſtaͤndigen Rechts gegen 
dein blos zeitliches und abhaͤngiges. 4 was beharrlich iſt 
an der Sache (denn gerade nur ihre Form, als etwas nicht 
Beharrliches macht fie zur meinigen; und was überall Bes 
harrliches den wechſelnden Koͤrpererſcheinungen zum Grunde 
liegen mag, geht die Metaphyſik, nicht aber die Rechts⸗ 
lehre an), ſondern mein beharrliches Recht macht den Be⸗ 
griff dieſes Rechts auf die Subſtanz aus. Es erſcheint daher 
daſſelbe im vorhin beruͤhrten Fall zwar beſchraͤnkt durch das 
zeitliche Beſiz⸗ oder Nuͤzungsrecht eines Anderen; gegen alle 
Uebrigen jedoch blieb es unvermindert, naͤmlich Ausſchlie⸗— 
ßungs recht. Gegenuͤber dem Recht des zeitlichen Inhabers 
oder Nuznießers aber erſcheint es als hoͤheres oder Haupt 
Recht, indem der Nuznießer nur vermoͤge der Bewilligung des 
Eigenthuͤmers, alſo nicht vermöge eigenen, fondern vermoͤge 
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fremden Rechts, und nur im Namen des une Be⸗ 
rechtigten beſizt. 

So lange dieſes Verhaͤltniß der Abhaͤngigkeit Korte; 
find Ob a. und Eigenthum ſchlechthin 


eines und daſſelbe. Der Obereigenthuͤmer iſt auch voller Eigen⸗ 


thuͤmer; denn der Beſiz z. B. des Vächters iſt auch fein, des 
Eigenthümers, eigener (Mental) Beſiz, und die Verleihung 
des Gebrauchs an jenen iſt zugleich der eigene, ſebſtge⸗ 
waͤhlte Gebrauch, den er von ſeiner Sache macht, und 


nuch deſſen Endigung jeder andere Gebrauch wieder ſtatt findet. 


Selbſt wenn Beſiz und Genuß fuͤr immer, d. h. auf die 
Lebensdauer des Verleihenden oder des Annehmenden ver⸗ 


liehen waͤren, koͤnnte das Obereigenthum (alſo das wahre Ei⸗ | 


genthum) noch wirkſam, d. h. die Verknüpfung der Sache mit 
meiner Perſoͤnlichkeit noch fortdauernd erhalten bleiben. Solches 


wäre naͤmlich als dann der Fall, wenn fortwaͤhrend er kenn⸗ 


bar bliebe, daß der Nuznießer nur im Namen des Verlei⸗ 
henden, und blos Kraft Kontraktes beſize, wornach alſo, 
wofern, aus was immer fuͤr einer Urſache, die Verbindlichkeit 
des Kontraktes auſhörte (z. B. durch Treubruch oder durch 


Eintreten einer aufloͤſenden Bedingung), oder die Perſon des 
kontraktmaͤßig Berechtigten ermangelte (namentlich durch Tod oder 


auch durch freiwilliges Ver laſſen der Sache) das ehevorige 
unmittelbare Beſiz- und Genußrecht des Herrn von ſelbſt wieder 
auflebte, daher das Obereigenthum wirklich als wahre und 
volles Eigenthum ſich darſtellte. 

Waͤre jedoch das Verhältniß zwiſchen Verleiher und Em⸗ 
pfaͤnger ein ſolches, daß daraus eine wirkliche Lostrennung 
der Sache von der Perſoͤnlichkeit des Verleihenden hervorginge, 
daß z. B. derſelbe zwar etwa das Recht auf gewiſſe fortwaͤh⸗ 
rende Leiſtungen des Empfaͤngers, oder auch auf einen Theil 
der Fruͤchte kontraktmaͤßig ſich ausbedungen, dagegen jedem 


Heimfall der Sache. völlig. entſagt, oder deren willkuͤrliche Ver⸗ 
aͤußerung an wen immer erlaubt haͤtte; ſo wuͤrde dann gar kein 


Eigenthum, alſo auch kein Ober eigenthum mehr bei ihm zu 
erkennen, und das Recht des ſogenannten Obereigenthuͤmers kein 
Realrecht mehr, ſondern blos ein perſoͤnliches ſeyn. 


Noch ein Verhaͤltniß iſt möglich, jenes nämlich, wodurch 


ein Eigenthuͤmer einen Andern als Miteigenthuͤm er auf⸗ 
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nimmt, oder bei der Ueberlaſſung einer Sache an ſolchen An⸗ 
deren ſich ſelbſt das Miteigenthum vorbehaͤlt. In ſol⸗ 
chem Fall ſteht dann Beiden ein gemeinſchaftliches und unge⸗ 
theiltes Recht zu. Die Sache iſt nunmehr mit der Perſoͤn⸗ 
lichkeit Beider gleichmäßig verknuͤpft, in Beſiz und 
Eigenthum gelten Beide zuſammen fuͤr eine Perſon, und es 
iſt daher abermal von Obereigenthum naturrechtlich keine 
Rede. | 
Auch nach Einführung des Erbrechts bleibt das Weſen 
dieſer verſchiedenen Verhaͤltniſſe daſſelbe. Erbe und Erblaſſer 
auf beiden Seiten gelten eben fuͤr eine Perſon, und es wird 
daher überall der Erbe ein dingliches oder ein perſönliches Recht 
erhalten, je nachdem feine Vorfahren eines oder das andere be⸗ 
ſaßen. Der Er be des Zeitpaͤchters, ja, auch der eigent⸗ 
liche Erbpaͤchter, beſizen nur im Namen des Herrn, und 
haben kein Eigenthum; nur der Herr und des Herrn Erbe 
ſind Eigenthuͤmer. Dagegen iſt der bloße Zins⸗ oder Guͤlt⸗ 
herr, und ſo auch ſein Erbe, bloß Inhaber einer Forderung, 
nicht eines Real rechts; und die Forderung iſt naturrechtlich 
nur gegen die Erben des erſten Schuldners, nicht aber ge⸗ 
gen die Nachfolger im Gutsbeſiz als ſolche kraͤftig. 
Wohl mag im erſtbemerkten Falle die Erblichkeit der Nuznie⸗ 
ßung oder des (wiewohl urſpruͤnglich blos abhaͤngigen) Beſizes 
leicht den Anlaß geben zur voͤlligen Lostrennung der Sache 
vom wahren Herrn oder zur Aufhebung ſeines Mentalbeſizes: 
aber wenn oder inſofern ſolches geſchieht, fo: iſt eben dadurch, 
die Natur des früheren Verhaͤltniſſes factiſch geändert wor⸗ 
den, und der ehemalige Herr iſt jezt nicht Eigenthuͤmer, alſo 
auch nicht Obereigenthuͤmer mehr, ſondern bloſer Glaͤubiger. 


$. 23. 
Fortſezung. 


Hiernach laſſen die durch poſitives Recht gegruͤndeten Arten 
des Obereigenthums, als das emphyteutiſche, das grund⸗ 
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herrliche, das verſchieden geftaltete Lehensherrliche (wohl 
auch afterlehens herrliche in vervielfachter Abſtufung) fich 
vernunftrechtlich beurtheilen. So lange in ſolchen Verhaͤltniſſen 
der Beſiz nur im Namen des ſogenannten Obereigenthuͤmers 
ftatt findet, iſt der Nuznießer gar nicht Eigenthuͤmer, ſondern 
blos Inhaber eines perſoͤnlichen Rechts. Beſizt er aber im 
eigenen Namen und ſelbſtſtaͤndig, alsdann iſt das Obereigen⸗ 
thum eines Andern eine bloſe und leere Dichtung, und der 
Nuznießer iſt Eigenthuͤmer. Haben Beide Realrecht, d. h. 
hat der Verleiher ein ſolches übertragen, und zugleich ſich ſelbſt 
vorbehalten, und vermag fortwaͤhrend durch wahren phyſiſchen 
oder Mentalbeſiz (Mitbeſiz) es geltend zu machen; alsdann 
ſind Beide — gleich berechtigte — Eigenthuͤmer, d. h. Mit⸗ 
eigenthuͤmer und Mitbeſizer, und es findet abermal kein 
Obereigenthum ſtatt. 6 

Die Anwendung dieſer Prinzipien auf konkrete Verhaͤlt⸗ 
niſſe mag mitunter zweifelhaft oder ſtreitig ſeyn; doch ſind 
die Prinzipien an ſich darum nicht minder giltig. Ueberall, 
wo der angebliche Obereigenthuͤmer nicht mehr wirklicher (Men⸗ 
tal⸗) Beſizer iſt, da iſt das Eigenthum oder Obereigenthum 
des Erſten eine bloſe Fiktion; und eben ſo iſt, wo jener 
Mentalbeſiz rechtlich fortdauert, das ſogenannte Nuzei⸗ 
genthum kein wahres Eigenthum, ſondern — in Bezug auf 
den Verleiher — blos perſoͤn liches Recht; wo aber Beide 
beſizen, da iſt Miteigenthum, d. h. beiderſeits gleiches 
(ob auch etwa durch Vertrags-, alſo perſoͤnliches Recht 
in der Ausuͤbungsart regulirtes) Recht, alſo nirgends O ber⸗ 
eigenthum. Insbeſondere aber wird bei der Verleihung eines 
erblichen, auch etwa frei veraͤußerlichen, Nuzungs⸗ 
rechts die Idee des fuͤr den Verleiher fortdauernden Eigenthums 
(alſo auch Obereigenthums) nicht wohl haltbar, ſondern nur in 
das Reich der Dichtungen gehoͤrig ſeyn. Denn der Be⸗ 
griff des Beſizes ſchwindet oder verliert alle Realität bei 
ſo langdauernder oder gar immerwaͤhrender Lostrennung von 
einer Sache; und auch der etwa fuͤr gewiſſe Faͤlle in weiter 
Zukunft vorbehaltene Heimfall kann nur durch poſitives 
Recht, nicht durch natürliches, wirkſam werden. Nach dem 
Vernunftrecht kann der Herr ſeine Sache nur entweder Der 
halten oder veraͤußern, nicht aber beides zugleich. 
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Hoͤchſtens kann er einen Andern in's Miteigentum: und in den 
Mit beſiz aufnehmen. Ein bloſes Ober eigenthum, oder ein 
bloſes Nu zeigenthum aber, da dieſe nur auf willkuͤrlicher, ja 
unnatürlicher und dem Weſen des Realrechts — wahre Ver⸗ 
knüpfung einer Sache mit der Perſoͤnlichkeit eines Menſchen — 
widerſprechender, daher rein gedichteter Unterſcheidung be— 
ruhen, kann er nimmer als Re alrecht, ſondern nur als blos 
für die Kontrahenten giltiges, d. h. rein perſoͤnliches 
Recht gruͤnden. 


F. 24. 
Von den dinglichen Nuzungsrechten. 


II. So wenig das Nuzungsrecht uberhaupt, in 
Lostrennung vom ſelbſtſtaͤndigen Beſizrecht oder Eigenthum, d. h. 


alſo einem Ober⸗Eigenthum gegenüber, und fo wenig die⸗ 


ſes ſogenannte Obereigenthum ſelbſt im Gegenſaz eines 
ſelbſtſtaͤndigen und vollen Nuzungsrechtes, als wahre 
Real rechte zu denken find: fo wenig laſſen ſich vernunftrechts 
lich die einzelnen Nuzungsarten als fuͤr ſich beſtehende, 
daher von einander oder vom vollen Eigenthum loszutrennende 
Realrechte denken. Das Realrecht, als Verknuͤpfung der 
Sache mit einer Perſon, demnach alle anderen von derſelben 
ausſchließend, enthält wohl oder erzeugt die Befugniß zu aller⸗ 
lei Bentzungsarten der Sache; aber nicht dieſe Benuͤzung, 
ſondern blos die Ausſchließung aller Andern von der 
Sache macht fein Weſen aus. Nur die Sachen ſelbſt, na⸗ 
mentlich körperliche Dinge, nicht aber die Bennͤzungsarten 
(die ja nur Handlungen — oder Begriffe von ſolchen, — 
nicht aber Körper find) koͤnnen ergriffen oder in Beſiz genom⸗ 
men, formirt, und andern übergeben werden. Eine einzelne 
Benͤͤzungsart — losgetrennt von allen übrigen, d. h. von der 
Sache ſelbſt oder vom vollen Realrecht — läßt fo wenig 
eine abgeleitete als eine urſprüngliche Erwerbung (als Real⸗ 
recht) zu; ſondern ſie kann mir nur zuſtehen entweder als 
Aeußerung meines allgemeinen Rechts auf unbeleidigende 
Handlungen (wenn ich etwa ohne Ausſchließung Anderer eine 
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herrenloſe Sache benuͤze) oder mit ſolcher Ausſchließung — 
als Ausfluß eines von mir erworbenen Real, d. h. vollen 
Beſiz⸗ oder Eigenthumsrechtes, oder endlich als eine 
durch Verguͤnſtigung eines Anderen, der da voller Eigenthuͤmer 
iſt, erhaltene, ſonach blos auf perſoͤnliches Recht fi gruͤn⸗ 
dende Befugniß. Wer z. B. auf einem herrenloſen Grunde 
jagt oder weidet, der thut zwar nichts Unrechtes, d. h. er 
greift in keines Anderen Recht ein, aber er ſelbſt hat deswegen 
noch kein eigenes Jagd- oder Weide recht, hoͤchſtens ein mo⸗ 
mentanes, inſofern er durch ſeinen zeitlichen Beſiz der bewei⸗ 
deten Strecke die Uebrigen ausſchließt. Wie wird er ein blei⸗ 
bendes Recht ſolcher Ausſchließung gründen? — Nur durch 
Okkupation, d. h. Beſizergreifung und Formirung des Bo⸗ 
dens, alſo durch Erwerbung des vollen Beſizrechts oder Ei⸗ 
genthums uͤber denſelben, woraus dann als Folge, nebſt vielen 
anderen Rechten (oder rechtlichen Moͤglichkeiten) allerdings auch 
jenes der Jagd oder Weide fließt, doch niemals als für ſich 
beſtehendes Recht oder Rechtsgegenſtand, ſondern nur als 
mit allen übrigen möglichen Benuͤzungsarten denſelben Gegen⸗ 
ſtand, naͤmlich den Boden oder die Sache, gemein habend, und 
daher ohne dieſelbe weder der Behauptung noch der ene 
gung empfaͤnglich.) 

Aber die Juriſten, die Freiheit der i uͤber 
alle Gebühr mißbrauchend, haben, fo wie die Nuzung über 
haupt, ſo auch die einzelnen Arten der Nuzung als eigene 
Rechts gegenſtaͤnde, als für ſich beſtehende Sachen 
betrachtet, und hiernach auch geſonderte Rechte darauf 


*) Aus dieſen Säzen wird insbeſondere auch die vernunftrechtliche 
Natur des Jagdrechtes klar, dieſes, nach den vom poſitiven 
oder hiſtoriſchen Recht gemachten Beſtimmungen, für die Menſch⸗ 
heit und ihre Geſchichte ſo traurigen Rechtes, welches vernunft⸗ 
rechtlich nichts andres ſeyn kann, als entweder das Recht auf 
Okkupation der herrenloſen Thiere (auf eigenem oder auch 
herrenloſem Grund) oder das Recht auf die von den Früchten 
meines Bodens ſich nährenden Thiere, als auf einen natürlichen 
Zuwachs oder eine Zugehör meines Grundes, oder endlich als 
die ſchon aus der In nehabung des Grundes hervorgehende 
faktiſche oder rechtliche Möglichkeit der Ausſchließung je⸗ 
der fremden Okkupation des Wildes. 
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ſtatuirt; ſie haben ſolche Rechte vom Eigenthum losgetrennt, 
und dieſes dadurch fortſchreitend in feiner Bedeutung geſchmaͤß⸗ 
lert, endlich faſt zum bloſen Schalle gemacht. Gewoͤhnlich 
werden dergleichen Rechte von einem angeblichen Obereigen⸗ 
tbümer (als habe er etwa bei der Verleihung des Nuzeigen⸗ 
thums gewiſſe Nuzungsarten ſich vorbehalten), mitunter 
auch von Fremden aus mancherlei Titeln behauptet, und 
gegen jeden Beſizer der Sache (des Grundes) geltend ges 
macht. Daß aber ſolches Verhaͤltniß dem Vernunftrecht zus 
wider, wenigſtens in demſelben ohne Heimath, und nur auf 
rein poſitiver Einſezung und barer Dichtung beruhend 
ſey, erhellt aus nachſtehenden Betrachtungen: 

1) Soll eine Beſchraͤnkung meines Eigenthums durch ein, 
einem Andern auf meine Sache zuſtehendes, wahres Real— 
recht ſtatt finden, fo muß dieſer Andere als Miteigenthuͤ⸗ 
mer gedacht werden. Aber die fraglichen Arten der Eigen⸗ 
thumsbeſchraͤnkung ſind von ganz anderer Natur. Es er⸗ 
ſcheint nämlich dabei eine Theilung der Eigenthumsrechte, 
nicht ein Geſammt⸗ oder Miteigenthum; und die Thei⸗ 
lung iſt geſchehen nicht nach dem Körper (z. B. nach dem 
Feldmaß) wie ſie allein wahrhaft moͤglich iſt, ſondern nach 
ideglen Rechten, alſo nach unkoͤrperlichen, des Real⸗ 
rechts durchaus unempfaͤnglichen Daunen Die Theilung iſt 


RR, Wahres Miteigenthum findet nur ſtatt, wo oder inſofern eine 
Sache von der Perfönlichkeit Mehrerer, aber ungetheilt, durch⸗ 
drungen iſt. Eine Theilung findet nur ſtatt nach der Sache 
ſelbſt, nicht aber nach den Rechten. Ich kann einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Acker in zwei Theile theilen und ſonach das Miteigen⸗ 
thum aufheben. Aber ich kann das Weidrecht oder Jagdrecht nicht 
von jenem des Säens, Aerntens, Verkaufens u. ſ. w. trennen, 
weil dieſes keine ſinnlichen Dinge, keiner Ergreifung und Formirung, 
keines Durchdrungenſeyns von meiner Perſoönlichkeit und keiner 
Uebergabe empfänglich find, und weil nie eine ſolche Theilung 
offenkundig, d. h. der ganzen Welt erkennbar gemacht werden kann. 
Dieſes Alles kann nur durch Rechtsdichtung und durch poſi⸗ 
tive Veranſtaltung geſchehen. Wohl können mehrere Mit⸗ 
eigenthümer durch Vertrag ſich wechſelſeitig auf gewiſſe Rechte oder 
Benüzungsarten beſchränken; aber hiedurch entſteht nur perſön⸗ 
liches Recht; und es erſcheinen nach außen, d. h. im Ver⸗ 
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alfo eine blos gedichtete oder phantaſtiſ che Theilung, wel⸗ 
cher niemals eine Wirklichkeit, oder die zum Realrecht un⸗ 
umgaͤnglich noͤthige Verknuͤpfung der Perſon mit der Sache zum 
Grunde liegt, ſondern blos ein Vertragsverhaͤltniß zwiſchen zwei 
Perſonen. Rechtskraͤftig erſcheint dabei nur die Beſtimmung, 
daß nunmehr Einer allein Eigenthuͤmer und der Andere 
blos vertragsmaͤßig Berechtigter ſey. Welchen von Beiden 
man fuͤr dieſen oder fuͤr jenen zu achten habe, mag mitunter 
zweifelhaft ſeyn. (S. oben.) In der Regel wird der Beſiz (für 
den, welcher im eigenen Namen beſizt) und etwa das daraus 
fließende Heimfalls recht darüber entſcheiden. (Solches Heim⸗ 
fallsrecht naͤmlich, wo nicht ein gemeinſamer Beſiz oder 
ungetheiltes Miteigenthum ſtatt findet, kann nicht 
wechſelſeitig ſeyn, indem daſſelbe einen — nach natuͤrli⸗ 
chem Recht ungiltigen — Erbvertrag vorausſezen wuͤrde.) 
2) Kann nun die Theilung der Eigenthums-⸗ oder Nuzungs⸗ 
rechte nie auf einem faktiſchen Verhaͤltniß zur Sache, ſondern 
blos auf einem Vertrag — wodurch ſolche Rechte vorbe 
halten oder verliehen wurden — beruhen; ſo koͤnnen dar⸗ 
zus auch niemals Realrechte, ſondern blos perſoͤnliche 
fließen. Es ſteht nicht in der Macht der Paciscirenden, etwas 
der Natur Zuwiderlaufendes zu beſtimmen oder giltig zu 
machen. Natürlich iſt aber nur die Sache ſelbſt ein Ge⸗ 
genſtand des Sachenrechts, nicht aber eine einzelne Eigen⸗ 
ſchaft oder Gebrauchsart derſelben. Die Unterſchiede 
zwiſchen beiden Arten von Rechten ſind unermeßlich. Denn: 


§. 25. 


Von einigen Unterſchieden zwiſchen dem dinglichen und dem perſön⸗ 
ſönlichen Recht. 


a a) Das are bindet blos die Kontrahenten 
und keinen Dritten. Auch erliſcht es mit dem Tode des Einen 


hältniß zu den uebrigen; entweder die Miteigenthümer fort⸗ 
während als ungetheilte, d. h. wahre Miteigenthümer, und 
es können dieſelben demnach jeden Fremden auch von den ihnen 
perſönlich nicht vorbehaltenen Rechten ausſchließen, oder es er⸗ 
ſcheint nur Einer noch als Eigenthümer, und der Andere blos 
als Inhaber einer Forderung. 
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wie des Andern, ja ſchon mit der bloſen Beſiz veraͤnde⸗ 
rung, indem der Nachfolger im Grundbeſiz als ſolcher nicht 
an die perſoͤnlichen Verpflichtungen des Vorfahrers gebunden 
iſt. Dieſer Unterſchied iſt gleichmaͤßig erkennbar unter Voraus⸗ 
ſezung eines bereits ſtatuirten Erbrechts wie ohne ſolche 
Vorausſezung. Denn wo noch kein Erbrecht beſteht, da wird 
das Realrecht zwar durch den Tod des Berechtigten, nicht 
aber durch jenen des Verpflichteten erloͤſchen; und dann 
kann in derſelben Vorausſezung gleichwohl der Inhaber eines 
wahren Realrechtes einen Andern als Mitberechtigten, d. h. 
als Mit beſizer oder Miteigenthuͤmer aufnehmen, und 
alsdann erwaͤchst dieſem nach dem Tode des Erſten durch Co n⸗ 
ſolidirung das volle Recht. Bei blos perſoͤn lichen For⸗ 
derungen dagegen findet ſolche Aufnahme in die Mitberechti⸗ 
gung nicht ſtatt, und ſie erloͤſchen daher mit dem Tod des 
Berechtigten nicht minder unbedingt, als mit jenem des Pflich⸗ 
tigen. Nach Einführung des Erbrechts aber mag zwar die 
Schuldigkeit wie die Forderung fortdauern (irdofern fie nach 
Titel und Gegenſtand dazu geeignet ſind); aber es geht dann 
jene (wenn die Forderung weder als Miteigenthum er⸗ 
ſcheint, noch durch poſitives Geſez eigens auf die Sache 


radizirt ward) nicht eben an die Nachfolger im Beſiz 
dieſer Sache als ſolche, ſondern uͤberhaupt an die Erben 


als ſolche und etwa nach Maßgabe ihrer Erbsportion uͤber; 
der Nachfolger im Beſiz der Sache als ſolcher bleibt daher 
frei von der Laſt, d. h. die Sache iſt unbeſchwert. Daſſelbe 


gilt aus noch einleuchtenderem Grund von jedem fremden 


Erwerber dieſer Sache; und es kann dagegen nicht geltend ges 
macht werden die angebliche (ja nicht einmal die etwa erweis⸗ 
lich vorliegende) Verpflichtung des jeweiligen Inhabers, bei 
jeder Veräußerung die Uebernahme der ihm obgelegenen Laſt 
dem neuen Acquirenten zur Bedingung zu ſezen. Denn — ab⸗ 
geſehen davon, daß ein Rea lrecht, wenn es irgend eine Ber 
deutung haben ſoll, nicht von der That oder Pflichterfuͤllung 
eines Andern abhaͤngen kann, ſondern eine ſelbſtſtaͤndige, 
d. h. von mir allein abhaͤngige, Fortdauer haben muß, — 
ſo wird einerſeits, wenn der Veraͤußerer die Bedingung nicht 
erfüllt hat, der neue Acquirent durchaus keine Verpflichtung 
haben, (denn er erwarb die Sache bona fide als freie; und es 
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iſt — wie wir in dieſem Falle vorausſezen — von keiner Ser⸗ 
vitut mit eingedruͤckter Marke, überhaupt von keiner 
dem Erwerber bekannten Verpflichtung des Veraͤußerers die 
Rede). Anderſeits wuͤrde durch das wirkliche Sezen der 
Bedingung der Erwerber doch nur gegen denjenigen, von 
welchem er erwarb, und nicht gegen den Dritten ver⸗ 
bunden werden; die Sache ſelbſt erſchiene gleichwohl als frei. 
Und endlich laͤßt ja auch der Fall ſich denken, daß die Sache 
— z. B. der Grund — von dem durch Vertrag beſchraͤnkten 
Inhaber verlaſſen, alſo herrenlos wuͤrde, und daß alſo 
ein Dritter, der ſie nun von Neuem okkupirte, ſie nicht ver⸗ 
tragsweiſe vom vorigen Beſizer, ſondern vermoͤge ſelbſteigener 
Beſizergreifung, alſo frei von jeder beſchraͤnkenden Bedingung 
erwürbe. Wie ſtuͤnde es alsdann um das angebliche Real 
recht des blos durch Kontrakt mit dem vorigen Beſizer Be⸗ 
rechtigten? — 

99 Faͤnde in dem geſezten Verhaͤltniſſe auf Seite des Be⸗ 
rechtigten ein wahres Realrecht ſtatt, ſo muͤßte es ent⸗ 
weder als geſondertes Eigenthum auf einen Theil der Sache 
(3. B. des Grundes) oder als eine Art Miteigenthum be⸗ 
trachtet werden. Nach der erſten Vorausſezung wuͤrde bei 
dem Ermangeln (z. B. bei dem Tod) des Berechtigten irgend 
ein Anderer die jezt herrenloſe Portion in Beſiz nehmen, und 
der Verpflichtete auf keine andere Art, als durch zuvorkommende 
Okkupation, ſich von ſeiner Verpflichtung befreien koͤnnen. Nach 
der zweiten Vorausſezung wuͤrde der Pflichtige durch Con⸗ 
folidirung, wegen Ermanglung des Miteigenthuͤmers, frei 
werden. Allein keines von Beiden findet in unſerem Verhaͤlt⸗ 
niſſe ftatt. Es wird namlich beim Ermangeln des Berechtig⸗ 
ten ebenſo wenig eine Okkupation von Seite eines Dritten 
geftattet, als eine ſolche von Seite des Pflichtigen gefor⸗ 
dert; ſondern der lezte wird als unmittelbar durch das 
Ermangeln des Berechtigten fur befreit erachtet, d. h. es wird 
anerkannt, daß nur das perſoͤnliche Recht dieſes lezten 
den erſten ſeither an der vollen Benuͤzung feiner Sache gehin⸗ 
dert, daß dieſer aber in Bezug auf Andere ſolches Recht 
gleichwohl immer gehabt habe. Eben ſo wenig als eine Okku⸗ 
pation iſt aber auch eine Conſolidirung dabei zu erkennen. 
Denn das aus dem Miteigenthum fließende Recht derſelben iſt 
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ein gegenſeitiges, und in unſerem Beiſpiel würde es ein 
blos einſeitiges ſeyn. Auch findet die Conſolidirung nur 
ſtatt, wo ungetheiltes Miteigenthum beſtand, und in unſe⸗ 
rem Falle beſtand ja eine Theilung, d. h. nach Rechten, 
wenn auch nicht nach materiellen Portionen. 

c) Wäre eines der fraglichen Rechte (3. B. das Jagd⸗ 
oder Weiderecht eines Nichteigenthuͤmers) ein Real recht, wäre 
alſo in meinem durch jenes Recht beſchraͤnkten oder, wie man 
ſagt, unvollſtaͤndigen Eigenthum daſſelbe nicht begriffen, ſon⸗ 
dern eigens davon ausgeſchloſſen, ſo wuͤrde ich ſchuldig 
ſeyn, nicht nur den Jagdherren, ſondern wen immer ſonſt 
jagen (wohl auch Wild hegen u. ſ. w. oder beim Weidrecht 
weiden) zu laſſen; denn mir, der ich ſolches Recht nicht habe, 
geſchaͤhe ja dadurch kein Unrecht. Und wenn der Herr ſein 
Recht wie immer verlöre oder aufgaͤbe, fo würde es, als herren; 
los, der freien Ergreifung oder Anmaßung eines Jeden unter⸗ 
liegen. Es iſt aber nich t'ſo. Denn ich darf alle Anderen, 
den Berechtigten ausgenommen, von der Jagd oder Weide, 
ausſchließen, und habe alſo das Recht der Ausſchließung gegen 
alle Andern, nur nicht gegen den Berechtigten, als welcher viel⸗ 
mehr mich ſelbſt ausſchließt. Wenn aber dieſer fein Recht auf: 
gibt oder verliert, oder wenn er ohne Rechtsnachfolger ſtirbt, ſo 
bedarf ich, um von meiner Verpflichtung frei zu werden, oder 
um das Recht nun ſelbſt auszuuͤben, keiner weiteren Be⸗ 
ſizergreifung, ſondern das Recht gebuͤhrt mir dann von 
ſelbſt wieder ganz unumſchraͤnkt. Das Hinderniß ſeiner freien 


5 Ausuͤbung hat aufgehoͤrt; das Recht entſteht für ae jezt 


nicht erſt, ſondern wird nur frei.) 


*) Dieſe Betrachtung zeigt for” daß eine Theilung der Nu- 
zungsrechte durchaus nicht zu vergleichen iſt einer Theilung 
der Sache ſelbſt. Sie iſt zwar — ſobald ſie definitiv 
und nicht blos auf eine Zeit (wie mitunter auch Miteigen⸗ 
thümer ſich über den zeitlichen Gebrauch ihres gemeinſamen 
Eigenthums vergleichen) eingegangen iſt — eine Aufhebung 
aller Gemeinſchaft des Eigentbums, weil Gemeinſchaft 
und Theilung widerſprechende Begriffe ſind; aber ſie kann in ihren 
Wirkungen niemals einer Theilung der Sache ſelbſt, z. B. des 
Grundes nach gezeichneten Grenzen gleich kommen, und erſcheint 
alſo immer in ihrer Rechtseigenſchaft als weſentlich ver⸗ 


* 


192 


d) Iſt das Jagd⸗ oder Weiderecht auf fremdem Grunde 
blos ein perſoͤnliches, aus einem Vertrag mit dem Eigen⸗ 
thuͤmer fließendes Recht, fo kann der Jagdberechtigte blos dies 
ſen Eigenthuͤmer, aber keinen Dritten ausſchließen. 
Nur die poſiti ve Rechtsdichtung, welches ſolches Recht 
zum Real recht ſtempelt, kann etwas anderes feſtſezen. Denn 
nach dem Vernunftrecht wuͤrde der Dritte, welchem unſer Jagd⸗ 
berechtigte das Jagen wehren wollte, demſelben zurufen: Aus 
welchem Titel willſt Du mich hindern? Biſt Du Eigen⸗ 
thuͤmer oder Miteigenthümer des Grundes? — Nein! 
— Oder willſt Du dein Vertragsrecht geltend machen? 
Was geht mich dein Vertragsrecht mit einem Dritten an? Nur 
mit dem Eigenthbümer (mit dem ich ja auch einen Vers 
trag geſchloſſen haben kann), nicht mir Dir habe ich wegen 
meines Jagens zu rechten. — Dieſem Raiſonnement koͤnnte 
der Jagdberechtigte ſodann hoͤchſtens das erwiedern: ihm ſey 
von dem Eigenthuͤmer nicht nur die Befugniß, ſelbſt zu jagen, 
ſondern auch die Vollmacht, jeden Andern in ſeinem Namen 
abzutreiben, ertheilt worden, er behaupte alſo nicht vermoͤg 
eigenen, ſondern vermög fremden Rechtes die ausſchließende 
Jagd. Hiedurch würde er aber eingeſtehen, blos ein per ſoͤn⸗ 
liches Recht zu haben; denn haͤtte er ein Realrecht zur 
Jagd, ſo koͤnnte er im eigenen Namen es gegen alle Ande⸗ 
ren behaupten, und hinge auf keinen Fall von der Treue des 
Eigenthümers ab. 

e) Zum Begriff und Weſen des Realrechts gehoͤrt 
(koͤrperlicher oder wenigſtens Mental) Beſiz der Sache. Es 
kann in ſolcher Vorausſezung ausgeübt oder geltend gemacht 
werden durch mich ſelbſt und allein ohne irgend eine Leiſtung 
eines Anderen. Ein perſoͤnliches Recht dagegen fordert 
keinen Beſiz, ſondern geht auf Leiſtung (Handlung oder Unter⸗ 


ſchieden von einer ſolchen, d. h. ſie bewirkt für den blos mit 
einzelnen Rechten — ohne Beſiz der Sache — Bekleideten immer 
nur perſönliches, nie Realrecht; wogegen eine Theilung der 
Sache ſelbſt jedem Inhaber volles Realrecht auf ſei⸗ 
nen Theil verleiht, daher beim Ermangeln eines der Theil⸗ 
eigenthümer nur eine — Jedem freiſtehende — neue 
Okkupation dem e Theil es einen Eiginthümer 
geben kann. 
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laſſung oder Duldung) eines Andern, und kann nur durch 
dieſen, d. h. nur durch Erfuͤllung von deſſen Verbindlichkeit 
realiſirt werden. Das Realrecht geht gegen Alle, aber auf 
blos Negatives, das perſoͤnliche nur gegen Einen oder 
den . aber auf Poſitives. 


e 5 $. 26. 


Von noch anderen Grundrechten. 


III. Wenn aus den voranſtehendeu Betrachtungen die Uns 
moͤglichkeit erhellt, einzelne Nuzungsrechte auf eine Sache 
als wahre (vernunftrechtlich anzuerkennende) Realrechte zu gruͤn⸗ 
den, ſo iſt noch einleuchtender, daß im Vernunftrecht noch weit we⸗ 
niger ſolche Rechte, die nicht einmal in Benuͤzung einer 
Sache oder in bloſer Duldung von Seite ihres Eigenthuͤmers 
beſtehen, ſondern ein wirkliches Thun oder Geben von Seite des 
lezten oder gar eines Dritten (etwa blos daſelbſt ſich Aufhal⸗ 
tenden oder Geborenen) zum Gegenſtand haben, jemals als Re al⸗ 
rechte koͤnnen aufgeſtellt werden. Alle Rechte dieſer Art, als auf 
Frohndienſte, Zehenten, Geldleiſtungen, nicht minder alle Bann⸗ 
rechte u. ſ. w., wiewohl die poſitive Jurisprudenz ſie zu Real⸗ 

rechten oder Reallaſten erklaͤrt, ſind naturrechtlich blos 
perſoͤnliche Forderungen oder Schulden, oft bloſe Anmaßun⸗ 
gen der Gewalt; ihre Radizirung auf Grund und Boden leine 
Erklaͤrung des Bodens zum Schuldner), mithin uͤberall 
auch das Hypothekrecht iſt rein poſitiv, daher auch 
g inſofern fie als ſchaͤdlich oder dem vernünftigen Geſammt⸗ 
willen widerſtreitend erſcheint — der freien Abſchaffung 
unterthan. 

IV. In noch hoͤherem Grade gilt dieſes von Rechten 
der Gründe ſelbſt und auf Menſchen, d. h. von Rechten 
der jeweiligen Beſizer jener Gruͤnde, als ſolcher, auf die etwa 
in ihrer Umgebung hauſenden Menſchen oder deren Gruͤnde 
(ausgenommen blos die Servituten mit eingedruͤckter Marke). 
Solche Rechte tragen an ſich den Stempel der Zeit, worin ſie 
RNaotteck's Bernunftrechtslehre. I. 13 
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entftanden, nämlich den Stempel der Barbarei und ber völligen 
Unkunde oder Verachtung alles Vernunftrechts. | 

In Gemaͤßheit dieſes Vernunftrechts kann zwar der Eis ' 
genthümer beſchraͤnkt werden durch perſoͤnliche Verpflichtung; 
nicht aber das Eigenthum. Dieſes iſt nach ſeinem Begriff 
nur eines, wiewohl es Mehreren zugleich als Miteigen⸗ 
thuͤmern zuſtehen kann. Jede andere Beſchraͤnkung des Eigen» 
thuͤmers kann nach dem Naturrecht nur per ſoͤnlich ſeyn, und 
nur poſitives Recht (oder vielmehr Unrecht) kann ſie als 
Real recht gelten machen. 

Dieſe Lehren — wiewohl auf den beſtehenden poſitiven Zu⸗ 
ſtand ohne Anwendung — ſind gleichwohl nicht nur theoretiſch 
— zur Beleuchtung der Natur von Realrechten — ſondern auch 
praktiſch — inſofern de lege ferenda geſprochen wird — be⸗ 
deutungsvoll und folgenreich. Die allernaͤchſte Folge davon iſt 
die Aufforderung an die Staatsgewalt zur Befreiung 
des Eigenthums von den durch Verkehrtheit und Anmaßung 
uͤber daſſelbe gekommenen, nicht nur den Eigenthuͤmer druͤcken⸗ 
den, ſondern zugleich auch vielfach gemeinſchaͤdlichen Beſchraͤn⸗ 
kungen, und die Darſtellung des Rechts ſolcher Abſchaffung. 


Zweites Kapitel. 
Von dem Vertragsrecht. 


Eri te u beit d e: i l un n 
Von Verträgen überhaupt. 


F. 27. 
Einleitung. 


Auf der Rechtsgiltigkeit und Heiligkeit der Ver⸗ 
träge beruht faſt alle, vernunftgemaͤße nähere Wechſelwirkung 
der Menſchen, nicht nur unmittelbar in allen Sphaͤren des 
Privat⸗ und Voͤlkerverkehrs, ſondern auch mittelbar als 
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erſter Grundlage des Rechtsbeſtandes der Staaten. Dat 
Gefuͤhl ſolcher Heiligkeit iſt auch in den Gemuͤthern aller nicht 
vollig wilden oder entarteten Menſchen lebendig; und der 
ſchlichte Verſtand, die Verbindlichkeit angenommener Verſpre— 
chen, ſo wie er dieſe ſich nur denkt, ſofort mit innerſter Ue⸗ 
berzeugung erkennend, verlangt dafür keinen kuͤnſtlichen Beweis, 
Die Schule jedoch, welcher obliegt, die Rechtswahrheiten 
wiſſenſchaftlich zu begruͤnden, muß ſolchen Beweis fuͤh⸗ 
ren; aber ſie hat dabei mit kaum geahneten Schwierig⸗ 
keiten zu ringen, und iſt bereits der Fehlſchlagung manches 
Verſuches geſtaͤndig. 

Dahin gehoͤrt allernaͤchſt die Lehre, welche die Schuldig⸗ 
keit, den Vertrag zu halten, auf die Pflicht der Wahrhaf⸗ 
tigkeit oder auf das Recht der Wahrheit gruͤndet. 
Denn die Wahrhaftigkeit iſt an und für ſich blos eine ethiſche 
Pflicht, keine Rechtsſchuldigkeit (vgl. oben F. 6.) und die 
Widerrechtlichkeit der Lüge kann, wo ſie ſtatt findet, 
weit eher aus der Verbindlichkeit der Verträge (naͤm⸗ 
lich aus den mitunter vorkommenden ſtillſchweigenden 
Vertraͤgen uͤber das Ausſagen der Wahrheit) als dieſe aus jener 
erwieſen oder abgeleitet werden. Auch die Ableitung von der 
dem Promiſſar erregten Erwartung befriedigt nicht; denn 
ein Recht, ſeine Erwartungen erfüllt zu ſehen, gibt es nicht; noch 
weniger bietet die Annahme eines allgemeinen Ein verſtaͤn d⸗ 
niſſes des Menſchen-Geſchlechts, daß der Vertrag 
ein Symbol der wirklichen Uebertragung ſeyn ſolle, eine Er⸗ 
klaͤrung dar; denn dieſes hieße die Verbindlichkeit wirklicher 
Verträge aus jener der gedichteten ableiten. Die angeb⸗ 
liche Erhebung der Gewiſſenspflicht zur Zwangs⸗ 
pflicht durch die eigene Entſcheidung des Verpflichteten, 
ebenſo der Uebergang der verſprochenen Sache aus der 
Rechtsſphare des Promittenten in jene des Pro⸗ 
miſſars, und mehrere ähnliche Formeln find blos veräns 
derte Aus drücke für das, um was eben gefragt wird, oder 
bare Vorausſezung deſſen, was eben bewieſen oder erklaͤrt 
werden fol, Wenn man endlich die Nothwen digkeit der 
Verträge für die geſelligen Verhaͤltniſſe der Menſchen, und die 
Unmöglichkeit, ihre bindende Kraft auf andere Weiſe als 
durch Unwiderruflichkeit bereits angenommener Verſprechen zu 
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begreifen, urgirt “), fo wird dadurch zwar das Intereſſe 
ſolcher Lehre, nicht aber ihre Giltigkeit dargethan, und es 
iſt damit im Grunde nichts anderes geſagt, als was — ver⸗ 
zweifelnd, einen ſchulgerechten Beweis aufzufinden — zumal 
Kant behauptete, daß naͤmlich die Verbindlichkeit der Vertraͤge 
ein Poſtulat der reinen Vernunft, d. h. zwar u ner w ein | 
doch einleuchtend oder unbeftreitbar ſey. 

Bei dieſen verſchiedenen Lehren iſt oft in der Ferne und 
muͤhſam geſucht worden, was man wohl viel leichter und in 
der Naͤhe haͤtte finden koͤnnen. Auch Schmalz, bei ſeiner 
ſcharfſinnigen Theorie von Vertraͤgen, hat ſich dabei groͤßere 
Schwierigkeiten vorgeſtellt, als in der That ſtatt finden. Die⸗ 
ſer um das Vernunftrecht durch die Schaͤrfe ſeines Verſtandes 
allerdings verdiente Schriftſteller lehrt, daß, „ſo lange der 
Annehmende auf das Verſprechen hin weder etwas le iſte te, 
noch Anſtalten traf oder unterließ, ſo lange auch, aber nur 
ſo lange, dem Verſprechenden erlaubt bleibe, vom Vertrage ab⸗ 
zugehen,“ daß alſo die Verbindlichkeit des Verſprechens noch 
nicht aus der bloſen Annahme, ſondern erſt aus einer darauf 
hin geſchehenen Leiſt ung u. ſ. w. abfließe. Dieſe Lehre iſt 
analog derjenigen, welche wir gleichfalls von der Ok ku pas 
tion aufſtellten, wornach naͤmlich nicht ſchon durch die bloſe 
Willenserklärung (hier, die Sache eigen haben zu wol⸗ 
len, dort, das Verſprechen anzunehmen,) das fragliche Recht 
begründet werde, ſondern erft durch faktiſche Vereinbarung 
der zu okkupirenden oder vertragsweis zu erwerbenden Sache 
(dort durch Formgebung, hier durch Le iſtung oder durch 
das Treffen von Anſtalten) mit unſerer eigenen Perſon oder 


*) Wie mit Anderen zumal Gros lehrt. Aber dieſe Lehre, ſelbſt 
wenn man ſie als wahr annähme, würde niemals befriedigend 
ſeyn. Denn das blos allgemeine Anerkenntniß der Nothwen⸗ 
digkeit und Möglichkeit verbindlicher Verträge, ohne Aufſtellung 
des unmittelbaren Rechtsgrundes ihrer Verbindlichkeit, 
führt nicht zur Beantwortung der für das Vertragsrecht weſent⸗ 
lichen Fragen: wann, und in wie fern iſt nach Verſchieden⸗ 
heit der Fälle die Verpflichtung wirklich eingetreten! Wie 
muß ein Vertrag beſchaffen ſeyn. „ damit er Zwangsrechte ver⸗ 
leihe R u. ſ. w. 


— 
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Perſoͤnlichkeit. Aber wir halten fie dennoch für unhaltbar aus 
nachſtehenden Gruͤnden: 


Man mag zugeben, daß bei einem zweibändigen Ver⸗ 
trag in der Regel erſt durch die Leiſtung des Einen die Schul⸗ 
digkeit des Andern bewirkt werde, weil nämlich wechſelſeitig 
ſolche Leiſtung als Bedingung der Verbindlichkeit des An⸗ 
dern erſcheint. Aber in einem einbaͤndigen Kontrakt, wo 


alſo von Gegenleiſtung keine Rede iſt (oder auch überall, wo 


die Gegenleiſtung nicht zugleich als Bedingung erſcheint), laͤßt 
ſich ſchwer abſehen, wie das wegen des Verſprechens des 
Einen von dem Andern Gethane oder Unterlaſſene dieſem Lezten 
ein Recht auf Erfuͤllung des Verſprechens geben koͤnne. Der 
Promittent hat nicht eben gewollt, daß der Promiſſar im 
Vertrauen auf das Verſprechen ſo etwas thue oder unterlaſſe. 
Auch eine unverbindliche Verheißung, oder auch 
eine bloſe Erzaͤhlung u. ſ. w. haͤtte den Andern zu ſolchem 
Thun oder Laſſen beſtimmen koͤnnen. Und hinwieder kann ein 
angenommenes Verſprechen dem gefunden Menſchenverſtand als 
verbindlich erſcheinen, ohne ſolches Thun oder Laſſen des An⸗ 
dern. Offenbar gibt die wirkliche Leiſtung oder Uebergabe von 
Seite des Promittenten (d. h. die Kontraktserfuͤllung) dem 
Promiſſar ein Recht auf die Sache ohne eigenes Thun oder 
Laſſen: warum ſollte es nicht auch beim bloſen — noch un⸗ 
erfüllten, jedoch angenommenen — Verſprechen alſo ſeyn koͤn⸗ 
nen? — Mein Recht gegen den Andern kann nicht von mei⸗ 
ner willkürlichen That, ſondern muß von der That (Willens⸗ 
erklaͤrung) eben dieſes Andern herkommen. 


In dem Thun oder Laſſen des Promiſſars alſo kann der 
Grund der Verbindlichkeit des Promittenten nicht liegen; es 
muß vielmehr ein anderer Rechtsgrund ſchon vor⸗ 
ausgehen, welcher mein Thun oder Laſſen dem Andern zur 
Laſt legt, d. h. ihn als den Autor deſſelben erſcheinen und 
mithin dafuͤr tenent macht. Aber auch, wo ſolches der Fall 
iſt, bleibt die Haftung noch immer verſchieden von der Schul⸗ 
digkeit der Kontraktserfuͤllung. Jene beſteht eigentlich nur in 
der Verpflichtung zum Schadens er ſaz für den Werth des 
nun vergeblich geſchehenen Thuns oder Laſſens; dieſe beſteht 
in der Verpflichtung zu dem, was verſprochen und ange⸗ 
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nommen worden; und es kann Faͤlle geben, wo beide Ver⸗ 
Hach tungen ne EN, einander beſtehen. 


§. 28. g 
Rechtliche Verbindlichkeit der Verträge. 


wi 


Wir leiten die Schuldigkeit der Vertrags Erfüllung, d. h. 
die vollkommene Rechtskraft eines gehoͤrig gegebenen und 
angenommenen Verſprechens, unmittelbar aus ſolchem 

Verſprechen und ſolcher Annahme ab. Wir ſagen 
naͤmlich: Vertraͤge ſind verbindlich, oder der Zwang gegen den, ſein 
vom Promiſſar angenommenes Verſprechen nicht erfuͤllenden, Pro⸗ 
mittenten iſt rechtlich begruͤndet, „weil er in die Rechtsform 
paßt,“ d. h. weil die ſeine Zulaͤßigkeit ausſprechende Regel 
dem hoͤchſten Rechtsgrundſaz: „Aufhebung des Widerſtreits 
zwifchen den Freiheitsaͤußerungen der in Wechſelwirkung Ste⸗ 
henden“ gemaͤß iſt, und erlaͤutern dieſe Lehre durch folgende, 
dem gemeinen Menſchenverſtand einleuchtende Saͤze: 5 

1) Mein Freiheits⸗ (oder Rechts-) Gebiet iſt geſchloſſen 
fuͤr Jeden, welchem ich nicht freiwillig es oͤffne. So wie ich 
aber will, hoͤrt die Geſchloſſenheit auf. Denn was meinem 
Willen gemäß geſchieht, verlezt niemals mein Recht. 

2) Für den Willen ſelbſt gilt im Recht die Erklarung 
des Willens. Denn für das Recht iſt nicht vorhanden, 
was nicht erſcheint, was aber erſcheint, das iſt; und die 
aͤußere Freiheit iſt überhaupt nichts anderes, als die Herr; 
ſchaft des in aͤußerer Erſcheinung kund werdenden Wil⸗ 
lens. Auf dieſem Begriff beruht alle Realitaͤt dieſer Freiheit 
und ſomit des Rechts, als der Harmonie des ſich aͤußern⸗ 
den Willens Aller. Daher fordere ich, daß Jedermann die 
Erklarung meines Willens als meinen Willen felbft 
anerkenne, und, ſo fern es ein rechtlicher (innerhalb meiner Rechts⸗ 
ſphaͤre geaͤußerter) iſt, auch ehre (z. B. wenn ich Jemanden 
etwas verweigere, was mir gehoͤrt). So wie nun der An⸗ 
dere ſchuldig iſt, dieſes zu thun, fo iſt er auch berechtigt 
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dazu, und ich bin entgegen ſchuldig, ſolche Berechtigung 
anzuerkennen. 

3) Hiernach iſt die Erklaͤrung meines Willens, einer Sache 
oder einem Recht zu entſagen, durchaus vollkraͤftig. 
Mein Wille, zu entſagen, laͤuft gegen Niemandes Recht, und alle 
Anderen haben das Recht (ja ſogar die Schuldigkeit), meine 
(gehoͤrig beſchaffene, d. h. nach Form und Inhalt rechtlich unbe⸗ 
denkliche) Willenserklärung für ernſtlich, alſo für rechtskraͤftig zu 
halten, und duͤrfen ſich darnach benehmen. Volenti non fit 
injuria. 

4) Eine unbedingte und unbeſchraͤnkte Entſagung 
tritt ſogleich in Wirkſamkeit, ſo wie ſie kenntlich wird. Eine 
von mir weggeworfene Sache kann von jedem Anderen occu⸗ 
pirt werden, und nur ſo lange, als kein Anderer ſie in Beſiz 
nahm, findet eine rechtskraͤftige Aenderung meines Willens noch 
ſtatt. 8 
5) Eine bedingte und befhränfte Entſagung tritt 
erſt in Rechtskraft, wenn die Bedingung vorhanden iſt, und 
nur innerhalb der durch die Willenserklaͤrung geſezten Schran⸗ 
ken. Alſo eine auf die Gegenerklaͤrung des Willens 
den Annahme bedingte Entfagung wird rechtskraͤftig vom 
Augenblick der eingetretenen Bedingung und in dem Maß, 
als ſie in der Willenserklaͤrung lag; hier naͤmlich blos zu 
Gunſten des Annehmenden. So wie ich alſo erklaͤre, 
daß ich auf einen gewiſſen Theil meiner Freiheitsſphaͤre zu 
Gunſten eines Andern verzichte (z. B. ihm fuͤr Morgen eine 
Arbeit oder Hilfeleiſtung zuſage), ſo kann der Andere rechts⸗ 
giltig in dieſen Theil eintreten, d. h. durch ſeinen Willen er⸗ 
fuͤllen, und ſobald er dieſes thut, ſo iſt das Verſprochene in 
feiner Rechtsſphaͤre. Es geſchieht ſolches durch die An⸗ 
nahme, d. h. durch die Verſtaͤndig ung des Promittenten, 
daß in das von ihm bedingnißweis verlaſſene Gebiet ſeiner 
Freiheit ich, die Bedingniß erfuͤllend, wirklich eingetreten 
ſey, und es ſonach mit der rechtlichen Herrſchaft meines 
Willens erfüllt habe. Dieſe Verſtaͤndigung macht dem Pros 
mittenten nun rechtlich u moͤglich, fein Verſprechen unerfuͤllt zu 
laſſen. 

6) Eine nachfolgende Aenderung des Willens 
auf Seite des Promittenten kann von keiner Rechtswirkung 
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. 
mehr ſeyn. Denn mein, des Promiſſars, durch die erklaͤrte 
Annahme zur juriſtiſchen Erſcheinung gewordener Wille herrſcht 
nun, und jede Verlezung deſſelben iſt Unrecht. Den in mei⸗ 
ner Rechtsſphaͤre ſich aͤußernden Willen des Andern brauche 
ich nicht zu achten; er hat keine Rechts giltigkeit, und ich darf 
durch Zwang ihn unwirkſam machen. 

Bei'm Vertrag alſo — was eine weſentliche Verſchieden⸗ 
heit von der Erwerbung durch Okkupation ausmacht — 
wird durch bloſe Willenserklarung erworben; und es 
iſt auch der Grund ſolcher Verſchiedenheit ſehr nahe liegend. 
Bei der Okkupation muß ich eine Sache mit meiner Per⸗ 
ſoͤnlichkeit verbinden, was nur durch Formgebung geſchehen 
kann. Bei dem Vertrag aber mache ich blos einen Theil des 
Freiheitsgebietes eines beſtimmten Andern zu dem 
meinigen, was durch bloſe Willenserklärung Beider 
geſchieht, indem ich ſchon nach urſpruͤnglichem Recht Alles thun 
kann, wodurch ich Niemanden Unrecht thue, und dem Wollenden 


9 (alſo auch dem unter der Bedingung meiner Annahme, d. h. 


meiner Erklarung derſelben, Wollenden) durch Erfüllung feines 
Willens ja kein Unrecht geſchieht. Bei der Okkupation muß ich 
ferner aller Welt vor Augen legen, daß ich die Sache zu der mei⸗ 
nigen gemacht habe; denn ich will nunmehr alle Welt — und 
welche keinen Willen der Entſagung erklaͤrt hat — davon aus⸗ 


| ſchließen. Beim Vertrag dagegen habe ich blos dem Promit- 


tenden, alſo dem Wollenden, die Notiz zu geben, daß 
ih feinem Willen gemäß den meinigen beſtimmt habe. 


$. 29. 


Begriff des 5 Unterſchied des verbindlichen Verſprechens von 
der Poliutterion, 


Ein Vertrag wird hiernach fehr richtig, namlid mit Bes 
zeichnung ſeiner Weſenheit, durch „ein angen om menes 
Verſprechen“ definirt. Aber Verſprechen und Annahme fü nd 
Begriffe, die mancherlei Mißdeutung unterliegen und daher eine 
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ſcharfe Beſtimmung erheiſchen. Die Lehre von Verträgen hat 
ſolche Beſtimmung und hiedurch die Ermittlung der Rechts⸗ 
kräftigkeit der verſchiedenartigen Verſprechen und Annahmen 
zur alleinigen Aufgabe. 

Am wichtigſten iſt der Begriff des Werſprechens, weil 
erſt bei vorhandenem rechtlichem Verſprechen eine Aung e 
finden kann. 

Ein Verſprechen iſt die einem Andern gemachte Erklaͤrung, 
ihm etwas leiſten (d. h. geben oder thun, oder ſeinetwillen 
unterlaſſen) zu wollen. Es enthält aber nicht blos die 
Erklaͤrung eines Vorhabens, oder einer zeitlichen Geneigt⸗ 
heit, ja nicht einmal blos eines Entſchluſſes, fondern die 
Erklaͤrung des Willens, ſich dem Andern wirklich zu ver⸗ 
pflichten, und iſt daher nach ſeinem natuͤrlichen oder verſtaͤn⸗ 
digen Sinne die Beſtimmung mit ſich fuͤhrend: „Du darfſt 
mich als durch mein Verſprechen Verpflichteten 
behandeln!“ oder: „Ich entſage allem Recht, welches unver⸗ 
einbar iſt mit der Wahrheit und Ernſtlichkeit meines Verſpre⸗ 
chens;“ oder: „Mein Freiheitsgebiet ſoll nach Maßgabe mei⸗ 
ner Zuſage beſchraͤnkt ſeyn.“ — 

Nicht alle Verſprechen jedoch find dermaßen, wie eben bes 
ſchrieben worden, qualifizirt; nicht alle führen den Sinn mit 
ſich, dem Andern das Recht anzunehmen zu ertheilen. Es 
gibt welche, die ſolches Recht nicht ertheilen, ſondern etwa 
blos eine Erwartung erregen. Die lezten — rechtlich uns 
verbindlichen — Verſprechen kann man Pollizitationen (in 
einer etwas erweiterten Bedeutung dieſes Wortes) oder auch 
Verheißungen, Vertroͤſtungen u. ſ. w. nennen. Aber die Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmale Beider ſind im Allgemeinen ſchwer 
anzugeben. Nach den in den einzelnen Faͤllen vorkommenden 
Umſtaͤnden, perſoͤnlichen Verhaͤltniſſen, gebrauchten Ausdruͤcken ꝛc. 
muß die Beurtheilung ſtatt finden, zu deren Erleichterung und 
größeren Zuverlaͤßigkeit jedoch herkoͤmmliche Formen!) oder 
poſitive Beſtimmungen erwuͤnſcht oder erforderlich ſi nd. 


* 


*) Z. B. das Einſchlagen der Hande, das Geben eines Daraufgel⸗ 
bes u. ſ. w. Schmalz zählt ſolche Formen ſchon zu jenen Lei⸗ 
ſtungen, auf welche er die Unwiderruflichkeit der Verträge baut. 
Aber nach ihrer nächſtliegenden Bedeutung erſcheinen ſie blos als 


§. 30. 
Von dem Weſen der Verträge. Arten der Willenserklärung. 
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Die Weſenheit der Verträge beſteht nach dem bisher Ges 
ſagten in dem Zuſammentreffen gehoͤrig beſchaffener Willens⸗ 
erklaͤrungen eines Verſprechenden und eines Annehmenden, alſo 
nicht eigentlich in dem Zuſammentreffen des beiderſeitigen Wil⸗ 
lens ſelbſt (als welcher von der Erklaͤrung verſ chieden, 
oder ein ſchnell ſich aͤndernder u. ſ. w. ſeyn kann, ja überhaupt 
nicht unmittelbar erkannt wird, auch an und fuͤr ſich kei⸗ 
nem Andern ein Recht gibt), ſondern in deſſen zuſammentref⸗ 
fender Er ſchein ung durch eine dem verſtaͤndigen Urtheil als 
mit Wiſſen und Willen gegeben ſich darſtellende Er⸗ 
klaͤrung. 

Aus dieſer beiderſeitigen Erklarung und deren Beſchaf⸗ 
fenheit nach Form und Inhalt, ſo wie nach der (zur Form 
in weiter Bedeutung mit gehoͤrigen) Perſoͤnlichkeit oder recht⸗ 
lichen Eigenſchaft der ſich Erklaͤrenden, gehen alle Rechts⸗ 
wirkungen fuͤr den Promittenten wie fuͤr den Promiſſar hervor. 
Die verſchiedenen Arten der Willenserklärung kom⸗ 
men hier zuvoͤrderſt in Betrachtung: 

Der Wille, ſich zu verpflichten oder anzunehmen, kann 
ausdrücklich und ſtillſchweigend erklärt werden. Aus⸗ 
d ruͤcklich geſchieht es durch willkuͤrlich beſtimmte oder herge⸗ 
brachte oder auch natürliche, zum Ausdruck der Gedanken eigens 
dienende, Zeichen, als geſprochene und geſchriebene Worte, 
auch Winke oder Gebaͤrden; ſtillſchweigend durch was 
immer fuͤr Handlungen (oder Unterlaſſungen), welche, ohne an 
und für ſich ſolche Zeichen zu ſeyn, doch nach den Um ſtaͤn⸗ 
den, unter welchen fie geſchehen, als Kundmachung einer ges 
wiſſen Willens beſtimmung erſcheinen, d. h. eine Willenserklärung 
erkennbar mit ſich fuͤhren. Dahin gehoͤren zwar zuvoͤrderſt die⸗ 


jenigen Handlungen (oder Unterlaſſungen), welche widerrecht⸗ | 


lich ſeyn würden, wenn fie nicht mit einer gewiſſen Willens⸗ 


unzweifelhafte Aeußerungen eines wirklich verbindlichen Ver⸗ 
ſprechens und einer wirklich erfolgten Annahme. 
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beſtimmung verbunden wären; doch auch diejenigen, welche ohne 
ſolchen Willen blos unvernünftig oder einem allgemeinen 
pfychologiſchen Geſeze zuwider, oder mit einer ſchon 
vorliegenden ausdruͤcklichen Willenserklaͤrung des Handelnden 
im Widerſtreit waͤren. 

Der ſtillſchweigend erklaͤrte Wille geht in allmaͤh⸗ 
liger Annaͤherung in den blos vermutheten uͤber, welcher 
lezte zwar nicht ohne Rechtswirkung iſt (namentlich bei dem 
Andern eine bona fides und dadurch etwa ein proviſori⸗ 
ſches oder ein eventuelles Recht erzeugen mag), jedoch zur 
Begründung eines wahren oder vollkommenen Wertrags rech⸗ 
tes nicht hinreicht. Die Unterſcheidung zwiſchen beiden, fo 
wie überhaupt die Anerkennung einer in concreto vorliegenden 
— ausdruͤcklichen wie ſtillſchweigenden — Willenserklaͤrung als 
einer wirklich verbindlichen und unwiderruflichen wird, wofern 
nicht das poſitive Recht eine Norm dafuͤr feſtſetzte, nicht ſo⸗ 
wohl durch Rechts regeln, als durch logiſche Geſeze beſtimmt, 
koͤnnte jedoch, wo Streit daruͤber entſtaͤnde, auch ohne poſitives 
Geſez, durch den natuͤrlichen Verſtand eines aufzuſtellenden (Ge— 
ſchwornen⸗ oder) Schiedsgerichtes meiſt ohne Schwierigkeit ge⸗ 
ſchehen. 

Dagegen hat eine gedichtet Einwilligung im Natur 
recht und im Na turſtand durchaus weder Bedeutung noch 
Kraft. Das Vernunftrecht verſchmaͤbt jede Dichtung; es ent⸗ 
haͤlt nur Wahrheit. 

Alſo wird — um dieſe Lehren durch einige Beiſpiele zu. 
erläutern — der ſich an die Wirthstafel oder in die Mieth⸗ 
kutſche Sezende auch ohne ausdrüdliche Verabredung verpflichtet 
ſeyn, den Preis fuͤr Tiſch oder Fuhr zu bezahlen, weil der Wille, 
jene Genuͤſſe ſich unentgeltlich zuzueignen, gegen den evidenten 
rechtlichen Willen der Wirthe oder Fuhrleute ſtritte, mithin ein 
widerrechtlicher, folglich ungiltiger waͤre. Alſo wird ferner, wer 
ſtillſchweigend zuſieht, wie an den Fruͤchten ſeines Gartens ein 
Wanderer ſich labt, dieſe Fruͤchte geſchenkt haben; es wird 
die Einwillignug eines Jeden in das, was ihm mit Evidenz nur 
nüzlich, und nie ſchaͤdlich ſeyn kann, mit Recht vorausgeſezt, 
und es wird, wo ein ſchriftlich oder ſonſt ausdruͤcklich gefchlofs 
ſener Vertrag vorliegt, die Auslegung deſſelben nach mora- 
liſch oder pſychologiſch gewiſſen Vorausſezungen, und in deren 
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Ermanglung felbft nach allgemein vernünftigen Vermuthun⸗ 
gen geſchehen muͤſſen oder dürfen. Aber es wird die Einwilli⸗ 
gung des Fremden, der unſern Staat betritt, oder auch des 
Einheimiſchen, der in demſelben verbleibt, in alle Geſeze dieſes 
Staates, alſo auch in die ungerechten oder druͤckenden, eben ſo 
die Einwilligung des Kindes in die von der Schule einſt er⸗ 
traͤumte Erziehungs-Geſellſchaft zwiſchen ihm und dem Vater, 
u. a. oder die Einwilligung aller Menſchen in das nach der 
aͤltern Lehre durch Vertrag entſtandene Eigenthumsrecht, oder die 
des eingeſezten Erben oder Legatars in das (ihm noch unbe⸗ 
kannte oder noch widerrufliche) Vermaͤchtniß u. ſ. w. nicht 
gedichtet, ſondern hoͤchſtens in einigen dieſer Faͤlle aus an⸗ 
deren Gruͤnden etwa für überflüffig geachtet wer 
den koͤnnen. | | 

Der auch ohne alle Erklarung mit Zuverſicht'vor⸗ 
auszuſezende — als etwa rechtsnothwendige oder pſycho⸗ 
logiſch nothwendige — Wille gehoͤrt uͤbrigens nicht eigentlich 
zum Vertragsrecht. Denn Vertraͤge entſtehen nicht durch 
nothwendigen, ſondern durch zufälligen, und zwar nur 
durch faktiſch geäußerten, Willen, d. h. durch zufällig ſich 
ereignendes (von der Willkuͤr der Paciscenten abhaͤngendes) 
Zuſammentreffen von Willenserklaͤrungen Mehrerer. Was Einer 
auch ohne Erklarung wollen muß, oder deſſen Nichtwollen 
rechtswidrig und alſo rechtlich ungiltig iſt (und ebenſo, was 
Einer wollen muß, fo wahr er überhaupt vernünftig, oder 
ſinnlich vernünftig iſt, deſſen Nichtwollen daher eine Auf⸗ 
hebung der Rechtsfaͤhigkeit für die betreffende Sphäre 
oder Zeit ſeyn wuͤrde), kann nicht unter den Begriff von ver⸗ 
trags mäßiger Veräußerung oder Erwerbung eines 
Rechtes paſſen, ſondern hat ſeinen Titel in einem andern 
Verhaͤltniß des abſoluten oder hypothetiſchen Rechtes. Nur die 
aus willkuͤrlichen Aeußerungen oder andern Handlungen 
(oder Unterlaſſungen) hervorgehenden (dem Verſtand erkennbar 
werdenden) Willensbeſtimmungen, und zwar nur ſolche, welche 
auf Verſprechen oder Annahme (auf Selbſtverpflichtung 
gegen einen Andern oder auf Eintreten in das dadurch geoͤffnete 
Rechtsgebiet des Andern) gehen, find beim Vertrags recht 
in Sprache; und es iſt dieſe Unterſcheidung zumal zur Ver⸗ 
deutlichung der Lehre von der Auslegung der Vertraͤge und 
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von dem Umfang der den Paciscenten, auch jenſeits der durch 
die Willenserklaͤrung beſtimmten Grenze, zuzuſchreibenden Ver⸗ 
m licht ungen oder Rechte uothwendig. 


$. 31. 
Von dem Zuſammentreffen der Willenserklärung. 


Nur die zuſammentreffende Willenserklaͤrung eines 
Promittenten und eines Promiſſars macht den Vertrag aus. 
Zum Vertrag gehoͤrt alſo: 

1) eine die Abſicht ſich zu verpflichten kund thuende, 
dem Promiſſar das Recht der Annahme gewaͤhrende, Wil⸗ 
lenserklaͤrung des Promittenten. (S. oben F. 29.) Bloſe Ber 
heißungen, ſelbſt Betheurungen, auch oͤffentliche Verkuͤndungen, 
wenn nicht aus den Umſtaͤnden, worin ſie ergingen, die Abſicht, 
jenes Recht zu gewaͤhren, zu entnehmen iſt, fuͤhren nicht zu 
einem Vertrags⸗Recht, ſo heilig die Ehren⸗ und die Ge⸗ 
wiſſen pflicht ſey, ſolche Verſprechungen zu halten.“) 


) Man hat dieſen Saz auch auf die Verheißungen des Wiener⸗ 
congreſſes, und auf jene der teutſchen Bundesakte (ins 
beſondere auf den Art. XIII. derſelben) angewendet. Aber man 
vergaß einerſeits, daß (abgeſehen vom poſitiven Recht, welches 
wenigſtens die einem Staat oder einem Gemeinweſen ge⸗ 
machten Pollizitationen und deren Gegenſtand ein löblicher iſt, für 
verbindlich erklärt) eine Ehren⸗Schuld und eine Gewiſ⸗ 
ſens pflicht für die Gewaltigen der Erde, die da kein Zwang er⸗ 

reicht, minder verſchieden von Rechtsſchuldigkeit als für Private, 
jedenfalls eine für Ehrenmänner und Wohlgeſinnte Heilige Ver⸗ 
pflichtung iſt, auch daß, da die Monarchen bisher für das einzige 
geſezliche Organ des Volks willens galten, ihre öffent⸗ 
liche Verkündung zugleich als Annahme und als Verſpre⸗ 
chen erſcheint, und daß übrigens, ſo weit noch eine Fähigkeit zur 
Willenserklärung dem Volke oder der öffentlichen Meinung übrig 
geblieben, dieſelbe jedem Verſtändigen vernehmlich — ſchon vor 
der Verkündung, im Verlangen, Streben und Kämpfen, nach der 
Verkündung aber im lauten Jubel und Dankesruf — ſich an neh⸗ 
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2) Wenn vor der Erklärung der Annahme das Verſpre⸗ 

chen wieder zurückgenommen worden, fo ift abermal kein 
Vertrag vorhanden. Zwar kann das Recht des Widerrufs be⸗ 
ſchraͤnkt oder fuͤr eine gewiſſe Zeit demſelben entſagt werden. 
Doch iſt dieſe Entſagung ein eigenes — vom Hauptverſpre⸗ 
chen verſchiedenes — Verſprechen fuͤr ſich, welches gleichfalls, 
um verbindlich zu ſeyn, der Annahme bedarf, d. h. nur als 
Vertragsſchuldigkeit binden kann. 
3) Weil aber nicht der Wille ſelbſt, ſondern die dem An⸗ 
dern gemachte Willenserklaͤr ung der Grund des Annahms⸗ 
rechts auf Seite des leztern und daher der Verpflichtung des 
Promittenten iſt; fo kann der Widerruf des Verſprechens nur, 
als dann rechtsgiltig ſeyn, wenn er dem Promiſſar noch vor 
deſſelben eigener Erklaͤrung der Annahme kund gemacht wird. 
Daher iſt die Annahme einer an einen Entfernten brieflich gemach⸗ 
ten Zuſage oder Beſtellung rechtsgiltig, wenn auch vor Einlan⸗ 
gung derſelben bei dem Promittenten dieſer eine Erklaͤrung des 
Widerrufs an den Promiſſar — dieſem jedoch unbewußt — ab⸗ 
ſandte. (Billigkeit mag jedoch hier mitunter zur Milderung 
des ſtrengen Rechtes auffordern.) 

4) Nur was in der beiderſeitigen Willenserklaͤ⸗ 
rung enthalten iſt (nach vernünftigen Auslegungsregeln als 
darin enthalten erſcheint), iſt der Gegenſtand des Vertrags. 
Daher iſt gar kein Vertrag und folglich gar keine Vertrags ver⸗ 
pflichtung vorhanden, wo immer — z. B. wegen Undeutlichkeit 
oder voͤlliger Unbeſtimmtheit oder Allgemeinheit der Willenser⸗ 
klaͤrungen — nicht wenigſtens einiges als von beiden Sei⸗ 
ten gewollt (d. h. als gewollt erklart) erſcheint oder durch 
vernuͤnftige Interpretation herauszufinden iſt. 


mend geäußert hat. Man vergaß endlich, daß ohne die Voraus⸗ 
ſezung der entweder ſchon vorangegangenen Annahme (oder Forde⸗ 
rung) oder der Berechtigung zur nachfolgenden Annahme von Seite 
der Völker die berühmte Verheißung den Charakter einer Täu⸗ 
ſchung oder eines Hohnes annehmen würde. 
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$. 82. 


Erforderniſſe einer rechtsgiltigen Willenserflä- 
rung. 


a) Subjektive Fähigkeit zum verſtändigen Wollen überhaupt. 


Eine Willenserklärung iſt ein Unding, wo erkennbar 
der Wille ſelbſt oder die Faͤhigkeit, verſtaͤndig zu wollen, man⸗ 
gelt. Denn nicht das thieriſche Begehrungsvermoͤgen, ſondern 
nur der verſtaͤndige Wille unterſteht dem Geſeze des Rechts 
oder der aͤußern Freiheit. Alle ſonſt wie immer bedeutſamen 
Zeichen und Handlungen werden alſo rechtlich bedeutungslos, 
wenn ſie von Unfaͤhigen gebraucht oder gethan werden. Wer im 
Allgemeinen oder auch nur in einem beſonderen Fall nicht im 
Stande iſt, den Begriff einer Verpflichtung uͤberhaupt oder einer 
beſonderen Verpflichtung zu erfaſſen, der kann auch den (vers 
ſtaͤndigen) Willen, ſich zu verpflichten, nicht haben, und leere 
Töne gehen aus feinem Munde, wenn er eine Formel der 
Verpflichtung oder auch der An nahme einer Verpflichtung 
ausſpricht. 

Daher koͤnnen Kinder, Bloͤd⸗ oder Wahnſinnige, völlig 
Trunkene oder Fieberkranke u. ſ. w. keine Vertraͤge ſchließen. 
Der Promiſſar, der ſich mit ihnen einlaͤßt, weiß es, wenn er 
ihren Zuſtand kennt, daß hier keine Moͤglichkeit der Verpflich⸗ 


tung, alſo auch keine Annahme ſtatt findet, und konnte alſo vor 


Schaden ſich huͤten. Wenn er aber den Zuſtand nicht kennt, 
fo bleibt immer fein Irrthum entweder fein eigenes Verſ chul⸗ 
den oder ſein eigenes Ungluͤck. 

Ob aber und in wie fern jedesmal in concreto die 
Willensfaͤhigkeit vorhanden oder nicht vorhanden ſey, daruͤber 
kann das Vernunftrecht fuͤr ſich allein nicht entſcheiden. Das 
gemein verſtaͤndige Urtheil der mit der menſchlichen Natur uͤber⸗ 
haupt und insbeſondere mit jener der Promittenten oder Pro⸗ 
miſſare Vertrauten muß hier — und zwar nach Beſchaffenheit 
des jedesmal in Sprache liegenden Geſchaͤftes — den Aus⸗ 
ſpruch thun, und ſolcher dem Richter mitzutheilende Ausſpruch 
wird alsdann die Baſis des rechtlichen Erkenntniſſes ſeyn. 
Das Vernunftrecht iſt überall nicht Richter der That, ſondern 
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nur des Rechtes. Klar iſt's übrigens, daß hier poſitive 
Beſtimmungen Noth thun, um die ſonſt ſchwer zu hebenden 
Zweifel zu verhuͤten und die Willkuͤr der Entſcheidung hintan⸗ 
zuhalten. 

Auch daß im Namen der Unfaͤhigen Andere giltig ver⸗ 
ſprechen und annehmen koͤnnen, iſt mehr poſitiven als natürlis 
chen Rechtes. Nach dem lezten kann zwar ein Pfleger, Vater 
oder Vormund, die von Andern zu Gunſten der Pfleglinge ger 
machten Verſprechen mit der Wirkung annehmen, daß er 
ſelbſt das Zwangsrecht auf Erfuͤllung habe; und eben ſo kann 
er ſich ſelbſt verpflichten, z. B. aus dem Vermögen des 
Muͤndels dieß oder jenes zu bezahlen: aber ein ſel bſt ſtaͤn d i⸗ 
ges oder ſelbſteigenes Recht oder eine perſoͤnliche 
Schuldigkeit wird dadurch auf Seite des Muͤndels nimmer 
erzeugt. Denn das Naturrecht kennt keine Dichtung, und in 
den hier beruͤhrten Faͤllen laͤßt nur eine gedichtete, nicht 
aber eine wahre Einwilligung ſich denken. 


§. 33. 
b) Freiheit der Willenserklärung. 


Die Willenserklaͤrung muß weiter eine freie ſeyn; naͤm⸗ 
lich demjenigen, dem fie gemacht wird, muß fie als frei ers 
ſcheinen konnen, d. h. er muß keinen vernünftigen Grund 
haben, die Freiheit des Willens, der da ihm erklaͤrt wird, zu 
bezweifeln. Wo der Wille (wofuͤr deſſen Erklaͤrung gilt) als 
(aͤußerlich) unfrei, demnach als nicht eigener Wille erſcheint, 
da ſindet keine Annahme rechtlich ſtatt, und koͤmmt alſo 
kein Vertrag zu Stande. Der Annehmende weiß ja in dieſem 
Falle, daß das Verſprechen nur ein ſche inbares, alſo ein 
nichtiges iſt, und daß die Erklaͤrung gar keine Bedeutung 
hat, weil ſie eine ihm bekannte Unwahrheit ausſpricht. Auch 
wo er nur zweifelt, kann er nicht annehmen, weil man nur 
in das mit Gewißheit oder nach klarer Erſcheinung 
verlaſſene Rechtsgebiet eines Andern ohne Widerrechtlichkeit ein⸗ 
treten kann. 
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Dieſe Säge find evident, wenn von unbedingtem, phyfi- 
ſchem oder mechaniſchem Zwange die Rede iſt. Der mit 
Gewalt (3. B. durch Führung der Hand) zur Unterſchrift oder 
zum Einſchlagen gebracht ward, hat nicht unterſchrieben oder 
eingewilligt, und die Entfuͤhrte hat den Ehevertrag nicht 
geſchloſſen. 

Aber ſchwieriger wird die Frage bei'm fogenannten pf Ye 
chologiſchen Zwang. Wenn ein aus Furcht vor angedroh⸗ 
tem Uebel oder Schmerz gegebenes Verſprechen für unfrei 
gilt, wird nicht auch ein durch verfuͤhreriſche Reizung oder 
durch eingefloͤßte Hoffnung entlocktes unfrei ſeyn? *) und 
wenn ein dergeſtalt pſychologiſch erzwungener Vertrag ungiltig 
iſt, welches Mittel gibt es dann, einen einmal entſtandenen 
(Privat⸗ oder oͤffentlichen) Krieg durch friedliches Ueberein⸗ 
kommniß zu ſchlichten? — Andererſeits, wenn der pſychologiſche 
Zwang die Freiheit nicht aufhebt, weil, wer nach Motiven 
handelt, darum nicht unfrei handelt, fo muß auch das (nicht 
blos durch Drohung, fondern) durch wirklich zugefügten 
Schmerz erpreßte Verſprechen frei und alſo giltig ſeyn? 

Gemwoͤhnlich ſucht man durch Unterſcheidung des mit Recht 
und des mit Unrecht zugefuͤgten Zwanges die Frage zu loͤ⸗ 
ſen. Auch iſt wahr, wer zur Behauptung oder Wiedererlan⸗ 
gung ſeines eigenen Rechtes oder Gutes dem Andern 
Gewalt anthut oder Furcht einjagt, der floͤßt dieſem dadurch 


nur jenen Willen ein, welchen er ohnehin — wofern er ver⸗ 
8 


) Zwiſchen dem durch Reizung Ver führten und dem durch Furcht 
Genöthigten iſt allerdings — ihn ſelbſt betreffend — kein we⸗ 
ſentlicher Unterſchied. Wohl aber rückſichtlich des Verheißen⸗ 
den und Drohenden. Jener nämlich (wenn er nicht zugleich 
Betrug anwendet oder den Reiz bis zur Betäubung ſteigert) be⸗ 
geht durch die Lockung oder durch bloſes Darbieten noch kein 
Unrecht. Die Freiheit der Annahme, ſo wie des Ausſchlagens, 
die dem Andern jedenfalls bleibt, hebt den Begriff des eigentlichen 
Zwanges auf. Bei der Drohung oder der wirkichen Schmerzens⸗ 

zufügung aber habe ich nur zwiſchen zwei Uebeln zu wählen, welche 
der Andere mir aufdringt, und es iſt alſo jedenfalls meine Frei⸗ 
heit oder mein Wille verlezt. Der Andere alſo, weil man durch 
eine ungerechte Handlung unmöglich ein Recht erwerben kann, hat 
in dieſem Fall die Befugniß, anzunehmen, nicht. 
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nünftig oder rechtliebend iſt — hätte haben ſollen, und 
thut alſo ſeiner wahren Freiheit, die da nur auf dem Rechts⸗ 
gebiet ſtatt findet, keinen Eintrag, wogegen der Rauber oder 
Mordbrenner u. ſ. w. den rechtlichen Willen des Andern 
unterdrückt und ihn zur Aeußerung eines — wie jener ſelbſt 
weiß — in Wahrheit nicht vorhandenen Willens noͤthigt. Al⸗ 
lein nicht minder wahr iſt, daß im erſten Fall es auch gar 
nicht dar auf ankömmt, ob der Gezwungene z. B. das 
geſtohlene oder entlehnte Gut wirklich wieder zuruͤckgeben oder 
den ſchuldigen Schadenserſaz leiſten wolle oder nicht 
wolle. Er iſt jedenfalls es zu thun ſchuldig und nicht 
aus dem jezt etwa daruͤber erpreßten Vertrag, ſondern 

aus dem fruheren Titel fließt die Schuldigkeit. Wird 
aber nicht der eigentliche Gegenſtand der Forderung, ſondern ein 
etwa dafuͤr zu gebendes, vom Sieger vielleicht nach ungebuͤhrli⸗ 
cher Schaͤzung beſtimmtes Aequivalent, oder eine mit der 
empfangenen Beleidigung erſt zu vergleichende und dieſe viel⸗ 
leicht üͤbertreffende Genugthuung erpreßt; ſo erſcheint der 
pſychologiſche Zwang ſofort als ungerecht, und der Vertrag 
uͤber das zu Leiſtende nur alsdann unbedenklich, wenn der 
zur Erfüllung einer erwieſenen Schuldigkeit zwar Ge⸗ 
zwungene, dennoch in der Unterhandlung uͤber das dafuͤr zu 
gebende Surrogat oder über die einer verſchiedenen Schaͤzung 
unterliegende Genugthuung als frei betrachtet werden kann. 
Wo dieſes nicht der Fall, und auch überhaupt, wo unge wiß 
iſt, auf weſſen Seite das Recht ſich befindet, und daher beide 
Streitende einen aͤußerlich gerechten Krieg fuͤhren, da kann der 
durch pſychologiſchen Zwang abgendthigte Friedens vertrag (deſſen 
Heilighaltung uͤbrigens theils als Ehrenpflicht erſcheint, theils 
durch das allgemeine Intereſſe — damit naͤmlich nicht 
jeder Streit ein Krieg auf Leben und Tod werde — und dar⸗ 
um auch durch heilige moraliſche Pflicht gefordert wird) als 
auch rechtlich giltig etwa durch die Betrachtung dargeſtellt 
werden, daß durch beiderſeitiges Ergreifen der Waf⸗ 
fen als Schlichtungsmittel des Streites (zumal wenn das zu⸗ 
verlaͤßigere und daher vernuͤnftigere Mittel der Aufſtellung eines 
Schiedsgerichts verſchmaͤht worden) ein Jeder ſich wie ver⸗ 
tragsweis und frei verpflichtet habe, alles dasjenige fuͤr 
Recht zu erkennen, was etwa der Sieger ihn (nach Kriegsrecht) 
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einzugehen nöthigen würde; in welch lezterer Vorausſezung for 
dann niemals mehr nach ſelbſteigenem Urtheil, ſondern 
hoͤchſtens nach eingeholtem oder ſonſt erſcheinendem Urtheil der 
Geſellſchaft (der Summe der mit den Streitenden in Wech⸗ 
ſelwirkung Stehenden) ein Bruch des Vertrages rechtlich moͤg⸗ 
lich waͤre. Die Geſammtheit (bei dem Streit zwiſchen Voͤlkern 
oder Herrſchern alſo die oͤffentliche Meinung der civiliſirten 
Welt oder die Stimme der Geſchicht e) wuͤrde bei ſolcher 
Beurtheilung den Grundſaz im Auge behalten, daß, welche er⸗ 
zwungenen Bewilligungen offenbar das hoͤchſte Maß der, 
nach dem, auf die obwaltenden Umſtaͤnde angewandten, Kriegs⸗ 
recht (vgl. Kap. III. $. 56.) zuläßigen Forderungen oder Ge⸗ 
nugthuungsrechte des gerechten Siegers uͤberſchritten, durch 
ungerechte Furcht erzwungen und daher widerruflich, alle 
anderen dagegen rechtlich bindend ſeyen. 

Wenn wir hiernach den pſychologiſchen Zwang, angewandt 
in einem gerechten Streit, als die Giltigkeit der dadurch abge⸗ 
nöthigten Verſprechen in der Regel nicht aufhebend betrach⸗ 
ten, vielmehr die Freiheit des Wollenden, der da, um einer 
mit Recht erklaͤrten Drohung oder einem mit Recht über ihn 
verhaͤngten Uebel zu entgehen, ein etwa kleineres Uebel durch 
Verſprechen oder Entſagen auf ſich nimmt, vollkommen aner⸗ 
kennen: ſo dehnen wir gleichwohl dieſe Anſicht nicht auf ſo 
ſehr geſchaͤrften Zwang, daß er nach der empfindenden 
Natur des Menſchen unwiderſtehlich würde, aus. Wenn 
durch unerträgliche Schmerzen (wirklich zugefügt oder nur ans 
gedroht und ohne Unterſchied ob der Seele oder des Leibes) 
oder durch Angriff ganz unſchaͤzbarer Guͤter eine Willenserklaͤ⸗ 
rung erpreßt wird, (3. B. durch Folter, oder durch angedroh⸗ 
ten Tod, oder durch Mißhandlung von Frau und Kindern u. ſ. w.) 
ſo koͤmmt ſolcher aͤußerſte pſychologiſche Zwang nach ſeiner Wir⸗ 
kung dem phyſiſchen ſehr nahe, er hebt in der That alle Frei⸗ 
beit des Willens, d. h. allen ſelbſteigenen Willen, alle 
Moͤglichkeit der beſonnenen Erwaͤgung, Beurtheilung und Ent⸗ 
ſchließung auf, und verwandelt das ſcheinbare Handeln in ein 
bloſes Leiden. Alsdann iſt die erpreßte Verheißung jeden⸗ 
falls ungiltig, und es bleibt dem Peiniger hoͤchſtens die aus 
früher beſt andenem wine e Forderung gegen 


den Gepeinigten. 
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War es ein Dritter, welcher die Einwilligungserklaͤrung 
erpreßte, ſo iſt, falls dem Mitkontrahenten der angewandte 
Zwang bekannt war, der Vertrag ungiltig, ebenſo, als 
wäre er ſelbſt der Zwingende geweſen. War er ihm unbe 
kannt, ſo konnte er redlich annehmen. Der Vertrag iſt alſo 
giltig, und dem Gezwungenen bleibt blos die Entſchaͤdigungs⸗ 
forderuug gegen den Dritten. 


. — 


$. 34. 
c) Ob und in wle fern auch Abweſenheit des Irrthums ? | | 


Die Lehre von der rechtlichen Wirkung des Irrthums 
auf Giltigkeit oder Ungiltigkeit der Vertraͤge iſt eine derjenigen, 
wobei am klarſten der Unterſchied zwiſchen dem poſitiven und 
natuͤrlichen Recht erſcheint, den wir oben (Einl. §. XVIII.) 
entwickelt haben. Das poſitive Recht, den Forderungen des 
naturlichen auch jene der Billigkeit und der Moral, wohl 
auch der Politik beigeſellend und zugleich die Nothwendig⸗ 
keit vorausbeſtimmter, feſter Normen fuͤr die Entſcheidung an⸗ 
erkennend, hat, ſo gut es thunlich war oder ſchien, jenen verſchie⸗ 
denen Forderungen durch mancherlei allgemeine und beſondere 
Regeln, Unterſcheidungen und Ausnahmen zu entſprechen ge⸗ 
ſucht, und ganz vorzuͤglich auf die Unterſcheidung zwiſchen 
weſentlichem und außerweſentlichem oder Haupt 
und Neben⸗Irrthum und auf jene zwifchen Irrthum in der 
Sache, in der Perſon, in der Eigenſchaft des Ver⸗ 
trags oder blos im Beweggrund ſeine Regeln gebaut. Aber 
dieſe Regeln befriedigen in tau ſend und tauſend Fallen das 
Vernunftrecht nicht. Ein blos nach dem Vernunftrecht 
richtendes Tribunal wuͤrde, die Feſſeln ſolcher ſpeziellen Regeln, 
die da ſtets nur nach der in einer gewiſſen Gattung von Faͤllen 
vorherrſchenden Eigenſchaft oder Charakter entſcheiden, weg⸗ 
werfend, ſich einerſeits nur an eine oberſte Hauptregel: „Nie⸗ 
mand kann rechtlich gegen feinen erklaͤrten Willen 
beſtimmt, dagegen darf. Jeder nach feinem deutlich 
erklaͤrten Willen behandelt werden“ — halten, und 
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anderſeits die unendlich verſchiedenen einzelnen Faͤlle, die da 
vorkommen, Jeden in Gemaͤßheit der ihn charakteriſirenden U ms 
ſtaͤnde unmittelbar nach jener Regel oder nach einigen ihr 
allernaͤchſt entfließenden Grundſaͤzen prüfen, und, ungehemmt 
durch leicht ſich widerſprechende beſondere Regeln, nach der 
allgemeinen die Entſcheidung geben. 

Die Normen der Entſcheidung bei ſolch einem vernunft⸗ 
rechtlichen Tribunal wuͤrden etwa die folgenden ſeyn: 

Zum vorhinein wuͤrde man Unwiſſenheit, d. h. den 
Zuſtand einer Perſon, wornach ſie nach ſubjektiver Eigen⸗ 
ſchaft den Vertragsgegenſtand und deſſon Verhaͤltniſſe nicht 
einzuſehen im Stande waͤre (ſey es nun allgemeine Unwiſſen⸗ 
heit, wie bei einem Kinde, oder auch beſondere, z. B. bei einem 
Wilden in Anſehung des Schmucks oder Artefakts) unterſchei⸗ 
den von Irrthum einer ſubjektiv zur verſtaͤndigen Willens⸗ 
1 und alſo juriſtiſchen Willenserklaͤrung faͤhigen 
Perſon. War fie unfähig, und ich hielt fie für faͤhig, fo 
habe ich geirrt und trage alſo — durch Nichtigkeit des Ver⸗ 
trags — den Schaden. 

1) Sodann waͤre der erſte Saz: 

Kein Irrthum als ſolcher hebt den Vertrag 
auf, weil ja auch ein Irrender wollen, d. h. einen Willen 
erklären, und als verſtaͤndig Wollender erſcheinen kann, 
demnach auch ein aus Irrthum erklaͤrter Wille dem Andern 
das Recht der Annahme gewaͤhrt, (analog dem aus Irrthum 
geſchehenden Verlaſſen einer Sache, welche nun gleichwohl 
herrenlos iſt, und von einem Andern okkupirt werden kann). 

2) Doch koͤnnen mit dem Irrthum noch andere Um⸗ 
ſtaͤnde auf einer oder der andern Seite verknuͤpft ſeyn (und 
ſind es ſogar gewoͤhnlich oder oft), wodurch Ungiltigkeit 
des Vertrags, oder doch Beſchraͤnkung ſeiner Rechts⸗ 
wirkung entſteht. 

3) Die Unterſcheidung zwiſchen Irrthum im Gegen⸗ 
ſtand und im Beweggrund, dann jene zwiſchen Haupt: 
und Neben⸗Irrthum hat zwar einige Rechtswirkung, doch 
nur geringe, und daher nicht zur Hauptclaſſification der Faͤlle 
dienende. Denn Haupt: und Nebenirrthum fließen fo in ein⸗ 
ander, daß eine Grenzziehung zwiſchen beiden unmoͤglich iſt; 
(es ſey denn, daß man ſage: die ſer ſey, welcher eine juriſtiſch 
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evidente Heilung zuläßt, oder in Ruͤckſicht eines den Wil⸗ 
len — nach moraliſcher oder juriſtiſcher Gewißheit oder Erſchei⸗⸗ 
nung — nicht beſtimmenden Umſtandes ſtatt fand, jener 
aber, welcher ſich nicht heilen laͤßt, oder in einer den Wil⸗ 
len offenbar beſtimmenden Eigenſchaft ſtatt fand); und 
die Idee von der Sache iſt auch zugleich Beweg⸗ 
grund, ſo wie oftmals auch umgekehrt, d. h. ſo wie oftmals 
auch der bloſe Beweggrund die erſcheinende und unzweifel⸗ 
hafte Bedingung der Einwilligung, ja, oft auch eine ver⸗ 
ſchiedene Natur und Eigenſchaft der Sache fuͤr mich be⸗ 
wirkend iſt. 


4) Wenn einer der Kontrahenten ſich bei Schließung 
des Kontrakts geirrt hat — ſey es im Beweggrund, oder in 
der Nebenſache oder in der Hauptſache — ſo gilt der Kontrakt 
gleichwohl; denn der Promittent wird dadurch nicht gegen 
feinen erklärten oder juriſtiſch erſchienenen Willen 
beſtimmt. Entgegen wuͤrde der Promiſſar wider ſeinen recht⸗ 
lich erklaͤrten Willen der Annahme beſtimmt werden, wenn er 
zuruͤckgehen müßte. Und es iſt kein Grund vorhanden, warum 
der Nichtirrende gegen den Irrenden ſollte verkuͤrzt werden “). 
Der Irrthum iſt ein reines Ungluͤck für den Irrenden, ein 
casus (keine That des Andern), alſo blos ihm ſchaͤdlich. 

5) Iſt er ihm aber auch nuͤzlich? (z. B. ich meine, der 
Schmuck, den ich kaufe, ſey unaͤcht, und er iſt aͤcht?) Aller⸗ 
dings, inſofern man blos anf ihn oder ſeinen Irrthum (wo⸗ 
durch jedenfalls für ihn bona ſides entſtand) ſieht, alſo von 
dem etwa gleichen Irrthum des Andern wegblickt. Hat aber 
der Andere (z. B. der Verkaͤufer) gleichfalls den Schmuck 
für unaͤcht gehalten, und der beiderfeitige Irrthum wird ſpaͤter 
juriſtiſch kund; ſo kann aus den Worten oder Umſtaͤnden des 
Vertrags etwa eine ſtillſchweigende Bedingung hervorge⸗ 
hen: „wenn der Schmuck unaͤcht iſt“ (bei dem Verkaͤufer aus 
ſeinem Intereſſe, bei dem Kaͤufer aus ſeiner zu vermuthenden Red⸗ 
lichkeit), und durch die EEmanglung der Bedingung der Vertrag 


e) Dieſe Betrachtung iſt derjenigen analog, wornach wir oben [$. 16. 
den Vorzug des bonae fidei Beſizers gegen den aus dem Beſize 
gekommenen 1 5 behaupteten. 
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in Nichts zerfallen. Aber oftmals wird er aͤußerlich gleich wohl 
gelten, wofern z. B. hier der Käufer auf feiner Geltung bes 
ſteht, (etwa weil er den Schmuck ſchon weiter verkauft, oder 
wegen des erſten Kaufs einen andern Ankauf verſaͤumt hat u. ſ. w.). 
Alſo zernichtet ſelbſt der Irrthum, welcher auf beiden Sei⸗ 
ten vorhanden iſt, den Vertrag nicht immer und nicht un⸗ 

mittelbar. 

6) Wenn jedoch aus ſolchem wechſelſeitigen Irrthum eine 
Unbeſtimmtheit oder Nichtigkeit des Gegenſtan⸗ 
des oder eine Unmoͤglichkeit der Erfüllung hervor⸗ 
ginge, dann wuͤrde, dieſes Grundes wegen, der Vertrag eitel. 
Z. B. ich verkaufe dir ein Pferd, welches — was wir beide 
nicht wiſſen — bereits todt iſt, oder ich vermiethe mich dir als 
Knecht, waͤhrend ich ſchon — uns beiden unbewußt — als 
Soldat gezogen bin ꝛc. Hier iſt daher nicht der Irrthum, 
ſondern das Ermangeln des Gegenſtandes die Urſache 
der Vertragsvereitlung. 

7) Ebenſo wenn die Paciscenten wechſelſeitig die Willens⸗ 
erklaͤrung Einer des Andern fal ſch verſtanden, fo iſt gar 
kein Vertrag vorhanden. War jedoch eine Erklaͤrung nach 
dem Urtheil Unparteiiſcher deutlich und beſtimmt; ſo wird das 
Mißverftchen einerſeits ſchwer zu beweiſen, anderſeits als ſelbſt⸗ 
verſchuldeter Irrthum dem Irrenden zur Laſt liegend ſeyn. 
Doch auch hier iſt nach dem Vernunftrecht ſchwer, eine allge⸗ 
mein giltige Regel zu geben. Die aus vernuͤnftiger Auslegung 
der vorkommenden einzelnen Verträge zu entnehmenden ſtill— 
ſchweigenden Bedingungen werden meiſtens entſcheiden muͤſſen. 

8) Ob der Irrthum durch eigene Schuld oder durch jene 
eines Dritten entſtanden, iſt fuͤr den Mitkontrahenten durch⸗ 
aus gleich. Immer bleibt es fuͤr den Irrenden Zufall 
und Ungluͤck. 

9) Wenn aber der Mitkontrahent den Irrenden (der 
Promiſſar den Promittenten) in den Irrthum gebracht hat, 
und zwar abſichtlich, fo iſt jener ein Betrüger, und der 
Kontrakt gilt nicht; wenn aber unabſichtlich — dann 
kann mitunter aus Umſtaͤnden und Ausdruͤcken eine die Giltigkeit 
aufhebende ſtillſchweigende Bedingung gefolgert werden, 
aber ſonſt gilt der Kontrakt nach ſtrengem aͤußern Recht. 
Billigkeit mag eine Ausnahme machen. 
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10) Wenn der Promiſſar gewußt hat (zur Zeit des 
Kontrahirens), daß der Promittent ſich irre; dann iſt etwa, 
jedoch ſelbſt hier mit nicht ausnahmsloſer Rechtswirkung, zwi⸗ 
ſchen Irrthum im Beweggrund, und jenem in der Sache 
zu unterſcheiden. Bloſer Irrthum im Beweggrund, ob auch 
dem Andern bekannt, macht den Vertrag nicht ungiltig, weil 
eine Regel, wornach der Irrthum im Beweggrund (alfo übers 
haupt jeder Irrthum) den Vertrag ungiltig mache, eigents 
lich die Möglichkeit jedes Vertrags aufhoͤbe ); indem Irr⸗ 
thum von unſerer Natur untrennbar, und alſo jedem Mitkon⸗ 
trahenten klar iſt, der andere werde in mancherlei Irrthum 
ſeyn. Doch mag die Redlichkeit auch hier dem Promiſſar 
oftmals unmoͤglich machen, anzunehmen, (ja, in gewiſſen 
Fällen ſelbſt das ſtrenge Recht, naͤmlich ſobald ein Beweg⸗ 
grund zugleich auch als ſtillſchweigend geſezte Bedingung 
erſcheint. Denn dann weiß ich, daß der erklaͤrte Wille des 
Promittenten nicht ſein wahrer Wille iſt, und kann alſo 
nicht annehmen). Bezog ſich aber der mir erſchienene Irr⸗ 
thum des Andern auf den Gegenſtand des Vertrags — d. h. 
auf die den Willen beſtimmende Eigenſchaft des 
Gegenſtandes (ohne Unterſchied, ob Haupt- oder Nebenirrthum, 
nur daß beim lezten eine Schadloshaltung oder Ergaͤnzung 
anſtatt der Aufloͤſung ſtatt finden und alſo in dieſem Fall 
der Vertrag gleichwohl giltig bleiben kann); ſo iſt mir un⸗ 
moͤglich anzunehmen. Denn die wiſſentliche Benuͤzung des 
fremden Irrthums iſt der abſichtlichen Erregung deſſelben aͤhn⸗ 
lich. Mir erſchien ja die (ſtillſchweigende) Bedingung, 
unter welcher der Andere verſprach, und ich konnte alſo auch 
nicht anders, d. h. hier gar nicht annehmen. 


Freilich wird ſelten juriſtiſch zu er weiſen ſeyn, daß ich 
den Irrthum des Andern gekannt habe, und daher wird auch 
meiſt nur eine Gerechtigkeitspflicht (Redlichkeit), nicht 
aber eine aͤußere Rechtsſchuldigkeit, zur N 
vorliegen. 


— —— ů ů — 


) So würde namentlich ein Bürgſchafts⸗ Vertrag fa unmög⸗ 
lich von Wirkung ſeyn, weil der Bürge in der Regel ganz be⸗ 
ſtimmt glaubt, der Hauptſchuldner werde zahlen können und wollen. 
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11) Wäre jedoch der Hauptirrthum des Promittenten von 
der Art, daß der Promiſſar, falls er vernünftig iſt, und nur 
die gewoͤhnliche Aufmerkſamkeit anwandte, denſelben wahrneh— 
men mußte ), fo mag die Nichtwahrnehmung ihm billig zur 
Laſt gelegt, d. h. feine Annahme als nichtig erklaͤrt werden. 

Zur Auf merkſamkeit auf die Beſchaffenheit der gegenſeitigen 
Willenserklaͤrung bin ich rechtlich verbunden, wenn ich ein Recht 
mir dadurch erwerben will; und meine Unachtſamkeit oder 
meine Unvernunft ſoll dem Andern nicht ſchaͤdlich ſeyn. 

12) Endlich wird derjenige, welcher wegen eigenen Irr⸗ 
thums die Aufloͤſung des Vertrags zu ſeinen Gunſten anſpricht, 
dem Mitkontrahenten, welchem dabei nichts zur Laſt faͤllt, allen 
erlittenen Schaden erſezen, oder, wenn er dieſes nicht wollte 
oder nicht koͤnnte, die Vertragsſchuldigkeit gleichwohl erfuͤl⸗ 
len muͤſſen. 


$. 35. 
Materielle Erforderniſſe zur Vertrags ⸗Giltigkeit. 


Ein Vertrag, welcher in Anſehung der Form, d. h. alſo 
in Anſehung der Perſoͤnlichkeiten, welche verſprachen und 
annahmen, und auch in Ruͤckſicht der Beſchaffenheit der beider: 
feitigen Willenserklaͤrungen unbedenklich iſt, kann dennoch 
ungiltig ſeyn wegen Beſchaffenheit ſeines Inhaltes oder Ge— 
gen ſtandes. Wenn naͤmlich die Erfüllung unmdoͤglich iſt, 
fo zerfällt nach der gewöhnlichen Lehre der Vertrag, wobei 
jedoch mancherlei Unterſcheidungen zwiſchen rechtlicher, mo⸗ 
raliſcher und phyſiſcher Unmöglichkeit, auch zwiſchen bei 
Schließung des Vertrags ſchon vorhandener und erſt ſpaͤter 
hinzukommender, und zwar mit oder ohne Verſchulden der 
Parteien hinzukommender u. ſ. w. gemacht werden. Dieſe 
Lehre jedoch bedarf in Gemaͤßheit unſerer fruͤher aufgeſtellten 
Grundſaͤze einer genauern Beſtimmung. 


) Wie wenn mir ein ächter Schmuck um ein Spottgeld feil gebo⸗ 
ten wird. 


— 
En 
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Der Unterſchied zwiſchen rechtlicher, moralifcher und phy⸗ 
ſiſcher Unmoͤglichkeit iſt hier nicht fo wichtig, als man gewoͤhn⸗ 
lich ihn darſtellt. Ueberall naͤmlich, wo das Verſprochene ſchon 
nach feinem: (allen Vernuͤnftigen einleuchtenden oder insbeſon⸗ 
dere dem Promiſſar bekannten) Begriff uͤberhaupt un⸗ 
moͤglich oder wenigſtens nach der, gleichfalls dem Promiſſar 
erkennbaren, Eigenſchaft oder Lage des Promittenten dieſem ins⸗ 
beſondere unmoͤglich iſt, erſcheint der Vertrag als nichtig. Es 
kann hier nämlich keine vernünftige Willenserklärung der Ans 
nahme ſo wenig als des Verſprechens ſtatt finden. Die Pa⸗ 
ciscenten haben alſo entweder blos geſcherzt, oder ſie haben als 
Unvernuͤnftige — demnach inſofern gar nicht als Rechtsſub⸗ 
jekte — gehandelt. Bei der rechtlichen Unmoͤglichkeit — wie 
beim Verſprechen eines falſchen Zeugniſſes oder eines Mor⸗ 
des u. ſ. w., “) oder auch beim Eheverſprechen von Seite einer, 
wie der andere Theil weiß, bereits verheiratheten Perſon, — iſt 
kein Streit. Aber auch bei der moraliſchen Unmoͤglichkeit 
und bei der phyſiſchen findet daſſelbe ſtatt. Ein Verſprechen 
nicht nur der Uebertretung einer vollkommenen, ſondern felbft 
einer ſogenannten unvollkommenen Pflicht, z. B. ein Verſpre⸗ 
chen, niemals mehr wohlthaͤtig zu ſeyn, iſt nichtig; weil nach 
der — dem Promiſſar bekannten — moraliſchen Natur des 
Promittenten mit Vernunft zu geben oder zu erfüllen unmoͤg⸗ 
lich; und ebenſo mit! der phyſiſchen Unmöglichkeit (z. B. 
bei einem Verſprechen in den Mond zu fliegen oder einen 
Todten zu erwecken), troz allem ſonſt fortbeſtehenden Unterſchied 
zwiſchen phyſiſchem wie moraliſchem und rechtlichem Geſez. 

Iſt aber die Unmöglichkeit eine dem Promiſſar unbe 
kannte (was freilich bei phyſiſcher Unmoͤglichkeit weit leich⸗ 
ter als bei moraliſcher oder rechtlicher eintreten kann), zumal 


*) Es fragt ſich dabei, ob, wenn die rechtlich (oder moraliſch) uns 
mögliche Leiſtung dennoch geſchehen iſt, der Lohn dafür müſſe ent⸗ 
richtet werden? — Daß die poſitiven Geſeze es verneinen, if. 
der Politik gemäß. Und auch nach dem Vernunftrecht 
wird, wo kein rechtsgiltiger Vertrag vorliegt, auch keine Ver⸗ 
tragsſchuld anzuerkennen ſeyn. Doch mag ſelbſt die ſogenannte 
Schelmen⸗ Ehrlichkeit — gewiſſermaßen ein Analogon des 
Rechtes — dadurch empört werden, wenn der Käufer der Sünde 
dem ſte Verkaufenden erſt noch das Kaufgeld ſtiehlt. ö 
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eine blos für den Promittenten und zufällig vorhandene 
oder ſogenannte relative; oder iſt fie auch eine bloß ſpaͤter 
eingetretene: alsdann muß aus den Umſtaͤnden und Ausdrucken 
des Vertrags, ſo wie aus den Lagen und Eigenſchaften der Pa⸗ 
ciscenten, mittelſt vernünftiger Auslegung entnommen 
werden, ob Verſprechen oder Annahme die ſtillſchweig ende 
Klauſel mit ſich fuͤhren: „wofern es mir oder dir möglich 
iſt oder moͤglich bleibt“, oder ob die durch das unbedingte Ver⸗ 
ſprechen veranlaßte Annahme gleichfalls unbedingt geweſen 
ſey, in welch lezterem Fall zwar nicht das Unmoͤgliche, wohl 
aber ein Surrogat, oder eine ſtell vertretende Leiſtung 
ſtatt finden muß. Ja es kann, bei der blos relativen mora⸗ 
liſchen Unmoͤglichkeit des Verſprochenen durch die jezt ein⸗ 
tretende Schuldigkeit die moraliſche Pflicht ſogar aufgehoben 
werden (wie wenn Einer, ſeiner erſten Geliebten untreu, mit 
einer Zweiten ſich verheirathet hat); und ſelbſt die (relative) 
rechtliche Unmoͤglichkeit des Verſprochenen (3. B. das Ver⸗ 
ſprechen der Arbeit von Seite desjenigen, der dieſelbe ſchon fuͤr 
den naͤmlichen Tag einem Andern zugeſagt) hindert die rechts⸗ 
kraͤftige Annahme von Seite desjenigen, welchem dieſes Vers 
haͤltniß unbekannt iſt, und alſo die Rechtskraft des Vertrages 
nicht. Nur wird in dieſem Fall ein Konkurs von Forderun⸗ 
gen mehrerer Glaͤubiger gegen einen und denſelben Schuldner 
eintreten, wofür die Regeln an einem andern Orte ( 11.) ge 
geben ſind. 

Von der Schuldigkeit zur ſtellvertretenden Lei⸗ 
ſtung oder zu einem Surrogat des Verſprochenen, welche 
Schuldigkeit die Folge der Giltigkeit eines Vertrages iſt, 
muß übrigens die Schuldigkeit der Schadloshaltung un⸗ 
terſchieden werden, welche naͤmlich gar oft als Rechtswirkung 
der Ungiltigkeit von Verträgen eintritt. Die ftellvertre 
tende Leiſtung (z. B. die Auffuͤhrung eines Werkes durch einen 
Andern als durch den unmittelbaren, jezt etwa verhinderten, 
oder unfaͤhig gewordenen Promittenten, aber auf des Leztern 
Unkoſten) iſt eine Erfüllung des Vertrags, in ſo weit ſie 
noch moglich iſt; wogegen die Schadlos haltung (3. B. der 
Erſaz der Unkoſten an denjenigen, den man durch Verſprechen 
des Goldmachens zu Vorauslagen vermocht hat) eine Folge der 
Nichtigkeit des Vertrags und nur den Nachtheil dieſer Nich⸗ 
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tigkeit für den Promiſſar aufhebend, nicht aber den aus dem 
Vertrag erwarteten Gewinn erſezend iſt. 


$. 36. 


Von bedingten Verträgen. 


Dieſe Kehrfäze find auch anwendbar auf die bedingten 
Vertraͤge; und es erſcheinen nach ihnen die vielen ſpeciellen 
Regeln, die man fonft für ſolche Verträge aufſtellt, theils übers 
fluͤſſig, theils falſch. | 

Eine Bedingung ift cin ungewiffer Umftand, von 
deſſen Eintreten oder Bekanntwerden die Giltigkeit oder 
Ungiltigkeit eines Verſprechens oder einer Annahme gemaͤß der 
Willenserklaͤrung der Paciscenten abhaͤngen ſoll. 

Auf vielfache Weiſe werden die Bedingungen eingetheilt. 
Man unterſcheidet namlich die beja hende und die vernei⸗ 
nende, die aufſchiebende und die aufloͤſen de, die po⸗ 
teſtative, zufaͤllige und gemiſchte, die moͤgliche und 
die unmoͤgliche, die ausdrückliche und die ſtillſchwei⸗ 
gende Bedingung. Bei der Unmoͤglichkeit wird abermal zwi⸗ 
ſchen der phyſiſchen, moraliſchen und rechtlichen unterſchieden. 
Wir koͤnnen jedoch die ausfuͤhrlichere Lehre von dieſen Bedin⸗ 
gungen fuͤglich umgehen, da der allgemeine Saz: „Nur in dem 
Maße, als man verpflichtet ſeyn zu wollen ſich erklaͤrte und 
der Andere ſolches annahm, iſt man verpflichtet,“ verbunden 
mit den oben vorgetragenen Lehren über die Willenserklaͤrung 
und deren Giltigkeit, die Norm für die Entſcheidung aller hier 
beſprochenen Faͤlle enthaͤlt. Blos von der ſtillſchweigen⸗ 
den Bedingung moͤgen noch einige Saͤze als Erlaͤuterung dien⸗ 
lich ſeyn. 0 

Die ſtillſchweigende Bedingung iſt jene, welche aus 
der Natur einer gewiſſen Vertragsgattung überhaupt, oder aus 
den beſonderen Umſtaͤnden eines geſchloſſenen Vertrags in eon- 
ereto abfließt, fo, daß daruͤber keine ausdruͤckliche Willenser⸗ 
klaͤrung noͤthig iſt, ſondern die Paciscenten — wofern ſie nicht 
ausdruͤcklich über ein Anderes uͤbereinkommen — als darein 
willigend zu betrachten find. 
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Solcher ſtillſchweigend feſtgeſezter Punkte gibt es auch 
manche, welche nicht eigentlich als Bedingungen, ſondern 
als wirkliche Vertragsartikel erſcheinen; doch iſt der 
Rechtsgrund der Annahme beider derſelbe, naͤmlich die Voraus⸗ 
ſezung: die Paciscenten ſeyen verſtaͤndig, des Begriffes und 
der rechtlichen Natur eines verhandelten Geſchaͤftes kundig, 
folglich die natürliche Intention des Mitkontrahen⸗ 
ten kennend, auch von betruͤgeriſchen, dieſen Mitkontra⸗ 
hent gefaͤhrdenden Abſichten frei geweſen. Die ſtillſchweigende 
Willenserklaͤrung zur Feſtſezung oder Annahme ſolcher beſon⸗ 
deren Artikel und Bedingungen geht alsdann aus der allgemei⸗ 
nen Willenserklaͤrung zur Schließung eines gewiſſen Vertrags 
unter gewiſſen Umſtaͤnden der Perſonen und der Sachen her- 
vor, und wird durch eine vernünftige Auslegung allen 
Verſtaͤndigen klar. Sie unterſcheidet ſich demnach weſentlich 
von blos vermutheter oder gar von blos gedichteter Einwil⸗ 
ligung, von welchen die erſte jedesmal der erwieſenen gegen; 
theiligen Wahrheit weichen muß, die lezte er im Naturrecht 
durchaus keine Stelle findet. 

Auch die Zeitbeſtim mung (für Leistung oder Befreiung) 
iſt mitunter der Bedingung aͤhnlich, mitunter eine eigene Art 
der Beſchraͤnkung oder Ausdehnung der Vertragsſchuldigkeit, 
jedenfalls aber auch hier eine umſtaͤndliche Eroͤrterung uͤberfluͤſſig. 


H. 37. 
Von der Auslegung. 


Da die Willenserklaͤrung, inſofern ſie als wirklich gethan, 
einem verſtaͤndigen Urtheil vorliegt, das Maß der Vertrags⸗ 
verpflichtung (oder Berechtigung) beſtimmt; ſo kann weder der 
Richter noch der Rechtslehrer ſich der an beide ergehenden For: 
derung der Auslegung oder der Aufſtellung der Haupt⸗ 
regeln dafuͤr entſchlagen. Freilich — wenn es ſich nur um 
Deutung der zur Willenserklaͤrung gebrauchten Zeichen, (als 
Worte oder Buchſtaben) oder um hiſtoriſche Notizen über 
perfonliche u. a. Verhaͤltniſſe, unter welchen etwa alte Vertrags⸗ 
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urkunden zu Stande kamen u. ſ. w. handelt, wo alfo gramma⸗ 
tikaliſche, philologiſche, hiſtoriſche Kenntniſſe zum Verſtaͤndniſſe 
derſelben noͤthig find, da mag der Richter zuvoͤrderſt das gram⸗ 
matikaliſche oder kritiſche Urtheil der darin eigens Ku nſtver⸗ 
ſtaͤn digen einholen, bevor er fein eigenes, rechtliches Erfennts 
niß fallt: Aber ſchon die philoſophiſche Kritik bedarf 
auch der rechtlichen Grundſaͤze, und dieſe lezten — verbun⸗ 
den mit den von ihnen unabtrennlichen logiſchen Regeln — 
entſcheiden dann ganz eigens, wo — bei voraus durch Gram⸗ 
matik und Kritik ermittelter oder berichtigter Bedeutung der 
gebrauchten Zeichen, in Gemaͤßheit der Regeln oder des Ge⸗ 
brauchs nach Zeit, Ort, Stand oder Volksklaſſe u. ſ. w., auch 
nach erwogenem und verglichenem Geſammtinhalt einer 
Vertragsurkunde und ihrer Theile — von dem Umfang der 
Rechtswirkung einer dergeſtalt in Klarheit geſezten Willens ⸗ 
erklaͤrung die Rede iſt. f 

Die meiſten der hierüber der unbefangenen Vernunft ein⸗ 
leuchtenden Regeln find auch in's poſitive Recht übergegans 
gen; nur haben ſie hier eine ſtrengere oder allgemeinere An⸗ 
wendung, wogegen im Naturrecht eine vielfache Beſchraͤnkung 
ihrer Giltigkeit durch jeden konkreten Fall, in Anſehung deſſen 
die Regel nicht in Angemeſſenheit zur hoͤchſten Regel erſchiene, 
noͤthig wird. 

Aber auch bei vorausgeſezter allgemeiner Giltigkeit ſolcher 
Regeln und ihrer gleichfalls allgemeinen Anerkennung bliebe 
dennoch unvermeidlich, daß nicht bei ihrer Anwendung auf kon⸗ 
krete Faͤlle oder bei der leicht eintretenden Colliſion verſchiede⸗ 
ner Regeln tauſenderlei, durch das ſtrenge oder evidente Recht 
kaum zu entſcheidende Streitigkeiten oder Zweifel entſtuͤnden. 
Fuͤr ſolche Faͤlle hat dann die Vernunft kaum ein anderes 
Mittel der rechtgemaͤßen Schlichtung, als entweder einen frei⸗ 
willigen Vergleich der Streitenden, oder die Unterwerfung 
des Zweifels unter den Ausſpruch eines — nicht nur an's ſtrenge 
Recht, weil dieſes hier uns oftmals verlaͤßt, ſondern auch an 
die mit demſelben wenigſtens verwandte naturliche Billigkeit 
anzuweiſenden — Schiedsgerichtes. Kein Vertragſchließen⸗ 
der kann mit Ehre und mit Vernunft gegen einen Grundſaz 
ſich auflehnen, welcher für diejenigen Vertrags verhaͤltniſſe, wor⸗ 
über weder der Buchſtabe des ausdrücklich erklärten 
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Willens, noch die in Anſehung der ſtillſchweigenden Willens; 
erklaͤrung geltenden ſtrengen Rechtsregeln entſcheiden, die 
Billigkeit zur Entſcheidungsnorm feſtſezt; und es mag 
daher dieſe Feſtſezung — in dem angegebenen Sinn und Maß 
— als in jedem Vertrag enthalten mit Vernunft an⸗ 
zunehmen ſeyn. 

Als Hauptregel der ſtreng rechtlichen Auslegung mag der 
Saz gelten: Von jedem Kontrahenten iſt anzunehmen, 
daß er nicht gewollt habe, was unverſtändig oder 
was unrechtlich iſt. Die erſte Vermuthung zwar iſt nicht 
unbedingt entſcheidend, weil einerſeits die Charaktere des „Ver⸗ 
ſtaͤndigen“ juriſtiſch genau nicht zu beſtimmen ſind, und ander⸗ 
ſeits auch ein unverſtaͤndiger Wille rechtlich gelten kann. Die 
zweite Vermuthung dagegen behauptet ihre Rechtswirkung ſelbſt 
dann, wenn die wirkliche Widerrechtlichkeit des fraglichen Willens 
zu Tage liegt; indem ein widerrechtlicher Wille nicht gilt, 
d. h. als nicht vorhanden (es ſey denn der Genugthuung oder 
der Strafe willen) geachtet wird. 

Aus der Hauptregel fließen unter anderen die nachſtehen⸗ 
den Säge: 

1) Jeder, der eine beſtimmte Art des Vertrages eingeht, 
uͤbernimmt auch ohne ausdruͤckliche Zuſage alle Verbindlichkeiten 
und Rechte, welche aus dem Begriff ſolches Vertrages natuͤr⸗ 
lich fließen, d. h. ohne Unvernünftigkeit oder Widerrechtlichkeit 
davon nicht zu trennen ſind. 

2) Wer den Zweck zu wollen ſich erklaͤrte, der hat auch 
feinen Willen zu den erſcheinend nothwendig een Mitteln 
der Zweckerreichung erklaͤrt (inſofern er nicht etwa aus druͤcklich 
auf ein gewiſſes Maß des Aufzuwendenden ſich beſchränkte, 
oder inſofern nicht ein Mißverhaͤltniß zwiſchen der Koſtbarkeit 
der Mittel und des Endzwecks oder auch zwiſchen der Koſtbar⸗ 
keit der als Mittel geforderten Leiſtung und der dafuͤr zu er⸗ 
haltenden Gegenleiſtung erſcheint.) 

3) Niemand kann Widerſprechen des wollen; die 
Auslegung hat daher, ſo viel immer moͤglich, jeden Widerſpruch 
zwiſchen den einzelnen Vertragsartikeln aufzuheben. 

4) Ein aus einer falſchen Urſache gemachtes Verſpre⸗ 
chen iſt gleichwohl verbindlich (weil der Irrthum im Be⸗ 
weggrund den Vertrag nicht aufhebt), es ſey denn, die Faſſung 
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oder die Umſtaͤnde der Erklärung ließen die ausgedruͤckte Urs 
ſache zugleich als Bedingung erſcheinen. 

5) Im Zweifel iſt die Auslegung zur Ungunſt Desjenigen 
zu machen, welcher nach ſeiner Stellung und Eigenſchaft deut⸗ 
licher hätte, reden koͤnnen und ſollen, und nicht alſo geredet hat. 
Denn wenn er dieſes nicht will, und ſich nicht ſelbſt als unver⸗ 
ſtaͤndig bekennt, ſo muͤßten wir ihn fuͤr unredlich achten. 

6) Wenn Einer, ſofern er verſtaͤndig iſt, uͤberzeugt ſeyn 
muß, ſein Mitkontrahent wuͤrde, wenn er an dieſen oder jenen 
Fall gedacht haͤtte, ſich fuͤr denſelben die Losſprechung von der 
uͤbernommenen Verpflichtung ausbedungen haben: ſo kann er, 
wenn ſolcher Fall eintritt, die Erfuͤllung des Verſprechens nicht 
fordern. Annahme wie Verſprechen unterliegen hier der be⸗ 
ſchraͤnkenden Auslegung. 

7) Jedem Wort des Vertrages iſt, ſo viel möglich ein 
Sinn oder eine Bedeutung beizulegen, weil das Reden oder 
Verſprechen ohne Sinn entweder unverſtaͤndig oder truͤgeriſch 
waͤre. Indeſſen unterliegt dieſe Regel mancherlei Beſchraͤnkung 
nach der perſoͤnlichen Eigenſchaft der Kontrahenten oder ihrer 
Wortfuͤhrer. 


§. 38. 
Von den Erlöſchungsarten der Verträge. 


— — 


Die Vertraͤge, d. h. die durch diefelben bewirkten u 
und Verbindlichkeiten, hören auf: 

1) Durch vollſtaͤndige Erfüllung, z. B. durch Zah⸗ 
lung, wofern dieſelbe den ausdruͤcklichen und ſtillſchweigen⸗ 
den Beſtimmungen des Wanne vollkommen entſprechend 
ſtatt fand. 

2) Durch Compenſation oder eee durchaus 
gleichartiger (d. h. nach Rechtskraft, Gegenſtand und Zeit ein⸗ 
ander gleicher) Verbindlichkeiten. Denn ſolche Compenſation 
ift wahre Zahlung, ſchon nach dem Vernunftrecht, alſo 
unabhaͤngig von poſitiver Einſezung oder Fiktion. | 

3) Durch das Eintreten von Umſtaͤnden, auf deren Nichte - 
eintreten die Giltigkeit des Vertrags ausdrücklich oder ſtill⸗ 
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ſchweigend sh die Auslegungstegeln im vorigen Paragraph) 
bedingt war. 

4) Durch Erlaffung der Vertragsſchuld von Seiten des 
Dromiffare, alſo durch beiderſeitige Erlaſſung in zweibandigen 
Vertraͤgen, d. h. durch irgend einen neuen eures welcher das 


alte Verhaͤltniß aufhebt. 
Sa 5) Durch Untreue des einen Theiles, weil nämlich in 
zweibaͤndigen Vertraͤgen die Verpflichtung eines Jeden ſtill⸗ 


ſchweigend bedingt iſt auf die Erfüllung der Schuldigkeit des 
Andern. Erfüllt nun der Eine fie nicht, fo ermangelt für den 
Andern ſolche Bedingung, und der Treuloſe entbindet durch ſol⸗ 
ches Abgehen vom Vertrag den Mitkontrahent von deſſen eige⸗ 
ner Verpflichtung, wiewohl dem lezten auch das Recht bleibt, 
am Vertrage feſtzuhalten und deſſen Erfuͤllung zu erzwingen. 

6) Durch den Untergang oder das Aufhoͤren des Vertragss 
gegenſtandes, wofern nicht fuͤr ſolchen Fall nach Umſtaͤnden eine 
ſtellvertretende Leiſtung ſtillſchweigend aus bedungen erſcheint. 

7) Drüurch den Tod eines oder des andern Kontrahenten, 
weil Vertragsrechte rein perſoͤnliche find (vgl. den folgenden Pas 


ragraph), und der Tod — fo lange nicht poſitive Rechte und 


kuͤnſtliche Einſezungen was anderes ſtatuiren — alle Berechti⸗ 


gungen wie alle Schuldigkeiten zernichtet. \ 


> 


§. 39. 


Von der Natur des Vertragsrechtes. 
6 7 
Daß in der Regel durch den Vertrag nur ein perſoͤn⸗ 


liches, d. h. nur gegen den Promittenten giltiges Recht er⸗ 
zeugt werde, iſt allgemein anerkannt. Der Promiſſar naͤmlich 


erhaͤlt dadurch die rechtsgiltige Forderung auf die verſprochene 


Leiſt ung, d. h. auf Vertragserfuͤllung; aber den Gegen- 
ſtand des Verſprechens ſelbſt und ſonach ein gegen alle Andern 


wirkſames Recht erhält er dadurch noch nicht. Dieſes iſt 


ganz klar, wo immer das Verſprechen nur auf eine Hand⸗ 
lung oder Unterlaſſung, alſo blos auf eine Freiheits- 
Rotteck's Vernunftrechtslehre. I. 15 
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beſchraͤnkung des Promittenten geht. Aber es erſcheint zweifel⸗ 
haft, wo das Verſprochene eine Sache — fen es das Eigen⸗ 
thum oder irgend ein anderes Recht auf dieſelbe, als Beſiz, 
Benuͤzung, Dienſtbarkeit, Hypothek u. ſ. w. — iſt. 


Zwar wenn dieſe Sache eine noch unbeſtimmte (wie etwa 
bei alternativen Verſprechen) oder nicht völlig beſtimmte (3. B 
nur der Gattung nach, aber nicht individuell beſtimmte, wie 
eine Summe u. dgl.) iſt, fo ſieht man wohl ein, daß vor 
erfolgter voͤlliger Beſtimmung ein Realrecht nicht entſtehen, der 
Promiſſar alſo bis dahin blos ein Recht auf eine Handlung des 
Promittenten, wodurch ſolche Beſtimmung geſchehe, oder uͤberhaupt 
auf Erfuͤllung des Kontrakts durch Uebergabe einer der Schul⸗ 
digkeit entſprechenden Sache, d. h. alſo ein blos perſoͤnliches 
Recht haben kann. | 

Zweifelhafter aber wird die Sen wenn der Vertrag auf 
eine völlig beſtimmte Sache geht. Viele Rechtslehrer von 
Ruf ſind, welche behaupten, daß in ſolchem Fall ein wahres 
Realrecht ſchon durch das angenommene Verſprechen ent⸗ 
ſtehe, demnach zu deſſen Begruͤndung keine Uebergabe mehr 
nöthig ſey. Andere verneinen dieſes und fordern — in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem roͤmiſchen Recht“) — unbedingt 
ſolche Uebergabe, damit aus dem blos perſoͤnlichen Recht ein 
dingliches werde. Auf welcher Seite wird die Wahrheit ſeyn? 
— Oben (. 21.) iſt gezeigt worden, daß ohne poſitive Eins 
ſezung kein anderes Realrecht gedenkbar ſey, als Eigenthum 
und Beſiz, Miteigenthum und Mitbeſiz, und Servi⸗ 
tut mit eingedruͤckter Marke. Die Frage kann alſo auch ſo 
geſtellt werden: Kann eines von jenen benannten Rechten fuͤr 
den Promiſſar durch bloſen Vertrag ohne vorausgegangene 
Uebergabt entſtehen?? — Die Frage iſt wichtig wegen mancher⸗ 
lei Folgen, die von der Art ihrer Entſcheidung abhaͤngen. Ob 
nämlich vor geſchehener Uebergabe der Promittent oder der 
Promiſſar die Gefahr der (3. B. verkauften) Sache trage, ob 
der Lezte jezt ſchon die Sache mit voller Wirkung weiter vers 
kaufen, als Hypothek einſezen, von dritten Beſizern vindiziren, 


*) Dominia rerum non nudis pactis, sed traditionibus (et usuca- 
pionibus) transferuntur, I. 20. Cod. de BAER: 
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oder einen fpätern Käufer, dem fie zugleich übergeben worden, 
verdraͤngen koͤnne? u. ſ. w., dieſes Alles iſt mit jener Ent⸗ 


68 ſcheidung gegeben. 


Wir verneinen die Frage, und zwar meiſt aus eben den 
Gründen, aus welchen wir die Zahl der Realrechte beſchraͤnk⸗ 
ten, überhaupt aus der dargeſtellten Natur und Weſenheit des 
Realrechts. 

Das Realrecht ſezt das Faktum der wirklichen Ver⸗ 
bindung einer Sache mit meiner Perſoͤnlichkeit voraus, oder 
befteßt vielmehr blos in dieſer Verbindung. Durch den Ver⸗ 
trag, der mir ſolches Realrecht verſchaffen ſoll, wird faktiſch 
jene Verbindung nicht unmittelbar bewirkt, ſondern es kann 
dieſes nur durch die Kontraktserfüllung geſchehen, d. h. 
durch eine That des Promittenten, welche jene Verbindung fuͤr 
mich hervorbringt oder moͤglich macht, d. h. alſo durch die 
Uebergabe oder durch diejenige Handlung, wodurch die vor⸗ 
hin beſtandene Verknuͤpfung der Sache mit feiner Perſoͤnlichkeit 
aufhört und die mit der meinigen anfängt. 

N Wer demnach das Realrecht ſchon aus dem blos angenomme⸗ 

nen Verſprechen hervorgehen laͤßt, behauptet, daß durch die bloſe 
Schließung des Vertrags derſelbe auch erfüllt werde. Denn 
wenn jezt ſchon die z. B. mir verkaufte oder geſchenkte Sache mein 
iſt, ſo brauche ich die Uebergabe nicht mehr aus dem nur gegen 
den Verkaͤufer oder Schenker perſoͤnlich gehenden Vertragsrecht 
zu fordern, ſondern kann ſie aus dem allgemeinen, gegen jeden 
Dritten (malae fidei) Beſizer . Recht des Eigen⸗ 
thümers verlangen. 

Der geſunde Menſchenverſtand, die beſte und zuverlaͤßigſte 
Kontrole der Schulweisheit in rechtlichen Dingen, wird aber 
dieſes nicht zugeben, er wird wenigſtens die Folgerungen nicht 
zugeben, die aus jener Vorausſezung entſpringen, und deren 
Widerſtreit mit dem gemein rechtlichen Verſtand eben die Falſch⸗ 


2 heit der Vorausſezung darthut. 


Wenn nämlich der durch bloſe Willenserklaͤrung geſchloſſene 
(3. B.) Kauf ſchon das Eigenthum übertrüge, fo würde 
a) vom Augenblick der Verſprechensannahme die Gefahr 
der verkauften Sache auf dem Käufer liegen, und alſo ihr zu⸗ 
faͤlliger Untergang ihn von der Schuldigkeit, den Kaufſchilling 
zu bezahlen, nicht befreien. Dieſes kann nun zwar durch einen 
15 * 
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Nebenvertrag oder durch eine eigene Verkaufsklauſel alſo bes 
ſtimmt werden; aber von ſelbſt fließt es nicht aus dem Ver⸗ 
kaufskontrakt, und, wo es feſtgeſezt ward, da iſt dadurch ent⸗ 
weder nur ein weiteres Vertragsverhaͤltniß zwiſchen 
Kaͤufer und Verkaͤufer begruͤndet worden, oder es fuͤhrt ſolche 
Klauſel die Natur und Wirkung einer wahren Uebergabe 
mit ſich, wornach — inſofern naͤmlich ein allen Andern kennt⸗ 
liches Zeichen davon vorhanden iſt — der Beſiz, wenigſtens 
der Mentalbeſiz des Kaͤufers als bereits eingetreten erſcheint. 
So lange jedoch ein ſolches Zeichen mangelt, ſo iſt in Anſehung 
dritter Perſonen noch nichts geſchehen; und es kann jeder 
Andere die noch blos woͤrtlich verkaufte Sache fortwaͤhrend 
als wirkliches Eigenthum des Verkaͤufers betrachten, demnach 
ſie ſelbſt kaufen oder an Zahlungsſtatt annehmen, oder auf die⸗ 
ſelbe im Wege der naturrechtlichen Execution, d. h. der zwangs⸗ 
weiſen Geltendmachung einer rechtsbeſtaͤndigen Forderung, greifen. 

b) Da im Naturrecht (in der Regel) keine rei vindicatio ge⸗ 
gen den bonae fidei Erwerber ſtatt findet, fo würde, wenn das 
Realrecht ſchon durch den bloſen Vertrag uͤberginge, eine dem 
Dieb bona fide abgekaufte Sache ſchon vor der Uebergabe zum 
Eigenthum des Käufers werden, demnach vom vorigen Eigen 
thuͤmer, wenn er ſie auch noch in den Haͤnden des Diebes 
ſelbſt faͤnde, nicht mehr koͤnnen zuruͤckgenommen werden. 

c) Wenn der Eigenthuͤmer feine Sache gleichzeitig (etwa 
durch Bevollmächtigte) an zehn verſchiedene Perſonen ver⸗ 
kaufte, ſo waͤren nach derſelben Lehre alle Zehn jezt Eigenthuͤ⸗ 
mer; ja, wenn jeder derſelben dieſe nun ihm, gehoͤrige Sache 
gleichfalls weiter an zehn Andere verkaufte, /fo würden wir 
dann hundert Eigenthuͤmer derſelben einen Sache haben, wo⸗ 
gegen der geſunde Verſtand ſich auflehnt. Nach unſerer Lehre 
dagegen wurde in ſolchen Fällen zwar ein Konkurs von Ver⸗ 
tragsforderungen oder von Promiſſaren (Kaͤufern) gegen einen 
Promittenten (Verkäufer) entſtehen; aber die Sache ſelbſt ge⸗ 
hoͤrte noch Keinem, oder ſie gehoͤrte nur dem, welchem ſie — 
ohne Unterſchied ob fruͤher oder ſpaͤter — übergeben, d. h. 
gegen ihn in eine ſolche Lage geſezt worden waͤre, daß ihre 
Verbindung mit ſeiner Perſoͤnlichkeit, d. h. ſein Beſiz, 
allgemein erkennbar waͤre, 

Wir alſo verlangen aut Hervorbringung eines Realrechtee 
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noch etwas me her, als blos das angenommene Verſprechen, weil 
dieſes blos eine Forderung erzeugt; wir verlangen naͤmlich 
eine weitere That, wodurch die zum Realrecht nothwendige 
Verknüpfung einer Sache mit der Perſoͤnlichkeit 
des Berechtigten wirklich erzeugt wird. Ein ſolches Faktum 
iſt nun allernächſt die Uebergabe, d. h. der durch einen Be⸗ 


ſitzenden ſelbſtthaͤtig bewirkte neue Beſiz eines Andern. Es kann 


dieſelbe geſchehen nicht nur durch Veraͤnderung der koͤrper li⸗ 
chen Innebhabung, ſondern auch ſymboliſch, (3. B. durch 
Ueberreichung der Schluͤſſel), wodurch wenigſteus ein Mental⸗ 
beſiz erzeugt wird und der bisherige Beſizer jezt nur noch im 
Namen des Andern beſizt, in welchem Falle jedoch auch 
die Bezeichnung der Sache, als einer dem Junehabenden 
jezt nicht mehr angehoͤrigen, noͤthig wird, um den Beſizſtand 
des Andern rechtlich zu verſichern. 

Der neue Beſiz oder die Verknüpfung der Sache mit der 


»Perſoͤnlichkeit eines Andern kann jedoch auch eintreten, ohne 


die Selbſtthaͤtigkeit des Promittenten, (z. B. wenn die verkaufte 
Sache ſchon fruͤher in den Haͤnden des Kaͤufers (etwa als eine 
ihm geliehene oder in Verwahrung gegebene) ſich befand, und 
er jezt als Beſizer im eigenen Namen durch irgend eine 
Bezeichnung ſich darſtellt. Der Promiſſar kann ſich auch durch 
Zwang in ihren Beſiz ſezen, und es koͤnnen — zur Hebung 
der ſonſt allzuleicht entſtehenden Zweifel oder auch zur Aus deh— 
nung der Wirkſamkeit von Realrechten — durch poſitives 
Recht und kuͤnſtliche Einſezung gewiſſe Zeichen, Formen oder 
Bedingungen feſtgeſtellt werden, bei deren Eintreten erſt der 


® — neue Befiz oder die neue Verknüpfung der Sache mif einer 


andern Perſoͤnlichkeit als rechtlich vorhanden anzuerkennen ſey. 
Wenn hiernach zur vertragsmaͤßigen Erwerbung eines Real⸗ 


rechts die Uebergabe (oder allgemeiner die Beſizantretung) 


durchaus nothwendig erſcheint; ſo geht daraus eine abermalige 
Beftärkung unſerer ſchon früher ganz allgemein, nämlich ſowohl 
für die urſpruͤngliche als für die abgeleitete Erwerbung aufge— 
ſtellten Lehre hervor, daß nur jenes ein wahres Realrecht ſeyn 
könne, welches oder in ſo fern es den Beſiz vorausſezt oder 
mit dieſem verbunden iſt. (S. oben $. 21. ff.) 

Was irgend fuͤr andere, d. h. mit ſolchem Beſiz nicht 
verbundene, Rechte alſo durch Vertrag mögen eingeräumt wer— 
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den, und wenn ſie auch auf eine Sache ſich bezoͤgen, bleiben 
dieſelben doch immer blos perfoͤnliche Rechte. Denn nur die 
Moͤglichkeit und Wirklichkeit der Uebergabe und des Beſizes 
macht das Entſtehen eines Realrechtes durch den Kontrakt be⸗ 
greiflich. Uebrigens iſt zur abgeleiteten Eigenthumserwerbung 
keine weitere Formation mehr noͤthig. Dieſelbe wird nur 
bei der urfprünglichen Erwerbung gefordert, um namlich 
die Herrenloſigkeit einer Sache in Eigenthuͤmlichkeit 
überhaupt. zu verwandeln. Die Uebertragung des Eigen⸗ 
thums dagegen geſchieht durch bloſe (jedoch zur Sicherheit auch 
kenntlich zu machende) Beſizveraͤnderung, indem 
dabei nur in Ruͤckſicht des vorigen Eigenthümers, nicht 
aber in Ruͤckſicht aller Uebrigen, die ja ſchon vorhin ausge⸗ 
ſchloſſen waren, eine Veränderung oder Lostrennung nöthig oder 
wenigſtens in Ruͤckſicht dieſer lezteren nicht mehr die Nichther⸗ 
renloſigkeit uͤberhaupt, ſondern nur das Herren⸗ oder Eigen⸗ 
thums⸗Recht eines beſtimmten Inhabers darzuthun iſt. 


$. 40. 
Vom dinglich⸗perſönlichen Recht. 


Wir haben theils hier, theils früher (vgl. oben $. 21. ff.) 
die weſentlichen Unterſchiede zwiſchen dinglichem und per⸗ 
ſoͤnlichem Rechte herausgehoben. Ihre Summe beſteht zu⸗ 
legt darin: daß das erſte uns gegen Jedermann, das lezte 
nur gegen beſtimmte Perſonen zuſteht, oder daß beim er⸗ 
ſten eine Sache, beim lezten eine Perſon (naͤmlich ein Theil 
ihrer Kraͤfte oder ihrer Habe, überhaupt ihres Vermoͤgens, 
im weiteſten Sinn dieſes Wortes), als in dem Kreis unſeres | 
Rechtes befindlich erſcheint oder als Gegenftand . 
Rechtes gedacht wird. 

Es bietet ſtch nunmehr die Frage dar: ob nicht auch ein 
Mittelding zwiſchen jenen beiden Hauptarten der Rechte, 
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alſo ein perſbnlich⸗dingliches oder ein ding lich⸗ per⸗ 


ſoͤnliches Recht konne aufgeſtellt werden? — 


Ein perſoͤnlich— dingliches Recht (ein Recht auf eine 
Sache, als waͤre ſie eine Perſon), iſt nach dem Vernunftrecht 


ein ſich widerſprechender, alſo nichtiger Begriff. Doch hat ihm 
die poſitive Jurisprudenz oder das hiſtoriſche Recht durch 


Fiktion und Anmaßung Realität verliehen, namentlich bei den⸗ 
jenigen ſogenannten Grundlaſten, welche darin beſtehen, daß 
von dem Grund etwas gefordert wird, welches nur die Men⸗ 
ſchen (die Beſizer) leiſten koͤnnen, z. B. Frohndienſte und uͤber⸗ 
haupt alle im Thun oder Le iſten, nicht im bloſen Dulden 
beſtehenden Servituten. Die Wuͤrdigung ſolcher gleich ab⸗ 
geſchmackten als heilloſen Fiktionen iſt früher (§. 21. ff.) vers 


ſucht worden. 


Das dinglich personliche Recht — ein Au auf 
eine Perſon, als wäre fie eine Sache — kann gleichfalls in 
ganz ſtrengem Sinn mit Vernunft nicht gedacht werden, 
da zwiſchen Perſon und Sache ein ewiger und weſentlicher Un⸗ 
terſchied if. Doch mag etwa annähernd oder einiger 
maßen die Eigenſchaft, Sache zu ſeyn, auch einer Perſon, zu⸗ 
mal ruͤckſichtlich einer andern beſtimmten Perſon, zukommen, 
welches Verhaͤltniß hier naͤher zu eroͤrtern iſt. 


Krug, in feiner vielfach preiswuͤrdigen Dikaͤologie, erkennt 
die Moglichkeit eines ſolchen Verhaͤltniſſes nur unter der Ber 
dingung, daß zwei oder mehrere Perſonen Eine gemein⸗ 
ſchaftliche Freiheits ſphäͤre haben, demnach nur bei der 
Verbindung mehrerer Perſonen zu einer moraliſchen oder juriſti⸗ 


ſchen Geſammtperſſoͤnlichkeit, von welcher ſich wieder 


loszutrennen nicht im Belieben der Einzelnen ſteht. Allein uns 
ſcheint, daß dieſer Lehre eine unrichtige Anſicht von der Natur 
eines dinglich⸗perſoͤnlichen Rechtes zum Grunde liegt. Durch 
eine bloſe Verpflichtung — ohne Unterſchied, ob nur ein⸗ 
ſeitig oder wechſelſeitig — wird eine Perſon noch nicht zur 
Sache; und der Ausdruck: „mein Schuldner oder mein 
Verpflichteter“ bezeichnet mehr nicht, als daß mir gegen 
ſolchen Menſchen ein per ſoͤn liches Recht zuſtehe, keineswegs 
aber, daß er in meinem fachlichen Recht begriffen ſey. Selbſt 
in der Vorſtellung, daß die Mitglieder einer Geſammtper⸗ 
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ſoͤnlichkeit oder eines Gemeinweſens demſelben auf ahnliche Art 
angehören, wie jedem Einzelnen z. B. die Glieder feines 
Leibes, liegt keine hinreichende Rechtfertigung fuͤr jene Lehre. 
Denn einmal wird jenes „Angehdren,“ fo wie das Wort 
„Glieder“ oder „Mitglieder“ bei jenen juriſtiſchen Ver⸗ 
haͤltniſſer nur figuͤrlich oder ſymboliſch gebraucht; und dann iſt 
der Umſtand, daß die Einzelnen ſich von der Verbindung be⸗ 
liebig nicht losſagen dürfen, keineswegs zum Weſen 
einer Geſammtperſoͤnlichkeit gehoͤrig, vielmehr gerade bei der von 
Krug als Hauptbeiſpiel angefuͤhrten Staatsgeſellſchaft 
vernunftrechtlich nicht vorhanden; und wo er auch vorhanden 
iſt — wie etwa bei Geſellſchaften auf beſtimmte Zeit, oder ent⸗ 
ſchiedener bei Ehegatten oder zwiſchen Eltern und Kindern — da 
kann doch nicht in ihm (indem auch eine immerdauernde oder 
einfeitig unaufloͤsliche Verpflichtung den Verpflichteten noch nicht 
zur Sache macht), der Grund oder das Weſen des dinglich⸗ 
perſoͤnlichen Rechts liegen, ſondern es iſt zu dieſem 121 ein 
Weiteres noͤthig.— | 

Uns ſcheint, daß Dil Weitere ein Doppeltes 9; 
naͤmlich: 

a) in Bezug auf die Perſon ſelbſt, welche dem S a⸗ 
chenrecht wenigſtens zum Theil unterworfen ſeyn ſoll, eine 
natürliche Un vollbüͤrtigkeit derſelben, oder eine hin zu⸗ 
gekommene capitis deminutio. | 

b) In Bezug auf alle Anderen, welche durch mein 
dingliches Recht von einer Perſon ſollen ausgeſchloſſen 
werden, der Beſiz oder Quaſibeſiz ſolcher Perſonen, d. h. 
die wirkliche Verbindung derſelben mit meiner Perſoͤn⸗ 
lichkeit. 

Beides iſt nun gedenkbar; ja es finder wirklich auf evi⸗ 
dente Weiſe in verſchiedenen Verhaͤltniſſen ſtatt, als: 

1) Bei dem Kind gegenuͤber den Eltern (zum Theil ſelbſt 
‚gegenüber den Adoptiv⸗Eltern). Die Un voll buͤrtigkeit iſt 
eine Natureigenſchaft des Kindes, und es befindet ſich im wirk⸗ 
lichen Beſi ze der Eltern, gleichfalls von Natur, als gewiſſer⸗ 
maßen Theil ihrer ſelbſt, und ſodann durch die Gewahrſam. 
Freilich hoͤren beide Eigenſchaften mit der zunehmenden Alters⸗ 
reife allmaͤhlig auf; aber in eben dem Maße erliſcht auch das 
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dingliche Elternrecht. (Vrgl. unten die Lehre vom Familien⸗ 
recht F. 73. ff.) 
| 2) Bei Ehegatten wechfelfeitig: was zumal den Beſiz 
betrifft, der da durch die Feierlichkeiten der Verheirathung all 
gemein erkennbar angetreten, und durch die jezt fuͤr beide 
Ehetheile entſtandene moraliſche wie rechtliche Unmoͤglichkeit, ſich 
(wenigſtens ohne rechtlichen Grund) von einander zu trennen, 
oder ein neues Ehebuͤndniß einzugehen, erhalten und befeſtigt 
wird. Derjenige Beſiz zwar, welcher die Vorſtellung einer 
dem Beſizenden über fein Beſizthum zuſtehenden Gewalt, da 
her auch einer Ueberlegenheit an Kräften mit ſich führt, 
iſt nur auf Seite des Mannes, und auch bei ihm nur nach 
Maßgabe verſchiedener klimatiſcher und Kultur- ꝛc. Ders 
haͤltniſſe zu erkennen; aber eben darum iſt auch in ſolchen Ver⸗ 
haͤltniſſen das dingliche Recht auf Seite des Mannes weit mehr 
hervortretend, als auf jener der Frau. Daſſelbe iſt auch von 
der Unvollbürtigkeit zu ſagen, welche in Klimaten, die 
eine der moraliſchen voranſchreitende phyſiſche Reife der Weiber 
erzeugen, gleichfalls den Frauen zukoͤmmt, und ſelbſt eine ſtren⸗ 
gere Gewahrſam rechtfertigt. | 

3) Bei Sclaven oder Knechten und einigermaßen 
auch beim Hausgeſinde. Wir haben früher (F. 9.) geſehen. 
in wie fern durch Rechtsverwirkung oder durch Ber: 
trag (welchem die Beſizergreifung ſodann natuͤrlich folgt), eine 
Sklaverei vernunftrechtlih ſtatt finden koͤnne. In eben dem 
Maße nur findet auch ein dingliches Recht auf den Skla⸗ 
ven und zwar nach den beiden angeführten Charakteren ſtatt, 
daher, weil der Verluſt der Perſoͤnlichkeit kaum jemals als 
vollſtaͤndig gedacht werden kann, ein dinglich-perſoͤnli⸗ 
ches Recht. Ein ſolches Recht ſteht namentlich dem Staate 
gegen die „Knechte der Strafe,“ zum Theil auch gegen die 
Kriegsgefangenen und offenbarer gegen die geworbenen 
Kriegsknechte zu; (ja das pofitive Geſez mehr als eines 
Staates macht ſelbſt die Bürger zu Kriegsknechten; und fo 
begründen auch die Auswanderungsverbote und mehrere 
andere Diktate der Gewalt ein — hier freilich dem Vernunft: 
recht widerſtreitendes — dingliches Recht des Staats oder der 
Regierung auf alle Staatsangehoͤrigen). 
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Aehnliches wie beim Knecht, jedoch mit bedeutenderem Her⸗ 
vortreten des perſoͤnlichen Rechts findet ſtatt bei dem Haus⸗ 
geſinde, weil daſſelbe nicht nur zu beſtimmten Arbeiten 
oder Dienſten, wie etwa ein Lohnarbeiter, ſondern zur Unter⸗ 
werfung unter den augenblicklichen Willen des Herren vers 
bunden iſt, und weil auch durch die Aufnahme in's Haus 
eine Art von Gewahrſam bewirkt, und dadurch jedem An⸗ 
dern die beſtehende Verpflichtung kund gemacht wird. 


3 weite Abtheilung. 


Von den beſondern Arten der Verträge, 


H. 41. 


Eintheilungen der Verträge. 


Man hat die Lehre von einzelnen Vertragsarten 
aus dem Naturrecht verbannen wollen “), weil es hier blos auf 
Thatſachen, nicht auf allgemeine Rechtswahrheiten ankomme, 
oder weil doch alle darauf anwendbaren Rechtsſaͤze ſchon in der 
Lehre von Vertragen überhaupt enthalten wären. Allein auch 
die Schließung eines Vertrags überhaupt iſt eine That⸗ 
ſache, und die Rechtswahrheiten, die man darauf anzuwenden 
hat, ſind gleichfalls ſchon in noch hoͤheren oder allgemeinern ent⸗ 
halten. Das Vernunftrecht hat aber nicht blos zu ſeiner Auf⸗ 
gabe die ganz reinen oder allgemeinſten Rechtswahrheiten auf⸗ 
zuſtellen, ſondern eben auch davon die Anwendung auf die in 
der Erfahrung vorkommenden wichtigern oder merkwuͤrdigern 
Thatſachen und Verhaͤltniſſe zu machen. Nicht nur jenes iſt 
Natur⸗ oder Vernunftrecht, was ohne vorausgeſezte Thatſachen 


) Vergl. zumal Schmalz in feinem Handbuch der Rechtsphiloſophie. | 
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Rechtens ift, ſondern alles das, was, in was immer für thatſaͤch⸗ 
lichen Verhaͤltniſſen und eben nach Verſchiedenheit derſelben, 
ſchon durch die Vernunft — alſo nur ohne Vorausſezung Pos 
fitiver Rechtsregeln — fuͤr recht erkannt wird. Indeſſen gibt 
die Lehre von den einzelnen Vertragsarten dem Vernunftrecht 
einen nur minder reichhaltigen Stoff. Die in's Detail gehenden 
Beſtimmungen ſind allernaͤchſt von der willkuͤrlichen Feſt⸗ 
ſezung der Kontrahenten abhängig; und wo dieſe mans 
geln, da leiſten poſitive Rechtsregeln weit zuverlaͤßigere Dienſte 
als das Naturrecht. Denn wer nicht ausdruͤcklich etwas anderes 
feſtſezt, obſchon er es thun koͤnnte, als das ihm bekannte poſitive 
Recht, der hat dieſes ſtillſchweigend gewollt. Das Naturrecht 
dagegen iſt, fobald es partikulaͤre Regeln aufſtellt, meiſt unbe 
ſtimmt oder ſchwankend, und nur die von der Natur oder von 
dem Begriff jedes einzelnen Vertrags unmittelbar abgeleiteten 
Saͤze nebſt einigen evidenten Auslegungsregeln leiden eine ſichere 
und allgemeine Anwendung. 

Es gibt eine ganz unbeſtimmbare Menge unter ſich ver⸗ 
ſchiedener Verträge, und nach jeweiliger Beſchaffenheit der Kuls 
turverhältniffe der Völker koͤnnen immer noch neue Arten ent⸗ 
ſtehen. Daher iſt eine a priori zu machende und darum allein 
giltige und erſchoͤpfende Eintheilung oder Claſſifikation derſelben, 
ſo wie Kant ſie verſuchte, weder moͤglich, noch auch ihre Auf⸗ 
ſtellung ein Beduͤrfniß. Es genügt unſerem Zweck eine annaͤ⸗ 
bernd vollſtaͤndige Aufzählung der wichtigern, oder durch befon, 
dere Rechtseigenheiten ſich auszeichnenden Kontrakte und ihre, 
auf ſolchen Eigenheiten beruhende, leicht uͤberſchauliche, wohl 
auch nach mehreren Theilungsgründen zu machende 
Eintheilung. 

Eine Haupteintheilung iſt die in einſeitige und wech⸗ 
ſelſeitige, oder, wie man wohl auch fie nennt, in wohl⸗ 
thaͤtige und entgeltliche (belaͤſtigte) Vertraͤge. 

Die Vertraͤge mit wechſelſeitiger Verpflichtung laſſen 
ſich nach dem Gegenſtand der lezten in die drei Hauptarten 
theilen, in welche das roͤmiſche Recht alle ungenannten Kon- 
trakte zuſammenfaßt: do ut des, facio ut facias, do ut facias 
(oder facio ut des). Mehrere derſelben haben jedoch beſon— 
dere Namen erhalten und geben auch zu befondern Rechtes 
regeln Stoff. 
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Aber nicht minder die wohlthaͤtigen, als die entgeltlichen 
Vertraͤge, uͤberhaupt alſo die angenommenen Verſprechen, bezie⸗ 
hen ſich entweder auf eine Sache oder auf eine Handlung 
(oder Unterlaſſung). 

Vertraͤge über Sachen haben die (guzlche oder theil⸗ 
weiſe) Uebertragung von deren Eigenthum, oder von deren 
Gebrauch, oder auch die Verzichtleiſtung auf eine Gat⸗ 
tung des Gebrauchs zum Gegenſtand. Solche Verzichtleiſtungen 
jedoch, wofern ſie nicht zugleich ein Miteigenthum, über 
haupt ein Realrecht auf Seite des Mitkontrahenten bewirken, 
werden eigentlicher den Vertraͤgen uͤber Handlungen (hier 
naͤmlich Unterlaſſungs⸗Handlungen) beigezaͤhlt. 

Die Vertraͤge uͤber Han dlungen — oder im weiter Sinn 
uͤber Dienſtleiſtungen — ſind allzumannigfaltig, um auf 
beſondere Klaſſen zuruͤckgefuͤhrt zu werden. Es kann blos eine 
Aufzaͤhlung einzelner beſtimmter Arten ſtatt finden. 

Alle dieſe Vertraͤge ſind weiter entweder Hauptverträge, 
welche eigene, für ſich beſtehende Rechte begründen, oder Neben⸗ 
vertraͤge, d. h. nur in Bezug auf einen andern Vertrag ge 
ſchloſſene, zu welchen lezteren allernaͤchſt die ſicherſtellenden, 
ſodann aber auch die ein ee Vertragsverhaͤltniß a baͤn⸗ 
dernden gehören. 

Dieſe Eintheilungen, wie von ſelbſt klar iſt, ſind keineswege 
mit logiſcher Praͤziſion gezeichnet. Alle Vertraͤge gehoͤren, je 
nach dem Theilungsgrund, mehreren Theilungen zugleich an, 
oder partizipiren an der Natur verſchiedener Klaſſen. Auch laͤßt 
ſich die eine oder die andere Theilung gleich bequem zum Leit⸗ 
faden der Aufzaͤhlung der merkwuͤrdigſten Verträge brauchen. 


\ 


$. 42. 


Von wohlthätigen und beläſtigten Verträgen. 


— 


Der Charakter der wohlt hatigen Verträge beſteht darin, 
daß ſie nur fuͤr einen Kontrahenten ein Recht, fuͤr den an⸗ 
dern aber blos eine Schuld erzeugen. Daraus fließt, daß wohl 
der Promittent gezwungen werden kann, ſein Verſprechen 
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} * 
zu erfüllen, der Promiſſar dagegen auf das erworbene Recht 
jeden Augenblick zu verzichten befugt iſt. Kein Glaͤubiger 
kann gezwungen werden, ſich leiſten zu laſſen, was man ihm 
ſchuldig iſt; wiewohl der Schuldner durch das zurüuͤckgewieſene 
Anerbieten der Leiſtung von ſeiner Schuldigkeit entbunden wird. 
Aber auch die zweiſeitig en oder belaͤſtigten Verträge 
find relativ dieſes Charakters theilhaftig. Bei ihnen naͤmlich 
iſt jeder Kontrahent zugleich Promittent und Promiſſar; ver⸗ 


pflichtet iſt er demnach nur in der erſten und berechtigt nur in 


der zweiten Eigenſchaft, d. h. er muß leiſten, was er ver⸗ 
ſprach, iſt aber in der Regel nicht ſchuldig, ſich Ben, zu 
laſſen. 

Die belaͤſtigten Vertraͤge ſind in Bezug auf die badurch zu 
gründenden Rechte oder Schuldigkeiten, wenigſtens in der Re— 
gel, wechſelſeitig bedingt, naͤmlich das Recht eines Jeden auf 
die Erfüllung feiner eigenen Schuldigkeit, und fo auch ſeine 
Schuldigkeit auf die Befriedigung ſeines Rechts. Die Umſtaͤnde 
und erſcheinenden Zwecke beſtimmter Vertraͤge jedoch koͤnnen 
eine unbedingte — naͤmlich voraus zu erfuͤllende — Verpflich⸗ 
tung des Einen der Kontrahenten zur rechtlichen Folge haben. 

Nur wenige Vertraͤge ſind nach ihrem Begriff oder nach 
ihrer Weſenheit; einſeitig oder wechſelſeitig, (das erſte z. B. die 
Schenkung, das zweite der Kauf und Verkauf). Die meiſten 
Leiſtungen, die man ſich verſprechen kann, moͤgen auch auf eine 
Gegenleiſtung bedingt, oder es mag eine ſpaͤter zu geſchehende 
Gegenleiſtung dafuͤr ausbedungen werden, ohne daß darum die 
Natur der Verpflichtung oder der Vertragsgegenſtand ein anderer 
wird. Daher ſcheint es zweckmaͤßiger, die Aufzählung der wich— 
tigeren Verträge nach ihrem Gegenſtand, als nach ihrer Eis 
genſchaft (ob naͤmlich einſeitig oder wechſelſeitig) zu ordnen. 
Die merkwuͤrdigeren Nebenverträge moͤgen dann als An⸗ 
hang folgen. 


$. 43. 
Verträge über das Eigenthum. Schenkung. 


Durch die Schenkung im engen Sinne wird das Ei⸗ 
genthum einer Sache unentgeltlich auf einen Andern übers 
tragen; ſie findet daher nur bei koͤrperlichen Sachen, weil 
der Begriff des Eigenthums nur auf ſolche paßt, ſtatt. Im 
weitern Sinne jedoch kann man jede unentgeltliche Uebertra⸗ 
gung oder Gewährung eines Rechtes (z. B. eine unentgelt⸗ 
liche Ceſſion, eine unentgeltliche Verleihung oder auch Erlaſſung 
einer Forderung u. ſ. w.) eine Schenkung (hier alſo nicht einer 
Sache, ſondern eines Theiles meiner Freiheit) heißen. 
Fuͤglicher jedoch gibt man den Vertraͤgen der lezten Art andere 
oder eigene Benennungen, weil zwiſchen ihnen und der eigentliz 
chen Schenkung der weſentliche Unterſchied beſteht, daß nur dieſe 
ein Realrecht (naͤmlich durch den Vollzug oder die Uebergabe) 
bewirken kann, wogegen die Schenkung von bloſen Rechten (die 
alſo ohne Beſiz verleihung geſchieht), ſtets nur per ſoͤnliches 
Recht erzeugt. Die Schenkung einer dinglichen Dienſtbar⸗ 
keit (mit eingedruͤckter Marke) würde als Schenkung eines 
Miteigenthums zu betrachten ſeyn, und eben ſo die Schenkung 
eines bleibenden ebrauchlrechte mit zugleich einge⸗ 
raͤumtem Mitbeſiz. 

Man hat den faſt thoͤrichten Zweifel erhoben, ob der 
Schenkende zur Erfuͤllung ſeines Verſprechens koͤnne gezwungen 
werden? — Dieß heißt bezweifeln, ob überall ein Schenkungs⸗ 
vertrag koͤnne geſchloſſen, oder wenigſtens ob er anders als 
durch den Vollzug koͤnne geſchloſſen werden? So lange der 
Promiſſar nicht mit voller Rechtswirkung auuehmen kann und 
angenommen hat, iſt eben noch gar kein Vertrag vorhan⸗ 
den. Uebrigens erſcheint das Zwangsrecht in Bezug auf eine 
zu uͤbergebende Sache durchaus nicht bedenklicher, als jenes auf 
einen zu leiſtenden Dienſt, eher noch min der bedenklich. 

Eine bedingte Schenkung — wofern nur die Bedingung 
nicht in einer Gegenleiſtung beſteht — auch eine beloh⸗ 
nende Schenkung bleibt immer noch Schenkung, dagegen die 
Schenkung zu einem feſtgeſezten Zweck ſchon die Natur eines 
zweiſeitigen Kontrakts in ſich traͤgt. 


* 
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§. 44. 
Von Schenkungen des Todes wegen. Lehre vom Erbrecht. 


— 


Die Schenkung unter der Bedingung des vor geaͤndertem 
Willen eintretenden Todes des Schenkenden oder auch nur 
überhaupt unter der Bedingung ſolches bei Lebzeiten des Bes 
ſchenkten eintretenden Todes iſt naturrechtlich wirkungslos. 
Denn bei dem Eintritt der Bedingung hat der Promittent ſo 
wenig Schuldigkeiten als Rechte mehr; er kann daher zur Er⸗ 
fuͤllung ſeines Verſprechens nicht mehr gezwungen werden, und 
Andere geht ſein Verſprechen gar nichts an. 

Hiernach find Erbverträge — ohne Unterſchied, ob ein⸗ 
ſeitige oder wechfelfeitige — nach dem Naturrecht ungiltig; und 
noch einleuchtender iſt die Ungiltigkeit bloſer Teſtamente, 
Vermaͤchtniſſe, oder wie immer benannter widerruflicher leztwil⸗ 
liger Anordnungen. Wenn ſelbſt die erflärte Annahme hier 
kein Recht bewirken kann, um wie viel weniger die blos vor⸗ 
ausgeſezte? Weder die eine noch die andere kann gegen die 
Natur der Dinge wirkſam ſeyn. Mit dem Tode des Eigen⸗ 
thümers kehrt deſſen ganze Habe in die naturrechtliche oder ur⸗ 
ſpruͤngliche Gemein ſchaft, d. h. in die Herrenloſigkeit 
zuruck, und Jeder ohne Unterſchied iſt befugt, fie durch Ok⸗ 
kupation zu der ſeinigen zu machen. Nur faktiſch koͤmmt 
dieſe Befugniß den dem Erblaſſer zunaͤchſt Stehenden in der 
Regel zu gut. | | 

Will man aber gar aus der natürlih anzunehmen: 


den oder auf Pflicht beruhenden Lie be eines Erblaſſers zu 


den ihm auf gewiſſe Weiſe, insbeſondere durch Verwandtſchaft, 
verbundenen Perſonen die Intention der Schenkung ab⸗ 
leiten, und hiernach auch die ausdrückliche Willenserklärung des 
Promittenten oder Schenkenden für uͤberfluͤſſig achten, d. h. eine 
Inteſtaterbfolge nach dem Naturrecht ſtatuiren; ſo hat man 


ſich aus dem Gebiete der Wahrheit voͤllig in jenes der Fiktion 


verſezt, d. h. man hat den Rechtsboden voͤllig verlaffen. 
Indeſſen gibt es fuͤr die Annahme einer Inteſtaterb⸗ 
folge, ſo wenig ſie aus dem Vertragsrecht oder aus einer 
vorauszuſezenden Schenkung zu behaupten iſt, gleichwohl einen 
naturrechtlich giltigen Grund in dem oft, ja in der Regel, eins 
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tretenden Verhaͤltniß des Miteigenthums der Familien: 
glieder — wenigſtens der ein gemeinſames Leben führenden — 
auf das Vermoͤgen eines Jeden aus ihnen. Durch gemeinſame 
Arbeit, Sorge und Erſparung wird ja bei ſolch' natuͤrlichem 
Familienleben daſſelbe errungen, bewahrt und vermehrt; es 
waͤre ein evidenter Raub an den Ueberlebenden begangen, 
wenn ein Fremder ſich des Nachlaſſes eines Familiengliedes 
anmaßte. Das Miteigenthum conſolidirt ſich ſchon naturrecht⸗ 
lich in der Hand der Ueberlebenden. 

Doch nur dieſe allgemeine Grundlage einer Inteſtat⸗ 
Erbfelge iſt dem Naturrecht angehoͤrig. Alle ſpezielleren 
Beſtimmungen koͤnnen blos dem poſiti ven Recht entfließen. 


es RN §. 45. 
Tauſch, Kauf und Verkauf. 


Der Tauſch, gewiſſermaßen eine doppelte, wechſelſeitig 
auf einander bedingte Schenkung, iſt der Vertrag, wodurch 
(koͤrperliche) Sache für Sache (d. h. Eigenthum für, Eigen⸗ 
thum) gegeben wird, wobei jedoch eine erweiterte Bedeutung 
des Wortes (als Tauſch von Rechten), wie bei der Schen⸗ 
kung ſtatt finden, jedoch auch der naͤmliche weſentliche Unter⸗ 
ſchied zwiſchen ſolcher weitern und der engern (eigentlichen) Ber 
deutung bemerkt werden kann. 

Durch die Einfuͤhrung des Geldes, als vorzuͤglichſten oder 
allgemeinſten Tauſchmittels, iſt eine eigene Art des Tauſches 
entſtanden, die man Kauf und Verkauf nennt. Es iſt jedoch 
im Weſen zwiſchen ihm und dem eigentlichen Tauſch nur ge 
ringer Unterſchied. 

Freilich kann man auch unkoͤrperliche Sachen, als 
Rechte, Forderungen, ja ſelbſt Hoffnungen kaufen, 
aber auch durch Tauſch in einer erweiterten Bedeutung 
dieſes Wortes an ſich bringen. Die im poſitiven Recht dem 
im Kauf und Verkauf Beſchaͤdigten gewaͤhren Rechtsmittel, als 
die Reſciſſion (ex 1. 2. cod. de rescind. vend.), die Redhibi⸗ 
tion und die Klage auf Preisverminderung leiden, inſofern ſie 
uͤberall im Naturrecht ſtatt finden, welches aus den oben aus⸗ 
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gefuͤhrten Lehren uͤber Irrt hum und uͤber anzunehmende 
ſtillſchweigende Bedingungen zu ermeſſen iſt), auch auf 
den Tauſch Anwendung, wiewohl beim Kauf und Verkauf 
(weil hier wenigſtens die Leiſtung des einen Theiles, naͤmlich 
des Käufers, nach ihrem wahren Werth, ohne weitere anzuftels 
lende Schaͤzung, allgemein erkennbar vorliegt) die Verglei⸗ 
chung zwiſchen dem Gegebenen und pfanne allerdings 
leichter als beim Tauſche iſt. g 

Es wird jedoch aus dem bloſen Titel der Beſchaͤdig ung 
(wo alſo weder Betrug noch eine aus den Umſtaͤnden zu erken⸗ 
nende ſtillſchweigende Bedingung vorliegt), nicht leicht weder 
bei einem noch bei dem andern dieſer Kontrakte eine Entſchaͤdi⸗ 
gungs⸗ oder Aufhebungs⸗Forderung in dem Naturrecht eine 


Stelle finden. Denn nach dem Naturrecht iſt jeder Preis ges 


recht, uͤber welchen die Paciscenten, gemaͤß vorliegender, aͤchter 
Willenserklaͤrung, übereinkamen, indem es ſich (ſo lange 
nicht Betrug oder auch ſtillſchweigende oder ausdruͤckliche Ber, 
dingungen unterlaufen,) nur um den ſubjektiven Werth 
der Sachen oder Leiſtungen (woruͤber alſo nur der Kontrahent 
ſelbſt ein giltiges Urtheil hat), nicht aber um den objektiven 
oder gewoͤhnlichen oder allgemein erkennbaren, handelt. 

Die Lehre von der Schadloshaltungs⸗Forderung des Tauſch⸗ 
nehmers oder Käufers wegen des ihm etwa evinzirten 
Tauſch⸗ oder Kaufobjektes hat nach unſerer Theorie, wornach 
gegen den bonae fidei Beſizer die rei vindicatio, wenigſtens in 
der Regel, nicht flatt findet, nur geringe Bedeutung. Statuirt 
man jedoch ſolche Vindication, ſo wird allerdings die Schuldig⸗ 
keit der Evictionsleiſtung bei belaͤſtigten Vertraͤgen natürlich, 
und ſelbſt bei Schenkungen 105 5 unter gewiſſen Umſtaͤn⸗ 
wa eintreten. 


1 0 


Rotteck 's Bernunftrechtslehre. J. 5 16 


* 


\ 


$. 46. 


Verträge über den Gebrauch. Leihkontrakt. Pacht: und Miethe. 
Darlehen. Zinſen vertrag. f 


Die Ueberlaſſung einer nicht verzehrbaren Sache (oder auch 
iner verzehrbaren, wofern der gewährte Gebrauch nicht ſolche 
Verzehrung ſelbſt iſt), zum beſtimmten oder unbeſtimmten 
Gebrauch, jedoch immerhin blos auf beſchraͤnkte Zeit, heißt, 
wofern fie unentgeltlich geſchieht, Teih vertrag, wofern aber 
gegen Vergeltung, Mieth⸗ oder Pachtvertag. Die Verpflich⸗ 
tung zur Zuruͤckſtellung in der beſtimmten Zett fließt nicht ei⸗ 
gentlich aus dem Kontrakt, fondern vielmehr aus dem Au f⸗ 
hoͤren deſſelben oder des durch denſelben erworbenen Rechts. Die 
Zuruͤckſtellung kann auch früher geſchehen (weil jeder auf fein 
Recht verzichten kann), wofern nur beim Pacht⸗ oder Mieth⸗ 
Kontrakt der Zins ohne Abzug entrichtet wird. Muß jedoch der 
Kommodatar oder Miether vermoͤge Kontrakts die Sache bis 
zum Ende der beſtimmten Zeit behalten, alsdann iſt der 


Kontrakt gemiſchter Natur, nämlich zum Theil Depoſitum. 


Die Schuldigkeit der Bewahrung und Unterhaltung der 
Sache iſt dem Kommodatar wie dem Miether natuͤrlich oblie⸗ 
gend, weil nur der Gebrauch, nicht aber der Verbrauch 
uͤberlaſſen worden, und jene Sorgfalt die von ſelbſt ſich ver⸗ 
ſtehende Bedingung oder Beſchränkung der Verleihung iſt. 
Zwiſchen Miethe und Pacht iſt wohl einiger, doch kein 
weſentlicher Unterſchied zu erkennen. Die Benuͤzung eines Hau⸗ 
ſes und eines Feldes iſt freilich nicht die naͤmliche, aber jede iſt 
gleichwohl Benuͤzung; und wiewohl man den Pacht eines be⸗ 
reits beſamten Feldes allerdings auch als einen Kauf der 
kuͤnftigen Aerndte oder ihrer Hoffnung betrachten kann, ſo iſt 
dieſe Vorſtellung doch eine leere Spizfindigkeit und wenigſtens 
auf die gewoͤhnlichen Pachtkontrakte nicht anwendbar. 

Die Vermiethung eines Werkes dagegen (locatio con- 
ductio operis) iſt eine bloſe Fiktion des poſitiven Rechtes, und 
der eigentlichen Natur ſolches bloſen Dienſt⸗Kontraktes 
durchaus unangemeſſen. 
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Geſchieht die Ueberlaſſung des vollen oder auch getheilten 
Gebrauchs oder der Nuznießung auf unbeſchraͤnkte Zeit 
oder auf immer, wofür im Naturrecht ſchon die Ueberlaſſung 
auf die Lebenszeit des Verleihers, nach Einſezung des Erbrechts 
aber die erbliche Verleihung gilt,) oder wird überhaupt die 
Nuznießung als Realrecht verliehen; ſo iſt es nicht mehr 
ein Leih⸗ oder Pachtkontrakt, ſondern Uebertragung des 
Eigenthums oder wenigſtens des Miteigenthums. Der 
Verleiher hat alsdann entweder vollig aufgehört, Eigenthuͤmer 
zu ſeyn, oder iſt wenigſtens jezt nur noch Miteigenthuͤmer. 
Einen Obereigenthümer, und ſo auch einen bloſen Nuz⸗ 
eigenthuͤmer keunt das Vernunftrecht nicht *). 

Ob der Entlehner oder Miether die Sache welter ver⸗ 
leihen oder vermiethen duͤrfe? dafür iſt eine allgemein giltige 
Beſtimmung nach dem Naturrecht nicht zu geben. Aus den 
Ausdrücken oder Umſtaͤnden jedes einzelnen Kontraktes iſt zu 


* 


entnehmen, ob ſolche Befugniß mit unter den verliehenen Ge⸗ 


brauchsrechten enthalten ſey. 

Eben ſo iſt daruͤber, ob der Eigenthümer oder der Com⸗ 
modatar (daſſelbe gilt vom Pächter oder Miether) die Ge⸗ 
fahr der geliehenen Sache trage, ein ſtreng allgemeines Geſez 


im Naturrecht nicht vorhanden. In der Regel mag das Erſte 


ſtatt finden, aber nach Umſtaͤnden wird auch das Gegentheil 
als ſtillſchweigend ausbedungen erſcheinen. 

Das Recht des Commodatars (oder Miethers) iſt gegen⸗ 
uͤber dem Verleiher (oder Vermiether) als ſolchem freilich nur 
ein perſoͤnliches; als mit Beſiz verbunden nimmt es 
jedoch gegen alle Anderen die Natur eines dinglichen an. 


Daher bricht Kauf die Miethe nach dem Vernunftrecht nicht. 


Ja, ſelbſt abgeſehen von dieſem Umſtand, d. h. alſo wenn man 
Käufer und Miether als blos perſoͤnlich berechtigt ſich vor⸗ 


) Vergl. oben 5. 21. ff., woſelbſt auch die Grundſäze für die etwa 
durch Verträge zu gründenden Servituten aller Art aufgeſtellt 
ſind, und zugleich die Entſcheidung für die Frage gegeben iſt: ob 
und in wie fern durch dergleichen Verträge wahre Real rechte 
können bewirkt werden? — Es ergibt ſich daraus, daß die meiſten 
der hieher gehörigen Verträge eher wie Verträge über Hand⸗ 
lungen (oder Unterlaſſungen), als wie Verträge über Sachen 
zu betrachten ſind. 

16 * 
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ſtellt, würde das ältere Kontraktsrecht dem juͤngern nie zu 
weichen haben. 

Waͤre jedoch nach abgeſchloſſenem (doch noch unvollzoge⸗ 
nem) Miethvertrag ein Verkauf zu Stande gekommen und 
die Sache dem Kaͤufer übergeben worden, fo moͤchte das 
jezt anzuerkennende Realrecht des in Beſiz getretenen Kaͤufers 
das blos perſoͤnliche Recht des Miethers uͤberwaͤltigen, und die⸗ 
ſem blos die Entſchaͤdigungsforderung an den Vermiether bleiben. 

Auch das Darlehen und der Zinſen vertrag find 
Verträge uͤber den Gebrauch. Nur iſt hier die zum Gebrauch 
— unentgeltlich oder entgeltlich — (der Ausdruck „Zinſe“ 
moͤge hier jede Art von Entgelt bedeuten) uͤberlaſſene Sache 
eine verzehrbare oder ſogenannte fungible Sache, d. h. 
eine ſolche, deren natuͤrlicher Gebrauch in Verzehrung be⸗ 
ſteht, oder bei welcher „ebenſoviel auch das naͤmlich e“ iſt. 

Die hier zum Gebrauch gegebene Sache iſt nun freilich 
eine blos intelligible, nicht eine mit Haͤnden zu grei⸗ 
fende, fie iſt nämlich eine Summe oder eine Quantität 
(von, blos der Gattung und Eigenſchaft, nicht aber der Individua⸗ 


litaͤt nach, beſtimmten Dingen). Dieſe Summe (oder Quan⸗ 


titaͤt) muß zuruͤckgeſtellt werden von dem Empfänger des Dar⸗ 
lehens; aber freilich die koͤrperlichen Darſtellungen da⸗ 
von, welche der Darleiher ihm übergab, gehen in fein Eigen 
thum Äber, und er hat das Recht, fie zu verzehren oder weis 
ter zu geben. Doch kann darum das Darlehen nach ſeiner 
vorwaltenden rechtlichen Eigenſchaft nicht als Veräußerung 
betrachtet werden, ohne daß man das Weſen einer nuzloſen 
Spizfindigkeit aufopfere. 


Die Frage, ob es nach dem Vernunftrecht erlaubt ſey, fuͤr 


dargelehnte Summen ſich eine Vergeltung oder Zinfen aus⸗ 
zubedingen, und was von wucherlich en Zinfen zu halten, 


findet ſchon in den oben (F. 45.) aufgeſtellten Saͤzen uͤber den 


gerechten Preis ihre Beantwortung. Eine ausfuͤhrlichere Er⸗ 
drterung der Lehre vom Wucher behalten wir der Polizei⸗ 
wiſſenſchaft vor. 


— 
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$. 47. 


Verträge über Handlungen. Aufbewabrungs⸗ und Bevollmächtigungs⸗ 
vertrag. Dienſtvertrag. 


Alle Vertraͤge uͤber Handlungen laſſen ſich unter den 
Begriff des Dienſtvertrags in weiterer Bedeutung 
bringen. Eine unermeßliche Verſchiedenheit, der Dienſtleiſtungen 
und der dadurch zwiſchen dem Dienenden und demjenigen, wels 
chem gedient wird, entſtehenden Verhaͤltniſſe ſind darunter be⸗ 
griffen ). Auch hat man einigen beſonderen Arten der 
Dienſtleiſtung noch beſondere Namen gegeben. Zu den 
lezten gehören der Aufbewahrungsvertrag und die Be⸗ 
| ins. | 
| In dem Aufbewahrungsvertrag e der 
Depoſitar die Schuldigkeit der ſorgfaͤltigen Bewahrung der ans 
vertrauten Sache, (nach dem natuͤrlichen Sinn des Verſpre⸗ 
chens gleich ſeiner eigenen oder noch eigentlicher: ſo ſorg⸗ 
faͤltig als uͤberhaupt ein verftändiger und bedachter oder Ord⸗ 
nung liebender Mann ſeine eigenen Sachen bewahrt,) auf ſo 
lange, als der Kontrakt beſagt, und ohne allen Anſpruch auf 
ſelbſteigenen Gebrauch. Der Deponent dagegen (weil das De⸗ 
poſitum an und für ſich ein wohlthaͤtiger Vertrag, alle 
Verpflichtung daher auf Seite des Depoſitars iſt,) kann 
die Sache jeden Augenblick zuruͤcknehmen, und wird nur 
zufällig, wenn etwa die Bewahrung oder Rettung der Sache 
nicht ohne Unkoſten geſchehen konnte, zu deren Erſaz, oder 
auch, durch einen dem Hauptvertrag willkuͤrlich beigeſezten Neben⸗ 
artikel, zu einer Vergeltung der Muͤhewaltung verbun⸗ 
den ſeyn. 

Auch die Bevollmaͤchtig ung iſt ein wohlthätiger Der 
trag, wodurch der Eine die im Namen des Andern zu 
geſchehende Beſorgung eines Geſchaͤftes gemaͤß des Auſtrags 
des leztern uͤbernimmt. Der Vollmachtgeber iſt hier alſo der 

Promiſſar und der Bevollmaͤchtigte der Promittent, und in ſo 


*) Namentlich auch diejenigen, wodurch ſolche Servituten begrün⸗ 
det werden, die nach dem bloſen Vernunftrecht nicht als Real⸗ 
rechte gelten können. (Vergl. die Note zum vorigen Paragraphen.) 
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fern man blos auf dieſes Verhaͤltniß ſieht, von einer Gegen; 
leiſtung oder gegenſeitigen Verpflichtung gar nicht oder nur 
nach willkuͤrlich, alſo rein zufällig beigeſezten, Nebenbeſtim⸗ 
mungen die Rede. 5 

Zwar iſt die rechtliche Wirkung dieſes Vertrags, daß der 
Bevollmächtigte die Befugniß zu den ihm übertragenen Ver⸗ 
richtungen, und in der Wechſelwirkung mit Dritten die Eigen⸗ 
ſchaft, den Mandanten vorzuſtellen, erhaͤlt, ſodann daß 
der Vollmachtgeber die von dem Bevollmaͤchtigten innerhalb 
der Grenzen ſeiner Vollmacht geſchloſſenen Geſchaͤfte oder über- 
nommenen Verpflichtungen anerkennen und erfüllen muß. 
Aber es iſt jene Befugniß und Eigenſchaft des Mandatars 
theils blos das allgemeine Recht, ſeine Schuldigkeit zu erfüllen, 
theils, in ſeiner Giltigkeit, rein abhangig von dem Recht des 
Mandanten gegen den Dritten, zum Theil auch von dem 
freien Anerkenntniß dieſes Dritten; und ebenſo iſt die Schul⸗ 
digkeit des Mandanten keine auf den Bevollmaͤchtigten 
ſelbſt ſich beziehende, ſondern auf den Dritten, mit welchem 
dieſer gehandelt. Die Vollmacht führt demnach einen wei⸗ 
tern, doch von dem Verhaͤltniß zwiſchen Vollmachtgeber und 
Bevollmächtigten ganz verſchiedenen, Kontrakt mit ſich, namlich 
den zwiſchen dem Vollmachtgeber und dem Dritten. Die 
dem lezten vorgewieſene Vollmacht enthaͤlt naͤmlich fuͤr denſel⸗ 
ben die Benachrichtige ung über die dem Mandatar ertheilte 
repraͤſentative Eigenſchaft und zugleich das Verſprechen der 
Genehmhaltung und Erfuͤllung alles deſſen, was innerhalb der 
Grenzen ſolcher Vollmacht würde geſchloſſen werden; und es 
erſcheint hiernach der Bevollmaͤchtigte gegenuͤber dem Dritten 
blos als Organ der Willenserklärung des Vollmacht⸗ 
gebers. Zwiſchen dieſem und dem Dritten beſteht alſo durch 
die Kraft der Vollmacht gerade daſſelbe Rechtsverhaͤltniß, wel⸗ 
ches zwiſchen ihnen beſtehen wuͤrde, wenn ſie ſich unmittel⸗ 
bar beſprochen, d. h. ohne Mittelsperſon kontrahirt haͤtten. 

Iſt jedoch der Auftrag kein oſtenſibler geweſen, d. h. 
hat der Beauftragte mit dem Dritten ſcheinbar im eigenen 
Namen handeln, und demnach gegen den Dritten eine felbſts⸗ 
eigene Verpflichtung auf ſich nehmen muͤſſen, ſo iſt der Kon⸗ 
trakt keine eigentliche Vollmacht geweſen, ſondern uͤber⸗ 
haupt ein eben auf dieſes Geſchaͤft gerichteter Dienſtkontrakt. 
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In dieſem Fall wird er auch wohl immer ein zweifeitiger 
ſeyn, da der Beauftragte fuͤr ſich ſelbſt die Genehmigung 
des Verhandelten von Seite des Auftragenden ausbedingen 
muß, um nicht eine in der That nicht gewollte perſoͤn⸗ 
liche Verpflichtung auf ſich zu ziehen. Eben ſo iſt in der Regel 
auch für ſtillſchweigend bedungen zu halten, daß dem Beauftrag⸗ 
ten der Erſaz der für ihn mit der Erfüllung des Auftrags vers 
bundenen Unkoſten und Nachtheile geleiſtet werde. 

Uebrigens wuͤrde ſolche bloſe Beauftragung nicht min⸗ 
der als die eigentliche Bevollmächtigung in Bezug auf die 
Dauer immer von dem Willen des Beauftragenden (fo wie die 
Dauer der Verwahrung von dem Willen des Deponenten) ab⸗ 
haͤngig bleiben. Der Beauftragte (wie jeder Promittent) als 
ſolcher übernimmt nur Schuldigkeiten; alles Recht iſt 
auf Seiten des Promiſſars, und nur aus weiteren Bege⸗ 
benheiten oder aus zufaͤlligen Nebenartikeln kann 
demſelben auch ein eigenes Recht erwachſen. 

Die Geſchaͤfts führung ohne Auftrag, doch in der 
Abſicht, dem Andern — der da z. B. wegen Abweſenheit oder 
ſonſtiger Verhinderung zeitlich keinen Auftrag geben kann — zu 
nuzen, und unter Umſtaͤnden, welche die Vorausſezung oder 
vernuͤnftige Vermuthung von deſſen Zuſtimmung begruͤnden, 
(negotiorum gestio) iſt zwar kein eigentlicher Vertrag, doch in 
den Rechtswirkungen einem ſolchen wenigſtens in ſo fern aͤhnlich, 
daß der Geſchaͤftsfuͤhrer dieſelben Obliegenheiten und 
auch, wofern ſpaͤter der Andere den ihm daraus erwachſenen 
Nuzen ſich aneignen will, dieſelben Rechte (namentlich jenes 
der Erſazleiſtung oder Schadloshaltung fuͤr das zu des 
Andern Beſten Verwendete) gegen ihn hat, wie der wirklich 
Beauftragte. Doch trägt er die ganze Gefahr des Ge⸗ 
ſchaͤfts auf ſich fuͤr den Fall, daß die vorausgeſezte Genehmi⸗ 
gung fpäter verweigert würde, 

Wer nicht nur ohne Auftrag, ſondern gegen den erklaͤr⸗ 
ten oder vernünftig anzunehmenden Willen des Andern ſich in 
deſſen Geſchaͤfte miſcht, oder dieſelben zu fuͤhren ſich vermißt, 
der beleidigt und verlezt ihn, und verfaͤllt ihm daher zur Erſaz⸗ 
leiſtung und Beſtrafung. Aber aus dieſem Titel auch den Na ch- 
druck für rechts widrig zu erklaͤren, wie Mehrere verſucht 
haben, iſt leere Spizfindigkeit und durchaus unzulaͤßig, weil 
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der Nachdrucker gar nicht daran denkt, dabei ein Geſchaͤft für 
den Schriftſteller oder Verleger zu unternehmen, oder 
im Namen derſelben zu handeln, ſondern lediglich für 
ſelbſt. (Vgl. auch oben $. 16.) 
Die ubrigen Dienft + Kontrakte, wenn ſie auch nicht durch 
beſondere Namen ſich unterſcheiden, fuͤhren doch die weſentlichſt 
verſchiedenen Verhältniſſe mit ſich. Der gemeine Dienſt⸗Kon⸗ 
trakt begruͤndet eine Unterordnung des Dienenden unter 
denjenigen, welchem gedient wird. Manche Dienftarteu jedoch 
ſind, welche die Gleichheit des Verhaͤltniſſes unangetaſtet 
laſſen, und noch andere involviren ſogar die Superiorität 
des Dienenden uͤber jenen, welchem er dient. Von den lezten 
kommen die merkwuͤrdigſten Beiſpiele im Geſellſchafts⸗ und 
im Staats⸗Recht vor. Die der Gleichheit unnachthei— 
ligen ſind zumal alle jene, welche auf vorausbeſtimmte 
und ſpezielle Dienſte, in der Regel auch gegen beſtimmte 
Vergeltung (facio ut des oder ut facias) geſchloſſen werden. 
Die auf Dienſtpflicht überhaupt lautenden Vertraͤge da⸗ 
gegen, d. h. welche den jedesmaligen Willen des Dienſt⸗ 
herrn als verbindlich fuͤr den Dienenden erklaͤren, fuͤhren den 
Begriff der Unterordnung des Dienenden mit ſich, da ſie 
ihm nicht nur beſtimmte Leiſtungen, ſondern Gehorſam gegen 
den Herrn (in weiterer oder engerer Sphaͤre) zur Pflicht ma⸗ 
chen und alſo die Gleichheit der Stellung aufheben. EN 
Aus dieſem Verhaͤltniß find die befonderen Rechte“ des 
Dienſtherren (im engeren Sinn dieſes Wortes) gegen den 
Dienenden zu erklaͤren. Wie weit ſie gehen koͤnnen, ſodann, 
ob oder in wie fern fie zu Realrechten werden Tonnen, iſt 
an anderen Stellen erörtert worden. 


§. 48. 


Verſicherungs⸗ Verträge. 


Unter den Nebenverträgen find die naͤchſtliegenden die Ver⸗ 
ſicherungs⸗Vertraͤge, wiewohl dieſelben auch zur Ger 
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waͤhrleiſtung von Rechten, die Feine Vertragsrechte find, 

mögen geſchloſſen werden. Con ventionalſtrafe, Pfand 
und Burg ſchaft zumal kommen hier in Betrachtung. Die 
erſte iſt meiſtens ein Artikel des Haupt s Vertrags ſelbſt, und 
dient jedenfalls zur Beſtimmung der Zulaͤßigkeit oder des 
Maßes des von dem Promiſſar anzuwendenden Zwanges, oder 
auch zur Beſtimmung der ihm fuͤr den Fall der Kontrakts⸗ 
Verlezung zuſtehenden Erſaz-Forderung. 

Auch die Pfandverſchreibung mag in Bezug auf 
die Beſtimmung der zulaͤßigen Zwangsmittel von rechtlicher 
Wirkung ſeyn. In der Regel aber wird nur das überge- 
bene (ſogenannte Fauſt-) Pfand dem Gläubiger eine wahre 
(an und fuͤr ſich zwar blos faktiſche, doch mittelſt der Inne⸗ 
habung oder des Beſizes bis zum Realrecht geſteigerte) 
Sicherheit gewaͤhren. Ein blos verſchriebenes oder münds 
lich gewaͤhrtes Pfand kann hoͤchſtens ein perſoͤnliches, nie 
aber ein Real⸗Recht geben. Die Hypothek iſt demnach 
eine rein poſiti ve Einſezung. f 
Die Buͤrgſchaft erhaͤlt — wie freilich alle Kontrakte — 
ihre nähere Beſtimmung ſtets nur durch die Beſchaffenheit der aus⸗ 
druͤcklichen oder ſtillſchweigenden Willenserklaͤrung der Pacis⸗ 
centen. In der Regel jedoch mag der Buͤrge als verpflichtet 
betrachtet werden, ſofort zu bezahlen, wenn der Hauptſchuldner 
entweder nicht zahlen kann, oder nicht zahlen will. Das 
beneficium ordinis 8. excussionis iſt hiernach mehr pofitis 
ven als natürlichen Rechtes. Dagegen erſcheint das beneficium 
cedendarum actionum (nach natuͤrlichem Recht) als beſondere 
Gewährung ziemlich überflüffig, weil, wenigſtens in dem 
Fall, wo der Buͤrge mit Wiſſen und Willen des Haupt⸗ 
ſchuldners Buͤrgſchaft leiſtete, das Uebergehen der Forderung 
von dem Glaͤubiger an den zahlenden Buͤrgen als von dem 
Hauptſchuldner ſtillſchweigend genehmigt zu betrachten iſt. 

Zu den Verſicherungs- (nicht eben Verträgen, wohl 
aber) Mitteln wird gewoͤhnlich auch der Eid gerechnet. 
Derſelbe hat aber naturrechtlich keine andere Wirkung, als die 
einer — beſonders nachdruͤcklichen oder feierlichen — Bet heu— 
rung, d. h. mit größter Entſchiedenheit ausgeſprochenen Wil⸗ 
lenserklaͤrung. 
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§. 49. 


Von den ein Vertrags „Verhältniß abändernden Ber: 
trägen. 


— nn 


Ohne Einwilligung beider Theile, demnach ohne neuen 
Vertrag, kann kein beſtehenbes Vertrags-Verhaͤltniß verändert 
werden. Von dem Gegenſtand des Vertrags verſteht ſich 
dieſes von ſelbſt. Aber auch in Anſehung der Perſoͤnlich⸗ 
keiten des Promittenten und des Promiſſars kann (ſo lange 
kein Erbrecht ſtatuirt iſt) keine Veränderung rechtlich giltig 
eintreten ohne Einwilligung der Betheiligten. 

Novationen im engern Sinn, wodurch naͤmlich in An⸗ 
ſehung des verſprochenen Gegen ſtandes (nach Gattung, 
Titel, Maß oder Zeit) eine Aenderung ſtatuirt wird, gelten eben 
ſo, wie ſie von beiden Paciscenten beliebt wurden. Hier iſt 
nichts weiter zu erinnern. 

Bei Veränderungen der Perſoͤnlichkeiten dagegen iſt 
nicht ganz unbeſtritten, ob und in wie fern ſie ſtatt finden koͤn⸗ 
nen auch ohne Einwilligung des Mitkontrahenten? — Nach unſe⸗ 
rer Anſicht ſind alle Vertraͤge in der Regel (d. h. wo nicht kon⸗ 
krete Formeln, Verhaͤltniſſe oder Umſtaͤnde eine Al weichung davon 
als ausdrücklich oder ſtillſchweigend bedungen dar 
ſtellen,) als ftreng. per ſoͤnliche zu achten, und findet nicht 
nur keine Delegation (Subſtituirung eines andern Schuld⸗ 
ners), ſondern auch keine Ceſſion (Subſtituirung eines an⸗ 
dern Glaͤubigers) ohne Einwilligung des Mitkontrahenten 
ſtatt. Die hievon abweichenden Beſtimmungen des poſitiven 
Rechtes beduͤrfen hiernach der Rechtfertigung theils durch Billig⸗ 
keits⸗, theils durch politiſche Gruͤnde. 
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%% Oi 
Von dem Zwangsrecht. 


F. 50. 5 
Prinzip des Zwangsrechts. 


Mit jedem Recht, ſey es angeboren oder erworben, iſt 
die Befugniß des Zwanges naturlich verbunden, 
namlich für den Fall, daß der Ausübung unſeres Rechts ſich 
ein Hinderniß von Seite Anderer entgegenſtelle. Das Zwangs⸗ 
recht im Allgemeinen und fuͤr ſich betrachtet, gehoͤrt daher 
ſchon unter die angebornen Rechte, ein beſtimmtes 
Zwangsrecht aber gegen beſtimmte Perſonen ſezt eine voraus— 
gegangene Rechts-Verlezung oder Gefaͤhrdung voraus, und 
gehoͤrt in ſo fern dem hypothetiſchen Rechte an. Es iſt 
hier ein aͤhnliches Verhaͤltniß wie bei den uͤbrigen hypothetiſchen 
Rechten. Schon im abſoluten Recht iſt das allgemeine Recht, 
zu erwerben, und das Recht, über das Seinige zu verfuͤ⸗ 
gen, enthalten: aber die hierauf ſich gruͤndenden beſonderen 
Rechte auf beſtimmte Sachen oder gegen beſtimmte Per⸗ 
ſonen find gleichwohl hypothetiſch. 

Unter rechtlichem Zwang verſtehen wir im Allgemeinen 
jede zur Durchfuͤhrung unſeres Rechts gebrauchte Gewalt gegen 
andere Perſonen, die jenem Rechte ſich hindernd (ſtoͤrend, 
gefaͤhrdend, verlezend) entgegenſtellen, oder die (phyſiſche oder 
pſychologiſche) Noͤthig ung Anderer zu einem unſerem Rechte 
gemäßen Thun, Unterlaſſen oder Dulden. Bei einer völlig 
und allſeitig der Rechtsregel gemaͤßen Wechſelwirkung tritt 
keine Befugniß des Zwangs ein; indem ja die Grundidee des 
Rechts in der allſeitigen Freiheit, alſo in der alleinigen 
Herrſchaft blos des ſelbſteigenen Willens eines Jeden beſteht. 
Zwang an und fuͤr ſich widerſpricht der Freiheit des Gezwun⸗ 
genen und läuft alſo unmittelbar wider die Rechtsregel. Aber 
da alles Recht zugleich auf der Gleichheit der Wechſelwir⸗ 
kung beruht, ſo ſtimmt der Zwang mit jener Regel uͤberein, 
als Entgegenſezung gegen eine ſchon von der andern Seite vor- 
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ausgegangene Regel- oder Rechtswidrigkeit, die da nur 
durch entſprechende Gegenwirkung wieder aufgehoben oder 
zur Gleichheit der Wechſelwirkung zuruͤckgebracht werden kann. 
Dein Anſpruch auf Freiheit und daher meine Schuldigkeit, 
mich alles Zwangs gegen Dich zu enthalten, iſt bedingt durch Deine 
thätige Anerkennung meiner eigenen Freiheit. Wenn und in ſo 
fern die Bedingung ermangelt, ſo ermangelt, und in gleichem 
Maße, auch das Bedingte, und ich werde demnach durch die 
mir von Dir angethane Gewalt (Hinderung, Rechtsverlezung) 
in entſprechendem Maße auch von meiner Schuldigkeit, Dich 
frei zu laſſen, d. h. Dein Recht zu reſpektiren, entbunden. So 
wird die durch Dich geſtoͤrte Harmonie oder Gleichheit der 
Wechſelwirkung durch Zwang gegen Dich wieder hergeſtellt, in 
ſo weit eine Herſtellung oder Heilung noch moͤglich iſt, und es 
bewaͤhrt die rechtliche Vernunft die Unparteilichkeit ihrer Ge⸗ 
ſezgebung und ihr die Gleichheit in der Wechſelwirkung ver⸗ 
folgendes Prinzip durch die mir, dem Gehinderten, Beleidigten, 
Verlezten oder Bedrohten, gewaͤhrte Erlaubniß zum Zwang 
gegen den Rechtsſtoͤrer. Ich muß zwar (in der Regel) nicht 
und ſoll oft nicht zum Zwange ſchreiten; aber ich darf. Denn 
nicht das freiwillige Enthalten vom Zwange, ſondern nur 
das Verbot des Zwanges gegen den Beleidiger würde im 
Widerſpruch ſtehen mit dem Geſez der moͤglichſt größten und 
gleichen allfeitigen Freiheit. 


§. 51. 
Fort ſe zung. 


— r — 


Das Prinzip des Zwangsrechts iſt ſonach rein formal, 
und ſo auch deſſen Maß. Nur Aufhebung des Wider⸗ 
ſpruchs, Herſtellung einer vernuͤnftigen Gleichheit der 
Wechſelwirkung, begehrt das Rechtsgeſez, einen andern, mas 
teriellen Zweck oder Grund hat es nicht. Daher ſind alle 
Lehren unhaltbar, welche das Zwangsrecht oder deſſen Maß 
aus einem materiellen Grunde ableiten. Dahin gehört zur 
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mal die gewoͤhnliche Lehre: der Zwang ſey rechtlich, weil er 
nothwendig ſey zur Erhaltung oder Bewahrung unſerer 
Rechte; und eben darum gehe die Berechtigung zum Zwang 
auch immer ſo weit und nicht weiter als jene Nothwendigkeit. 
Schon dem gemeinen Menſchenverſtand leuchtet die große Ver⸗ 
ſchiedenheit der beiden Fragen ein: „welche Zwangsmittel find 
mir nothwendig zur Erhaltung meines Rechts, d. h. welche 
Zwangsmittel müßte ich gebrauchen, um die Verlezung meines 
Rechtes abzuwenden?“ und: „welche Zwangsmittel ſind mir 
rechtlich erlaubt?“ — Nur durch rechtlich erlaubte Mittel 
darf ich mich ſchuͤzen; und ich muß mein Recht, d. h. mein 
Gut oder meine Perſon, preis geben, ſo oft eine — ſey es 
rechtliche oder moraliſche oder phyſiſche — Unmoͤglichkeit, 
ſie zu ſchuͤzen, vorhanden iſt. Sodann wenn die Erhaltung 
meines Rechtes die Hauptſache oder das Prinzip der Zwangs⸗ 
befugniß waͤre, ſo duͤrfte ich wohl auch mehr, als abſolut 
nothwendig zur Erreichung dieſes Zweckes waͤre, ich duͤrfte 
dann Alles, was ſolche Erreichung befoͤrderte, erleichterte 
oder sicherte, und es fände dann nach Umſtaͤnden der Grund- 
ſaz: superflua non nocent, feine Anwendung, d. h. mein Zwangs⸗ 
recht waͤre unbegrenzt. Dieſes Prinzip gewaͤhrt mir alſo 
bei conſequenter Auslegung offenbar zu viel, bei ſtrengerer 
Deutung dagegen zu wenig, weil es mich, fo groß die Boss 
heit oder Rechtsverachtung des Angreifers waͤre, doch immer 
auf die gelindeſten Mittel, ſo lange von ihnen noch ein Er— 
folg zu erwarten ſtünde, beſchraͤnken würde. Uebrigens ift der 
Ausdruck, Erhaltung des Rechtes, ganz uneigentlich und 
zur Begriffsverwirrung fuͤhrend. Das Recht ſelbſt erhaͤlt ſich 
auch ohne Zwang, da es ein bloſes Ideending, eine bloſe 
Wahrheit, alfo unabhängig von der faktiſchen Anerkennung 
oder Ungekraͤnktheit iſt. Auch in den Feſſeln, worein der Tyrann 
mich geleget, behalte ich das Recht der Freiheit. Es kann 
alſo nur von Erhaltung der Guͤter, (d. h. der im rechtlichen 
Beſiz befindlichen Guͤter) die Rede ſeyn; und dann iſt klar, 
daß niemal die Erhaltung ſolches Beſizes — der ja 
auf tauſenderlei, rechtlich unabwendbare Weiſe verloren gehen 
kann — das Prinzip des Zwanges ſeyn koͤnne, ſondern daß 
vielmehr, wenn es ſich um Schuzmittel des Beſizes handelt, 
der rechtlich Geſinnte zuvoͤrderſt aus allgemeinen Rechts- 
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prinzipien ſich klar machen muͤſſe, welche Mittel dafür 
rechtlich erlaubt oder nicht erlaubt ſeyen. 

Der allgemeine Rechtfertigungsgrund des Zwanges nun 
iſt kein anderer als der aller uͤbrigen Rechte, naͤmlich: daß 
er in die Rechtsform paßt. Der Grundſaz der Be⸗ 
hauptung des eigenen Rechts durch Zwangsmittel iſt der Idee 
einer vernünftigen Rechtsgeſezgebung — die da die Aufgabe hat, 
den Widerſtreit der aͤußern Freiheit Aller zu ſchlichten, und 
zwar unter der Form der Gleichheit Aller und der moͤg⸗ 
lichſt erweiterten Freiheit Aller — vollkommen gemaͤß. 
Die Lehre: es ſey der zur Behauptung des Rechtes angewandte 
Zwang rechtlich unzulaͤßig, widerſpricht ſich ſelbſt, indem ſie 
eine Schuldigkeit des Angegriffenen, die Rechtsverlezung 
zu dulden, demnach ein Recht des Angreifers, mein 
Recht zu verlezen, ſtatuirt. Auch iſt ſie zur Anerkennung 
von Seite der Vernuͤnftigen durchaus ungeeignet. Wohl werden 
alle Vernuͤnftigen in ein Geſez willigen, welches ihnen zwar 
verbietet, in irgend Jemandes Recht gewaltthaͤtig einzugreifen, da⸗ 
gegen aber erlaubt, gegen jeden ungerechten Angreifer mit 
Zwang ſich ſelbſt zu vertheidigen. Denn durch ſolches Geſez 
erlangen ſie Alles, was ihnen zuſteht, und thun blos Verzicht 
auf das, was ſie vernünftig nicht wollen koͤnnen. 
Aber ein Geſez, welches die Vertheidigung gegen den ungerechten 
Angreifer verwuͤrfe, wuͤrde die Rechte eines Jeden allen Anderen 
preis geben, wuͤrde daher die vernuͤnftge Freiheit Aller zernich⸗ 
ten, und nur der unvernuͤnftigen, naͤmlich der wider Recht 
ſich aͤußernden, Willkuͤr ein unbeſchraͤnktes Feld eroͤffnen; es 
wuͤrde daher die Geſezgebung der rechtlichen Vernunft zum 
blofen Traum, zu einer aller praktiſchen Bedeutung unem⸗ 
pfaͤnglichen Dichtung machen. Recht iſt überhaupt das gegen⸗ 
ſeitige ſich Anerkennen der Menſchen als ſinnlich vernünftige 
Weſen, d. h. als Perſonen. Nur gegen ſolche Weſen iſt 
meine ſonſt voͤllig unbeſchraͤnkte Freiheit in ſo weit beſchraͤnkt, 
daß auch ſie der gleichen Freiheit (oder des gleichen Maßes 
derſelben) genießen konnen. Alſo nur gegen Weſen, welche auch 
ihre Freiheit in Ruͤckſicht meiner beſchraͤnken, und nur in 
dem Maße, als ſie dieſes thun, iſt die meinige beſchraͤnkt. 
Sobald Jemand durch Wort oder That erklaͤrt, daß er entwe⸗ 
der gar nicht oder nur zum Theil in die Klaſſe jener das Recht 


7 


255 


anerkennenden Weſen gehört, fo hat auch in eben dem Maße 
meine Rechts verpflichtung gegen ihn, fo wie fein Rechtsanſpruch 
gegen mich, aufgehoͤrt. Ihm geſchieht kein Unrecht, wenn ich 
in ſeine Freiheit gleichmaͤßig, wie er in die meinige, eingreife. 
Er ſelbſt hat das Geſez aufgeſtellt, wornach er jezo von mir 
kann behandelt werden; oder auch er iſt gar keines Erkennens 
eines Vernunftgeſezes faͤhig. 
Unſer Prinzip des e iſt nach dieſer Darſtellung 
ein rein formales; jedoch werden bei feiner Anwendung auch 
die Nothwendigkeit der in Frage ſtehenden Zwangsmittel 
und der Werth des zu ſchuͤzenden Gutes in Betrachtung 
kommen, aber nicht als Prinzip oder lezter Rechtsgrund, 
ſondern blos als Normen der Anwendung unſeres ober⸗ 
ſten Rechtsgrundes, oder als Erkenntnißg runde von dem, 
was in gegebenen Faͤllen nach dem formalen Prinzip erlaubt 


oder zulaͤßig ſey. 


$. 52. 
1 Spezielle Regeln. 


Hieraus fließen die nachſtehenden ſpeziellen Rechtsregeln 
für die Zwangsausuͤbung: 

1) Gegen unwillkürlich Handelnde (3 B. Raſende, 
voͤllig Berauſchte, Kinder u. ſ. w.) darf ich nie mehr Zwang 
anwenden, als ndͤthig iſt zur Hindanhaltung der Beleidigung 
oder Beſchaͤdigung. Die Nothwendigkeit muß aber nicht blos 
in Beziehung auf die Gegenwart oder auf den einzelnen 
vorliegenden Fall, ſondern auch auf die Zukunft ermeſſen 
werden, d. h. ich habe das Recht, mich nicht nur gegen bie 
gegenwärtig mir angethane Gewalt zu ſchirmen, ſondern 
auch der aus der erſcheinenden Geiſtes- oder Gemuͤthsbeſchaf⸗ 
fenheit des Angreifers für mich hervorgehenden Gefahr Fünfs 
tiger Angriffe zu ſteuren; und es iſt ſolches erweiterte Praͤ— 
ventionsrecht mir hier um ſo nothwendiger, da ich von 
rechtlich unvollbuͤrtigen, überhaupt von unwillkürlich Handelns 
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den keine Schadloshaltung im Fall der bereits geſche⸗ 
henen Beſchaͤdigung fordern kann. Indeſſen darf ich doch nicht 
alle zur Hintauhaltung der Beſchaͤdigung nothwendigen Mittel 


anwenden, ſondern nur diejenigen, welche innerhalb des 


durch die hoͤchſte Schaͤzung des bedrohten Gutes oder der 
bedrohten Guͤter gezogenen Kreiſes der Verhaͤltnißmaͤßig⸗ 
keit liegen; ich muß alſo, wenn ich durch irgend einen Um⸗ 


ſtand außer Stand geſezt bin, die gelinderen jenem Verhaͤlt⸗ 


niß entſprechenden Mittel anzuwenden, auf die Behauptung meines 
Rechtes oder auf die Erhaltung meines Gutes verzichten, und 
die mir widerfahrende Beſchaͤdigung als reines Ungluͤck vers 
ſchmerzen. Die Urſache dieſer Beſchränkung liegt darin, daß 


wir die Raſerei wie den Rauſch u. ſ. w. nur als eine zeitliche 


Verhinderung des Vernuftgebrauches betrachten duͤrfen, 
nicht aber als Aufhebung der Vernunftmaͤßigkeit, 


d. h. der Perſoͤnlichkeit des Raſenden. Daher wir dieſe 


Perſoͤnlichkeit noch immer zu ehren ſchuldig ſind, d. h. gegen 


ſie nichts anderes vornehmen duͤrfen, als wozu dieſelbe (falls 


man fie als einen Augenblick vernünftig wollend ſich vor⸗ 
ſtellt) nach dem Prinzip der Gleichheit ihre eigene Einwilligung 
geben muͤßte. Dahin gehört zumal auch die Sicherſtel⸗ 
lung für die Zukunft, wornach der Raſende gebunden, 
der Wahnſinnige ein geſperrt, der Unmuͤndige gezuͤchtigt, 


N 


d. h. durch zugefügte Uebel von Wiederholung des Angriffs mag 


abgeſchreckt werden. 

2) Gegen freiwillig Handelnde, alſo gegen juriftifch 
Vollbuͤrtige, habe ich die aus der gedoppelten Schäzung, ein⸗ 
mal meines bedrohten Gutes oder Rechtes und dann des 
rechts widrigen Willens des Angreifers, d. h. aus der 
juriſtiſchen Zurechnung, hervorgehende Zwangsbefugniß. Ich 
habe demnach: 
| a) Die Befugniß, dem Angreifer, ohne Unterſchied des 

unmittelbaren Gegenſtandes ſeines Angriffes, d. h. auch bei'm 
Angriff des geringfuͤgigſten Gutes, einen nach Verhältniß 
der von ihm angewendeten Gewalt und Beharrlichkeit 
fortgeſezten und ſteigenden Widerſtand entgegen zu 
ſezen; und zwar nicht nur einen ſeiner Angriffsgewalt das 
Gleichgewicht haltenden, ſondern einen dieſelbe überwie⸗ 
genden Widerſtand. Denn durch Ueber waͤltigung, nicht 
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ſchon durch Hemmung wird der Angriff abgewendet oder die 
Verlezung entfernt. Auch iſt der, troz meines gerechten Widerſtan⸗ 
des fortdauernde, Angriff eine fortwaͤhrend ſteigende, demnach 
auch zur fortwaͤhrend geſteigerten Gegenwehr berechtigende Be— 
leidigung, alſo daß ein Kampf uͤber das kleinſte Gut ſelbſt die 
Ertödtung des ungerechten Gegners ohne Rechtswidrigkeit von 
Seite des Angegriffenen herbeifuͤhren mag. 

b) Wofern ich jedoch, zumal wegen einer auf meiner 
Seite eintretenden Verhinderung, die mit dem Werthe des 
Gutes und mit dem Grade der beim Angreifer erſcheinenden 
Rechtswidrigkeit des Willens im Verhaͤltniß ſtehenden Mittel 
nicht anwenden, z. B. weil etwa in Ferne ſtehend oder phy⸗ 
a ſi ſch ſchwaͤcher, nicht anders als durch gefährlichen Schuß eine 
mir angedrohte geringfügige Beſchaͤdigung abwenden kann; ſo 
muß ich dieſe Beſchaͤdigung (unter Vorbehalt jedoch der nach— 
folgenden Erſazforderung und — problematiſch — auch 
der eg e dulden. 

©) In beiden Fällen kann durch zufaͤllig höheren Nei- 
gungs⸗ oder Noth⸗Preis meiner Sache (worüber jedoch 
der Gegner — wenigſtens durch geſteigerte Drohung oder Ans 
kuͤndigung haͤrterer Schuzmittel — zu belehren iſt) und auch 
durch die aus dem erſten Angriff erkennbare Gefahr oder Wahr— 
ſcheinlichkeit einer bevorſtehenden noch ſchwereren Verlezung, 
ſonach vermoͤge des Praͤventions rechts “) (und abermal — 
problematiſch — durch das Strafrecht), mein Zwangs⸗ 
oder Vertheidigungsrecht verſtaͤrkt, d. h. an Umfang erweitert 
werden. (Auch gegen unwillkuͤrlich Handelnde darf ich 
die Zwangsmittel nach dem — wenigſteus den Verſtaͤndigen 
erkennbaren oder erweislichen — höheren Neigungs- oder Noth— 
Werth meiner Sache ſchaͤrfen, und nicht minder findet die Praͤ— 
vention gegen dieſelben, doch nicht aus dem Titel der Strafe, 
ſondern blos aus jenem der Sicherheit? oder Vertheidi⸗ 
gung ſtatt.) 


) Das vielbeſprochene Präventionsrecht iſt von vieldeutigem 
Sinn. Es iſt nämlich entweder a) das bloſe Recht zu unbeleidi⸗ 
genden, d. h. zwangloſen, Sicherheitsmaßregeln; und in dieſer 
Bedeutung iſt es unbeſchränkt, d. h. meiner eigenen Willkür an⸗ 
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d) Iſt meine Gegenwehr fruchtlos oder unzureichend zur 
Abwendung alles Schadens geweſen, ſo habe ich wider den Be⸗ 
leidiger die Forderung des vollen Erſazes, d. h. nach Umſtaͤn⸗ 
den entweder der Wiedererſtattung oder der Verguͤtung, uͤberhaupt 1 
alſo der vollſtaͤndigen Entſchaͤdigung oder (buͤrgerlichen) Genug⸗ 
thuung. Ich fordere ſolche Schadloshaltung auch bei bloß cul⸗ 
poſer Verlezung, und fordere fie, wo Mehrere gemeinſchaft⸗ 
liche Urheber der Beſchaͤdigung waren, von jedem Einzelnen 
ganz (iu solidum), ihnen ſelbſt überlaffend, ſich unter eins 
ander uͤber die Vertheilung auszugleichen. (Gegen unwill⸗ 
kürlich Handelnde habe ich ſolche Erſazforderung nicht; denn 
die mir von ihnen zugefuͤgte Beſchaͤdigung, da ſie keinem freien 
Willen entfloß, kann auch nicht zugerechnet werden. Sie 
iſt als bloſer Zufall zu achten, und daher vom Beſchaͤdig⸗ 
ten zu verſchmerzen.) 

e) Wo auf Seite des Angreifenden (d. h. des durch Thun 
oder Unterlaſſen mein Recht Verlezenden) bona fides oder 
Irrthum noch moͤglich oder gedenkbar iſt, da bin ich auf die 
oben bezeichnete Gegenwehr im engern Sinn und auf Er⸗ 

ſaz forderung beſchraͤnkt. Das Verhaͤltniß der Streitenden 
iſt alsdann jenem des bürgerlichen Prozeſſes analog; es 
iſt ein natürlicher Krieg mit beiderſeits angenomme⸗ 
nem aͤußern Recht, d. h. ohne evidentes Unrecht auf 
einer oder der andern Seite. 5 

f) Wo aber noch abſichtliche — oder auch nur ſchwer 
culpoſe — Rechts verlezung hinzukam und juriſtiſch 
erwieſen ( B. durch die Evidenz des Faktums oder durch 
eigenes Bekenntniß) vorliegt; da entſteht gegen den Beleidiger 
— geſondert vom Vertheidigungs- und vom Erſaz⸗Recht — noch 
ein weiteres, naͤmlich das Strafrecht. — 


heingeſtell.. b) Oder das auf die rechtliche Unvollbürtig⸗ 
keit des mich Bedrohenden ſich gründende, wofür wir im Text 

Ziff. 1. die rechtliche Schranke aufſtellten; oder endlich c) ein auf 

das Strafrecht gebautes Sicherheitsmittel gegen Diejenigen, die 
mich durch eine bereits wiſſentlich begangene widerrechtliche 

That (oder Willensäußerung) mit Rechtsverlezung bedrohen, wor⸗ 

über die nächſtfolgenden §§. die näheren Grundſäze enthalten. 


— . 
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$ 53. 1 f 1 


Von dem natürlichen Strafrecht. 


Die gewöhnliche Lehre zwar laͤugnet ein natürliches, d. h. 
ſchon im außer buͤrgerlichen Zuſtande giltiges Strafrecht. Erſt 
im Staat, ſagt man, entſtehet dieſes furchtbare Recht, weil 
nur im Staat die zu deſſelben Statuirung unb Anerkennung no: 
thigen Vorausſezungen oder Bedingungen vorhanden ſind. — 
Welches ſind dieſe Bedingungen? — Eine oͤffentliche Macht, 
welche den ihrer Autoritaͤt unterſtehenden Verbrecher ergreife, 
unterſuche und aburtheile, Alles nach Maßgabe eines voraus⸗ 
gegangenen Geſezes, welches die Strafandrohung aus⸗ 
ſprach und die Formen der Procedur beſtimmte. Im 
außerbuͤrgerlichen Zuſtande nun gibt es keine Obergewalt des 
Einen uͤber den Andern. Das Geſez der Gleichheit waltet 
hier unbedingt. Keiner kann ſich da anmaßen, Richter uͤber den 
Andern zu ſeyn, ihn einer Unterſuchung zu unterwerfen, Stra, 
fen mit Rechtskraft zuzuerkennen und zu vollziehen. Auch iſt 
durch Wiedererſtattung oder Entf aͤdigung der durch 
den Angriff geſtoͤrte Rechtszuſtand voͤllig wieder hergeſtellt, eine 
über dieſes hinausgehende, dem Beleidiger ein reines Uebel zu⸗ 
fuͤgende Strafe, findet keinen Rechtsboden mehr; denn eine 
ſolche haͤtte nicht mehr die Bewahrung oder Wiedererhaltung 5 
des Unfrigen zum Zweck, ſondern wäre bloſe Rache, zu wel 
cher, als unmoraliſch, es auch kein Recht geben kann. 
| Dieſe Gründe jedoch find ſaͤmmtlich unhaltbar. Wir ſagen: 
1) Wenn es kein Strafrecht ſchon außerhalb des 
Staates gaͤbe, fo waͤre auch unmoͤg lich, ein ſolches im Staate 
zu ſchaffen oder anzuerkennen. 
i 2) Alle bisher aufgeſtellten Theorien für. dag öffentliche 
Strafrecht ſind theils unbedingt nichtig, theils ſchweben 
ſie in leerer Luft, wofern man ihnen nicht dasjenige 
Princip zur lezten Begruͤndung gibt, woraus ein außerbuͤr⸗ ä 
gerliches (oder Privat-) Strafrecht nicht minder als jenes im \ 
Staate fließt. 32 
17 * 
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3) Die Unterſchiede, welche ſich zwiſchen Strafrecht 
im Staate und außer dem Staate erkennen laſſen, ſind zwar 


zahlreich und von Wichtigkeit; doch treffen ſie nicht das We⸗ 


ſen jenes Rechtes, ſondern blos deſſen Umfang, Ausuͤbungs⸗ 
weiſe, Folgen u. ſ. w.; das Weſen aber iſt hier und dort 
daſſelbe. f | 
Dieſe drei hier aufgeſtellten Saͤze erläutern und rechtferti⸗ 
gen wir durch nachſtehende Ausführung. “ 


I. Die Staatsgewalt oder (Staatsgeſammtheit) iſt gegen⸗ 


über den Staatsangehoͤrigen im rein naturrechtlichen und 
außerbuͤrgerlichen Verhaͤltniß (d. h. in jenem der nur 
durch das Rechtsgeſez der Vernunft geregelten — und 
hier allernächfi auf das allgemeine Vertragsrecht fid) gruͤn⸗ 
denden — Wechſelwirkung). Das buͤrgerliche Verhaͤltniß 


im engern Sinne naͤmlich findet nur ſtatt zwiſchen den An⸗ 


gehoͤrigen deſſelben Staates unter einander, d. h. 
zwiſchen Denjenigen, welche in Anſehung ihrer Rechte und 
derſelben Gewaͤhrleiſtung einer von ihnen eigens errichte⸗ 
ten und gemeinſchaftlichen Autoritaͤt und Obergewalt 
unterworfen ſind. Die Staatsgewalt ſelbſt aber und 


ihre Untergebenen haben keinen gemeinſchaftlichen Obern, als 
die allgemeine rechtliche Vernunft oder das Naturrecht. 


Welche Rechte alſo die Staatsgeſammtheit gegen ihre Mit⸗ 
glieder giltig anſpricht, dieſelben muͤſſen auf rein natürs 
lichem Rechtsboden wurzeln, und zwar allerlezt auf pris 
vatrechtlichem Boden, weil der Staat durch Vertrag 
entſtand, das oͤffentliche Recht des Staates daher nichts Anderes 
iſt, als das aus dem Staats vertrag hervorgehende 
Recht, dieſer Vertrag aber unter den Geſezen des natürlichen 
Privatrechts ſteht. Es fragt ſich ſodann: koͤnnen hundert 
oder tauſend Perſonen (und wenn dieſe es koͤnnen, warum nicht 
auch drei oder vier?) durch fihren untereinander geſchloſſenen 
Vertrag ein Recht erwerben, einen Anderen, der ihrem Ver⸗ 
eine nicht angehoͤrt, zu beſtrafen? Wie kann ein Vertrag 
zwiſchen einer Anzahl Perſonen den Rechtszuſtand anderer an 
dem Vertrag nicht Theilnehmender veraͤndern? Denn — ab⸗ 
geſehen davon, daß es viele Staatsangehoͤrige gibt, welche bloß 
Schuͤzlinge (nicht aber Geſellſchaftsglieder) und gleichwohl 
dem Strafrecht unterworfen ſind, (wie Weiber, Minderjaͤhrige 


—.!.. .,. ]%˙ifrliXI!! ¾ ͤAQhAA NE GE" FE 


| | 261 


u. ſ. w., hat offenbar der Staat das Recht, auch die fremden 
Verbrecher, d. h. die ihm nicht Angehoͤrigen, die aber auf ſei⸗ 
nem Gebiete verbrochen haben, “) gleich den eigenen Bürgern 


zu beſtrafen; und ſelbſt die Angehoͤrigen werden nicht eigent⸗ 


lich in dieſer Eigenſchaft, ſondern ſchlechthin als Verbre 
cher beſtraft. (Nur daß freilich Manches für den Angehörigen, 
wegen feiner poſitiven Verpflichtung gegen den Staat, ein Ver⸗ 
brechen iſt, was nicht alſo fuͤr den Fremden.) 

Aber auch die Staatsangehoͤrigen als ſolche benachtot, 
kann es gegen ſie kein Strafrecht der Geſammtheit geben, wenn 
nicht auch im außerbuͤrgerlichen Zuſtand ein ſolches beſteht. 
Wird man ſich darauf berufen, daß die Einzelnen der Geſammt⸗ 
heit unterworfen ſind? — Auch im außerbuͤrgerlichen Zu⸗ 
ſtand gibt es Gehorchende und Befehlende, namentlich Knechte 
und Herren. Dann iſt auch in jeder gemeinen Geſell⸗ 
ſchaft das Mitglied dem Geſammtwillen unterworfen. Ein 
weſentlicher Unterſchied findet hier nicht ſtatt. Zwar iſt 
der Staatszweck unendlich umfaſſender, wichtiger und heiliger, 
als jener der Privatgeſellſchaften; aber hieraus kann nur eine 
Verſchiedenheit im Grad und Umfang des geſellſchaftlichen 
Rechtes, nicht aber in Anſehung der Grundrechte ſelbſt 
entſtehen. Kann die Staats geſellſchaft die Verlezung ihrer 
Rechte, die Uebertretung der ihren Mitgliedern obliegenden Pflich— 
ten ſtrafen, warum ſollte es nicht auch die gemeine Geſellſchaft 
koͤnnen? Man wird wobl ſagen: nicht eben in der größern 
Wichtigkeit des Staatszwecks liege der Grund des Untere 


ſchieds, ſondern in der beſondern Natur deſſelben, der da 


namlich eigens in der Handhabung oder Gewaͤhrlei⸗ 
ſtung der Rechte beſteht. Die Erſtrebung dieſes Zweckes 


fordere die Verhaͤngung von Strafen gegen den Verlezer des 


Rechts, und darum habe man durch Eingehung des Staats- 
vertrags ſich zur Erduldung der Strafen, falls man Rechte ver— 
lezen würde, verpflichtet; die Strafe werde daher nicht eis 
gens wegen Verlezung oder Bruch des Socialkontrakts perhängt, 
(da eine ſolche Verlezung auch in jeder andern Geſellſchaft 


) Mitunter auch, wenn es nicht auf eigenem Gebiet, doch etwa 


gegen Staatsangehörige, oder auch auf freiem Raum, wie etwa 


auf dem offenen Meer (z. B. durch Seeräuberei) geſchah. 
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vorkommen kann), ſondern vermoͤge des der Geſammtheit durch 
Vertrag eigens eingeräumten Rechtes zu ſtrafen, 
falls geſezwidrige Handlungen begangen wuͤrden. Aber nach die⸗ 
fer Annahme erſchiene die Strafe im Staat als bloße Com 


ventionalſtrafe, dergleichen es abermal auch im Privat. 


recht gibt, und deren Begriff zwar auf kleinere (3. B. Polizei⸗) 
Vergehen und Strafen einer Anwendung faͤhig, auf ſchwere Stra⸗ 
fen jedoch und zumal auf die Todesſtrafe ganz unanwend⸗ 
bar waͤre. Denn eine Verzichtleiſtun g auf das eigene Leben; 
(welche zwar etwa aus heroiſchen Antrieben, wenn man 
ſich z. B. fuͤr's Vaterland freiwillig aufopfert, erlaubt und edel 
ſeyn kann, beim Verbrecher aber zugleich eine Verzichtlei⸗ 
ſtung auf die Beſſerung ſeyn wuͤrde), kann theils nicht 
allgemein praͤſumirt werden, theils waͤre ſie — wofern 
nicht das natuͤrliche Strafrecht vorausgeſezt wird — im 
moralifih, und alſo die Annahme derſelben von Seite der 
Geſammtheit oder der Staatsgewalt auch rechtlich unm oͤg⸗ 
lich. Der Inhalt des Staatsvertrags iſt nicht willkürlich, 


ſondern durch die Vernunft beſtimmt. Das Unmoraliſche, 


ſo wenig als das Widerrechtliche, findet darin eine Stelle; und 
es kann der Staatsgewalt weder ein Recht, noch den Staats⸗ 
angehörigen eine Verpflichtung darin beigemeſſen werden, welche 
gegen das allgemeine Recht oder gegen das Moralge⸗ 
ſez ſtritten. 


Uebrigens iſt's nicht wahr, daß — wie man ſagt — 
die Bedingungen einer rechtlich unbedenklichen, d. h. vor 


Gefahr des Mißbrauchs oder der Ueberſchreitung ſichern Aus⸗ 
uͤbung des Strafrechts nur im Staate koͤnnen gedacht werden. 
Zwar muß — aus pſpychologiſchen Gründen — die Ausuͤbung 
des Strafrechts im Naturzuſtand unausbleiblich zu den äußer⸗ 


ſten Schrecken und Rechtsverwirrungen, zu fortwährend ſich er- 


neuernden und geſteigerten Rachekriegen führen: aber auch das 
beſchraͤnkte Zwangs-, naͤmlich das blofe Vertheidig ungs⸗ 
und Entſchaͤdigungsrecht fuͤhret leicht faſt eben fo weit, 
und kein Recht iſt unter ſelbſtſuͤchtigen, befangenen, leiden⸗ 
ſchaftlichen Menſchen der Gefahr der Ueberſchreitung oder des 
Mißbrauchs enthoben, keines iſt, deſſen ſelbſtſuͤchtige Ausdehnung 
oder unredliche Vorſchuͤz ung nicht zu bitterem Hader führte. 
Dennoch bleibt es in der Idee giltig und unbeſtreitbar; auch 
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iſt nicht unbedingt nothwendig, daß ohne Staat 
man über die Schranken des Rechtes trete. Das näm⸗ 
liche gilt auch vom Strafrecht. Denn auch im außer⸗ 
bürgerlichen Zuſtand beſteht dafür ein Geſez, nämlich 
das re in vernünftige Rechtsgeſez, und koͤnnen Formen 
der Ausübung des Strafrechts gedacht und beobachtet werden, 


welche die Stimme der Leidenſchaft unterdruͤcken, und jener des 


ruhigen, rechtlichen Urtheils die Herrſchaft gewaͤhren. 


Auch eine Androhung der Strafe kann ſtatt finden, und jeden⸗ 


falls bleibt zur Hindanhaltung der widerrechtlichen Haͤrte der 
Grundſaz übrig: im Zweifel eher zu gelind als zu hart zu fire 
fen, d. h. niemal eine andere Strafe zu verhaͤngen, als welche, 
nach dem Urtheil der Verſtaͤndigen, mit Evidenz ſich als nicht 


uͤber das Maß der rechtlichen Wiedervergeltung hin⸗ 


ausgehend darſtellt. 
Endlich ſind ja auch im Staat die Bedingungen einer 
gefahrfreien Ausuͤbung des Strafrechts nicht befriedigend 


hergeſtellt. Die Strafgeſezgebung ſowohl als der 


Strafproceß aller alten und neuen Voͤlker tragen nur 
allzuviele Spuren der Rechtsunkunde oder der Rechtsverachtung 
an ſich; und die wirkliche Verwaltung der Strafjuſtiz 
ſteht fuͤr und fuͤr unter dem gefaͤhrdenden Einfluſſe der Leiden⸗ 
ſchaft, des Vorurtheils, der Parteiung und des fuͤr menſchliche 
Richter nie ganz vermeidlichen Irrthums. Unzählige Juſtiz⸗ 
morde ſind ſchon begangen worden und werden auch in Zukunft 
noch ſtatt finden. Dennoch zweifelt man nicht an dem Straf⸗ 
recht des Staates. Warum ſollte jenes außerhalb des Staates 
der Gefaͤhrlichkeit ſeiner Ausuͤbung willen gelaͤugnet werden? 


§. 54. 
Rechtsgrund der Strafe. 


In 
9 


II. Die Kritik der verſchiedenen Theorien, welche von aͤl⸗ 
tern und neuern Rechtslehrern fuͤr das Strafrecht im Staate auf⸗ 
geſtellt wurden, bleibt dem allgemeinen Staatsrecht vor⸗ 
behalten. Nur muß hier bemerkt werden, daß es ſtch dabei 
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nicht um Aufſtellung eines Zwecks der Beſtrafung, ſondern 


nur um Darlegung eines Rechtsgrundes der Strafe han⸗ 
deln kann. Die Verwechslung des einen mit dem andern iſt 


die Haupturſache der Verworrenheit und Verwerflichkeit der mei⸗ 


ſten Lehren uͤber das Strafrecht geweſen. Die Zuͤchtigungs⸗ 
Strafe, (welche die Beſſerung des Beleidigers, ſonach deſſen 
eigenes Beſtes bezweckt), die Präventions- Strafe, welche 
mich gegen die mir angedrohte Beleidigung oder gegen deren 
Wiederholung ſicher ſtellen ſoll, und die Abſchreckungs⸗ 
Strafe, wodurch auch Anderen ein von Verbrechen abhalten⸗ 
des Motiv erwachſen ſoll — ſind ſaͤmmtlich (es ſey denn in An⸗ 
ſehung der Unmündigen, Wahnſinnigen, uͤberhaupt der juriſtiſch 
Unvollbürti gen) durchaus unzuläßig ohne Vor aus ſezung 


des abſoluten, rein formalen Strafrechts, d. h. des blos auf 


die Rechts ver wirkung durch Uebelthat gegründeten. 

Die Darſtellung des lezten beſteht in Folgendem: Wer 
Rechte (dolos oder culpos) verlezt, tritt uͤber ſeine eigene Rechts⸗ 
ſphaͤre hinaus, folglich in einen (idealen) Raum, worin er 
keine Rechte mehr hat. Man kann ihn daher ſtrafen, d. h. ihm 
wehe thun, ohne ſein Recht zu verlezen, denn dieſes hat er 
verwirkt, und es haͤngt dabei blos von dem Gutfinden 
des (mit der hinreichenden Stärke verſehenen) Beleidig⸗ 
ten ab, ob er (wofern naͤmlich die Beleidigung evident 
oder erweislich iſt,) ſtrafen wolle oder nicht, und ob er es in 
dieſer oder jener Abſicht thun wolle, etwa um ſich dadurch 
Sicherheit gegen kuͤnftige Angriffe zu verſchaffen, oder um 
Andere durch das gegebene Beiſpiel von Verlezungen abzuhalten, 
oder auch aus dem wohlthaͤtigen Beweggrund, um den Verbrecher 


wo moͤglich zu beſſern, oder ohne allen andern Beweggrund als um 


das Vergnuͤgen der (gerechten) Rache, d. h. Wiedervergeltung, zu 
empfinden. Die Rache mag oft, ja in der Regel, gegen die 
Moral ſtreiten, (doch ſelbſt dieſes nicht immer, vielmehr for⸗ 
dern gewiſſe ſchreiende Unthaten auch den Tugendhafteſten zur 
Rache auf); aber gegen das Recht ſtreitet ſie nie, wenn ſie das 
gerechte Maß nicht uͤberſteigt. Der geſunde Menſchenverſtand und 
das Naturgefuͤhl ſind mit dieſer Lehre im Einklang, was ſich auf's 
Deutlichſte in Sitten, Gebränchen, ja Geſezen vieler Völker, (zumal 
der noch dem Naturzuſtand naͤher ſtehenden, und daher der vervoll⸗ 
kommneten Statseinrichtung noch entbehrenden Völker) ausspricht. 
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Wohl ſagt man: der aus meiner Rechtsſphaͤre hinausge⸗ 
worfene Beleidiger (dem ich naͤmlich den Raub wieder abge⸗ 
jagt, oder die volle Entſchaͤdigung abgedrungen habe), ſey als⸗ 
dann nicht mehr außerhalb des Seinigen, und es finde alſo 
keine weitere Befugniß zum Wehethun, d. h. keine Strafe 
mehr ſtatt. Aber wir erwiedern: Bei dem unfreiwilligen 
Verlezer oder bei dem, welcher freiwillig den Erſaz leiſtete, mag 
dieſes wahr ſeyn, (beim lezten jedoch ſchon mit Einſchraͤnkung); 
aber der blos durch meine Gewalt Gezwungene iſt dem 
Willen nach noch immer Beleidiger geblieben. Es iſt noch 
nichts geſchehen, welches ſeinen, durch die That erklaͤrten 
Willen, mich zu beleidigen, rechtlich aufgehoben haͤtte; 
und eben in dieſem Willen (d. h. in dieſem juriſtiſch er ſchei⸗ 
nenden Willen) liegt das Unrecht oder das Hinaustreten 
aus der eigenen Rechtsſphaͤre, folglich die Verwirkung von 
einem gleichen Maß des eigenen Rechtes, wodurch naͤmlich allein 
die geſtoͤrte Gleichheit der Wechſelwirkung ſich wieder herſtellt “). 


§. 55. 


Unterſchiede des Strafrechts im Staat von jenem außerhalb des 
Staates. 


III. Dieſes Fundament, ſonach die Natur und Weſen⸗ 
heit des Strafrechts, bleibt daſſelbe im Staat wie außer 
demſelben. Die Unterſchiede zwiſchen hier und dort gehen 
nicht auf die Hauptſache, ſondern theils nur auf Formen, 
theils nur auf das Mehr und Weniger: | 

1) Im Staat wird die Strafe nach dem Ausſpruch 
eines Gerichtes verhaͤngt, im Naturzuſtand gibt es in der 
Regel kein ſolches Gericht. Es iſt jedoch die Sentenz des Rich⸗ 
ters nicht der Grund, ſondern ſie gilt blos als Beweis, 
oder als moͤglichſt zuverlaͤßige Erkenntnißquelle der 


*) Das Ausführlichere hierüber ſolgt im III. Bande dieſes Werkes 
unter dem Titel „von der Criminal juſtiz.“ 
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Strafbarkeit des Beklagten. Aber gar viele Urtheilſpruͤche 
ſind, deren Geiſt und Inhalt gleichwohl dem wahren, heiligen 
Recht widerſtreiten, und deren Vollzug troz aller Autoritaͤt der 
Urtheilsſchoͤpfer unſer Rechtsgefuͤhl empört. Ja, ſehr oft wird 
— oder wenigſtens ward ehemals, bei noch unvervollkomm⸗ 
neten Staatseinrichtungen — das Urtheil von der beleidigten 
Macht ſelbſt — ob Koͤnig oder Volk — geſprochen, und da⸗ 
durch die Rache des Staates jener der Privaten im Natur⸗ 
ſtand gleich gemacht. Uebrigens laͤßt ſich auch die lezte gar 
wohl in Principien der erſten nahe bringen, wenn man etwa 
als Regel aufſtellt: Keiner übe das Strafrecht (man koͤnnte 
wohl noch allgemeiner ſagen: Keiner übe das Zwangsrecht) 
nach blos ſelbſteigenem Ermeſſen, ſondern ſtets nur nach dem 
zuvor erforſchten Urtheil Verſtaͤndiger und Unparteiiſcher aus; 
oder er thue es wenigſtens nur nach oͤffentlich kundgemachter 
Beſchwerde und hergeſtellter Evidenz des Faktums, auch nur 
in ſolcher Maß und Weiſe, daß er das Urtheil jener Verſtaͤn⸗ 
digen und Rechtlichen nicht ſcheuen duͤrfe. Freilich werden da⸗ 
durch die Faͤlle der Anwendbarkeit eines natuͤrlichen Straf⸗ 
rechts aͤußerſt ſelten werden; doch werden immer noch manche 
uͤbrig bleiben, und ob ihrer wenige oder viele ſeyen: dadurch 
wird das Fundament des Rechtes nicht berührt. 


2) Auch daß im Staate (mehr oder weniger vernünftige, 


doch jedenfalls durch die Autorität gegebene) Geſeze beſtehen, 
welche die Strafbarkeit und deren Maß beſtimmen, traͤgt nur 
zur groͤßeren Sicherheit der Strafrechtsausuͤbung oder zur 
Verminderung ihrer Gefahren bei, iſt aber nicht das Rechts⸗ 
fundament. Uebrigens beſteht im Naturſtand wenigſtens 
das Vernunftgeſez, deſſen Diktate zwar (wie jedoch auch 
nicht ſelten den poſitiven Geſezen widerfaͤhrt,) oftmals miß⸗ 
verſtanden oder verlezt werden, aber darum nicht weniger 
giltig ſind. 

3) Im Staat darf der Beleidigte ſelbſt nicht ſtrafen, 
ſondern bloß die Staatsgewalt, und dieſe darf nicht nur, 
ſondern muß ſtrafen; im Naturſtand darf in der Regel nur 
der Beleidigte (oder Mitbeleidigte, daher z. B. auch die 
Verwandten des Ermordeten) ſtrafen, aber er muß es nicht 
thun, ſondern er kann auch verzeihen. Doch kann im Staat 
der Beleidigte anklagen, was eine unzweideutige Anerkennung 
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seines Strafrechtes iſt, wiewohl er daſſelbe (wie überhaupt feine 
Rechte alle) im Staat nicht durch Selbſthilfe, ſondern nur 
durch den Arm der Staatsgewalt geltend machen darf. 
Eben darum, weil es ſein Recht iſt, muß auch die Staats⸗ 
gewalt ſtrafen; ſie kann und muß es aber (den Fall reiner 
Privatbeleidigungen ausgenommen) auch alsdann, wenn der 
Beleidigte verzeiht, weil naͤmlich ſie ſelbſt mitbeleidigt 
worden (durch Verlezung ihres Geſezes), und weil ſaͤmmtliche 
Buͤrger (die da bei der Strafloſigkeit der Verbrecher ſich alle ſelbſt 
bedrohet ſehen) nach Inhalt des Staatsvertrags die Beſtrafung 
fordern. Die lezte Betrachtung führt uns übrigens zu einer 
Anſicht, wodurch das Strafrecht im Naturſtand jenem im 
Staate noch naͤher gebracht wird. Nicht blos die durch den 
Staatsvertrag unter ſich verbundenen Buͤrger nämlich ſehen 
ſich durch das gegen Einen aus ihnen veruͤbte Verhrechen, 
d. h. durch das Vorhandenſeyn eines Verbrechers oder Rechts⸗ 
veraͤchters ſaͤmmtlich ſelbſt bedroht; ſondern es iſt ſolche Bes 
drohung auch in Anſehung der bürgerlich noch Un ver bun⸗ 
denen — ſofern ſie nur in einiger Wechſel wirkung un⸗ 
ter ſich oder mit dem Verbrecher ſtehen — zu erkennen. Wir 
mögen daher unbedenklich auch ihnen (den thaͤtig Bedroh— 
ten und daher in Wahrheit Mitbeleidigten) ein Straf⸗ 
recht beimeſſen, bedingt jedoch auf das wirkliche Vorhanden⸗ 
ſeyn und auf das Maß ſolcher Bedrohung, die da theils aus 
der Nat ur des begangenen Verbrechens, theils aus dem Grad 
feiner juriſtiſchen Evidenz hervorgeht. Gar manche Be— 
leidigungen gehen nach ihrem Begriff oder nach ihren Anlaͤſſen 
nur gegen beſtimmte Perſonen (3 B. wenn die Gattin 
die eheliche Treue gegen den Gatten bricht, oder der Gatte den 
Ehebrecher toͤdtet, dann die rein aus perſoͤnlicher Fein d⸗ 
ſchaft begangenen Verbrechen u. ſ. w.), und begruͤnden daher 
die Vermuthung, daß der Verbrecher auch andere Perſonen 
beleidigen werde, nicht. Solche bleiben daher der Rache der 
Beleidigten uͤberlaſſen. Manche Verbrechen ſind auch, die, (weil 
etwa ihre Würdigung von der Kenntniß der beſonderen zwiſchen 
Beleidiger und Beleidigten beſtehenden Verhaͤltniſſe, Streisge⸗ 
ſchichten u. ſ. w. abhängt, oder überhaupt, weil es im Natur⸗ 
ſtand kein Zwangsrecht oder keine geregelte Zwangsgewalt zur 
Unterſuchung gibt) als ſolche mit Gewißheit von Andern 
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nicht zu erkennen, alſo auch nicht zu beftrafen find. Es 
wird ſodann der Streit unter den Betheiligten allein 
(durch Krieg, wenn kein Vergleich zu Stande koͤmmt) aus⸗ 
zumachen ſeyn. Das aͤußere Recht bleibt dabei meiſt ums 
entſchieden; (wo zweifelhaftes Recht iſt, muß der Krieg 
auf beiden Seiten als gerecht, d. h. als bona ſide gefuͤhrt, 
gelten); und nur das innere, jedoch den Parteien ſelbſt er 
kenn bare, Recht gibt ihnen das Geſez. Dagegen tragen oft auch die 
Verbrechen ihren bezeichnenden Stempel in der Evidenz der 
That und ihrer Umſtaͤnde an ſich, oder ſie moͤgen der all⸗ 
gemeinen Ueberzeugung durch Vorlage von Beweis mitteln 
nach ihrer faktiſchen Wahrheit und nach ihrer rechtlichen Natur 
erkennbar werden. Verrathen nun dergleichen mit Evidenz er⸗ 
ſcheinende oder erwieſen vorliegende Verbrechen eine Verachtung 
oder Anfeindung von Rechten, welche Allen oder Vielen unter 
den im Kreis der Wechſelwirkung mit dem Verbrecher Stehen⸗ 
den zukommen und koſtbar ſind (wie z. B. in Faͤllen des — 
zumal wiederholten — Diebſtahles, Raubes, Mordes oder der 
Brandlegung u. ſ. w.), fo mögen auch dieſe Alle oder Viele 
ſich als durch die an Einem geſchehene Verlezung mit verlezt 
(weil naͤmlich mit aͤhnlicher Verlezung bedroht,) achten und 
daher ſelbſteigene Rache uͤben. In dieſem Sinne ſind alſo ſchon 
im Naturſtand ſogar delicta publica zu erkennen. 


4) Aus dem Vorigen erhellt weiter, daß im Staat weit 


Mehreres und Anderes der Strafe unterliegt und auch 
haͤrter geſtraft werden kann, als im Naturſtand. Denn nicht 
nur find im Staat die meiſten Pri vatverbrechen zw 
gleich auch Öffentliche, und daher doppelt ſtrafbar, und 
nicht nur iſt der Staat befugt, auch die unbekannten Verbre⸗ 
chen an's Licht zu ziehen und die Verdaͤchtigen einer Unterſuchung 
mit Autoritaͤt zu unterwerfen, ſo wie auch alle Buͤrger zur 
Zeugenſchaft aufzufordern u. ſ. w.; ſondern der Staat kann auch 
an und fuͤr ſich unſchuldige, d. h. rechtlich erlaubte, 
Handlungen durch ſeine Verbote in Verbrechen umwandeln, 
und er kann durch ſeine im Geſez voraus verkündete 
Drohung den Zweifeln oder Rechtsbedenken uͤber das in 
konkreten Fällen anzuwendende Strafmaß ſteuern. Aber 
auch dieſer Unterſchied iſt nicht auf das Weſen gehend. 
Das abſolute Strafrecht, wie beſchraͤnkt es immer im 
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| Naturſtand, verglichen mit jenem im Staat, erſcheine, beſte ht 
gleichwohl auch dort, und iſt in ſeinem ‚ch e mit 
dem lezten identiſch #9 


f $. 56. 
| Natürliches (Privat-) Kriegs - Recht. 


Keine Sphäre des Rechts tft ſchwieriger zu zeichnen, als 
die des Zwangs⸗ und insbeſondere des Straf-Rechtes. Wie 
ſorgfaͤltig man hier nach einem Nor malrecht ſtrebe: immer 
wird man uͤber Luͤcken, Dunkelheiten, ſchwer zu ſchlichtenden 
Widerſtreit zu ſeufzen haben. Noch troſtloſer aber erſcheint 
alles vom praktiſchen Standpunkt. Zwiſchen Rechtsgebiet 
und phyſiſcher Gewalt, es zu behaupten, iſt durchaus kein 
natürliches Ebenmaß oder Verhaͤltniß. Rein zufällig bleibt die 
Moͤglichkeit der Rechtsbehauptung; und gewoͤhnlich ſteht die 
Gewalt dem Ungerechten zur Seite. Auch iſt faſt unvermeidlich, 
daß im Naturſtande aus einer erſten Beleidigung, die da von 
dem Beleidigten abgewehrt oder gar geraͤcht wird, ein 
unaufhaltſam bis zum Krieg auf Leben und Tod ſich ſteigernder 
Kampf entſtehe. Dennoch kann man, wenigſtens im Allge: 
meinen, einige Rechtsgeſeze angeben, durch deren Beobachtung 
die durch Rechtswidrigkeit geſtoͤrte Harmonie der Wechſelwir— 
kung auf kuͤrzeſtem Wege wieder hergeſtellt und befeſtigt wuͤrde. 
Dieſe Regeln bilden die Theorie des natürlichen — 
theils mit dem buͤrgerlichen, theils mit dem peinlichen Proceß 
vergleichbaren — Krieges. Zwar, was den bürgerlichen 
Proc eß betrifft, fo find die den Handlungen, welche dem Urs 
theil und deſſen Vollſtreckung vorangehen, entſprechenden 
Schritte noch keine eigentlichen Krieges handlungen, wohl aber 


| N 
) Wenn Krug (Dikäologie §. 61. 62.) zwar Wiedervergeltung, 


nicht aber Strafe im Naturſtand zuläßt, ſo läuft die Sache ſo 
ziemlich auf einen Wortſtreit hinaus. 
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ſolche, welche als Bedingungen eines als gerecht (d. h. 
als nicht ungerecht) anzuerkennenden Krieges erſcheinen. Es 
ſind ſolches die von Seite des, nach ſeiner Meinung 
Verlezten oder Beleidigten, theils dem Beleidiger, (fo 
fern dieſer uͤber den That oder Rechtsbeſtand der Sache 
noch im Irrthum ſich befinden kann), theils der Geſell⸗ 
ſchaft, d. h. Allen, die in geſelligen Verhaͤltniſſen mit den 
Entzweiten ſtehen, vorzulegenden Beweiſe des eigenen Rechts, 
ſodann die Verſuche der guͤtlichen Ausgleichung, zu⸗ 
mal das Anerbieten der Unterwerfung unter den Ausſpruch 
eines gemeinſchaftlich zu ernennenden Schiedsgerichts. Die 
Erwaͤhlung eines ſolchen fuͤr bereits vorliegende einzelne Faͤlle, 
oder auch ein ſchon zum Vorhinein zu errichtendes Kome 
promiß auf das Urtheil beſtimmter rechtsverſtaͤndiger und 
rechtlich geſinnter Perſonen für jeden etwa kuͤnftig zwiſchen Mir 
und Dir oder zwiſchen irgend Welchem aus Vielen aus brechen⸗ 
den Streitfall kann gar wohl auch im Naturſtand geſchehen, 
wenigſtens gedacht werden; und die rechtliche Vernunft for⸗ 
dert allerdings, daß man zu dieſem friedlichen Mittel fruher 
als zur Gewalt ſchreite. Wer ſich weigert, einem aus vers- 
ſtaͤndigen und unbeſcholtenen Maͤnnern gebildeten Schiedsgericht 
ſeine Anſpruͤche zu unterwerfen, der thut entweder den Mangel 
der eigenen Rechts zuverſicht kund, oder aber er verlezt die 
natuͤrliche Gleichheit, indem er verlangt, daß fein Urtheil 
in der vorliegenden Streitſache mehr gelten ſolle, als das ſeines 
Gegners. Vor dem Richterſtuhl der Vernunft, die da jede 
Ungleichheit wie jeden Widerſpruch ſcheut, kann aber keines 
von beiden Urtheilen gelten, ſchon darum, weil die Selbſtliebe 
befangen macht, und auch der redlichſte Mann in unabwendbarer 
Gefahr ſteht, ſich ſelbſt mit aufrichtiger Ueberzeugung ein Meh⸗ 
reres zuzuſchreiben als ihm gebührt. 

Nicht immer jedoch wird thunlich ſeyn, ein zuverlaͤßiges, 
das Zutrauen beider Theile gleichmaͤßig anſprechendes Schieds⸗ 
gericht zu finden. Alsdann, und wenn auch keine Entſcheidung 
durch das Loos oder durch Vergleich (wozu ohnehin nie 
eine Verpflichtung beſteht) zu Stande koͤmmt, oder auch wenn 
mein Recht zwar erwieſen und anerkannt iſt, doch demſelben 
von Seite des Gegners vielleicht noch ohne boͤſen Willen, 
etwa blos aus Saumſal oder Duͤrftigkeit) nicht entſpro⸗ 
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chen wird, — alsdann erſt faͤngt der — im lezten Fall mit 
der Exekution im bürgerlichen Rechtsverfahren vergleich⸗ 
bare — Privatkrieg an, welcher freilich, — und wäre er 
auch von beiden Seiten bona fide, unternommen, nach der Nas 
tur der Dinge und der menſchlichen Leidenſchaften zu einſeiti⸗ 
gen oder wechſelſeitigen Uebertretungen der Rechtslinie fuͤhren, 
Schuld und Gegenſchuld furchtbar haufen, und durch zuneh⸗ 
mend bitterere Beleidigungen und ſchwerere Verlezungen Grund 
oder Vorwand auch zum Rachekrieg geben wird. Auch die⸗ 
fer zwar kann noch in der aͤußeren Erſcheinung beiderſeits ges 
recht (d. h. zweifelhaften Rechts oder von keinerſeits er 
wieſenem Unrecht) ſeyn. Doch koͤnnen auch einerſeits oder 
beiderſeits evi dente Rechtsverlezungen oder Verbre⸗ 
chen vorliegen, wornach alsdann auch die Uebrigen ſich be⸗ 
fugt achten moͤgen, durch zwangsweiſe Dazwiſchenkunft den 
Freveln Einhalt zu thun und dem ſie Alle gefaͤhrdenden Miß⸗ 
brauch phyſiſcher Gewalt zu ſteuern. 

d Ob in einem beſtimmten, vorliegenden Fall von einer oder 
der anderen Seite die Rechtslinie überfchritten oder nicht uͤber⸗ 
ſchritten, Rechts verlezungen wirklich begangen oder nicht be 
gangen worden, dieß waͤre wohl fuͤr verſtändige und rechtlie⸗ 
bende Männer, (welchen naͤmlich, wie wir vorausſezen, der 
ganze Verlauf des Streites, mit allen auf deſſen rechtliche 
Wuͤrdigung Einfluß habenden Umſtaͤnden, in Klarheit vor⸗ 
lage,) zu entſcheiden nicht ſonderlich ſchwer; und ein Mehres 
res beſagt allerdings unſere Theorie des natuͤrlichen Zwangs⸗ 
rechtes (wie uͤberhaupt aller natuͤrlichen Rechte) nicht. Die 
objektive Giltigkeit unſerer Rechtsgeſeze iſt ſchon gerettet, wenn 
nur jene Moͤglichkeit der Entſcheidung durch verſtaͤn⸗ 
dige und unparteiiſche, und blos an den Codex des Vernunft⸗ 
rechts angewieſene Richter — bei vorausgeſezter Kenntniß des 
Faktums — anerkannt wird. Solche Richter nun wuͤrden die 
Rechtmaͤßigkeit oder Unrechtmaͤßigkeit des veruͤbten Zwangs und 
Gegenzwangs nach den oben (F. 50 — 53) aufgeſtellten Grund⸗ 
ſaͤzen über die allgemeine Zulaͤßigkeit und gerechte Ver⸗ 
haͤltnißmaͤßigkeit deſſelben beurtheilen; ſie würden die 
Faͤlle der Gegenwehr, der Praͤvention, der mit Gewalt 
durchgefuhrten Wiedererſtattungs⸗ oder Entſchädigungs⸗ 
oder was immer ſonſt für einer rechtlichen Forderung und 
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jene der Rache oder Strafe forgfam unterfcheiden, und — 
ob auch das Kriegsrecht im Allgemeinen ſo grenzenlos 
oder unbeſtimmbar als die irgend gedenkbare oder mögliche 
Groͤße der ihm das Maß gebenden gegenſeitigen Schulden, 
Verbrechen und Frevel ſey — fuͤr jeden konkreten Fall 
die Grenze in der, aus den Anlaͤſſen, Umſtaͤnden, Streitobjekten 
und Streitgeſchichten zu erkennenden, formalen Verhaͤlt ni ß⸗ 
maͤßigkeit der zur Behauptung, Abwehr oder Wiedervergel⸗ 
tung angewandten Mittel finden. Im Allgemeinen oder 
ausnahmslos, alſo ſchon an und für ſich verwerflich, aber 
würde ihnen kaum eines, oder doch nur ſehr wenige er⸗ 
ſcheinen, und dieſe nicht ſowohl wegen des Rechtes des Geg— 


ners (falls derſelbe naͤmlich bereits Aehnliches veruͤbte), als 


wegen jenes der Geſellſchaft, oder auch wegen der ſubjek⸗ 


tiven Bedingungen ſelbſteigener Wee Ver⸗ 


werflich nach ſolchen Gruͤnden ſind etwa: 

1) Kriegfuͤhrung ohne vorausgegangene Erklärung oder 
Ankuͤndung des Kriegs. Wer naͤmlich (den Fall der 
unmittelbaren Vertheidigung gegen wirklich vorhandenen 
Angriff ausgenommen,) ohne ſolche Ankuͤndung und Rechtferti⸗ 
gung zur Gewalt ſchreitet, der iſt aͤußerlich nicht von dem 
Raͤuber zu unterſcheiden; und es mag daher ſowohl der Ans 
gegriffene ſelbſt (dem ſogar un bekannt ſeyn kann, welcher 
Forderung oder Schuld willen der Angriff geſchah), als die 
Geſellſchaft umher ihn als ſolchen behandeln. 

2) Abſolut immoraliſche Zwangsmittel oder Straf— 
übel dürfen nie ſtatt finden. Sollte auch der Verbrecher (mel 
cher z. B. Selbſt die Ehrbarkeit am Körper des Andern ver⸗ 
lezt haͤtte, und welchem nunmehr das Naͤmliche von dieſem 
widerfuͤhre) ſich nicht uͤber Unrecht (im ſtrengſten Sinne) be⸗ 
klagen koͤnnen, fo würde doch die Geſellſchaft umher Den⸗ 
jenigen, der ſich fo ſchaͤndliche Genugthuung nahme, nicht 
mehr für vernünftig, alſo auch für kein vollbürtiges 
Rechtsſubjekt mehr achten, und in Gemaͤßheit folder ver⸗ 
dienten Verachtung behandeln. 


3) In dieſelbe Klaſſe wuͤrden auch die unmenſchlichen 


Mittel, z. B. die qualvollen Toͤdtungsarten, gehoͤren. Denn 
wenn auch der ungerechte Peiniger nach ſtrengem Recht eine 
gleiche Pein verſchuldete, ſo iſt doch die Geſellſchaft nicht 


— 
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ſchuldig, ſich durch das die Humanitaͤt empdrende Schauſpiel 
mit quälen zu laſſen, und ſie wird den die Menſchlichkeit 
Verläͤugnenden fo wenig als den Schaͤndlichen fuͤr ein voll⸗ 
buͤrtiges Rechtsſubjekt anerkennen. 

4) Noch einleuchtender iſt, daß Erwiederungen, welche nicht 
nur an dem Verbrecher, ſondern zugleich auch an dritten 
unbetheiligten Perſonen geſchaͤhen (wie wenn die Frau oder 
Tochter Desjenigen geſchaͤndet wuͤrde, der die Frau oder Tochter 
eines Andern ſchaͤndete), rechtlich unmoͤglich ſind; was wohl 
keiner Erwaͤhnung beduͤrfte, wenn nicht eine ſchlechte Dialektik 
dergleichen Faͤlle gegen die — freilich ganz falſch aufgefaßte — 
Lehre von der Wieder vergeltung als Einwendungen aufge 
ſtellt haͤtte. 

5) Endlich darf man kein Mittel brauchen, welches nach 
ſeiner Natur das Vertrauen toͤdtet, folglich die kuͤnftige Wieder⸗ 
verſoͤhnung, d. h. die Eingehung eines Friedens, unmoͤg⸗ 
lich macht. Daher iſt Verrath, Treuebruch, Hinterliſt 
(die Niemand verwechſeln wird mit Kriegsliſt) auch gegen den 
bitterſten Feind nicht erlaubt. Der Treuloſe kann keine Rechts⸗ 
gewaͤhr mehr leiſten, und iſt alſo außerhalb des Rechtes. 2 


) Die vollſtändigere Entwicklung Bieten Lehren en in's Völ⸗ 
kerrecht. . 


Rotte®s Vernunſtrechtslehre. 1. 18 
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Geſellſchanfts recht. Bunge 


5 7 un m 75 95 nahe 
Beguif der Gefeligat. u Ae 


Den Uebergang vom Privat: zum offentlichen geh bil⸗ 
dend, ja ſeiner Weſenheit nach ſchon zum lezten ‚gehörig ff — 
das Geſellſchaftsrecht (ſ. oben Einl. $. 25). 

f Unter den gegenſeitig belaͤſtigenden Verträgen, die da in der 
Regel nichts anderes als zwei oder mehrere, zwar in Bezug auf 
die Rechtswirkung auf einander bedingte, doch in der Be⸗ 
trachtung auch zu trennende, einſeitige (wohlthaͤtige) Ver⸗ 
träge find, und welche daher die geſonder te Perſoͤnlichkeit 
der einzelnen Paciscenten ſelbſt in der Sphaͤre des Vertrags⸗ 
gegenſtandes nicht aufheben, gibt es auch einen, welcher dieſe 

Eigenſchaft nicht an ſich traͤgt, ſondern nach ſeinem Begriff 
Hund Weſen aus mehreren Perſonen eine macht, und nicht nur 
eine Verpflichtung gegen einen beſtimmten oder mehrere be⸗ 
ſtimmte Mitpaciscenten (welche ihm dieſe auch etwa er⸗ 
laſſen koͤnnten,) erzeugt, ſondern eine Verpflichtung gegen eine 
ideale Perſoͤnlichkeit, welche durch die Aufſtellung eines 
gemeinſchaftlichen Zweckes erſt entſtanden, d. h. alſo gegen 


than. 
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eine Geſammtheit, von welcher der Verpflichtete ſelbſt ein 
Element oder Mitglied iſt. Dieſes Verhaͤltniß heißen wir eine 
Geſellſchaft. Es iſt demnach ſolches ein Verhaͤltniß der 
Vereinigung oder der Gemeinſchaft, nicht aber der 
Entgegenſezung oder des Sonderrechtes. Das Recht 
der Mitkontrahenten iſt hier immer auch mein eigenes 
Recht, und meine Verpflichtung iſt zugleich die Verpflich⸗ 
tung aller. 

Kaͤufer und Verkaͤufer, Miether und Vermiether, uͤberhaupt 
Glaͤubiger und Schuldner (in weiteſter — auf zweibaͤndige wie 
auf einbaͤndige Kontrakte ſich beziehender — Bedeutung des 
Wortes) bleiben ungeachtet ihres beſonderen Vertragsverhaͤlt— 
niſſes und ſelbſt in Bezug auf daſſelbe dennoch geſon⸗ 
derte Perſoͤnlichkeiten, d. h. es entſtehen dadurch für fie 
keine gemein ſch aftlichen Rechte und Schuldigkeiten, ſon⸗ 
dern verſchiedene, ja wechſelſeitig entgegengeſezte. Die 
Paciscenten machen daher zuſammengenom men keine vers 
bundene Perſoͤnlichkeit (Geſammiperſonlichkeit) aus; ſondern ſie 
ſtehen einander fortwährend gegenüber, jeder für ſich eine be⸗ 
ſondere Lebensrichtung verfolgend, jeder eine eigene Rechtsſphaͤre 
fuͤr ſich behauptend und mit feinem alleinigen Willen ers 
fuͤllend. 

Zum Begriff der Geſellſchaft dagegen gehört zuvoͤr⸗ 
derſt eine Gemein ſchaft von Rechten und Schuldigkeiten; 
doch genügt eine Gemeinſchaft ſchlechthin nicht, es wird noch 
Weiteres erfordert. 

Diurcch die Gemeinſchaft von Rechten oder Schuldigkeiten 
erſcheinen die Genoſſen derſelben zwar als Geſammtheit 
oder juriſtiſche Geſammtperſoͤnlichkeit; aber obſchon 
ſolche Verhältniſſe mitunter den Anlaß, mitunter die Noͤthi⸗ 
gung zu einer wahren geſellſchaftlichen Vereinbarung der 
Genoſſen enthalten: ſo ſind ſie doch an und für fi ch unendlich 
verſchieden von ihr. 

Die Genoſſenſchaft ſtellt nur nach außen ſich als Ge⸗ 
ſammtperſdnlichkeit dar. Unter ſich f elb ſt ſind die Genoſſen 
noch unverbunden, ein Jeder blos dem eigenen Willen unter⸗ 


Die Geſellſchaft ‘aber erheiſcht auch eine innere Berbin- 
dung durch Gemeinſchaft des Willens, und zwar durch eine 
18 * 
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auf einem rechtskraͤftigen Titel beruhende und daher für die 
Mitglieder (nicht etwa blos eine pſychologiſche oder auch 
moraliſche Noͤthigung, fondern) eine wahre Rechts ver⸗ 
bindlichkeit bewirkende Gemeinſchaft ſolches Willens. 

Die Gemeinſchaft des Willens ſezt die Gemeinſchaft eines 
Endzwecks voraus, und zwar eines ſelbſtgeſezten Zwecks, 
und welchen zu erstreben eine wechſelſeitige Verpflichtung 

befteht.- "84 

Iſt daher der Endzweck ein blos ſubjektiver, (von 
jedem Einzelnen blos’ für ſich ſelbſt erſtrebter,) ob auch mehre⸗ 
ren Individuen gleichmaͤßig eigener (z. B. bei der Kirche), 
zumal ein ohne gemeinſame Erſtrebung erreichbarer (z. B. 
im Theater), oder zwar nur durch gemeinſame Erſtrebung, 
jedoch ohne eine rechtskräftige Verpflichtung dazu 
zu erreichender (Ball⸗, Bade ꝛc. Geſellſchaft); fo entſteht dadurch 
noch keine Geſellſchaft in unſerem, naͤmlich im ſtrengſten juri⸗ 
ſtiſchen, Sinne. 

Aber auch die juriſtiſche 55 erpflichtung zu ſolchem Er⸗ 
ſtreben bezeichnet noch nicht das Weſen der Geſellſchaft, indem 
man auch aus andern Titeln, als aus jenem des geſell⸗ 
ſchaftlichen Verhaͤltniſſes zu jener Erſtrebung verbunden ſeyn 
kann. Eine Schaar von Knechten mag mit dem Herrn 
gemeinſam einen Zweck (z. B. die Beurbarung eines Grundes, 
die Fuͤhrung eines Handels ꝛc. x) erftreben ; eine Zahl von 
Streitern — zum Regiment oder Armeekorps verbunden — er⸗ 
ſcheint unter dem Befehle des Fuͤhrers als ein Leib, bewegt 
durch leine alleinige Seele. Sie wird aber dadurch noch nicht 
zur Geſellſchaft. Zu dieſer gehört leine Vereinigung des 
Willens, wie der Kraft, d. h. ein allſeitiges Selb ſtwol 
len des Zweckes und eine wech ſelſeitige Verpflichtung zu 
deſſelben Erſtrebung, und ein fortwaͤhrender, die Richtung der 
Geſammtkraft beſtimmender lebens⸗ wie rechtskraͤftiger Ge⸗ 
ſammtwille. 

Die rechtskraͤftige Vereinigung des Willens, d. h. 
alſo die allſeitige Unterwerfung unter dieſen vereinig⸗ 
ten Willen, innerhalb der dafuͤr durch den Geſellſchaftsvertrag 
gezeichneten beſtimmten Sphaͤre macht hiernach das wahre 
Weſen der Geſellſchaft aus; und es iſt daher eine Geſell⸗ 
ſchaft nur allda und nur in 0 fern zu erkennen, allwo und in 
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fo fern ein vereinigter Wille. Die Geſellſchaft wird nur 
geſchloſſen durch eben jene Vereinbarung des Willens 
fur eine Zweckerſtrebung, und in die Geſellſchaft a uf gen om⸗ 
men wird nur Jener, der in ſolche Willens vereinigung 
mit aufgenommen wird. Man kann daher ſelbſt zur (gleichen 
oder ungleichen) Theilnahme am Gewinn oder an den Genuͤſ— 
ſen der Geſellſchaft mitberufen und zu eben ſolcher Theilnahme 
an den Laſten oder Leiſtungen derſelben mit verbunden ſeyn, 
ohne dem wahren Geſellſchaftsverband anzugehoͤren. Denn 
die Geſellſchaft kann durch allerlei Kontrakte — alſo auch durch 
Gewaͤhrung oder Bedingung ſolcher Theilnahme — ſich ge— 
gen Auswärtige und; dieſe gegen ſich verpflichten oder 
verbinden, ohne dadurch ſie mit ſich auch zu vereinigen. 
Vereiniget zur wahren, lebendigen Geſammtperſoͤn⸗ 
lichkeit koͤnnen nur Jene erſcheinen, denen eine gemeinſchaft— 
liche Seele einwohnt, d. h. die ein gemeinſchaftlicher, oder 
ein von allen zuſammen (nicht nur von Einigen) aus⸗ 
gehender Wille beſtimmt. 


3 
\ 


\y 58. 
Unterſchied von der Corporation. 


— 


Unter Geſellſchaft verſtehen wir alfo eine rechtskraͤf— 
tige Vereinigung mehrerer lebendiger (d. h. nicht etwa 
in bloſer Abſtraktion oder poſitiver Rechts dichtung, ſon⸗ 
dern in Wirklichkeit beſtehender) Perſonen?) zu einer gleich⸗ 
falls lebendigen, naͤmlich durch ein einwohnendes Lebens⸗ 
princip gebildeten, Geſammtperſdnlichkeit, d. h. zu 
einem Geſammtleben innerhalb der durch einen aufgeſtellten 
Geſammtzweck beſtimmten Sphaͤre. Durch dieſen zulezt ange, 
führten Charakter des Geſammtlebens unterſcheidet ſich die 


—— nn men 


*) Es. gibt hiernach einfache und zuſammengeſezte Geſell⸗ 
ſchaften. Die lezten entſtehen durch Vereinigung mehrerer kleinern 
Geſellſchaften zu einer größern. Hier ſind alſo die Mitglieder nicht 
Individuen, fondern Geſammtperſönlichkeiten. 
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Geſellſchaft von einigen ihr in Ae ußerlichkeiten ahnlichen, 
aber im Weſen von ihr völlig verſchiedenen Verhaͤltniſſen, als 
Corporationen, Anſtalten, Behoͤrden oder wie immer 
fonft benannten Verbindungen, z. B. Prie ſterſchaften, 
Kldͤſtern, Innungen u. ſ. w. 

Eine Corporation — wir wollen in Ermanglung einer 
paſſenderen allgemeinen Benennung dieſen Namen ſtatt aller 
anderen brauchen — gilt uns hier uͤberhaupt fuͤr jede Ver⸗ 
bindung (alfo nicht nothwendig auch Vereinigung) mehr 
rerer Individuen (oder auch moraliſcher Perſonen) zu einer blei⸗ 
benden juriſtiſchen (ohne Unterſchied, ob ſchon natürlich erkenn⸗ 
baren oder blos poſitiv anerkannten oder gedichteten) Perſoͤn⸗ 
lichkeit (alſo nicht nothwendig Geſammtperſoͤnlichkeit) 
und zu irgend einem geſezten Zweck (alſo nicht nothwendig Ge, 
ſammt⸗Zweck). In ſolchen Verbindungen find wohl manche 
Aehnlichkeiten mit wahren Geſellſchaften zu erkennen, und ſie 
koͤnnen auch meiſtens in einer oder der andern Bezie⸗ 
hung als wahre Geſellſchaften gelten: aber im Allgemeinen 
oder im Ganzen bleiben ſie davon weſentlich verſchieden. 

Eine Corporation namlich kann die mannigfaltigſten 
Verhaͤltniſſe in ſich ſchließen. Sie kann in einer Beziehung eine 
blofe Gemeinſchaft von Rechten darſtellen (ein Geſammt⸗ 
ſubjekt derſelben ſeyn), oder wenigſtens alſo betrachtet und durch 
poſitives Geſez dafuͤr erkannt werden. Dann kann ſie aus 
Haupt⸗ und Nebenperſonen, aus ſtaͤndigen und blos zeitlichen, 
aus befehlenden, gehorchenden, ja rein dienenden Mitgliedern 
beſtehen. Das Band, welches alle zuſammenhaͤlt (und alſo 
gegen Aus waͤrtige als eine Perſon erſcheinen laͤßt), kann in 
einem Einzelwillen, oder in einem Geſammtwillen, (der 
ſich unter einigen oder unter allen Mitgliedern zu äußern 
hat) oder in einem fremden Geſez beſtehen; und es koͤnnen 
die verſchiedenen Glieder, jedes einzeln, durch gar ſehr verſchie⸗ 
dene Arten von Verpflichtungen (nach Titel und Inhalt) der 
Corporation angehoͤrig oder verbunden ſeyn. Es iſt alſo die 
Corporation ein Inbegriff von Perſonen, welche durch was 
irgend für rechtskraͤftige Verbindungsmittel zu einem ju riſti⸗ 
ſchen (oder politifchen) Ganzen geſammelt find, ohne Unter⸗ 
ſchied, ob die Glieder deſſelben ihre eigene Perſoͤnlichkeit (d. h. 
in der Sphaͤre der fraglichen Zweckerſtrebung) zu einer wahren 


* 


279 


ey Geſammtperſdoͤnlichkeit vereinigt, oder ob ſie die⸗ 
ſelbe ganz oder zum Theil einer fremden oder einheimiſchen Per 


ſoͤnlichkeit unterworfen, d. h. ihrem eigenen Willen zu Guns 
ſten eines Andern entſagt, oder auch ob fie durch blos ge mei⸗ 
nen (alſo nicht Geſellſchafts-) Kontrakt (oder auch unmit⸗ 
telbar durch ein Geſez) einen Anſpruch auf Theilnahme an 
gewiſſen gemeinſamen Rechten oder Genuͤſſen erworben, oder 
eine Verpflichtung zu gewiſſen Leiſtungen uͤberkommen haben. 


Hiernach iſt es nicht nothwendig eine allen ge meinſchaft⸗ 
liche oder eine ihnen Allen ein wohnende Seele, die ſie be⸗ 


lebt; ſondern es kann dieſe auch ein ihnen fremder, oder ein 
nur Einigen aus ihnen einwohnender Wille, fie kann der Wille 
eines laͤngſt Verſtorbenen (z. B. eines Stifters) oder eines 
(huͤrgerlichen oder kirchlichen) Geſezgebers ſeyn. Oft iſt jedoch 
eine Corporation, wenigſtens zum Theil, zug leich Geſellſchaft; 
und daher koͤmmt eben die gewöhnliche Verworrenheit der Ber 
griffe und das Schwankende der Lehre von dem Geſellſchaftsrecht. 
Es iſt aber von hoͤchſter Wichtigkeit, den Begriff der Ges 
ſellſchaft von jenem der Corporation zu unterſcheiden; 
ja auf ſolcher Unterſcheidung beruht alle Moͤglichkeit eines ver⸗ 


nuͤnftigen Geſellſchaftsrechts. Bei Corporationen naͤmlich 


iſt alles Rechtens, was eingefuͤhrt iſt (wofern dieſes nicht 
uͤberhaupt gegen das Vernunftrecht ſtreitet); bei Geſellſchaf⸗ 
ten aber kann nichts der Freiheit Widerſtreitendes ſtatuirt 
werden, ohne fie feldft zu tödten. Bei Corporationen muß ab 
les aus poſitiver Einſezung abgeleitet werden; das Natur 
recht beſtimmt hier nichts. Bei Geſellſchaften iſt das 
Wichtigſte aus dem Naturrecht klar. Corporationen laſſen ſich 
ſchwer unter einen allgemeinen Begriff bringen; ſie faſſen in 
ſich die bunt verſchiedenſten Verhaͤltniſſe. Nur der Charakter 
der ju riſtiſchen Perſoͤnlichkeit, zu welcher bei ihnen 
mehrere Individuen verbunden (nicht eben vereinigt) ſind, 
und der Charakter der durch irgend ein rechtskraͤftiges Faktum 
oder durch mehrere Fakta entſtandenen gemeinſamen oder auch 
verſchiedenen Verpflichtung Einzelner gegen jene ideale Per⸗ 
ſoͤnlichkeit, oder auch der Theilnahme Mehrerer an gewiſſen ſolcher 
Perſönlichkeit eigenen oder von ihr gewährten Berechtigungen 
oder Genuͤſſen, endlich der Charakter eines rechtlich möglichen 
objektiven Zweckes der Verbindung (ohne Unterſchied, ob 
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er auch zugleich der ſubjektive Zweck der einzelnen Glieder 
ſey oder nicht ſey,) iſt ihnen gemein. Dagegen iſt der Begriff 
der Geſellſchaft ein beſtimmter Begriff, es moͤgen alſo 
auch beſtimmte und allgemein .giltige Folgerungen oder 
Rechtsſaͤze daraus abgeleitet werden. N 


§. 59. 
Es gibt nur freie Geſellſchaften. 


Von ſolchen Folgerungen iſt die erſte oder allernaͤchſt ſich 
darbietende der Saz: Es gibt nur freie (d. h. in Bezug 
auf die inneren Verhaͤltniſſe freie) Geſellſchaften. 

Eine freie Geſellſchaft naͤmlich iſt jene, die innerhalb der 
Sphaͤre ihrer Zweckerſtrebung blos durch den ihr Selbſt, 
d. h. allen der Vereinigung Angehoͤrigen, einwohnenden 
Willen beſtimmt wird. Eine unfreie waͤre diejenige, welche 
in ſolcher Sphaͤre durch irgend einen anderen als ihren eigenen 
Willen beſtimmt wuͤrde. Da nun der Begriff der Geſell⸗ 
ſchaft eine Vereinigung Mehrerer zu einer Geſammt⸗ 
perſoͤnlichkeit ausſpricht, und ſolche Vereinigung ohne Ge . 
meinſchaft des Willens e iſt, fo würde jener 
Begriff wieder aufgehoben werden durch Statuirung irgend 
eines nicht gemeinſchaftlichen — einheimiſchen oder auswaͤrti⸗ 
gen — Willens. Sobald in einer (angeblichen) Geſellſchaft ein 
von dem der Geſammtheit verſchiedener oder los ge⸗ 
trennter Wille herrſcht, fo haben wir nicht mehr blos ei ne 
(Geſammt⸗) Perſoͤnlichkeit vor uns, ſondern mehrere Perſoͤn⸗ 
lichkeiten, nämlich befehlende und gehorchen de, und es ber 
ſteht zwiſchen dieſen verſchiedenen Perſoͤnlichkeiten ein Verhaͤlt⸗ 
niß der Entgegenſezung, nicht aber der Vereinigung. 

Die Geſellſchaft ſonach erſtreckt ſich nicht weiter als die 
Freiheit, d. h. die Sel bſtbeſtimmung der Vereinigten. Wo 
immer oder in ſo fern dieſe lezte nicht ſtatt findet, da waltet 
auch nicht mehr das geſellſchaftliche Verhaͤltniß ob, ſon⸗ 
dern irgend ein anderes, und wir haben nicht mehr blos eine 
Perſon vor uns, ſondern mehrere. So wie wenn eine indi⸗ 
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viduelle Perſon nicht mehr burth ihren eigenen, ſondern durch 
einen fremden Willen beſtimmt wird, in der Sphaͤre ſolcher 
Beſtimmung nicht mehr fie allein oder ihre Perſoͤnlichkeit 
allein erſcheint, ſondern auch die Perſoͤnlichkeit des Andern, durch 
deſſen Willen fie be ſtimmt wird, oder ſich beſtimmen zu 
laſſen verpflichtet iſt. 

Daher beſteht zwiſchen Herr und Knecht durchaus keine 
Geſellſchaft; denn es erſcheint in den Wirkungen des Dienſtkon— 


trakts entweder nur die alleinige Perſönlichkeit des Herrn (in 
| N fern nämlich der Knecht blos dem Willen des Herrn 


ient) oder es erſcheinen zwei verſchiedene und getrennte 
Perſoͤnlichkeiten, (in ſo fern ſie Verſchiedenes, z. B. die 
eine Arbeit und die andere Lohn u. ſ. w fordert.) Was aber 
in Verhaͤltniß der Dienſtbarkeit durchaus und ganz hand— 
greiflich erſcheint, das iſt auch in der Geſellſchaft allenthal— 


ben in dem Maß oder in der Beziehung zu erkennen, als 


in ihr die Geſammtheit oder ein Theil derſelben einem Willen 
zu gehorchen hat, welcher nicht der ihrige oder gemeinſchaftliche, 
ſondern der einer andern Perſoͤnlichkeit, folglich ein für fie fre m⸗ 
der iſt. Es entſtehen ſodann, wenn dieſe Beherrſchung nur 
theilweis oder beſchraͤnkt ſtatt findet, gemiſchte Verhaͤltniſſe, 
welche wohl noch, weil vom Vorherrſchenden die Benennung 


entnommen wird, den Namen der Geſellſchaft tragen mö- 


gen, jedoch fuͤr den wiſſenſchaftlichen Blick ſolches nur in jener 
Sphaͤre ſind, worin oder fuͤr welche die Freiheit oder die 
Herrſchaft des Geſammtwillens noch fortbeſteht. 

Die Freiheit der Geſellſchaft, d. h. ihrer Glieder, faßt auch 
deren formale Gleichheit in ſich. Doch mag derſelben unbes 
ſchadet manche materielle Ungleichheit eintreten, und zwar 
ſowohl diejenige, welche in der Verhaͤltniß mäßigkeit, d. h. 
in einer nach dem etwa ungleichen Maß der Leiſtungen oder 
Beitraͤge beſtimmten gleichfalls ungleichen Theilnahme an den 
geſellſchaftlichen Rechten und Genuͤſſen beſteht, als die, welche 
ſich auf beſondere Rechts titel (Kontrakte) oder auch auf 


willkürliche Verfügungen des Geſammtwillens gründet. Jene 


Verhaͤltnißmaͤßigkeit iſt naͤmlich ganz eigentlich die fo rs 
male Gleichheit. Was aber die beſon deren Titel der 
Ungleichheit betrifft, ſo erſcheinen noch denſelben die Bevorrech— 
teten entweder ſchlechthin als vermoͤge Kontrakts mit der 
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Geſammtbeit Berechtigte, daher in ſo fern dritte (der 
Geſellſchaft nicht angehdrige) Perſonen, oder ihr Vorrecht 
gründet ſich nur auf den ſelbſteigenen Willen der Gefammts 
heit, und iſt alſo von eben dieſem Willen fortwährend a b⸗ 
haͤngig und daher im Grunde nur Recht dieſer Ge⸗ 
ſammtheit, nicht eigentlich der Ein zelnen. 


$. 60. 
Von dem Geſammtwillen. 


— 


Der Begriff der geſellſchaftlichen Freiheit iſt identiſch 
mit jenem des innerhalb der Sphaͤre der Vereinigung  herrs 
ſchenden Geſammtwillens. Worin beſteht nun das Weſen 
dieſes Geſammtwillens? Wie wird er idealiſch erkannt, 
und wie in der Wirklichkeit ausgeſprochen? — Das ganze 
Geſellſchaftsrecht beruht auf der befriedigenden Beantwortung 
dieſer Fragen. 
> Durch die Vereinigung zur Geſellſchaft haben die Stifter 

oder Mitglieder der Vereinigung innerhalb der Sphaͤre der 
durch den Kontrakt beſtimmten Zweckerſtrebung ihrem beſonderen 
oder Privatwillen entſagt und ſich der von einem Ge⸗ 
ſammtwillen ausgehenden Beſtimmung unterworfen. 
Innerhalb dieſer Sphaͤre ſind eben die Mehreren Eines ge⸗ 
worden. Sie ſind demnach außerhalb ſolcher Sphaͤre fuͤr ſich 
beſtehende Individuen geblieben, und nur innerhalb der⸗ 
ſelben haben ſie aufgehoͤrt, als Individuen zu wollen, 
um es naͤmlich nur noch als Glieder einer Geſa mmtheit 
zu thun. 
Der Geſammtwille iſt hiernach nichts anderes als der, 
innerhalb der durch den aufgeſtellten Geſellſchaftszweck bezeich⸗ 
neten Sphaͤre, und in der durch die Societaͤtspflicht im All⸗ 
gemeinen beſtimmten Richtung ſich aͤußernde Wille der Ver⸗ 
einigten, alſo das Produkt der von den Mitgliedern als 
ſolchen geaͤußerten Willensmeinungen, oder die unter denſelben 
zuſammengenommen vorherrſchende Richtung. Er iſt, um 
den Begriff durch ein Gleichniß zu verdeutlichen, fuͤr die Ge⸗ 
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ſellſchaft das, was fuͤr den Strom der Thalweg. Was 


bei dem lezten die phyſiſche Kraft der Schwere hervor- 


bringt, das ſollte bei der Geſellſchaft durch moraliſche Kraͤfte, 
naͤmlich durch Erkenntniß und Pflichtgefuͤhl, bewirkt werden. 


Aber es geſchieht allzu oft nicht. Die blos perſoͤnliche 
Richtung des Mitglieds, die Beſtimmung deſſelben durch ſel bſt⸗ 
fuchtige, überhaupt durch unlautere Intereſſen tritt dabei all⸗ 
zu oft ein; und es handelt ſich alſo um Unterſcheidung und Aus⸗ 
ſcheidung der im Sinne des Privat-⸗Intereſſes oder Willens 
ſich aͤußernden Willensmeinungen von den im wahren gefell- 
ſchaftlichen Geiſt erklaͤrten. 


Hierzu dienen die nachſtehenden, mehr negativen als 
poſitiven, Charaktere: 

1) Wenn eine Willensmeinung nicht auf Erſtrebung des 
Geſellſchafts⸗Zweckes, ſondern entweder gegen denſelben, 
oder auf etwas Anderes gerichtet iſt; ſo erſcheint ſie als nicht 
dem geſellſchaftlichen Sinne entfloſſen, und kann daher 
nicht als Element eines Geſammtwillens gelten. Denn jen⸗ 
ſeits des durch den Geſellſchaftsvertrag gezeichneten Kreiſes 
gibt es gar keinen Geſammtmillen; der Begriff deſſelben 
hat aufgehoͤrt. 


2) Ebenſo: Wer ein Mittel anzuwenden begehrt, wel⸗ 


ches wegen Unverhaͤltnißmaͤßigkeit oder uͤberhaupt nach dem 


vernuͤnftig auszulegenden Inhalt des Geſellſchaftsvertrags als 


ausgeſchloſſen von den in die Geſammtmaſſe eingeworfenen 


Kraͤften, Leiſtungen oder Opfern erſcheint, der ſtimmt nicht im 
Sinne der Vereinigung, ſondern blos in der e 
feines Privat willens. | 


3) Daher kann zumal der auf etwas Ungerechtes ge 
hende Wille nie ein geſellſchaftlicher, d. h. nie ein wahrer 
Geſammtwille ſeyn; indem man dabei entweder einen unge⸗ 
rechten, alfo ungiltigen Geſellſchaftsvertrag oder 
eine Abweichung von dem, was giltig beſtimmt ward, 
vorausſezen muͤßte. 

4) Was insbeſondere das Recht eines Mitglieds 
kraͤnkt, kann nicht Geſammtwille ſeyn. Denn in dem einen 
Mitglied fuͤhlen ſich, durch die Maxime der Verlezung, auch 


alle andern Mitglieder verlezt; es iſt daher nicht nur rechtlich, 


28 


ſondern auch pf ee giſch wunbglich fuͤr ſie, ein ſolches 
zu wollen. 


5) Das Recht des Mitgliedes beſteht aber theils in dem, 
was ihm außer feinem Verhältniß zur Geſell⸗ 
ſchaft als individueller Perſon zukommt, theils darin, was 
ihm vermoͤge des Geſellſchaftskontraktes gebuͤhrt. Ein 
Eingreifen in dieſe Rechte (man nennt ſie jura singulo⸗ 
rum) ſteht der Geſellſchaft nicht zu; der Wille, der es ver⸗ 
fügte, konnte nie ein Geſammtwille ſeyn. 

6) Den Fall ſolches Eingreifens ausgenommen ſteht es 
dem Geſammtwillen gleichmäßig zu, über alle die Geſammt⸗ 
heit angehenden Gegenſtaͤnde, Faͤlle und Sachen, nicht nur 
im Allgemeinen (in abstracto oder nach Begriffen) d. h. 
geſezgebend, ſondern auch im Einzelnen (in conereto), 
d. h. unmittelbar verfügend, Beſchluͤſſe zu faſſen und 
es iſt hiernach Rouſſeau's Lehre, die da dem reinen Ges 
ſammtwillen nur allgemeine Verfügungen l Geſeze zu 
machen uͤberlaͤßt, zu berichtigen..) 

Nach dieſen Charakteren iſt es in 9 und tauſend 
Faͤllen leicht, mit juriſtiſcher Evidenz zu erkennen, daß gewiſſe 
Willensrichtungen einiger, vieler oder ſelbſt aller Mitglie⸗ 
der einer Geſellſchaft nicht Geſammtwille dieſer Geſell⸗ 
ſchaft, ſondern blos Summe von Einzelwillen, und da⸗ 
her fuͤr die Geſellſchaft als ſolche oder fuͤr deren Glieder als 
ſolche unverbindlich ſeyen. Oft freilich mag auch der Fall ein⸗ 
treten, daß jene juriſtiſche Erkennbarkeit mangelt. Alsdann 
muß eben, nach dem Axiom: „was nicht erſcheint, das iſt 
nicht fuͤr das Recht“ — die erklaͤrte Willensmeinung der Mit⸗ 
glieder als wirklich geſellſchaftliche Willensmeinung, und 
daher ihr Produkt als Geſammtwille gelten. 

Die Stimme derjenigen Mitglieder alſo, welche entweder als 
nicht fähig (wegen Mangel an Erkenntniß) oder als nicht 
geneigt (etwa wegen perſoͤnlicher Befangenheit durch allzu 
nahe liegendes Privat-Intereſſe) erſcheinen, im Sinne der 
Vereinigung zu wollen, zaͤhlen juriſtiſch nicht, oder wer⸗ 


*) Vergl. meine Abhandlung: „Ueber den Begriff und die Natur der 
Geſellſchaft und des geſellſchaftlichen Geſammtwillens. Samm⸗ 
lung kleinerer Schriften, II. Band, Stuttgart. 1829.“ 
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den vielmehr gar nicht angehoͤrt; die Geſellſchaft bilde 
ihren Geſammtwillen blos durch die Meinungen der Faͤhigen 
und Unbetheiligten. 

Allerdings iſt klar, daß ohne genau beſtimmende poſi⸗ 
tive Regel und ohne deren Handhabung durch eine kuͤnſtliche 
Anſtalt tauſendfacher Zweifel und Streit über die zaͤhlende Kraft 
gewiſſer Stimmen entſtehen koͤnne, ja muͤſſe. Aber daraus 
geht nur fo viel hervor, daß das Geſellſchaftsrecht — ebenfo 
wie das außergeſellſchaftliche — ſeine befriedigende Beſtimmtheit 
nur durch poſitives Recht, und ſeine vollkommene Garantie 
nur im Staat und durch den Staat erhaͤlt. Aber es bleibt 
darum doch in feiner Idee und in ſeinem Begriff un ab⸗ 
hängig vom Staat, ja der Staat ſel bſt nur möglich durch 
eben daſſelbe. Das Staatsgeſez, überhaupt das po ſitive 
Recht, ſoll blos jene Zweifel und Streitigkeiten durch genauere 
Beſtimmungen aufheben, damit der, ſchon nach natuͤrlichem 
Recht giltige, doch in konkreten Faͤllen oft ſchwer zu erken⸗ 
nende Geſammtwille ſo viel moͤglich zur juriſtiſch evidenten Er⸗ 
ſcheinung und dadurch zur moͤglichſt en und geſicherten 


Herrſchaft gelange. 


§. 61. 
Von der eee N der Stimmenmehrheit. 


Der Geſammtwille thut wohl mitunter, ohne a 
Abſtimmung oder Beſchluß, ſchon durch gleichzeitige Beſtre⸗ 
bung, oder andere thaͤtliche Erklarung ſich kund. Doch 
mangelt ihm in ſolchen Faͤllen leicht die juriſtiſche Evidenz; 
und die Bosheit, die ihn zu unterdruͤcken wuͤnſcht, benuͤzt dann 
gerne ſolchen Mangel als Vorwand des Widerſtrebens. Seine 
klarſte, unzwelfelhafteſte Erſcheinung aber beruht auf wirklicher 
Stimmenſammlung und auf Zahlung der Stimmen. 
. IR nach geſchehener Ausſcheidung der juriſtiſch ungil⸗ 
tigen Stimmen, in der gleichen Geſellſchaft die Stim men⸗ 
mehrheit entſcheide, iſt ein dem geſunden Menſchenverſtand 
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ſo einleuchtender Saz, daß dafür kaum eine Beweis fuͤhrung 
verlangt wird; ſo wie überhaupt in Sachen des Rechtes das 
unbefangene Urtheil jenes Menſchenverſtandes, oder ſage man, 
ein richtiger Takt, den Schluͤſſen und Gruͤbeleien der Schule 
oftmals voraneilt oder auch derſelben Verirrungen heilt. Als 
die Rechtsphiloſophen den kuͤnſtlichen Beweis verſuchten, ſtießen 
ſie wegen der Unklarheit ihrer Begriffe vom Geſammtwillen auf 
Schwierigkeiten und Zweifel, und viele verwarfen ſodann ſchlecht⸗ 
hin die natürliche Entſcheidungskraft der Stimmenmehrheit. 
Sie thaten es meiſt ohne Ahnung der heilloſen Folgerungen, 
die aus ſolcher Verwerfung fließen, Einige wohl auch . 
gerungen wahrnehmend, aber aus Unlauterkeit der Geſinnung 
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derſelben ſich freuend. | AN 
Wenn die Stimmenmehrheit naturrechtlich nicht entſchei⸗ 
det, ſo iſt 3 
J) jede (nur einigermaßen zahlreiche) Geſellſchaft zur 
Unfähigkeit, ſich ſelbſt zu regieren, d. h. zur bleiben⸗ 
den Unmündigkeit, verdammt, daher auch naturlich recht- 
los, naͤmlich ohne ſelbſtſtaͤndigen Rechtsboden, und durch⸗ 
aus abhängig in Anſehung des Geltens aller ihrer Rechte, 
uͤberhaupt alſo ihres Fortbeſtandes und Lebens, von der durch 
den Staat ihr etwa verliehenen äußeren Garantie. Der 
Staat ſelbſt aber hat alsdann, weil nicht in einem andern 
Staate lebend, gar keinen Rechtsboden oder gar keine 
Rechtsgarantie, weil er — wie etwa im Naturſtand ein 
Unmuͤndiger gegenuͤber dem Erzieher oder Vormund — unbe⸗ 
dingt preisgegeben iſt dem guten Willen feiner Vor muͤnder, 
genannt Regenten. i N 

2) Alsdann muß jede groͤßere Geſellſchaft, da ſie abſolut 
unfähig iſt, die ihr in der Idee zukommende Souberainetät 
(Freiheit) felbſt auszunben (denn Stimmeneinhellig⸗ 
keit iſt nach pfychologiſchen Gründen bei zahlreichen Gefell. 
ſchaften unmoglich), will fie anders fortbeſtehen, ſolche 
Souverainetaͤt nicht nur etwa zeitlich übertragen, ſondern 
definitib veraͤußern; und ſie hat kein E 
Verbeſſerung ihtes einmal beſtehenden Zuſtandes, well nicht 
gedenkbar iſt, daß in irgend eine Art der Verbeſſerung alle 
f WAND, 110 NE SEES Be 

3) Dann bleibt, wenn einmal zufällig die eingeſezte Herr⸗ 
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ſchaft er mangelt (etwa durch Ausſterben der Herrſcher), nur 
Gewalt (alſo ein ee Weg) uͤbrig, um fak⸗ 
tiſch eine neue zu gruͤnden; denn Ein muͤthigkeit bei ſolcher 
Statuirung iſt bei großen Geſellſchaften pſychologiſch unmöglich, 

4) Auf der andern Seite aber erſcheinen alsdann auch 
alle wirklich beſtehen den Herrſchaften blos als ufur 
pirte Gewalten, weil nicht eine derſelben (in groͤßeren Ge⸗ 
ſellſchaften, alſo namentlich in Staaten) durch Unanimi⸗ 
tat errichtet worden. Ja, ſollte auch eine dergeſtalt entſtanden 
ſeyn, ſo wuͤrde 

5) durch das ſpaͤtere ſich Losſagen oder Zuruͤcknehmen 
irgend einer einzelnen Stimme jeder Herrſchertitel zerſtoͤrt 
werden, weil mit dem Aufhoͤren des Grundes nothwendig 
auch das Beg rundete einſtuͤrzt, und alſo die blos auf Un a⸗ 
nimität (d. h. auf den faktiſch vorhandenen Willen 
Aller, welcher nicht zu verwechſeln iſt mit dem Vertrag. 
Aller mit Allen oder auch einer Geſammtheit wit einem Frem⸗ 
den) gebaute Herrſchaft von dem Augenblick an, da eine 
Stimme ſich loszaͤhlt, keinen Rechtsboden mehr hat. Wir wuͤr⸗ 
den ſonach Geſellſchaften haben, ohne irgend einen, auf beharr⸗ 
lichem Rechtsboden ruhenden, Ausdruck des Geſammtwillens 
und zugleich ohne rechtliche Faͤhigkeit, einen ſolchen Boden 
jemals zu erſchaffen, d. h. wir würden die wahre und 
lebendige Perſoͤnlichkeit der Geſellſchaft ate und 
einer blos erdichteten geopfert haben. 

Freilich, wenn die Argumente der gegen die Entſchei⸗ 
dungskraft der Stimmenmehrheit ſtreitenden Lehrer probehaltig 
wären, fo müßten wir fo heilloſe Folgerungen ſeufzend zuges 
ben und uns auf den hiernach noch allein übrig bleibenden 
dürftigen Boden des außergeſellſchaftlichen Rechtes be⸗ 
ſchraͤnken. Doch ‚fo: wichtig: ſind die Gründe der Gegner nicht. 
Der wahre Begriff des Geſammtwillens zernichtet fie alle. 

Die Gegner behaupten, es laufe gegen die Freiheit der 
Minsrität, wenn ſie durch den Willen der Majorität ſich muͤſſe 
beſtimmen laſſen. Der Geſammtwille ſey urſpruͤnglich und 
könne in Wahrheit nie was Anderes ſeyn, als der Wille Aller, 
und nur durch poſitive Feſtſezung koͤnne an deſſen Stelle 
auch der Wille der Mehrheit treten. Alsdann namlich gelte, 
vermöge des hierüber eigens geſchloſſenen Vertrags Aller mit 
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Allen, oder auch vermoͤge des mit Stimmeneinhelligkeit für 
die Zukunft hierüber gefaßten Beſchluſſes, d. h. Geſezes, 
von nun an das, was die Mehreren meinen oder wollen, ſo 
viel, als ob Alle es gemeint oder gewollt haͤtten. Ohne ſolchen 
weitern Vertrag oder Beſchluß koͤnne von keinem Mitglied ver⸗ 
langt werden, daß es ſich einem Willen unterwerfe, der nicht 
zugleich der ſeinige ſey, d. h., daß es eine Beherrſchung 
eines Theils der Mitglieder (der Minoritat) durch einen Eraser 
Theil (die Majoritaͤt) anerkenne. 
Aber Inconſequenz und Begriffsverwirrung 1 vor in 
ſolcher Lehre; und ſie fuͤhrt auf allen Seiten auf Widerſprüche. 
Fürs Erſte contraſtirt der angebliche Eifer jür die Frei⸗ 
heit der Verbundenen gar ſehr mit der dabei ſtatuirten Not h⸗ 
wendigkeit der Hingebung alles ſelbſteigenen Willens oder 
aller Freiheit der Geſellſchaft an das, nach ſolcher Theorie 
unentbehrliche, kuͤnſtliche Organ des Geſammtwillens. Es 
gibt dergeſtalt gar keinen wahren Geſammtwillen mehr, ſon⸗ 
dern blos einen Willen des aufgeſtellten Aerea wel⸗ 
cher als Geſammtwille. gelten ſoll. i 
Sodann iſt es eine kraſſe Begriffverwirrung, Wich den 
Geſammtwillen, mit dem Willen Aller für identiſch 
halt. Der Wille Aller ſchafft die Geſellſchaft, der Ge 
ſammtwille regiert dieſelbe. Jener iſt ein Vertrag, 
jedenfalls ein zufälliges Zuſammentreffen; dieſer iſt ein Ges 
ſez, eine von rechtlicher Nothwendigkeit beſtimmte 
Richtung. Der Wilke, Aller findet ſtatt auch bei Unver⸗ 
einigten, der Geſammtwille bat aaa nur Ander 
Vereinigten. N Ie 
Aber der Geſam le . darum, weil er nicht 
identiſch iſt mit dem wirklichen Willen Aller und Jeder, die 
Geſellſchaftsglieder keineswegs ihrer Freiheit, einmal weil der 
Wille oder die Willensmeinung eines Jeden mit enthalten 
iſt in dem Produkt. oder allgemeinen Ergebniß der geſam⸗ 
melten Meinungen, und dann, weil die Unterwerfung unter 
ſolchen Geſammtwillen freiwillig ſtatuirt ward durch den 
Vereinigungs vertrag. Wenn man Einmüthigkeit der 
Stimmen fordert zum rechtsgiltigen Geſellſchaftsbeſchluß, ſo 
hebt man hiedurch die geſezte Geſellſchaft wieder auf, weil 
ſolche Einmuͤthigkeit auch unter Un verbundenen entſcheidet, 
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und eben in der Statuirung der Herrſchaft eines von dem 
Willen aller Einzelnen verſchiedenen Geſammtwillens 
das Weſen der Vereinigung oder der Geſellſchaft 
beſteht. 

Von einer Beherrſchung der Wenigeren durch die Meh⸗ 

reren iſt dabei durchaus keine Rede. Denn Wer find ſolche 
Mehrere? — Keine beſtimmte Perſonen machen die Mehrs 
heit aus; ſondern es moͤgen abwechſelnd alle Mitglieder bald 
zur Minorität bald zur Maforirät gehören. Es iſt alſo nur 
allgemein die größere Zahl, welche die kleinere überwältigt, 

und überwältigen muß, wofern nicht eine Rechts ungleich⸗ 
heit zwiſchen den Mitgliedern poſitiv ſtatrirt ward. Jeden⸗ 
falls erſcheint als ungereimt, die Unterwerfung der Wenigeren 
unter die Mehreren zu ſcheuen, wenn man — wie davon die 
unvermeidliche Folge iſt — die Mehreren den Wenigeren unter⸗ 
wirft. Es iſt thoͤricht, von Gleichheit der Stimmen zu 
ſprechen, wenn man den verneinenden ein groͤßeres Gewicht 
als den bejahenden beimißt, und von Freiheit, wenn 

man den Willen von 99 Mitgliedern durch den alleinigen Wi⸗ 
derſpruch des hundertſten zernichten laͤßt. 

Auch daß oft die Meinung der Mehreren unklug oder 
uͤbel iſt, ſtoͤßt die Wahrheit unſeres Sazes nicht um. Denn 
ſo wie Individuen, ſo koͤnnen allerdings auch Geſammt⸗ 
perſoͤnlichkeiten unkluge oder auf irrigen Anſichten beru⸗ 
hende Entſchluͤſſe faſſen, und es beſteht ſolche Gefahr ſelbſt wo 
man die Unanimität zum giltigen Beſchluſſe fordert. Aber hier 
der Beſchluß, wie bei'm Einzelnen der Entſchluß, ſind gleichwohl 
giltig, wofern nur dadurch kein Recht verlezt wird. 

Daß aber wirklich die Richtung der Mehrheit den ge⸗ 
ſellſchaftlichen Entſchluß rechtlich beſtimme, geht daraus her— 
vor, daß die Geſellſchaft gar kein anderes Mittel hat 
zum Entſchluſſe zu kommen, als die Erforſchung der Meinun⸗ 
gen ihrer Glieder. Der Verſtand und der Wille dieſer Glieder 
find die einzig mögliche Quelle oder Grundlage des Anerfennt> 
niſſes oder des Willens der Geſammtheit. Die Meinung jedes 
Mitglieds (wofern ſie als in geſellſchaftlichem Sinne erklaͤrt, 
d. h. der Sorierätspflicht gemaͤß, erfcheint,) iſt ein Beſtimmungs⸗ 
grund für die Geſellſchaft. Bei getheilten Meinungen muß 
ſie daher, ſo wie ein Einzelner bei widerſtreitenden Beweggrün— 
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den, ſich dahin entſcheiden, wo die mehreren gleich ſtarken 


Gruͤnde, nämlich rechtlich gleich gewichtigen Stimmen ſind; 
wobei freilich der Entſchluß um ſo kraͤftiger, energiſcher und 
feſter ſeyn wird, je groͤßer das Uebergewicht der dafuͤr ſtreiten⸗ 


den Stimmen oder Gründe, oder je kleiner die Zahl der di 


ſentirenden iſt. 

Es iſt auch die Abſtimmung des Einzelnen nicht eigent⸗ 
lich eine Willens außerung, ſondern blos eine Meinung 
oder Richtung. Aus der Sammlung und Vergleichung ſol⸗ 


cher Richtungen wird ſodann die vorherrſchende Richtung 
erkennbar, und ſobald man dieſe erkennt, muß auch der Diſ⸗ 


ſentirende ſich ihr fuͤgen. Denn die vorherrſchende Richtung 
iſt der Geſammtwille, und dieſem hat jedes Mitglied 
durch den Vereinigungsvertrag ſich unterworfen. Wollte Einer 
gegen dieſen aus der Abſtimmung bereits erſchienenen Wil⸗ 
len hindernd auftreten, ſo wuͤrde er fuͤr ſeine Stimme ein 
größeres Gewicht als das der Andern anſprechen, ſonach die 
Mitgeſellſchafter beleidigen; oder er wuͤrde ſich als einen 
Nichtverbundenen (als Nichtmitglied) darſtellen. Beides 
ware widerrechtlich, ſonach ungiltig: und in dieſem Sinne 


kann man dann wohl ſagen, daß der Geſammtwille der Wille 


Aller ſey, namlich das, was Alle in der Eigenſchaft als Ge⸗ 


ſellſchafts mitglieder wirklich wollen oder zu wollen 


rechtlich verpflichtet ſind. 

Dieſer alſo beſtimmte Geſammtwille iſt alſo ein ganz 
richtiger und klarer Begriff, nicht aber ein Geſpenſt, 
wie Schmalz ihn nennt. Er thut mit aller Evidenz dem 
rechtlichen Verſtand ſich kund, und ohne ihn in feinem natüur⸗ 
lichen Ausdruck, naͤmlich in der Stimmenmehrheit anzuer⸗ 
kennen, läßt auch keine rechtskraͤftige Aufſtellung eines Fünfts 
lichen Ausdrucks oder Organs ſich denken. Der kuͤnſtliche 
Geſammtwille naͤmlich ſoll für den natuͤrlichen gelten; dieß 
hieße alſo, wenn der natürliche ein Unding iſt — er ſoll fuͤr ein 
Unding gelten! — 

Wollte man die Richtigkeit dieſer einfachen, dem geſunden 
Menſchenverſtand einleuchtenden, Anſicht laͤugnen, ſo bliebe 
noch als ein leztes Argument die Betrachtung uͤbrig, daß das 
wahre, ernſtliche Wollen des Zwecks auch das Wollen der 
nothwendigen Mittel in ſich ſchließt. Nun iſt aber kein 
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nothwendigeres und zugleich ſo nahe liegendes Mittels zur Be⸗ 
3 wirkung eines Geſammtbeſchluſſes bei einer irgend zahlreichen 
Geſellſchaft gedenkbar, als die Entſcheidungskraft der Majo⸗ 
ritaͤt. Es iſt daher ſolche Entſcheidungskraft bei jedem Ge⸗ 
ſellſchaftskontrakt, wo nicht etwas Anderes ausdrücklich 
beſtimmt ward, als ſtillſchweigend feſtgeſezt zu betrach⸗ 
ten; und es findet dieſes vor allen andern in der Staats⸗ 
geſellſchaft ſtatt, als in der größten, und zugleich durch Rechts⸗ 
nothwendigkeit gebotenen Geſellſchaft, deren Kontrakt daher kei⸗ 
neswegs einen willkuͤrlichen, ſondern einen durch die Ver⸗ 
nunft ſelbſt gegebenen Inhalt hat. 


* 


5 \ . 62. 5 
Von der Entſtehung der Geſellſchaften. 


Die Geſellſchaft beruht naturgemaͤß auf einem Vertrag, 
und zwar in Bezug auf die Gründer der Geſellſchaft auf 
einem Vertrag Aller mit Allen, in Bezug auf die ſpaͤter 
Eintretenden aber auf einem Vertrag der Geſammtheit 
mit dem neu aufzunehmenden Mitglied. Wohl 
laͤßt ſich auch denken, daß unmitttelbar durch ein Geſez, oder 
durch den verbindlichen Willen eines Obern, oder auch 
durch ein gewiſſes, wie immer entſtandenes, faktiſches Ver⸗ 
haͤltniß eine Verpflichtung oder eine Noͤthigung zu gemeinſa— 
mer, durch einen Geſammtwillen zu beſtimmender Zweckerſtre⸗ 
bung, alſo eine Geſellſchaft, entſtehe. Aber alsdann mag auch 
angenommen werden, daß eben in Gemaͤßheit jenes Geſezes, 
Befehls oder Verhaͤltniſſes der Geſellſchaftsvertrag (aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend) wirklich geſchloſſen worden ſey. 
Genug, es wird ein Akt der Vereinigung erfordert, wel⸗ 
cher die Rechtswirkungen eines Vertrages habe. 
Aber dieſer eine Akt iſt hinreichend; wir brauchen keinen 
zweiten oder dritten mehr. Zwar konnen die Gründer der 
Geſellſchaft, oder auch die jeweiligen Mitglieder derſelben, unter 
ſich noch weitere Vertraͤge ee insbeſondere über die Auf⸗ 
19 * 
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ftellung eines künſtlichen Organs des Geſammtwillens und 
uͤber die Formen der Erklaͤrung ſolches Willens; auch 
koͤnnen ſie einzeln oder in Geſammtheit einem aufgeſtellten 
Haupt ſich durch Vertrag unterwerfen. Aber alle dieſe 
Verträge find nicht zum Weſen der Geſellſchaft gehoͤrig, ja 
fie find ſelbſt unnoͤthig zur Gründung einer kuͤnſtlichen Form. 
Wenn es wahr iſt, wie wir bewieſen zu haben glauben, 
daß der Akt der Vereinigung identiſch mit dem Akt der 
Unterwerfung unter den Geſammtwillen, alſo auch unter 
deſſen natürliches Organ, die Majoritaͤt, iſt, fo kann die 
Aufſtellung jedes andern (kuͤnſtlichen) Organs durch ein Ge⸗ 
ſez, naͤmlich durch einen Beſchluß jenes, ſchon durch den 
Vereinigungsvertrag mit einem natuͤrlichen Organ verſehenen, 
Geſammtwillens geſchehen. Es wird alsdann, was das neu 
geſchaffene kuͤnſtliche Organ verordnet, als wahrer Geſammt⸗ 
wille gelten, und fuͤr alle Einzelnen verbindlich ſeyn. Eben 
fo mögen dieſem kuͤnſtlichen Organe die Formen und poſi⸗ 
tiven Schranken ſeiner Gewaltsuͤbung durch ein Geſez, 
d. h. durch einen Beſchluß der Geſammtheit, vorgeſchrieben 
werden. Und es iſt keineswegs noͤthig, daß dieſe Geſammt⸗ 
heit ſich dem aufgeſtellten Haupt unter werfe. Es genügt 
eine Bevollmaͤchtigung, wornach das kuͤnſtliche Haupt 
gegenüber den Einzelnen, als mit der Perſoͤnlichkeit der Ge⸗ 
ſammtheit, alſo mit dem Recht des Befehls (innerhalb der 
Grenzen des Geſellſchaftskontrakts) bekleidet, erſcheint, und die 
Unterwuͤrfigkeit ſolcher Einzelnen ohne anderen Titel, als fee 
des Vereinigungsvertrags, in Anſpruch nimmt. 
Es iſt von unermeßlich verſchiedener Rechtswirkung, ob 
man die Verfaſſung der Geſellſchaft von einem Ver⸗ 
trag oder von einem Geſeze ableite. Im erſten Fall wird 


die Verfaſſung gleich feſt begruͤndet als die Geſellſchaft 


ſelbſt ſeyn. Zur Abaͤnderung auch des kleinſten Punktes ſind 
alsdann unauimia nothwendig, d. h. in einer zahlreichen 
Geſellſchaft iſt die rechtliche Abänderung faſt unmoͤglich. Denn 
ein Vertrag kann ohne Einwilligung Aller, die ihn geſchloſ⸗ 
fen, nicht aufgelost, ein Vertragsrecht keinem Mitglied, auch 
durch die entſchiedendſte Stimmenmehrheit nicht, entzogen wer⸗ 
den. Und wenn neunundneunzig Hunderttheile der Geſellſchaft 
unzufrieden mit einer beſtehenden Verfaſſung, und aus Erfah⸗ 


4 5 


rung überzeugt von ihren Mängeln wären: dennoch würde der 
Widerſpruch des Hundertſten hinreichen, jedes Vorhaben der Vers 
beſſerung zu vereiteln. Ruht dagegen die Verfaſſung blos auf 
einem Geſez, ſo wird ſie ſich zwar gegen jeden Privatwil⸗ 
len in Geltung behaupten, aber von jenem der Geſammt⸗ 
heit, alſo auch der Majoritaͤt, fortwaͤhrend abhaͤugig ſeyn. 

Ja, ſelbſt das künſtliche Organ des Geſammtwillens 
kann die Vollmacht zur Abaͤnderung der Verfaſſung beſizen. 
Doch ſollte man die, ſolcher Abaͤnderung durch die poſitiven 
Geſellſchaftshaͤupter unterſtehende Form nicht eigentlich Con⸗ 
ſtitution (Verfaſſung im engern Sinne), fondern blos Or- 
ganifation, oder ſtatutariſche Beſtimmung heißen, und 
unter Verfaſſung nur jene Geſtaltung verſtehen, welche die 
Geſellſchaft entweder gleich bei der Vereinigung als Ver— 
trags bedingung feſtgeſezt, oder, die fie nachher durch das 
natürliche Organ ihres geſezgebenden Willens, als eine 
fuͤr das aufgeſtellte kuͤnſtliche Organ verbindliche Norm, ins 
Daſeyn gerufen hat. Es wären ſonach ſchon in der gemeinen 
Geſellſchaft die konſtituirende Autoritaͤt (das natürliche 
Organ des Geſammtwillens) und die konſtituirte (das kuͤnſt⸗ 
liche Organ oder die ces Organe ſolches Willens) zu 
unterſcheiden. 


$. 63. 


Von Geſellſchaftshäuptern, Beamten und Dienern. , 


* 


Nur diejenigen kuͤnſtlichen Organe des Geſammtwillens, 
welche vermoͤge des Inhaltes ihres Aufſtellungs⸗Geſezes oder 
Vertrages ganz oder zum Theil an die Stelle dies natuͤr⸗ 
lichen Organs des Geſammtwillens getreten find, darch 
deren Aufſtellung alſo die Wirkſamkeit dieſes natuͤrlichen Or⸗ 
gans ganz oder zum Theil aufgehoben wird, uͤber welchen daher 
in ſolcher Sphaͤre keine andere Perſoͤnlichkeit in der Geſellſchaft 
mehr ſteht, als blos der ideale Geſammtwille, find Haͤu p⸗ 
ter derſelben. Diejenigen dagegen, welchen zwar eine Macht 
verliehen worden, jedoch entweder mit Unterordnung unter eine 


294 


noch hoͤhere künfliche Autorität, oder, wenn auch die höchfte 
in der Reihe der kuͤnſtlichen Autoritäten, doch eine nur gegen 
die Einzelnen, nicht aber gegen die Geſammtheit und 
deren natuͤrliches Organ wirkſame, ſollten eigentlich nur Be⸗ 
amte der Geſellſchaft heißen. Sie erſcheinen dann zwar als 
Oberhaͤupter in Ruͤckſicht der ihnen als Organen des Geſammt⸗ 


willens unterworfenen einzelnen Mitglieder, in Ruͤckſicht der 


Geſammtheit aber blos als Peboſfwächkſßis und daher 
blos als Diener. 

Dieſe beiden Stellungen, wie der Inhalt der Akte, wor⸗ 
auf ſie beruhen, ſind demnach weſentlich von einander verſchie⸗ 
den. Hier wie dort zwar befiehlt durch ihren geſezgebenden 
Willen die Geſammtheit allen ihren Mitgliedern, dem aufzu⸗ 


ſtellenden Haupt oder Beamten in der Sphaͤre ſeiner Bevoll⸗ 


mächtigung zu gehorchen; aber ſich ſelbſt legt ſie nur gegen⸗ 
uͤber dem Haupt, nicht aber gegenüber dem Beamten eine 


ſolche Verpflichtung (wofür freilich oft die bloſe faktiſche 


Nothwendigkeit gilt) auf. Und der Vertrag, den fie in 
Gemaͤßheit des vorausgegangenen Beſchluſſes oder Entſchluſſes 
mit dem Aufzuſtellenden eingeht, iſt in Ruͤckſi cht des Bea m⸗ 
ten bloſe Vollmacht oder Auftrag, fuͤr ſie ſelbſt, die 
Vollmachtgeberin, alſo nach der Natur dieſes Kontraktes, (vgl. 
oben $. 47.) durchaus keine Verringerung der eigenen Perſoͤn⸗ 
lichkeit oder Freiheit bewirkend, ſondern nur den Bevoll⸗ 


maͤchtigten verpflichtend, auch nach der eigentlichen Richtung 


blos gegen Andere (naͤmlich gegen die einzelnen Mitglieder, 
wohl auch gegen Fremde, nie aber gegen die Vollmachtgeberin, 
d. h. die Geſammtheit ſelbſt) gehend, und in der Regel frei 
widerruflich. Soll aber ein Haupt ernannt werden, ſo 
muß die Gewaltsfuͤhrung dem Aufzuſtellenden nicht blos auf⸗ 
getragen, ſondern übertragen, d. h. an ihn veräußert 
werden, er muß ein ſelbſtſtaͤndiges Recht des Befehles 
oder der Regierung erhalten haben , und in der Sphäre dieſes 
Rechtes (nach Maßgabe des daruͤber ausdruͤcklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend geſchloſſenen Kontraktes) auch troz dem etwa ſich 
ändernden Willen der Mehrheit ſich behaupten dürfen, 

Daß ſolcher Vertrag wirklich und mit voller Rechtskraft 
konne geſchloſſen werden, iſt nach unſerer Theorie wohl anzu⸗ 
erkennen. Die Geſellſchaft mag den eee dazu n 
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in der Betrachtung finden, daß ohne ihn — bei der dem natuͤr⸗ 
lichen Organ des Geſammtwillens allzuoft einwohnenden Uns 
lauterkeit, auch Unbehuͤlflichkeit und Zweifelhaftigkeit der juri⸗ 
ſtiſchen Erſcheinung — die Gefahren der einheimiſchen Ent⸗ 
zweiung, der Zweckverfehlung, ja der Aufloͤſung (wenigſtens bei 


groͤßeren Geſellſchaften) kaum zu vermeiden ſind. Sie mag 
alſo jene Selbſtbeſchraͤnkung, als ein anerkannt moth⸗ 


wendiges oder doch hoͤchſt nuͤzliches Mittel zur Zweck⸗ 
erreichung mit ihrem reinen Geſammtwillen, wirklich wollen, 
und daher zur größeren Sicherheit durch das rechtliche Band 
eines Kontraktes befeſtigen. 

Doch kaun auch ohne foͤrmliche vertragsmäßige Unter 
werfung ein aͤhnliches Verhaͤltniß ſchon aus dem fakti⸗ 
ſchen Zuſtand einer Geſellſchaft, die da ein kuͤnſtliches Or⸗ 
gan ihres Geſammtwillens, ſey es auch durch bloſes Geſez und 
Bevollmaͤchtigung, ins Daſeyn gerufen hat, hervorgehen. Denn 
eine ſolche Einſezung hat fuͤr die Dauer ihrer Kraft das na⸗ 
türliche Organ außer Wirkſamkeit geſezt, und es 
iſt dadurch der Geſammtheit — ſo lange nicht außerordentliche 
Umftände eine außerordentliche Aufregung Aller oder der Mei⸗ 
ſten gegen das Fünftliche Organ veranlaſſen — die Moͤglich⸗ 
keit des Widerſtrebens gegen ihr ernanntes Haupt benommen. 
Dieſes Haupt erſcheint alſo faktiſch nicht blos als Diener oder 
Beamter, ſondern als Oberherr der Geſammtheit. 

Indeſſen wird weder durch jenen ungenannten Kontrakt, 
noch durch dieſes faktiſche Verhaͤltniß das Weſen der Geſell⸗ 
ſchaft und des geſellſchaftlichen Geſammtwillens rechtlich ver⸗ 
ändert. Denn jener Kontrakt unterliegt in ſeiner allgemeis 
nen Giltigkeit und in feinen einzelnen Beſtimmungen immer 
der Bedingung der Angemeſſenheit oder Uebereinſtimmung mit 


dem urſprünglichen Geſellſchaftskontrakt und mit den Rech⸗ 


ten der nachfolgenden Geſchlechter; und das faktiſche Ver⸗ 
hältniß kann wohl die zeitliche Wirkſamkeit des Rech⸗ 


tes hemmmen, das ideale Recht jedoch niemals aufheben. 
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Bon dem Aufhören der Geſellſchaſt. 
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Die Geſellſchaft iſt — je nach der Natur ihres Zweckes 
oder nach beſtimmter Verfügung des Vereinigungsvertrags — 
entweder eine zeitlich e, d. h. auf eine gewiſſe Zeit beſchränkte, 
oder eine immerwaͤhrende, d. h. auf keine Zeit beſchränkte. 
Die erſte, wozu auch die auf die Lebenszeit der Vereinigten 
geſchloſſene gehoͤrt, fuͤhrt in der Regel oder naturgemaͤß für 
jedes einzelne Mitglied die Verpflichtung des Verblei⸗ 
bens in der Geſellſchaft bis zum erreichten Zweck oder 
bis zum Verlaufe der beſtimmten Zeit mit ſich, neue 
Mitglieder aber koͤnnen hier gewoͤhnlich nur durch Stim⸗ 
meneinhelligkeit (d. h. durch einen Vertrag Aller mit 
dem neu Eintretenden) aufgenommen werden. Im merwaͤh⸗ 
rende Geſellſchaften dagegen, deren Zweck uͤber die Befriedi⸗ 
gung der Einzelnen hinaus, alſo auf andauernde Realiſirung 
von Ideen geht, demnach den ſucceſſiven Eintritt neuer Mit⸗ 
glieder als nothwendiges Mittel fordert, koͤnnen dieſelben auch 
durch Stimmenmehrheit — ſey es in Gemaͤßheit zum 
vorhinein gegebener geſezlicher Beſtimmungen, ſey es durch 
willkuͤrliche Beſchlußfaſſung in einzelnen Fällen — aufnehmen. 
Die einzelnen Mitglieder aber werden in der Regel — eben 
weil hier die Stellen der Austretenden leicht wieder durch 
Andere erfüllt werden — zur bleibenden Verbindung nicht 
verpflichtet ſeyn. Ausdruͤckliche Feſtſezungen im Geſellſchafts⸗ 
vertrag, oder auch aus beſonderen Umſtaͤnden oder Verhaͤlt⸗ 
niſſen hervorgehende vernuͤnftige Vermuthungen oder Voraus⸗ 
ſezungen, koͤnnen jedoch hier wie dort ein Anderes bewirken. 
Das Recht, Mitglied der Geſellſchaft zu ſeyn, kann 
verloren gehen, wie Vertragsrechte überhaupt, naͤmlich 
durch das Ermangeln der Bedingungen, an welche ſeine 
Fortdauer im Geſellſchaftsvertrag ausdruͤcklich oder ſtillſchwei⸗ 
gend geknuͤpft ward; alſo namentlich auch durch Untreue, 
d. h. durch weſentliche Verlezung der Societätspflicht. 
Hiedurch gibt naͤmlich das Mitglied ſeinen eigenen Willen kund, 
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den Vertrag von feiner Seite aufzuheben; daher muß jezt 
auch den Uebrigen frei ſtehen, es gleichfalls von der ihrigen 

zu thun, und daruͤber, wie uͤber andere geſellſchaftliche Ange⸗ 
gelegenheiten, einen gemeinſchaftlichen Beſchluß zu faſſen. Doch 
wird freilich rathſam ſeyn, die Grenzen und die Aus⸗ 

übungsweife dieſes — im Allgemeinen zwar evidenten, in 
konkreter Anwendung aber dem Mißbrauche ſehr ausgeſezten — 
Rechts durch poſitive Beſtimmungen feſtzuſezen. 


Hand 
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Familienrecht. 
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F. 65. 
Einleitung. 


* 


* 


Die voranſtehenden allgemeinen Grundſaͤze von Geſell⸗ 
ſchaftsrecht ſind fuͤr alle Geſellſchaften giltig und auch von 
leichter Anwendung auf die etwa hier oder dort eintretenden 
beſonderen Verhaͤltniſſe. Nur die große Staats geſellſchaft, 
wegen ihrer für das Recht überhaupt unermeßlich wichtigen 
Bedeutung, nimmt eine beſondere Darſtellung in Anſpruch, und 
erſcheint als Gegenſtand eines eigenen Haupttheiles der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, naͤmlich des offentlichen Rechts im enge⸗ 
ren Sinn. 

Es iſt hiernach unnoͤthig, in einem allgemeinen Lehrge⸗ 
baͤude des Vernunftrechts von den verſchiedenen kleineren, wirk⸗ 
lichen oder möglichen Geſellſchaften insbeſondere zu ſprechen, 
indem die Anwendung der allgemeinen Prinzipien des Ge⸗ 
ſellſchaftsrechts auf jede derſelben dem vernünftigen Urtheil 
ſich von- ſelbſt darbietet. 

Eine Geſellſchaft jedoch gibt es (oder wenigſtens ein 
Verhaͤltniß, deſſen erſte Grundlage eine Geſellſchaft iſt,) welche 
eine genauere Erörterung fordert, und zwar darum, weil fols 
ches Verhaͤltniß unter allen Zuſtaͤnden des hypothetiſchen Rechts 
dem abſoluten Naturzuſtand am naͤchſten ſtehend, ja wirklich 
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mehr Faktum der Natur als der menſchlichen Willkuͤr, darum 
auch ſo alt und ſo ausgebreitet, als die Menſchheit ſelbſt, und 
in ſeinen Wirkungen oder Folgen von der allerhoͤchſten Wichtig⸗ 
keit iſt: — die Familie. | 

Das Familienrecht beruht indeſſen nicht blos auf Grund⸗ 


ſaͤzen des Geſellſchaftsrechts. Vielmehr ſind fuͤr daſſelbe 


noch manche andere, theils gemeine Vertrags verhaͤltniſſe, 
theils ſentimentale und moraliſche Geſeze, theils bloſe 
Natur verhaͤltuiſſe beſtimmend; und eben darum wird es fuͤg⸗ 
lich in geſonderter Darſtellung, als eine eigene Partie des an⸗ 
gewandten Vernunftrechts, behandelt. Wir laſſen es unmittel⸗ 
bar auf das allgemeine Geſellſchaftsrecht folgen, weil einerſeits 
ſeine Prinzipien wenigſtens zum Theil aus ſolchem ſtammen, 
und weil anderſeits die Familie hiſtoriſch, ſo wie das allge⸗ 
meine Geſellſchaftsrecht dogmatiſch, den natuͤrlichſten Ueber⸗ 
gang von dem Privatrecht zum Staatsrecht bildet. 

Die Familie beſteht natuͤrlich aus drei, in Anſehung ihrer 
rechtlichen Natur verſchiedenen und darum auch geſondert zu 
erdrternden Verhaͤltniſſen. Es find” dieſelben: 1) das Verhaͤlt⸗ 
niß der Ehegatten, 2) das der Eltern und Kinder, 3) das der 
Dienſtherrn und des Dienſtgeſindes. 


I. Von der ehelichen Geſellſchaft. 


5.66. 
Begriff der Ehe. 


— nenn 


Was die Ehe ſey, darüber iſt der geſunde Menſchenver⸗ 
ſtand ſo ziemlich im Reinen, d. h. ſo weit einige Civiliſation 


oder auch nur der Anfang humaner Bildung reicht, ſo weit 


wird das Verhaͤltniß der Ehe gekannt und mit demſelben 
überall fo ziemlich der naͤmliche — ob auch nicht zur völligen 
Deutlichkeit oder wiſſenſchaftlichen Beſtimmtheit gebrachte — 
Begriff verbunden. Die Gelehrten aber, bei ihren Bemuͤ⸗ 
hungen, ſolche Beſtimmtheit hinein zu bringen, find auf 
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mancherlei feltfame Abwege gerathen, von welchen jedoch 1 4) 


halten abermal der gefunde Menſchenverſtand hinreicht. 

Uns iſt die Ehe eine Geſellſchaft zum Genuß der Ge 
ſchlechtsliebe in Uebereinſtimmung mit dem moraliſchen Geſez 
und mit der edleren Menſchennatur, d. h. alſo ein Verhaͤltniß, 
welches die Erfüllung der moralifchen Pflichten in Ruͤckſicht der 
Geſchlechtsbefriedigung zu Rechtspflichten zwiſchen zwei Per⸗ 
ſonen macht. Alſo nicht blos Enthaltung von immora⸗ 
liſchem (d. h. Beſchraͤnkung auf nicht unerlaubten) 
Genuß, ſondern wirkliche Veredlung des Genuſſes durch 
moraliſche Zwecke gehort zum Begriff der Ehe, als eines, nach 
allgemeinem Anerkenntniß nicht nur erlaubten, ſondern ehr⸗ 
wuͤrdigen und heiligen, Inſtituts. 

Bei ſo allgemeiner Faſſung entgehen wir der Gefahr, 
durch Aufnahme einer beſtimmten Bedingung des Genuſſes 
(z. B. wie Viele thun, der Ausſchließlichkeit) in die Er⸗ 
klaͤrung der Ehe ein Anerkenntniß dieſer oder jener Pflichten 
gewiſſermaßen zu erſchleichen, d. h. vorauszuſezen, was 
erſt zu erweiſen iſt. Auch ſtellen wir dadurch ganz deutlich 
das Verhaͤltniß dar, welches in Ruͤckſicht der Ehe zwifchen. 
Recht und Moral beſteht, wornach naͤmlich — ganz verſchie⸗ 
den von dem in andern Rechtsſphaͤren herrſchenden Verhaͤltniß 
— keineswegs das Rechtsgeſez es iſt, welches beſtimmt, 


und das moraliſche, welches adoptirt und ſanktionirt, 


ſondern vielmehr das moraliſche, welches vorſchreibt und 


das Rechtsgeſez, welches das dergeſtalt als Pflicht erſchei⸗ 


nende auch zur Schuldigkeit macht. Es muß hiernach der 


Rechtslehrer bei dem Moraliſten hier in die Schule gehen, und 


was er von Rechten und Schuldigkeiten der Ehegatten zu ſagen 
hat, wird groͤßtentheils in Diktaten der Moral beſtehen. * 


§. 67. 
Allgemeiner Inhalt des Eherechts. 


Alle Edleren, FA alle nur gemein menſchlich Fuͤhlenden, 


erkennen, daß die Befriedigung des Geſchlechtstriebes auf 
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gemein thieriſche Weiſe der Menſchenwuͤrde widerſtreitend 


iſt. Wie wird nun die Veredlung jener Befriedigung und 


demnach eines auf die lezte gerichteten Verhaͤltniſſes geſchehen 
koͤnnen? — Die Beantwortung dieſer Frage iſt der Inhalt 


des Eherechts. 


Die allernaͤchſt liegende Veredlung iſt die Sentimen⸗ 
talität. Der Geſchlechtstrieb erſcheint hiernach als Lie be, 
als Streben nach moͤg lichſt inniger Ver einigung mit 
dem geliebten Weſen, und der Geſchlechtsgenuß nur als Aus⸗ 
druck der wechſelſeitig empfundenen Liebe. Das Thier ſtrebt bei 
ſeinem Geſchlechtstrieb blos nach ſeiner eigenen momentanen 
Befriedigung — gleichviel durch welches Individuum des an⸗ 
dern Geſchlechts — und kennt nach genoſſener Luſt deren indi⸗ 
viduellen Gegenſtand nicht mehr. (Von einigen Ausnahmen 
ſelbſt in der Thierwelt wird hier weggeblickt.) Beim Menſchen 
dagegen verwandelt ſi ch der allgemeine Geſchlechtstrieb in all⸗ 
einige und bleibende Liebe zu einer beſtimmten Perſon, mit 
welcher in ein Weſen ſich zu verſchmelzen der Drang ſeines 
Herzens iſt. Des Genuſſes, welchen er gibt, freut er ſich gleich 
innig, wie deſſen, welchen er empfaͤngt, und die koͤrperliche 
Vereinigung, das wechſelſeitige, unbeſchraͤnkte ſich Hingeben, iſt 
koſtbar nur als Pfand der Seelen vereinigung. 

Der vernuͤnftige Menſch erkennt ſofort in den Folgen der 
Vereinigung die Bedeutung und den Naturzweck; der Ger 
ſchlechtsliebe, ſomit auch die. Pflicht, bei deren Genuß in Ueber⸗ 
einſtimmung mit demſelben hohen Zwecke zu bleiben. Solcher 
Zweck aber iſt offenbar nicht nur die Fortpflanzung oder Er⸗ 
zeugung ſchlechthin, ſondern die Fortpflanzung und Erhaltung 
eines Geſchlechts der Menſchen, alſo die Erziehung der Ge⸗ 
zeugten zu vernuͤnftigen Erdenbuͤrgern und aͤchten Gliedern einer 
menſchlichen Geſellſchaft. Was alſo die natürliche Bedingung 
iſt einer menſchlichen Erziehung (und ſchon die phyfi- 
ſche fordert hier Vieles), und welche ſegensreiche Fruͤchte uͤber⸗ 
all für die Einzelnen wie fuͤr die Geſellſchaft einer vernunftge⸗ 
mäßen Richtung der Geſchlechtsliebe entſprießen moͤgen, dieſelben 
find alle enthalten im Zweck der Ehe; und ihre Erſtrebung iſt 
die wechſelſeitige Rechtspflicht der Verehlichten. 
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$. 68. 
Beſondere Rechte. 


Aus dieſer Grundidee fließt von ſelbſt die Entſcheidung fuͤr 
alle einzelnen wichtigeren Punkte des Eherechts. Sie iſt uͤberall 
urſpruͤnglich von der Moral diktirt und vom Recht nur adop⸗ 
tirt, wobei denn natürlich die Beſchraͤnkung obwaltet, daß nicht 
der ganze Umfang der moraliſchen Pflichten, ſondern nur die⸗ 
jenigen, deren Erfüllung zugleich in aͤußerlichen, eines Erzwin⸗ 
gens empfaͤnglichen, Handlungen, beſteht, zum ſtrengen Ehe⸗ 
recht gehoͤren; weßhalb dieſes allerdings nicht hinreicht, ein 
die Vernunft befriedigendes eheliches Verhaͤltniß zu erzeugen, 
ſondern gar Vieles noch der bloſen Moral und freien Senti⸗ 
mentalitaͤt uͤberlaſſen, manches auch der Politik durch pos 1 
tives Geſez zu fuppliren bleibt. 

I. Die Innigkeit der Geſchlechtsliebe kann nicht gedacht 
werden ohne Ausſchließ lichkeit. Beim Weibe zumal ſtreitet 
die Hingebung an Mehrere wider die Krone ſeiner Tugenden, 
die Geſchamigkeit? und der Mann, welcher die ungetheilte 
Hingebung der Frau fordert, wird ihr dadurch auch die gleiche 
ſchuldig. Auch kann das edlere Leben der Familie, die wirk⸗ 
liche Verbindung aller Glieder derſelben zu einer in ſich harmo⸗ 
niſchen Geſammtperſoͤnlichkeit oder zu einem moraliſchen Ganzen, 
nicht aufkommen, wo mehrere Muͤtter, jede fuͤr ihr Kind, um 
die Liebe deſſelben Vaters ſtreiten, und noch weniger, wo von 
mehreren Vaͤter keiner ſein eigenes Kind erkennt. Daher iſt 
Monogamie die der Vernunft einzig entſprechende Form der 
Ehe, Polyandrie dagegen und Gemeinſchaſt der Weiber 
unbedingt verwerflich, Polygynie jedoch, obſchon der vere⸗ 
delten Menſchheit allerdings unangemeſſen, dennoch — nach 
klimatiſchen oder Kultur- und andern Verhaͤltniſſen — durch 
allgemeine Sitte moͤglicherweiſe gerechtfertigt und von dem Be⸗ 
griff einer wahren Ehe nicht ausgeſchloſſen. Mehr, als nach den 
bei einem Volk uͤberhaupt herrſchenden Begriffen zur moraliſchen 
Zulaͤßigkeit und Heiligung der Geſchlechsliebe gehört, darf auch 
vom Standpunkt des Rechts alldort nicht gefordert werden; und 
es erſchiene als uͤbergroße Anmaßung, wenn wir, weil nach 
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unſerer höheren Kulturſtufe nur die monogamiſchen Ehen 
ehrend, ſchlechthin allen polygamiſchen Verbindungen, welche 


ſeit Jahrtauſenden bei ſehr vielen Völkern durch religioͤſes wie 


buͤrgerliches Geſez als Ehen erkannt werden, den Charakter 
einer rechtlichen Verbindung verweigern wollten. 

II. Von der Ausſchließlichkeit der Geſchlechtsliebe in der 
eheli chen Verbindung iſt auch die Unaufloͤslichkeit der 
Ehe eine natuͤrliche Folge. Kein Redlicher, kein wahrhaft in⸗ 
nig Liebender kann anders, als mit der Abſicht einer immer⸗ 
waͤhrenden Verbindung ein achtungswerthes Weib zur Ehe 


begehren. Kein edles Weib wird dem begehrenden Manne fi, 
hingeben ohne Vorausſezung ſolcher Abſicht. Außerdem fordert 


der hoͤhere Zweck der Ehe (allernächſt die Erziehungs- 
pflicht) von den Eheleuten eine bleibende Gemeinſchaft 
des Lebens, und erſcheint daher die Trennung jedenfalls als 
Aufhebung des urſpruͤnglichen Vertrags. Nicht minder klar iſt, 
daß es fuͤr die Politik ſehr wichtige Gruͤnde gibt, die Un⸗ 


auflöslichkeit der Ehe oder wenigſtens eine beſondere Erſchwe⸗ 


rung des Scheidens poſitiv zu ſtatuiren. Doch dieſer lezte 
Standpunkt iſt dem Vernunftrecht fremd; und auch die fruͤheren 
Betrachtungen koͤnnen mehr nicht beweiſen, als daß in dem 
vernunftrechtlich anzunehmenden Ehekontrakt die Bedingung der 
Unaufloͤslichkeit natürlich oder vernunftgemaͤß enthalten ſey. 
Allein daraus fließt ſtreng rechtlich blos die Unaufloͤslichkeit durch 


einfeitigen Entſchluß, nicht aber auch durch beide rſei⸗ 


tigen, indem man ja wechſelſeitig ſich die Vertragspflicht 


erlaſſen, oder auf das Vertragsrecht verzichten kann; auch nicht 


die Unmoͤglichkeit der Scheidung wegen einſeitiger Rechts ver⸗ 


wirkung, d. h. wegen weſentlichen Treubruchs des 


einen Ehetheils ). Endlich gibt es auch Schein-Ehen, 


d. h. ſolche, die mit einem natuͤrlichen Hinderniß der Giltigkeit 


*) Als ſolcher weſentliche Treubruch erſcheint, zumal auf Seite der 
Frau, jeder Geſchlechtsumgang mit einem Fremden (Ehebruch im 
engern oder eigentlichen Sinn). Durch ſolches Verbrechen der 
Frau wird nämlich die Ordnung der Familie jedenfalls töd⸗ 
lich verlezt und Schande auf beide Häupter gewälzt. Auf Seite 
des Mannes iſt die Uebertretung moraliſch, hier alſo auch 
rechtlich, unvergleichbar geringer, deßhalb jedoch keineswegs 
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behaftet ſind, und welche daher, ſobald dieſes erſcheint, nicht 
eigentlich aufgelöfet, ſondern blos als ſchon eee nichtig 
erkannt werden. 

III. Als dergleichen Hinderniſſe oder Ungiltigkeits⸗ 
Gruͤnde erſcheinen: 1) Das vollkommene Unvermoͤgen. 2) Eine 
von dem einen oder dem andern Theil ſchon früher einge⸗ 
gangene (und rechtlich noch beſtehende) monogamiſche Ehe, 
(woraus naͤmlich eine moraliſche Unmoͤglichkeit des Voll⸗ 
zugs oder der Fortſezung der zweiten Ehe und daher die recht⸗ 
liche Ungiltigkeit der lezten hervorgeht *). 3) ungerechter 
Zwang, wiewohl durch nachfolgende freie Einwilligung des 
gezwungenen Theiles, welche nach Umſtaͤnden ſelbſt Gewiſſens⸗ 

pflicht ſeyn kann, die Ehe vollgiltig wird. 4) Weſentlicher 
(d. h. erſcheinend zur Ehe beſtimmender) Irrthum des einen 
Theils, abſichtlich, alſo betuͤrgeriſch, hervorgebracht durch den 
andern. 5) Ob und in wie fern anch ſelbſtverſchuldeter 
Irrthum? mag aus den oben ($. 34) gegebenen allgemei⸗ 
nen Regeln (vom Irrthum bei Verträgen) zu ermeſſen ſeyn. 
6) Ob und in wie fern die nahe Bluts verwandt⸗ 
ſchaft oder Verſchwaͤgerung? Hier ſind mehrere Un⸗ 
terſcheidungen noͤthig. Fuͤrs Erſte iſt klar, daß dabei nie⸗ 
mals von Rechtswidrigkeit, ſondern blos von Recht⸗ 
loſigkeit (d. h. vom Nichtvorhandenſeyn eines rechtlichen 
Bandes, alſo von rechtlicher Ungiltigkeit) die Rede ſeyn kann. 
Eine rechtswidrige Ehe iſt eben ſo ſehr ein ſich ſelbſt wider⸗ 
ſprechender Begriff, als ein widerrechtliches Eigenthum. Die 
Frage iſt alſo: Kann die Gefchlechts + Verbindung zwiſchen nahen 
Verwandten durch ein rechtliches Band bekraͤftiget oder kann 
ſolcher Verbindung jemals der Name der Ehe ertheilt werden? 
— Bei vorausgeſezter Abſtammung aller Menſchen von einem 
Menſchenpaar, oder auch nur bei geſezter Verſchlagung einer 
Familie auf ein verlorenes Eiland, wird jene Verbindung als 


entſchuldbar. Doch fordert die eheliche Treue, zumal vom 
Manne, noch manch Anderes, als die hier beſprochene 
Enthaltung, wiewohl die Gemeinheit deſſen oftmals vergißt. 


*) Hier können freilich Fälle von ſehr ſchwieriger Natur vorkommen, 
bei deren Entſcheidung jedoch der naturrechtliche Richter N den 
moraliſchen Caſuiſten zu befragen hat. 
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moraliſch erlaubt, demnach die l der Geſchlechts⸗ 
Verbindung zwiſchen nahen Verwandten wenigſtens nicht als 

abſolut oder ausnahmslos erſcheinen. Auch mag geſchehen, daß 
z. B. Geſchwiſter von einander entfernt heranwachſen, und daß 
ſie, als erwachſen zufällig zuſammengefuͤhrt, ohne Ahnung des 
Verwandtſchaftsbandes ſich ehelichen. Soll, nach ſpaͤterer Ent⸗ 
deckung, ſchon vermöge natürlichen Rechtes die Ehe zerriſſen, 
die Kinder zu Waiſeu gemacht werden? — Auf der andern 
Seite aber iſt einleuchtend, daß das Erlaubtſeyn der Ehen 
unter nahen Verwandten die Gefahr allzufruͤher und unordent⸗ 
licher Geſchlechts⸗Vermiſchung herbeifuͤhren, ja, durch die jezt 
nothwendig eintretende Scheu der — tugendhafteren — weib⸗ 
lichen Familienglieder vor den männlichen jene ruhige Vertrau⸗ 
lichkeit und Reinheit des gemeinfchaftlichen Lebens geſtoͤrt wurde, 
welche zum Weſen einer naturgemaͤß geordneten Familie 
gehoͤrt. Auch wuͤrde dadurch die Iſolirung der einzelnen 
Familien, die Verminderung des freundlichen Verkehrs mit 
andern bewirkt, und der naͤchſtliegende Anlaß zur Verbindung 
mehrerer Familien unter ſich und mittelſt derſelben zur all⸗ 
maͤhlig ſich ausbreitenden Geſelligkeit, demnach zum Frieden, 
zur gemeinſchaftlichen Rechts⸗Anerkenntniß und Handhabung, 
und zur Schließung des größeren bürgerlihen Vereins 
aufgehoben oder unendlich geſchwaͤcht werden. 

Darum — naͤmlich zur Sicherung des doppelten Zweckes: 
reines inneres Familienleben und wechſelſeitige Befreundung 
mehrerer Familien, ſonach Grundlegung ausgebreiteter Geſellig— 
keit — hat die Natur das Gefuͤhl des Abſcheues gegen die 
Ehen zwiſchen nahen Verwandten in unſer Gemüth gepflanzt !), 
und die Beobachtung ihres hiedurch kundgemachten Geſezes 
durch die ſchnell und auffallend bei deſſelben Uebertretung ent⸗ 
ſtehende Verſchlechterung der Race eingeſchaͤrft. Der geiſtig 
hoͤher Stehende, welcher dieſe Verhaͤltniſſe einſieht, wird hier— 


) Hugo zwar (F. 215.) leitet den Urſprung ſolches Abſcheues blos 
von der Furcht der Väter oder Brüder her, ihre Töchter oder 
Schweſtern nicht an Mann zu bringen, oder Schande davon zu 
haben, wenn Sie Selbſt dieſelben ſchlecht gemacht hätten. Aber 

auch dieſe Lehre dient zur Charakteristik ſeines allgemeinen 
Syſtems. — R 

Rotteck's Vernunftrechtslehre. I. 20 
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nach die Enthaltung von ſolcher Ehe fuͤr moraliſches Ge⸗ 
bot achten, und eine vernünftige Politik wird fan 
Gebot eine poſitive Sanktion verleihen. 


f $. 69. 
Entſtehung der Ehe. 


Die Ehe, als eine Geſellſchaft, entſteht in der Regel nur 
durch Vertrag. Doch kann auch eine blos faktiſche Verbin⸗ 
dung, z. B. mit einer Entfuͤhrten oder mit einer Unmuͤndigen, 


auf einer und der andern Seite die rechtliche oder wenigſtens 


die moraliſche Nothwendigkeit erzeugen, durch nachfolgenden. 


— ob auch nur ſtillſchweigend einzugehenden — Vertrag die 
einmal beſtehende Verbindung zu heiligen; wornach ſolcher Ver⸗ 
trag, wenn auch nicht als erſte Grundlage, doch als Bekraͤfti⸗ 
gung des ehelichen Verhaͤltniſſes erſchiene. Durch ſolche Bes 
trachtung wird die hier abermal das zartere Gefuͤhl beleidigende 


Lehre Hug o's ($. 222, 223. u. a.) berichtigt oder widerlegt. 
a Der Ehevertrag iſt jedoch nicht identiſch mit der Ehe 
ſelbſt. Die lezte iſt nicht blos ein Vertrags-Verhaͤltniß, 8 


fondern zugleich ein dem Realrecht oder Eigenthum wenig⸗ 
ſtens analoger Beſiz ſtand, welcher demnach faktiſch eingetre⸗ 
ten ſeyn muß, um rechtlich zu beſtehen, ſo wie ohne faktiſche 
Okkupation (oder — bei der abgeleiteten Erwerbung — 
ohne Ueberga be) kein Eigenthum ſtatt findet. Ehevertraͤge 
find demnach, naturrechtlich gewürdigt, mit den Ver loͤbniſ⸗ 
ſen des poſitiven Rechts identiſch, und nur durch den Voll⸗ 
zug wird die Ehe wirklich geſchloſſen. 


Der Vollzug iſt aber ein doppelter: einmal unter den Vet⸗ 


tragſchließenden felbft, als wirkliche Geſchlechts veer⸗ 
einigung, und dann ein der Welt (der Geſammtheit der mit 
dem Ehepaar in Wechſelwirkung Stehenden) angekündeter, 
welcher durch die oͤffentlichen Feierlichkeiten der Hei⸗ 
ratb geſchieht und die rechtliche Wirkung hat, alle Umherwoh⸗ 
nenden in Kenntniß zu ſezen, daß die nunmehr verheiratheten 
Perſonen der freien Liebeswerbung aller Andern entruͤckt, naͤm⸗ 


lich wechſelſeitig eine der andern rechtlich verbunden ſeyen. Eine 
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Bewerbung um den einen oder andern Ebetheil kann jezt nim⸗ 
mer bona fide ſtatt finden, ſondern erſcheint als Beleidigung 
Baden Re | | 


$. 70. 
Ob die Ehe eine gleiche Geſellſchaft fty ? Vermögensverhältniſſe. 


Zum Weſen der Geſellſchaft gehört, daß fie frei ſey; die 
Gleichheit jedoch wird nicht unbedingt gefordert. Mann und 
Weib nun find ſchon nach dem Naturgeſez ungleich; und 
die Ehe, welche das naturgemäß zwiſchen den Geſchlechtern 
beſtehende Verhaͤltniß, demnach die natürliche Ehemoral, 
zugleich zur rechtskraͤftigen Verpflichtung der Ehegatten 
macht, wird daher jedenfalls unter ſtillſchweigender Anerkennung | 
ſolches Verhaͤltniſſes geſchloſſen. Durch die Natur aber iſt der 
Mann — wenigſtens in der Regel — der ſtaͤrkere, erfahrenere, 
verftändigere , und auch derjenige Ehetheil, von deſſen Sorge 
und Erwerbung ganz vorzüglich die Erhaltung der Familie ab» 
hängt. Alle dieſe Umſtaͤnde begründen eine Superioritaͤt, 
welche kein verſtaͤndiges und kein tugendhaftes Weib verkennt, 
es ſey denn, ein ungluͤckliches Geſchick habe ſie mit einem 
ſchwachen, des Regiments unfaͤhigen Manne, und welcher ſich 
etwa von ihr füttern läßt, verbunden. Jene Superioritaͤt iſt 
uͤbrigens ſchon dem allgemeinen Geſellſchaftsrecht in 
ſo weit entſprechend, daß uͤberall, wo ein Mitglied mehr an 
Kraͤften oder Leiſtungen zur Erreichung des gemeinſamen Zwe— 
ckes beiträgt, demſelben nach eben dieſem Verhaͤltniß auch eine 
gewichtigere Stimme bei der Berathung und Schlußfaſſung zu⸗ 
ſteht; wornach alſo, angewandt auf die Ehegatten, die Frau 
keineswegs ausgeſchloſſen wird von der zaͤhlenden Stimm⸗ 
gebung, jedoch beim Widerſtreit der Anſichten die Stimme des 
Mannes, als des Beſchuͤzers, Ernaͤhrers und uͤberhaupt des 
ſelbſtſtaͤndigeren Theiles der Familie, den Aus ſchlag gibt. 
Die Sphaͤre ſolcher Gewalt, und ſo hinwieder die Sphaͤre der 
nach der Natur der Geſchaͤfte vernunftgemaͤß dem Weibe vor- 
zugsweis zuſtehenden Beſorgung, nicht minder jene der, beiden 
Theilen vorbehaltenen, rein perſoͤnlichen oder individuel— 
| 20 * 
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len Freiheit zu zeichnen, wird uͤbrigens, nach Maßgabe der 
konkreten Verhaͤltniſſe, dem verſtaͤndigen und billigen Urtheil 
jedesmal leicht ſeyn. Fuͤr's Allgemeine hen die aufgeſtellten 
Prinzipien genuͤgen. Hr 

Ueber die Vermoͤgensrechte der Eheleute beſtimmt das 
Vernunftrecht im Allgemeinen nur wenig. Zwar wird es aner⸗ 
kennen, daß die Guͤtergemeinſchaft fuͤr Perſonen, die in 
einer innigen und auf Lebenszeit geſchloſſenen Vereinigung ſtehen, 
das paſſeudſte Verhaͤltniß ſey, und daß Gatten, die ſich wechſel⸗ 
ſeitig ihre ganze Perſoͤnlichkeit hingeben, keinen Grund des 
Vorbehalts eines geſonderten Ver moͤgens haben koͤnnen. Allein 
die ganz innige Vereinigung, ſo wie das Ideal der Ehe 
ſie darſtellt, iſt in der Erfahrung nicht eben ausnahmslos 
vorhanden; und die Vorſtellung einer möglichen Abweichung 
iſt, wenigſtens bei Jenen, welche im Namen der angehenden 
(oft noch minderjährigen) Gatten den Ehevertrag unterhandeln 
oder abſchließen, nicht als leere Traͤumerei oder allzu ängftliche 
Vorſicht zu betrachten. Die Sicherſtellung eines zum eige⸗ 
nen Lebensunterhalt und zur Erziehung der Kinder hinreichenden 
Vermdͤgens auch für den Fall, daß ein Gatte aus Fahrlaͤßig⸗ 
keit, Leichtſinn oder boͤſem Willen daſſelbe vergeuden oder untreu 
verwalten ſollte, kann nach Umſtaͤnden ſelbſt als pflicht maͤßig 
erſcheinen, und iſt jedenfalls rechtlich erlaubt, auch, wo ſie nicht 
zu weit geht, der innigen Liebe unnachtheilig. Solche Intereſſen 
jedoch regelt allerdings am beſten das, alle Ruͤckſich ten mit 
Unbefangenheit wägende, poſitive Geſez. | 


II. Von dem Verhaͤltniß zwiſchen Eltern und 
Kindern. 


$. 71. 
Einleitung. 


Das zweite Hauptperhälenkß in der Familie iſt 
jenes zwiſchen Eltern und Kindern, ein reines Natur 
verhaältniß, welches nur Verkehrtheit aus eigenen Rechts⸗ 
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gefhäften, wie Vertrag oder Geſellſchaft, ableiten 
oder dahin zuruͤckfuͤhren kann. Zwiſchen Eltern und Kindern 
beſteht kein Vertrag und keine Geſellſchaft: das erſte 
nicht, weil Kinder zur Schließung eines Vertrags ganz unfaͤhig, 
blos erdichtete Vertrage aber im Vernunftrecht ohne Hei— 
math find; das lezte nicht, theils eben darum, theils aber 
auch, weil hier die weſentlichen Erforderniſſe zu einer Geſell⸗ 
ſchaft, namentlich der gemeinſchaftliche Zweck und der 
Geſammtwille, mangeln. Die Eltern allerdings haben den 
(aus Sentimentalitaͤt wie aus moraliſcher Pflicht fließenden) 
Zweck, das Kind zu erziehen. Aber fie haben zur Erſtrebung 
dieſes Zweckes ſich keineswegs mit dem Kinde verbunden, 
ſondern ſie erſtreben ihn für ſich ſelbſt — ob auch mit der 
durch die Rechte des Kindes als werdender Perſon geſezten 
Beſchraͤnkung —; und das Kind tritt dabei keineswegs als 
ſelbſtthätig, oder gar zur Verfolgung eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Zieles nach der Beſtimmung eines Gefammtwils 
lens verpflichtet, auf, ſondern blos als empfangend und 
durch rechtmaͤßige Gewalt beherr ſcht. Nur der Wille der 
Eltern iſt bei der Erziehung geltend, und in ſo fern, nach Be⸗ 
ſchaffenheit der Sachen oder Umſtaͤnde, auch der Wille der Kin— 
der eine zaͤhlende Kraft anſpricht, ſo erſcheinen dieſe entweder 
- als juriſtiſche Perſonen ſchlechtweg, oder als bereits 
erzogen und mithin ſelbſtſtaͤndig. Ueberhaupt find für 
dieſes Verhaͤltniß die Rechts⸗Geſeze nur von untergeord— 
neter Bedeutung. Die Moral und das Naturgefuͤhl be⸗ 
ſtimmen bei weitem das Meiſte. Das Recht koͤmmt — ſeine 
allgemeinen Diktate ausgenommen — zwiſchen Eltern und 
(zumal noch unmuͤndigen) Kindern ſelten zur Sprache; mehr 
nur gegen Fremde mag es heir anzurufen ſeyn. | 


— 


§. 72. 
Ob das Elternrecht auf die Erziehungspflicht ſich gründe? 


Die in der Schule vorherrſchende — ob auch in verſchie— 
denen Formen vorgetragene — Lehre leitet das Recht der El— 
tern auf ihre Kinder, alſo allernächft die elterliche Gewalt, 
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aus der Pflicht oder aus der Schuldigkeit der erſten zur 
Ernaͤhrung und Erziehung der lezten ab. Aber dieſe Lehre, wel⸗ 
cher die faft durchgaͤngig wahrzunehmende Verwechslung des Rechts 
mit der Moral oder doch die Ableitung des erſten aus der lezten 
zum Grunde liegt, iſt voͤllig unhaltbar und verwerflich. Denn: 

1) Durch eine mir obliegende Pflicht wird die Perſon 
oder Sache, worauf ſolche Pflicht fich bezieht, noch nicht Ger 
genſtand meines Rechtes; ſondern die Erfuͤllung meiner 
Pflicht iſt an und fuͤr ſich blos in meinem allgemeinen Recht 
auf (dem Rechte Anderer unnachtheilige) Handlungen ent⸗ 
halten. Der Hilfsbeduͤrftige, zu deſſen Unterſtuͤzung die mora⸗ 
liſche Pflicht mich auffordert, iſt deßhalb noch nicht mein, d. h. 
noch kein Gegenſtand meines Rechtes. Auch koͤnnten ja 
Andere gleichfalls ſolche Pflicht in Anſeh ung der naͤmlichen 
Perſonen, z. B. meiner Kinder, haben oder zu haben vermeinen, 
und daher waͤre mein Recht auf dieſelben, wiewohl der Begriff 
ſolches fordert, niemals aus ſchließend. 

2) Daſſelbe gilt ſogar von der Rechtspflicht be 
Schuldigkeit. Denn Auf die Erfüllung derſelben kann der 
Gläubiger verzichten, und dritte Perſonen geht meine 
Verpflichtung gar nichts an. Das Recht aber, welches ich auf 

mein Kind. anfpreche, kann durch keine Verzichtleiſtung des Tage 
ten erloͤſchen, und auch von allen Andern fordere ich ſeine 
Anerkennung. 

3) Es iſt uͤbrigens die Pflicht der Eltern zur Erichnng 
ihrer Kinder in Anſehung diefer lezten durchaus nicht juriſti⸗ 
ſcher, ſondern bloß moraliſcher Natur, wie aus nachſtehen⸗ 
den Betrachtungen hervorgeht: a) dieſe Pflicht iſt nicht blos 
negativ (blos die Verlezung des Kindes verbietend) ſon⸗ 
dern poſitiv, d. h. mancherlei Leiſtungen fordernd; und 
doch iſt kein Faktum vorausgegangen, welches als 
Rechtstitel ſolcher poſitiven Schuldigkeit gelten koͤnnte. Denn 
das Faktum der Zeugung, welches man gewöhnlich hier aufs 
fuhrt, iſt wohl geeignet, ein Recht für den Erzeuger auf 
das Kind gegen alle Anderen, keineswegs aber ein Recht des 
Erzeugten gegen die Erzeuger zu begruͤnden. Das Recht 
iſt die Regel der Wechſelwirkung zwiſchen Coexiſtirenden, 
nicht aber zwiſchen Exiſtirenden und noch nicht Exiſtirenden. 
Ein Ungeborener kann nur durch poſitive Rechtsdichtung zu 
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einer Perſon werden; und dem unbefangenen rechtlichen Ver⸗ 
‚fand erſcheint die Vorſtelluug einer Einwilligung uͤberhaupt, 
alſo auch einer nur bedingten Einwilligung, eines zu Zeugenden 
in die Erzeugung als Unſinn. Es beſteht alſo kein Vertrag 
zwiſchen Eltern und Kindern, daher auch keine vertragsmaͤ⸗ 
ßige Schuldigkeit. b) Man meint jedoch, es koͤnne auch 
ohne Vertrag — fo wie etwa durch Verlezung oder Beſchaͤdi⸗ 
gung eine Schuldigkeit entſteht — aus dem Umſtand, daß der 
Erzeuger überhaupt als auctor des Daſeyns und folglich auch 
der Hilfloſigkeit des Kindes erſcheint, eine Schuldigkeit 
zur Erziehung, d. h. zur Aufhebung des hervorgebrachten uͤblen 
Zuſtandes, abgeleitet werden.) Allein nicht eigentlich der Vater 
oder die Mutter, ſondern die Natur (ſehr oft ohne Abſicht 
der Eltern) hat dem Kinde das Daſeyn gegeben; und die Hand— 
lung, deren Folge dieſes war, kann wenigſtens nie als juriſtiſche 
Verlezung des zur Zeit der Handlung noch gar nicht Exiſtiren⸗ 
den erſcheinen. c) Sie kann es aber ſelbſt dann nicht, wenn 
mu die Zeit der Geburt auf jene der Zeugung zurückführt. 
Denn ſo viel iſt klar, daß die Eltern, wenn ſie auch Urheber 
des Lebens, doch nicht Urheber der Hilfloſigkeit des 
neugebornen Kindes ſind. Dieſe iſt reines Faktum der 
Natur. Die Eltern ſind daran ſo wenig ſchuld als an dem 
fpäte ſten Tod des Gebornen. d) Doch iſt die Hilfloſigkeit 
oder der angeblich verlorene Zuſtand des Kindes nicht einmal 
vorhanden. Die Natur hat fuͤr daſſelbe geſorgt ohne Hilfe 
der Jurisprudenz. Das Kind bringt mit ſich auf die Welt als 
Ausſtattung eine wirkſame Anweiſung an die in aller unvers 
dorbenen Menſchen und ganz vorzuͤglich in der Eltern Bruſt 
lebendige Liebe. Wahrlich! auf die Gefahr hin, von den 
Eltern nicht liebend behandelt zu werden, moͤchte man, auch 
ohne Rechtsanſpruch, (wenn von der gedichteten Einwil⸗ 
ligung zu reden iſt,) das Geſchenk des Lebens wohl, ans 
nehmen. 
Aber noch andere Betrachtungen bieten ſich dar: 
4) Wie oft find die Eltern unfähig, demnach auch uns 
verpflichtet, zur Erziehung, ja zur Ernährung des Kindes! Und 


*) Wie zumal auch Meiſter (Lehrb. des Naturrechts, 6. 421.) nicht 
ohne Kunſt verſucht. 
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doch behanpfen ſie, ſelbſt in dieſem Fal ein heiliges Recht auf 
ihr Kind. Der Grund dieſes Rechts kann aber dasjenige nicht 
ſeyn, bei deſſen Ermangeln das Recht gleichwohl fortbeſteht. 

5) Waͤre blos die Pflicht der Erziehung der Grund des 
elterlichen Rechtes, fo müßten vermoͤgensloſe Eltern 
aus Rechtspflicht ihr Kind jedem Reichen hingeben, der daſ⸗ 
ſelbe zu erziehen verſpraͤche, und das Kind ſelbſt waͤre jedem 
Fremden, der da die allgemeine Humanitaͤtspflicht der Erzie⸗ 
hung an ihm üben wollte, Gehorſam ſchuldig. Lauter Folge⸗ 
rungen, welche dem natuͤrlichen Gefuͤhl wie dem geſunden 
Menſchenverſtande widerſprechen und dadurch die Verkehrtheit 
des Prinzips beweiſen, wovon ſie ſchulgerecht abfließen. 


* ; | ; | $. 73. 
Grund und Weſenheit des Elternrechts. 


Der Grund des Elternrechts (und ſonach auch deſſen Jabalt 
und Umfang) iſt daher auf einer andern Seite aufzuſuchen; und 
erbietet ſich auch der unbefangenen Betrachtung von ſelbſt dar. 

Das Elternrecht iſt ſeiner Weſenheit nach nichts Anderes 
als wahres Eigenthumsrecht auf das Kind. Die näheren 
Beſtimmungen ſolchen Rechtes fließen dann aus der Eigenſchaft 
des Kindes als werdender Perſon, und ſind daher ſchon 
der allgemeinen Rechtslehre angehoͤrig. 

Das Kind ift Eigenthum der Eltern vermoͤge der natuͤr⸗ 
lichen Verbindung ſeiner Perſon mit jener der Erzeuger. Das 
Kind iſt Erzeugniß, alſo gewiſſermaßen Theil der Eltern; es 
gehört ihnen demnach nicht minder an, als überhaupt ihr eige⸗ 
ner Koͤrper oder irgend ein Theil deſſelben. 


Der geſunde Menſchenverſtand bezweifelt die Wahrheit Dies hg 


ſer Behauptung nicht. Wer wird anftehen, den Embryo im 
Leibe der Mutter als wirklichen Theil der lezten, und durch 
deſſen Verlezung demnach auch die Mutter verlezt würde, zu 
betrachten? — Aber auch nach der Geburt: wer wird anſtehen, 
den Saͤugling an der Mutter Bruſt fuͤr ihr unbeſtrittenes Ei⸗ 
genthum, fuͤr einen noch ungetrennten Theil Ihrer Selbſt zu 
achten? — Und was hier augenſcheinlich oder handgreiflich 
ſtatt findet, das iſt fuͤr's menſchliche Gefuͤhl auch ſpaͤter noch 
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und in Anſehung des Vaters nicht mindet als in Anſehung der 
Mutter wahr. Das Beduͤrfniß des Kindes, deſſen phyſiſche 
Erhaltung lange Zeit, deſſen menſchliche und buͤrgerliche Er⸗ 
ziehung aber noch weit laͤnger eine beſondere Pflege erheiſcht, 
ſodann die wechſelſeitige, durch die Natur ſelbſt eingepflanzte 
Liebe, auch Gewahrſam und Tag fuͤr Tag auf das Kind vers 
wendete Sorgfalt und Mühe, bringen eine ſo' innige Vereinigung 
des Kindes mit den Eltern hervor, und erhalten dieſelbe ſo un⸗ 
verkennbar fort, daß kein anderes Eigenthum einen fo hohen 
Grad von Evidenz, ſo wie auch keines ſolche Koſtbarkeit hat, 
als das elterliche Eigenthum auf die Kinder. In Anſehung aller 
Fremden alfo erſcheint hier ein wahrhaft dingliche s 
Recht, d. h. ein unbedingtes Recht zur Ausſchließung al⸗ 
ler Anderen, und ein heiliges Beſizrecht, welches nur im 
Falle der ſchwerſten Rechtsverwirkung mag verloren gehen. 
Auch in Anſehung des Kindes ift dingliches Rechk vor⸗ 
handen, jedoch hier ein weſentlich beſchraͤnktes, naͤmlich 
durch die Eigenſchaft des Kindes als werdender Perſon 
beſchraͤnktes, folglich dinglich⸗perſoͤnliches Recht. 
Mittelbar hat freilich ſolche Beſchraͤnkung auch auf das 
Verhältniß zu Anderen Einfluß; indem bei jeder mit 
Evidenz erſcheinenden Uebertretung der aus dem Perſoͤn⸗ 
lichkeitsrecht des Kindes fließenden Schranke den Anderen das 
Recht der Einmiſchung und Abhilfe zuſteht. In ſo weit 
jedoch das Kind wirklich als Sache erſcheint, ſind durch 
das Elternrecht unbedingt alle anderen ausgeſchloſſen; d. h. 
durchaus Niemanden als den Eltern ſteht irgend ein Recht auf 
das Kind zu. Auch in fo weit nur von moraliſcher Pflicht 
oder natuͤrlicher Sent im entalitaͤt die Rede iſt, alſo wohl 
uͤberhaupt in Anſehung der poſitiven Leiſtungen, findet von 
Seite Anderer kein Recht zur Einmiſchung ſtatt. Wohl aber 
kann die evidente Verlezung des Kindes, d. h. alſo die Ueber⸗ 
tretung der gegen das Kind, ſchlechthin als Perſon, nach dem 
allgemeinen Perſonenrecht ſtatt findenden (demnach blos nega⸗ 
tiven) Schuldigkeiten (3. B. die Ertödtung oder Mißhandlung 
des Kindes) von Andern hindangehalten werden; (jedoch nicht 
wegen eines Rechtes auf das Kind ſelbſt, ſondern blos 
vermoͤge des allgemeinen Rechtes auf Handlungen, 
die Riemandes Recht verlegen, und insbeſondere vermoͤge des 
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Allen zuſtehenden Rechtes, jedem evident Verlezten beizu⸗ 
ſpringen). Auch kann eine evidente Verwahrloſung oder eine 
völlige Verlaſſung des Kindes (3. B. die Ausſezung deſſel⸗ 


ben) als Verzichtleiſtung auf das elterliche Eigenthum 


betrachtet, daher das Kind ſodann von jedem Andern aufge⸗ 
nommen und enifbgder blos zeitlich — auch ohne Ausſchließung | 
der Uebrigen — vpflegt, oder durch eine Art von Okkupa⸗ 
tion (welche hier Adoption heißt) ins elterliche (oder doch 
demſelben analoge) Recht des Adoptirenden gebracht werden. Ein 
Verhaͤltniß dieſer Art iſt auch die Vormundſchaft uͤber 
elternloſe Kinder, wiewohl dieſelbe, gleich der Adoption, nie⸗ 
mals völlig, ſondern nur annähernd, das elterliche, das anf 
natürlicher Verbindung der Perſonen ruhende, Va 
darzuſtellen vermag. 


— — 


§. 74. 
oriſe zun g 


* 


— 
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8 Bei Betrachtung des alleinigen Verhaͤltniſſes der Eltern 
zum Kinde gibt hiernach das bloſe Recht dem lezten nur 
wenigen Troſt. Es iſt in Bezug auf Alles, was mehr iſt als 
Nichtverlezung der allgemeinen angeborenen Rechte, angewieſen 
von der Natur nicht an das kalte Recht, ſondern an die 
Liebe und an die moraliſche Pflicht der Eltern; und 
fuͤrwahr dieſe Ausſtattung iſt nicht dürftig...» Indeſſen 
kommen fuͤr den ſeltenen Fall der Nichtkenntniß oder Nichtach⸗ 
tung jener moraliſchen Pflicht von Seite Eines oder des An⸗ 
dern der Eltern dem Kinde mittelbar einige andere Rechts- 
verhältniſſe zu— ſtarten; naͤmlich: | 
a) Der Ehevertrag zwiſchen Mann und Frau, wodurch N 
alle moralifchen Pflichten, welche in Bezug auf die Geſchlechts⸗ 
liebe — alſo auch in Bezug auf die Pflege und Erziehung der 
Kinder — ſtatt finden, zu Rechtsſchuldigkeiten eines Ehegatten 
gegen den anderen werden. Mann und Frau fordern alſo 
wechſelſeitig von einander die Erfuͤllung jener Pflichten von 
Rechtswegen. 
b) Das Verhaͤltniß der Eltern zu allen übrigen Perſonen, 
mit welchen ſie in Wechſelwirkung ſtehen, alſo zur Geſell⸗ 
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ſchaft im weitern Sinn dieſes Wortes. Die Geſellſchaft um⸗ 
her (und alſo mit vorzuͤglich einleuchtendem Rechte der Staat) 
fordert von den Eltern, daß ſie die, durch die von Ihnen aus⸗ 
ſchließend behauptete Gewalt Erzogenen nicht zu Feinden oder 
Veraͤchtern des Rechts, d. h. nicht zu Bedrohern des Frie⸗ 
dens und der Sicherheit umher, ſondern zu ungefaͤhrlichen 
Menſchen heranbilden; und ſie kann, wenn die Eltern ſolcher, 
aus den allge meinſten Rechtsprinzipien fließenden Schuldigkeit nicht 
Genüge leiſten, durch eigenes Einſchreiten die Verlezung abwenden. 

Aus dieſen Saͤzen moͤchte das Elternrecht mit ziemlich befriedi⸗ 
gender Beſtimmtheit hervorgehen. Die Eltern haben naͤmlich: 

1) Das Eigenthumsrecht auf ihre Kinder, wie auf 
einen Theil ihres eigenen Leibes oder ihres eigenen Selbſts. 

2) Sie haben daher nicht blos das Recht zur Ausuͤbung 

der Erziehungspflicht, ſondern auch das Recht zu jeder bes 
liebigen Einwirkung, welche nicht dem allgemeinen Rechte der 
Kinder als Perſonen widerſtreitet. 
3) Sie haben alſo namentlich auch das Recht, (nicht nur, 
wie Hobbes ſagt, zu verhindern, daß nicht in den Kindern 
ihnen Feinde erwachſen, ſondern vielmehr das Recht) die 
Kinder ſich zu Freunden zu erziehen, und dadurch ſelbſt 
ein unverkennbares Naturgeſez zu befriedigen. Denn gleich: 
wie die hilfloſe Kindheit die Pflege der Eltern in Anſpruch 
nimmt, alſo bedarf hinwieder das hinfaͤllige Alter der Wartung 
einer liebenden Jugend. Die Kinder haben dazu dieſelbe 
natürliche (moraliſche und ſentimentale) endura, wie die 
Eltern ihrerſeits zur Erziehung des Kindes. 

4) Eine Behandlung der Kinder, welche mit Evidenz der 
hier vorwaltenden Idee: „die Kinder ſind Theile der 
ſelbſteigenen Perſoͤnlichkeit der Eltern,“ oder auch 
welche den, fuͤr das Kind als werdende Perſon in Anſpruch 
zu nehmenden, negativen Rechtspflichten widerſtreitet, 
iſt nicht in dem natuͤrlichen Elternrecht enthalten, und mag, 
nach Umſtaͤnden, als Verzichtleiſtung auf ſolches Recht gelten. 

5) Alle elterlichen Einwirkungen auf das Kind, zu wel 
chen daſſelbe, inſofern es verſtaͤndig und gut (insbefondere 
den edleren Naturgefühlen zugänglich) gedacht wird, 
einwilligen muͤßte oder koͤnnte, ſind gerecht. 

6) Aus dem wechſelſeitigen Recht der Ehegatten gegen 
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einander und aus dem Recht der Geſellſchaft gegen die 
Eltern, die ihre Kinder ſelbſt erziehen, fließen noch einige bes 
ſtimmtere Schuldigkeiten, welche jedoch dem unmit⸗ 
telbaren und reinen Verhältniß der Eltern zum Kinde nicht 
angehoͤrig ſind. 

Mit dieſen Prinzipien ſtimmen auch die poſitiven Rechte 
der verſtaͤndigſten Völker, wenigſtens des Alterthums, uͤber⸗ 
cin. Wo die Idee der Freiheit in den Staatsverfaſſungen und 
Geſezgebungen vorwaltete, da war meiſtens auch das elterliche 
(wenigſtens das väterliche) Recht in ſeiner vollen (oft ſelbſt 
übertriebenen) Ausdehnung gewahrt. Mit den Fortſchrit⸗ 
ten der Deſpotie, zumal mit der Verfeinerung derſel⸗ 
ben finden wir — wovon auch einige neuere Geſezgebungen zeu⸗ 
gen — eine mannigfaltige Schmaͤlerung der elterlichen, wie 
aller andern Rechte, namentlich ein groͤßeres- Maß oder ein 
fruͤheres Eintreten der Selbſtſtaͤndigkeit der Kinder gegenüber 
ihren Erzeugern, natuͤrlich verknuͤpft. Aber die Verringerung 
der vaͤterlichen Gewalt uͤber die Kinder iſt dieſen ſelbſt nir⸗ 
gends zum Guten gekommen. Was man dem Vater entnahm, 
das iſt nicht den Kindern, ſondern meiſt der Regierung zu⸗ 
gewachſen; und ſtatt einer durch die Natur geſezten und durch 
Naturgefuͤhl gemäßigten, das Wohl des Kindes nach pfychologis 
ſchem Geſez als eigenes Gluck achtenden elterlichen Herrſchaft iſt eine 
kalte, den Kindern als ſolchen fremde, Gewalt, getreten, welcher 
gegenüber die Perſoͤnlichkeit der Beherrſchten leicht völlig erliſcht. 


§. 75. 


Vom Aufhören der elterlichen Gewalt. 


. — — 


Die elterliche Gewalt vermindert ſich allmaͤlig bei der na⸗ 
turgemaͤß voranſchreitenden Entwicklung der eigenen Perſönlich⸗ 
keit des Kindes, und hoͤrt endlich auf durch die erkennbar voll⸗ 
endete Lostrennung deſſelben von den Eltern, d. h. durch das 
Eintreten der zur Darſtellung einer ſelbſtſtaͤndigen Perſoͤnlichkeit 
natürlich nothwendigen Altersreife oder Groß jaͤhrigkeit. Freie 
lich geſchieht dieſes nicht bei allen Kindern im gleichen Alters⸗ 
jahre, auch uͤberhaupt nicht ploͤzlich, ſondern nur in allmaͤligen 
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Sortſchritten, und darum iſt eine allgemein giftige Zeitbeſtim⸗ 
mung durch das Vernunftrecht unmoͤglich. Es würde vielmehr, 
beim Abgang poſitiver Beſtimmungen, fuͤr jedes einzelne Kind 
in conereto nach feinen perſoͤnlichen Eigenſchaften, Anlagen und 
Fortſchritten, und auch nach der Natur der in Frage ſtehenden 
Geſchaͤfte oder Handlungen, uͤber die erreichte oder nicht erreichte 
Großjaͤhrigkeit zu entſcheiden ſeyn. 

Nach eingetretener Großjaͤhrigkeit des Kindes dauert frei⸗ 
lich noch die auf Moral und Sentimentalitaͤt beruhende Ver⸗ 
bindung zwiſchen ihm und den Eltern fort; aber juriſtiſch ſtehen 
nun beide ſich als gleich berechtigte Perſoͤnlichkeiten gegenüber, 
es ſey denn, Beduͤrfniß oder Liebe, oder was irgend fuͤr ein 
Intereſſe, hielte das Kind im väterlichen Haufe feſt; wornach 
alsdann, wenn Beduͤrfniß die Verbindung erhaͤlt, die Selbſt⸗ 
ſtaͤndigkeit noch als unerreicht, demnach die elterliche Gewalt 
von Rechtswegen als fortdauernd zu achten, wenn aber blos 
Liebe oder freier Entſchluß, ein ausdruͤcklicher oder ſtillſchwei⸗ 
5 92 4 Vertrag zur Feſtſezung des neuen Verhaͤltniſſes noͤthig 
iſt. In der Regel wird ſolcher Vertrag ſchlechthin auf Fort⸗ 
ſezung des alten Verhaͤltniſſes gerichtet, demnach die elter⸗ 
liche — vorzugsweiſe die vaͤterliche — Gewalt nach wie vor 
rechtlich giltig erſcheinen. Doch kann auch — zumal wenn 
zum gemeinſamen Familienleben auch eine gemeinſame Er⸗ 
wer bung ſich geſellt — ein eigentlich geſellſchaftliches 
Verhaͤltniß eintreten, wornach auch die Kinder im Familien⸗ 
rath eine zaͤhlende Stimme führen mögen, und für die Ge 
ſammtangelegenheiten ein wahrer Geſammtwille — ob auch 
mit natuͤrlich fortdauernder Praͤponderanz des vaͤterlichen Wil⸗ 
lens — als rechtlich beſtimmend erkannt wird. 


III. Bon dem Verhältniß ischen Biene 
und Dienſtgeſinde. 


§. 76. 
Allgemeiner Begriff dieſes Verhältniſſes. 


Zum Beſtand der Familie gehört in der Regel noch ein 
drittes Verhaͤltniß: das zwiſchen Dienſtherrn und Dienſt⸗ 
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geſinde. Es iſt hier nicht die Rede, von jenen voruͤberge⸗ 
henden Dienſtvertraͤgen, mit welchen eine getrennte Perſon⸗ 
lichkeit des Herrn und des Dienenden gar wohl beſtehen kann; 
ſondern von den eine engere und bleibende Verbindung 
zwiſchen Beiden erzeugenden Vertraͤgen, welche theils ein ding⸗ 
lich⸗perſoͤnliches Recht des Herrn auf den Diener erzeugen, 
theils eine Art von Geſellſchaft, oder wenigſtens ein aus 
Dienſtpflicht und Geſellſchaftsrecht gemiſchtes Verhaͤltniß 
hervorbringen. > 
Von dem Dienſtverhaͤltniß, inſofern es ein dinglich perſoͤn⸗ 
liches Recht erzeugt, iſt ſchon oben ($. 40.) geredet worden. Es 
geſellt ſich demſelben — zumal im Zuſtand der Natureinfalt — 
gar leicht noch ein der Geſellſchaft ähnliches bei, welches 
jedoch keiner genauen Beſtimmung im Allgemeinen empfaͤnglich, 
ſondern der mannigfaltigſten Nuancirung, nach Perſoͤnlichkeiten, 
Umſtaͤnden und Lagen, unterworfen iſt. Seine Grundidee iſt 
jedenfalls Vereinbarung zu einem gemeinſchaftlichen Leben 
oder zu gemeinſchaftlicher Erſtrebung der natuͤrlichen oder noth⸗ 
wendigen oder auch beliebigen Lebenszwecke. Aber eine Beimiſchung 
von Unterwuͤrfigkeit unter einen Dienſtherrn iſt nothwendig, 
um nicht uͤber den Begriff der Familie hinaus zu ſchreiten. 
Gar verſchiedene Verhaͤltniſſe koͤnnen in conereto hier ſtatt 
finden. Der jeweils ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend geſchloſ⸗ 
ſene Vertrag kann allein hier maßgebend ſeyn. Zur Annahme 
eines ſtillſchweigenden Vertrags berechtigt übrigens ſchon die 
vorherrſchende Sitte eines Landes oder Volkes in Bezug auf 
Jeden, ber ſich nicht ausdrüdlich davon losſagte. RER 


—— — 


g. 77. 


Uebergang von der Familie zum Staat. 


Die, aus drei unter ſich weſentlich verſchiedenen rechtlichen 
Verhaͤltniſſen beſtehende, Familie wird zur Einheit gebracht 
durch die Gewalt des Familien hauptes, welches namlich 
a) in, der Eigenſchaft als Ehegatte die praͤponderirende Auto⸗ 
rität in allen aus der ehelichen Verbindung fließenden gemein⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten behauptet, daher auch b) die elter⸗ 
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liche Gewalt über die Kinder mit vorherrſchendem Anſehen aus⸗ 
übt, und c) auch von den dienenden Familiengliedern als 
oberſtes Haupt betrachtet wird. Doch iſt auch eine in glei⸗ 
cher Gemeinſchaft ausgeuͤbte elterliche und herrliche Gewalt 
gedenkbar; und es mag nach dem Tode des Gatten, Vaters und 
Herrn die Überlebende Gattin, Mutter und Herrin — wofern 
nicht befordere Gewohnheiten oder hergebrachte Rechte entgegen— 
ſtehen — ſelbſt die alleinige Herrſchaft fuhren. 

Durch die Verehligung der Kinder — und auch der dies 
nenden Familienglieder — erweitert ſich jedoch der Familien, 
kreis; und es wird, ſoll das gemeinſchaftliche Leben fortdauern, 
eine conventionelle Vererbung der Familiengewalt noth⸗ 
wendig. Der Groß vater oder Urgroßvater zwar wird 
ſchon nach natuͤrlichem Recht die oberſte Gewalt uͤber die von 
ihm abſtammenden und die der Familie dienenden Glieder be- 
haupten. Aber der ältere Bruder oder Oheim oder Grof- 
oheim (oder gar der Neffe oder uͤberhaupt perſoͤnlich juͤngere 
Sprößling einer urſpruͤnglich Altern Linie) kann nur durch 
Uebereinkdommniß, oder wie immer geltend gemachte 
Fiktion als allgemeiner Familienvater oder oberſtes Haupt 
der Familie erſcheinen. Doch iſt bis jezt die Fiktion nicht weit 
von der Wahrheit abweichend, und noch immer das Natur 
gefühl zur Abhaltung von Gewaltmißbrauch, wenigſtens in 
der Regel oder einigermaßen, wirkſam. 

Aber es hat ſolches die Gewalt maͤßigende Naturgefühl 
feine, gleichfalls durch die Natur geſteckte Grenze. Gegen ent: 
ferntere Seitenverwandte, gegen Dienende derſelben, oder gar 
gegen fremde Familien, welche freier Wille oder Beduͤrfniß 
oder Furcht in Verbindung mit einem erwa verwandten oder 
maͤchtigeren Stamme gebracht, iſt das Naturgefuͤhl allzuleicht 
ſtumm; und die Fiktion, wornach der Stammaͤlteſte (oder 
gar nur der jugendliche Sohn des Stammaͤlteſten) 
als Vater geachtet wird, und alſo mit vaͤterlicher Gewalt 
uͤber alle Stammesangehbdrigen waltet, erſcheint bald im allzu⸗ 
grellen Widerſtreit mit der Wahrheit. Es wird dann entweder 
— wofern natuͤrlich einfache Sitten und vorherrſchende Redlich— 
keit dergleichen Uebereinköommniſſe beguͤnſtigen — ein Fa mi— 
lienrath zur Maͤßigung der oberſten, jezt noch patriarch a— 
liſchen, Gewalt ſich bilden, oder, wo ſolches nicht iſtatt 
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findet, ein unbeſchraͤnkter Deſpotismus entſtehen; d. h. es 
wird der nach Herkommen oder Sitte oder religidfem Geſez, 
uͤberhaupt vermoͤge Dichtung, als Stammes vater Betrach⸗ 
tete mit der gedoppelten, vaͤterlichen und herrlichen, (in 
beider Beziehung alſo ſelbſt ein d inglich⸗perſoͤnliches Recht 
involvirenden) Gewalt über alle Stammesangehoͤrigen herrſchen; 
oder endlich es wird das Beduͤrfniß erkannt werden, an die 
Stelle des nun nicht mehr wirkſamen Naturgefuͤhles und zur 
Abwendung einer allen Rechtszuſtand toͤdtenden Deſpotie ein 
ſicheres Rechtsverhaͤltniß, namentlich einen buͤrgerlichen 
Vertrag zu ſezen, d. h. die erweiterte Familie in eine bür⸗ 
gerliche Geſellſchaft umzuwandeln, von welcher jedes na⸗ 
tuͤrlich vollbuͤrtige Individuum nur durch ſelbſteigenen 
Willen Mitglied, und deren Zweck ein vertrags mäßig 
durch alle Glieder beſtimmter oder anerkannter, deren oberſte 
Gewalt endlich nicht eine auf Natur verbindung und Ge⸗ 
fühl und auch nicht auf dienſtherrliches Recht, ſondern 
blos auf freie Unterwerfung zum Behuf der Erreichung 
des gemeinſchaftlichen Zweckes ruhende iſt. Mit die⸗ 
ſem Schritte beginnt eine neue Hauptperiode in der Geſchichte 
des hypothetiſchen Rechts. Das Privatrecht geht in öffent 
liches, die Familie in den Staat über 1 05 


9 Nach der in der allgemeinen Einleitung §. XXV. aufgeſtellten Ueber⸗ 
ſicht von den Theilen des natürlichen Privatrechts ſollte dem Fa⸗ 
milienrecht noch das Kirchenrecht folgen. Weil jedoch das in 

ſtreng rechtlich er Beziehung weitaus wichtigſte Verhältniß der 
Kirche jenes zum Staate, ja ohne Staat eine Kirche als wahr⸗ 
haft juriſtiſche Perſönlichkeit kaum gedenkbar iſt; ſo ſchien es, um 
Einheit in die Darſtellung zu bringen und Wiederholungen zu ver⸗ 
meiden, zweckmäßiger, von der Kirche erſt im Staatsrecht zu 
handeln. | | 

— Ende dee erſten Theils 


